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(Beginn: 14.09 Uhr) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Meine 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich darf Sie ganz herzlich zur 28. Sitzung 
des Rates in der aktuellen Wahlperiode begrü-
ßen. Ich begrüße unsere Gäste auf der Zu-
schauertribüne, die Vertreterinnen und Vertreter 
der Presse, die Bezirksbürgermeisterinnen und 
Bezirksbürgermeister und natürlich alle Mitglie-
der des Rates ganz besonders.  

Ich freue mich sehr, dass Herr Frank trotz einer 
sehr schweren Verletzung heute wieder bei uns 
ist. Wir alle wünschen ganz schnelle, gute und 
vollkommene Genesung. 

(Beifall) 

Ich begrüße Herrn Dr. Unna, den wir gleich als 
neues Ratsmitglied verpflichten werden, und 
Herrn Leonhardt, der heute anstelle von Herrn 
Dr. Steinkamp und Herrn Fenske den Stadtwer-
kekonzern vertritt und damit nachher auch für 
mögliche Rückfragen zu den entsprechenden 
Vorlagen im nichtöffentlichen Teil zur Verfügung 
stehen wird. Ich gehe davon aus, dass Sie damit 
einverstanden sind. 

Nach den mir vorliegenden Meldungen ist Herr 
Schöppe heute bis 20 Uhr entschuldigt; danach 
nimmt er an der Sitzung teil. 

(Martin Börschel [SPD]: Dann machen 
wir schnell!) 

Ich muss noch die Stimmzähler benennen. Das 
sind heute Herr Bosbach, Frau Gärtner und Frau 
Reinhardt. 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Sehr gute 
Wahl!) 

Meine Damen und Herren! Wir haben uns heute 
viel vorgenommen. Am Anfang steht die Einbrin-
gung des Entwurfs der Haushaltssatzung für das 
Jahr 2012, und im Anschluss daran folgt - das 
wissen wir alle - unsere komplette Ratssitzung 
mit zahlreichen Anträgen und Vorlagen. 

Auf Ihren Plätzen finden Sie heute neben den 
Ratsunterlagen eine neue Broschüre des Amtes 
für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit über die 
Funktionsweise von Rat und Verwaltung der 
Stadt Köln und die Beteiligungsrechte der Bürge-
rinnen und Bürger zur Information. Ich musste 
feststellen, dass ich das Schicksal meines Vor-
gängers Fritz Schramma teile. Die Bilder zu Be-
ginn der Amtszeit unterscheiden sich ein wenig 
von den Bildern im weiteren Verlaufe; und ich 

habe den Eindruck: bei Bürgermeistern ein biss-
chen drastischer. 

(Heiterkeit im ganzen Hause - Zuruf von 
der CDU: So schlimm ist es noch nicht!) 

- Schauen Sie es sich vorher und nachher an. 

Bevor wir beginnen, möchte ich Herrn Dr. Ralf 
Unna als neues Ratsmitglied einführen. Frau Ma-
rion Lüttig von der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen hat ihr Mandat mit Wirkung zum 12. Oktober 
2011 niedergelegt. Herr Dr.  Unna wurde als 
Nachfolger gemäß § 45 des Kommunalwahlge-
setzes festgestellt und hat die Nachfolge ange-
nommen.  

Herr Dr. Unna, ich möchte Sie jetzt bitten, zu mir 
zu kommen. Gleichzeitig bitte ich alle Anwesen-
den - freundlicherweise auch die Gäste auf der 
Zuschauertribüne -, sich von ihren Plätzen zu er-
heben. 

(Dr. Ralf Unna [Bündnis/90/Die Grünen] 
begibt sich zu Oberbürgermeister Jür-

gen Roters) 

Herr Dr. Ralf Unna, im Sinne des § 5 Abs. 1 un-
serer Hauptsatzung verpflichte ich Sie, Ihre Auf-
gaben als Ratsmitglied des Rates der Stadt Köln 
nach bestem Wissen und Können wahrzuneh-
men, das Grundgesetz und die Verfassung des 
Landes Nordrhein-Westfalen und die Gesetze zu 
beachten und Ihre Pflichten zum Wohle der Stadt 
Köln zu erfüllen. 

Vielen Dank, meine Damen und Herren. Ich darf 
Sie ganz herzlich in unserem Kreis begrüßen. 

(Beifall) 

Dr. Ralf Unna (Bündnis 90/Die Grünen): Vielen 
Dank. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Bevor wir 
jetzt gleich mit den Beratungen beginnen, müs-
sen wir die heutige Tagesordnung feststellen. 
Der Entwurf liegt Ihnen vor und ist in Teil A - 
Haushaltsangelegenheiten - und Teil B - Allge-
meiner Teil - gegliedert. 

Zur Einbringung des Entwurfs der Haushaltssat-
zung 2010 werde ich zunächst selbst das Wort 
ergreifen, bevor dann Frau Klug als Kämmerin 
das Wort hat. Wie üblich werden wir damit - Ihr 
Einverständnis vorausgesetzt - die Rednerliste 
zu diesen Punkten schließen und die beiden Vor-
lagen und die dazu gestellten Anträge zu den 
Haushaltsplanberatungen in die Fachgremien 
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verweisen. Ich gehe davon aus, Sie sind damit 
einverstanden. 

Die nachträglichen Zu- und Absetzungen sind im 
Entwurf gekennzeichnet. Die nachträglich einge-
gangenen Änderungsanträge finden Sie bei den 
jeweiligen Tagesordnungspunkten aufgeführt. 

Die Fraktion pro Köln hat am 12. Oktober 2011 
fristgerecht einen Antrag auf Durchführung einer 
Aktuellen Stunde zum Thema „Gefährdung der 
öffentlichen Sicherheit durch kriminelle Jugend-
gangs“ eingereicht, den wir als Tagesordnungs-
punkt 1 behandeln werden.  

Die Verwaltung schlägt die Zusetzung einiger 
Punkte vor. Zugesetzt werden - ich darf Sie bit-
ten, mir Aufmerksamkeit zu schenken - folgende 
Tagesordnungspunkte: 4.3, 4,4, 10.33, 17.9, 
17.10, 17.11 und 17.12. 

Abgesetzt wurden die Tagesordnungspunkte 
6.4.1, 10.3, 10.6, 10.8, 10.17, 10.31, 11.1, 12.2 
und 18.6. Im nichtöffentlichen Teil wurden 23.4 
und 23.10 abgesetzt. 

Gibt es Wortmeldungen hierzu? - Das ist nicht 
der Fall. 

Damit komme ich zu den Dringlichkeitsanträgen, 
und zwar zunächst zu einem Antrag von Herrn 
Hoffmann vom 12. Oktober 2011 zum Thema 
„Verbesserung der Wohnqualität am Brüsseler 
Platz“. Das ist Tagesordnungspunkt 3.1.15. Gibt 
es dazu Wortmeldungen? - Zur Dringlichkeit Herr 
Hoffmann, bitte. 

(Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ist das dringlich?) 

- Er muss es begründen. 

(Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Da sind wir aber gespannt!) 

Klaus Hoffmann (Freie Wähler): Herr Oberbür-
germeister! Meine Damen und Herren! Die 
Dringlichkeit des Antrages ergibt sich alleine 
schon aus der Thematik und dem derzeitigen 
Entwicklungsstand, dass sich die Wohnqualität 
für viele Anwohner kaum verbessert hat. Einige 
sind mit ihren Nerven am Ende. Da hilft es nicht, 
wenn von einem Bezirksvertreter geäußert wird - 
ich zitiere aus dem Kölner Wochenspiegel -:  

Wir haben immer gesagt, dass es ein 
Erfolg ist, wenn es dort nicht noch 
schlimmer wird. 

Welch ein Trost! 

Nach dieser Ratssitzung stehen noch zwei Sit-
zungen an, und dann befinden wir uns bereits im 
Jahr 2012. Schon wird sich die Problematik auf 
dem Platz fortsetzen, wenn wir uns als Vertrete-
rinnen und Vertreter der Bürgerinnen und Bürger 
dieser Stadt nicht auf ein gemeinsames Handeln 
verständigen.  

Damit wir rechtzeitig ein schlüssiges Konzept 
vorliegen haben - deswegen die Dringlichkeit -, 
ist für die im Antrag aufgeführten Punkte eine so-
fortige Prüfung bzw. Planung notwendig - insbe-
sondere eine verstärkte Inanspruchnahme von 
Personal. Diese Tatsache müsste in die ab heute 
beginnenden Haushaltsberatungen mit einbezo-
gen werden. - Vielen Dank. 

(Beifall bei Teilen der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Gibt es 
Wortmeldungen gegen die Dringlichkeit? - Das 
ist nicht der Fall.  

Dann stimmen wir ab. Wer gegen die Dringlich-
keit ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Das 
sind die Fraktionen der SPD, der Grünen und der 
CDU. Wer enthält sich? - Keine Enthaltung. Da-
mit ist die Dringlichkeit nicht anerkannt. 

Unter TOP 3.1.16 liegt ein Dringlichkeitsantrag 
der FDP-Fraktion vor. Es geht um die regelmäßi-
ge Evaluation des von der Sparkasse übernom-
menen Vermögens. Gibt es Wortmeldungen ge-
gen die Dringlichkeit? - Das ist nicht der Fall. 

Damit können wir direkt abstimmen. Wer gegen 
die Dringlichkeit ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Wer enthält sich? - Damit ist der Ta-
gesordnungspunkt aufgenommen. 

Ralph Sterck (FDP): Herr Oberbürgermeister, 
darf ich einen Verfahrensvorschlag machen? - 
Das bezieht sich ja auf die Dinge, die wir nach-
her im nichtöffentlichen Teil beraten. Es würde 
Sinn machen, das dann im Zusammenhang zu 
beraten. Wir haben ja noch den unbekannten 
Tagesordnungspunkt 21 - Anträge gemäß § 3 der 
Geschäftsordnung des Rates und der Bezirks-
vertretungen - im nichtöffentlichen Teil. Vielleicht 
können wir das da behandeln, weil es vom Inhalt 
her zu den Entscheidungen passt, die wir dort zu 
treffen haben. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ja. - Ich 
sehe allgemeines Kopfnicken. Das machen wir 
so. Wir ziehen diese beiden zusammen. - Herr 
Frank, bitte. 
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Jörg Frank (Bündnis 90/Die Grünen): Ich habe 
noch einen Punkt zur Tagesordnung anzuführen. 
Es geht um den Tagesordnungspunkt 6.1.2: Er-
fahrungsbericht „Naturwaldbestattung“ und Än-
derung der Satzung. Weil hier doch noch Bera-
tungsbedarf aufgetreten ist, bitten wir, diese Vor-
lage bis zur nächsten Ratssitzung am 24. No-
vember 2011 zurückzustellen. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Es ist im 
AVR beraten worden. Gibt es Bedenken gegen 
das Verschieben auf den Novembertermin? - 
Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlos-
sen. 

Zur Reihenfolge der Tagesordnung: Ich schlage 
vor, die Tagesordnungspunkte 3.1.10 - Errichtung 
eines Gymnasiums; FDP-Antrag - und 10.20 - 
Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplanung - 
gemeinsam zu beraten, und zwar unter Tages-
ordnungspunkt 3.1.10. Weiterhin sollten wir we-
gen des großen öffentlichen Interesses den Ta-
gesordnungspunkt 10.22 - Bäderkonzept - zu 
Beginn der Allgemeinen Vorlagen, Tagesord-
nungspunkt 10, behandeln. - Auch hierzu sehe 
ich allgemeines Kopfnicken. Dann sind Sie damit 
einverstanden. 

Schließlich schlage ich vor, Tagesordnungs-
punkt 17.1 - Antrag zur Wiederwahl von Herrn 
Beigeordneten Streitberger - auf den Anfang des 
allgemeinen Teils der Sitzung vor die Aktuelle 
Stunde zu ziehen. Gibt es dazu Wortmeldun-
gen? - Keine Bedenken. Dann ist das so be-
schlossen. 

Ich lasse jetzt über die Änderungsvorschläge zur 
Tagesordnung abstimmen. Gibt es Gegenstim-
men gegen die Tagesordnung? - Das ist nicht der 
Fall. Enthaltungen? - Damit ist die Tagesordnung 
in der geänderten Fassung angenommen.  

Nun darf ich Frau Spizig bitten, freundlicherweise 
meinen Platz einzunehmen, weil wir mit Tages-
ordnungspunkt A - Einbringung des Haushaltes - 
beginnen: 

I. Öffentlicher Teil 
A Haushaltsangelegenheiten 

1 Einbringung des Entwurfs der Haus-
haltssatzung für das Haushaltsjahr 2012 

 3893/2011 

(Vorsitz: Bürgermeisterin  
Angela Spizig) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Sehr ge-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Meine Damen 

und Herren! Sie werden mir beipflichten: Wir be-
finden uns in finanz- und wirtschaftspolitisch un-
gewöhnlich schwierigen Zeiten. 

Auf der einen Seite stellen wir fest: Die Wirt-
schaft - auch hier bei uns in Köln - hat die Krise 
der Jahre 2009 und 2010 gut gemeistert. Wir hö-
ren zahllose Erfolgsmeldungen von Kölner Un-
ternehmen mit teilweise besten Unternehmens-
ergebnissen seit Jahren. 

Auf der anderen Seite ist die Unruhe an den Fi-
nanzmärkten unverkennbar. Die Finanzkrise ei-
niger EU-Staaten führt zu Unsicherheit und in der 
Folge zu eingetrübten Wirtschaftserwartungen. 
Wir alle spüren die Spannung zwischen den Zu-
kunftshoffnungen auf der einen Seite und den 
Zukunftssorgen auf der anderen Seite. 

In dieser Phase der schwierigen Rahmenbedin-
gungen ist besonnenes Handeln gefordert. Für 
die Bürgerinnen und Bürger sind Verlässlichkeit 
und Konstanz von herausragender Bedeutung. 
Gerade in schwieriger Zeit brauchen die Bürger 
einen klar erkennbaren Weg mit gesicherten 
Leitplanken.  

Mit dem Haushaltsentwurf 2012 und den darauf 
aufbauenden mittelfristigen Finanzplanungen 
gehen wir diesen geraden Weg. Die Bürgerinnen 
und Bürger können sich darauf verlassen, dass 
der bisherige Kurs der Vernunft und des sozialen 
Ausgleichs nicht verlassen wird. Eilige Überreak-
tionen in die eine oder andere Richtung sind 
ausgeschlossen. In Köln wird es auch in Zukunft 
keinen sozialen Kahlschlag geben. 

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Mit dem Haushaltsentwurf 2012 schaffen wir 
Raum für Zukunftsinvestitionen. Investitionsblo-
ckaden gibt es bei uns nicht. Die Privatisierung 
unserer kommunalen Unternehmen bleibt tabu. 

(Beifall bei Teilen der SPD und des 
Bündnisses 90/Die Grünen) 

Unsere städtischen Gesellschaften sind unver-
käuflich. Sie sind verlässliche Ankerpunkte für 
wirtschaftliche Stabilität und die Sicherung der 
Daseinsvorsorge. 

Wir in Köln schaffen den unverzichtbaren Drei-
klang aus Haushaltskonsolidierung, Zukunftssi-
cherung und Vertrauen. Der Kurs der Haushalts-
konsolidierung wird konsequent fortgesetzt.  

Mit dem Doppelhaushalt 2010/2011 haben wir 
den Weg zum Abbau unserer Fehlbeträge geeb-
net. Wir haben inzwischen wichtige Konsolidie-
rungsziele erreicht. Dennoch: Unsere Finanzsi-
tuation bleibt äußerst angespannt. Wir haben 
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keinerlei Grund, uns zufrieden zurückzulehnen 
und auf andere zu schauen, denen es deutlich 
schlechter geht. 

Glücklicherweise, so muss man sagen, gehört 
Köln nicht zu den fast 40 Kommunen in Nord-
rhein-Westfalen, die an die Grenze der Zah-
lungsunfähigkeit geraten sind. Unsere Stadt reiht 
sich nicht in die zahllosen Gemeinden mit einem 
Nothaushalt ein. Köln gehört nicht zu den Städ-
ten, die das Volumen der Kassenkredite in unse-
rem Lande auf die fast unvorstellbare Summe 
von 22 Milliarden Euro hochgetrieben haben. 

Dennoch macht uns die Finanzsituation Sorgen. 
Bis zum Jahre 2015 wird uns der Haushaltsaus-
gleich nicht gelingen, obwohl wir bis dahin Ein-
sparungen von 150 Millionen Euro erzielt haben 
müssen. Wir werden erst in zehn Jahren anfan-
gen können, den bis dahin eingetretenen Ver-
mögensverzehr von 2 Milliarden Euro wieder 
aufzufüllen, und auch das wird ein längerer Pro-
zess sein. All das zwingt uns zu strikter Haus-
haltsdisziplin.  

Sparen darf aber nicht zur Lähmung und zum po-
litischen Stillstand führen. Wir müssen bei aller 
Sparnotwendigkeit auch in unsere Zukunft inves-
tieren, in gerechte Erziehung und Bildung, in den 
Erhalt und die Modernisierung unserer städti-
schen Infrastruktur und in die Vorsorge gegen 
Ausgrenzung und Vernachlässigung.  

Wir wollen nicht auf Kosten der nachfolgenden 
Generationen leben, sondern durch nachhaltiges 
Handeln unseren Kindern eine lebenswerte Stadt 
erhalten. Die Bürgerinnen und Bürger können 
uns vertrauen. Wir haben dies in den vergange-
nen Jahren durch eine verlässliche und solide 
Politik unter Beweis gestellt.  

Lassen Sie mich dies an sechs Punkten erläu-
tern: 

Erstens. Köln ist in guter Verfassung.  

Die wirtschaftliche Lage ist stabil, unsere große 
Branchenvielfalt schützt uns vor unvorhersehba-
ren Ausschlägen. IHK und Handwerkskammer 
stellen den heimischen Unternehmen und Be-
trieben für die Zukunftsfähigkeit gute Zeugnisse 
aus. Kölner Unternehmen erzielen glänzende Er-
folge. So steuern wir bei den Bürovermietungen, 
um einmal ein Beispiel aus dem Immobilienbe-
reich zu nennen, in diesem Jahr auf ein Rekord-
ergebnis von 300 000 Quadratmetern zu. 

Internationale Unternehmen entscheiden sich für 
unsere Stadt. Die Lanxess AG wird in 
18 Monaten ihre Firmenzentrale mit über 
1 000 Beschäftigten nach Deutz verlagern. UPS 
investiert am Flughafen Köln/Bonn über 

200 Millionen Dollar in die Erweiterung des 
Frachtzentrums. Der IT-Dienstleister Detecon 
Consulting lässt sich mit 600 Beschäftigten in 
unserer Stadt nieder.  

Lassen Sie mich dazu den Vorsitzenden der 
Lanxess AG, Dr. Axel Heitmann, zitieren: 

Köln ist ein wichtiger Hochschul- und 
Wissenschaftsstandort mit außerge-
wöhnlicher Anziehungskraft für Top-
Talente. Köln ist sympathisch, weltoffen 
und hat ein herausragendes Kulturan-
gebot. Im Wettbewerb um den künftigen 
Standort der Lanxess-Zentrale haben 
wir uns genau aus diesen Gründen für 
die Stadt entschieden. Lanxess ist ein 
globales Unternehmen, und Köln mit 
Partnerstädten wie Peking oder künftig 
Rio denkt auch global. Ich bin über-
zeugt: Die Entscheidung für Köln wird 
uns in unserem Wachstum unterstützen. 

(Beifall bei Teilen der SPD und des 
Bündnisses 90/Die Grünen) 

Es gibt weitere positive Perspektiven: Die Ar-
beitslosenquote ist mit 9,2 Prozent so gering wie 
nie. Anerkannt ist: Unsere Arbeitskräfte haben 
ein hohes Qualifikationsniveau. Dadurch werden 
Unternehmen nach Köln gezogen. Unsere Stadt 
ist bei jungen Menschen beliebt. Nach dem Stu-
dienabschluss bleiben drei Viertel der 
8 000 Absolventen hier oder in der Region. 

Mit unseren großen Investitionen in Bildung und 
Erziehung haben wir bei der Kinderbetreuung, 
beim offenen Ganztag in den Grund- und in den 
weiterführenden Schulen und beim differenzier-
ten Schulangebot einen Spitzenplatz in Nord-
rhein-Westfalen erreicht. In nur wenigen europäi-
schen Metropolen gelingt die Integration so gut 
und so nachhaltig wie bei uns in Köln.  

(Zuruf pro Köln: Na ja!) 

Mit modernen, integrativen Konzepten wie Mül-
heim 2020, Lindweiler und Kalkschmiede sind 
wir gemeinsam mit den Akteuren der Stadtge-
sellschaft auf dem Weg, den sozialen Frieden 
und den sozialen Ausgleich in unserer Stadt zu 
schaffen. 

Zweitens. Es wird wieder positiv über unsere 
Stadt gesprochen.  

Das Bild, das Köln in den vergangenen Jahren 
abgegeben hat, war nicht immer gut: Skandale, 
Verstöße gegen europäisches Recht und 
schließlich der Einsturz des Historischen Archivs 
haben dem Ansehen unserer Stadt geschadet. 
Negative Schlagzeilen sind neben einem Ver-
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trauensverlust auch ein Standortnachteil. Unsere 
gemeinsame gute politische Arbeit von Rat und 
Verwaltung hat dazu geführt, dass Häme und 
Zynismus, denen wir häufig ausgesetzt waren, 
zunehmend durch Respekt und Anerkennung er-
setzt werden.  

Die Leistung zur Bergung unserer historischen 
Archivalien und das gewaltige Projekt der Res-
taurierung der beschädigten Urkunden und Do-
kumente haben hohe Anerkennung in der Fach-
öffentlichkeit gefunden. Dank an die Leiterin, 
Frau Schmidt-Czaia.  

Die Nord-Süd-Stadtbahn wird sicher weiterge-
baut. Teilinbetriebnahmen sind in den Jahren 
2012 und 2013 vorgesehen. Die dritte Baustufe 
wird in Eigenregie realisiert.  

Unsere Messe ist auf der Erfolgsspur. Noch vor 
wenigen Monaten stand die Drohung einer 
Zwangsräumung im Raum. Leitmessen drohten, 
abzuwandern. Durch umsichtiges Handeln von 
Messegeschäftsführung, Politik und Verwaltung 
ist es gelungen, die Messe aus gefährlichem 
Fahrwasser zu ziehen. Jegliche Zwangsmaß-
nahmen konnten abgewendet werden. Die Vor-
gaben der EU sind erfüllt. Die Messe verzeichnet 
heute glänzende Umsatzzahlen und steigende 
Erlöse. Mit Stolz kann es uns erfüllen, dass für 
die großen weltweiten Leitmessen langfristige 
Verträge abgeschlossen werden konnten. Man 
kann sagen: Die Messewelt schaut mit Respekt 
auf Köln. 

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Ein weiteres früheres Sorgenkind ist auf dem Er-
folgsweg. Unsere Sparkasse KölnBonn ist geret-
tet. Das von Brüssel eingeleitete EU-Verfahren 
ist beendet. Die Sparkasse konzentriert sich er-
folgreich auf ihr Kerngeschäft. Ehemalige risiko-
behaftete Beteiligungen werden auch mithilfe der 
Stadt - wir werden heute darüber beraten - abge-
baut. Wohl niemand hatte erwartet, dass unsere 
Sparkasse trotz Finanzkrise und trotz WestLB-
Turbulenzen schon wieder schwarze Zahlen 
schreibt. Ein Glücksfall für Köln!  

Ein Glücksfall für Köln sind auch die grandiosen 
Leistungen, die unsere Kultureinrichtungen 
erbringen. Der Blick der deutschen Kultur ist auf 
Köln gerichtet: auf sein Schauspiel - wer hätte 
das vor zwei, drei Jahren gedacht -, seine Oper, 
seine Philharmonie, die in diesem Jahr ihr 25-
jähriges Jubiläum feiert, und seine fantastischen 
Museen. Unsere Kultur glänzt für Köln.  

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Drittens. Wir haben den Handlungsstau aufge-
löst.  

Noch vor zwei Jahren hatten wir bei wichtigen 
Vorhaben der Stadtentwicklung einen Planungs- 
und Baustopp. Entscheidungen waren aufge-
schoben. Wir haben den Stillstand beendet. 

Die Sanierung von Oper und Schauspiel steht 
unmittelbar bevor. Das Opernquartier wird neu 
gestaltet. Die Archäologische Zone und das 
Haus der jüdischen Kultur sind beschlossen, und 
ich bedanke mich für das Angebot des Land-
schaftsverbandes Rheinland, sich bei dem Be-
trieb der Einrichtung zu engagieren. 

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Die Planungsvoraussetzungen für die Neugestal-
tung des Domumfeldes sind erfüllt. Die Finanzie-
rung durch Bund und Stadt ist gesichert. 

Wir haben die Grundlagen für die Entscheidung 
der Landesregierung, die Fachhochschule in 
Deutz zu erweitern und zu erneuern, geschaffen. 
Die Vorbereitungen sind in vollem Gange. Inves-
titionskosten in Höhe von 300 Millionen Euro für 
unsere Stadt sind gesichert. 

Das neue Historische Archiv wird am Eifelwall 
gebaut. Hierzu liegt ein ausgezeichnetes Wett-
bewerbsergebnis vor. 

Die Diskussion um den Ausbau des Godorfer 
Hafens währte mehr als ein Dutzend Jahre. Jetzt 
haben wir mit der Bürgerbefragung den Knoten 
durchgeschlagen.  

(Lachen bei Teilen der CDU und der 
FDP) 

Wir schaffen jetzt für den Hafenausbau Pla-
nungsrecht. Heute entscheiden wir über die Vor-
lage. 

Viertens. Wir haben aus Fehlentwicklungen der 
Vergangenheit gelernt.  

In den vergangenen Jahren sind Teile der kom-
munalen Infrastruktur sträflich vernachlässigt 
worden. Vor allem bei den städtischen Kulturbau-
ten wurde an Unterhaltung und Modernisierung 
gespart. Wenn wir jetzt nicht handeln, „laufen 
uns die Kosten endgültig davon“. 

Die Sanierung und die Erweiterung des Stadtmu-
seums werden mit Durchführung eines Realisie-
rungswettbewerbs in Angriff genommen. Glei-
ches gilt für den Erweiterungsbau am Wallraf-
Richartz-Museum. Hier werden zusätzliche Aus-
stellungsflächen für die Sammlung Corboud ge-
schaffen. Die Generalsanierung und Neukonzep-
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tion des Römisch-Germanischen Museums ist 
beschlossen und finanziert.  

Insgesamt sind für die Modernisierung unserer 
städtischen Kulturbauten, einschließlich Philhar-
monie und Museum Ludwig, mehr als 
70 Millionen Euro eingeplant.  

Aber auch bei den städtischen Straßen, Brücken 
und Tunnelbauwerken wurde in der Vergangen-
heit auf Kosten der Substanz gespart und nur 
das getan, was zur Aufrechterhaltung der Ver-
kehrssicherungspflicht zwingend erforderlich war. 
Langfristig ist diese „Flickschusterei“ teurer als 
eine nachhaltige bauliche Erhaltung unserer Ver-
kehrsanlagen. In unserer mittelfristigen Finanz-
planung ist die Finanzierung eines großen Ver-
kehrsinfrastrukturprogramms vorgesehen.  

Fünftens. Wir entscheiden nicht über die Köpfe 
der Bürger hinweg. 

Bürgerbeteiligung gewinnt zunehmend an Be-
deutung. Die Bürgerinnen und Bürger wollen bei 
Stadtentwicklungsprojekten frühzeitig und offen 
beteiligt werden. Mit neuen Planungs- und Ent-
scheidungsverfahren wie Planungswerkstätten, 
Nachbarschaftsbegehungen und Runden Ti-
schen tragen wir diesen Forderungen und Erwar-
tungen Rechnung. Offene und faire Partizipation 
in einer engagierten Stadtgesellschaft: Das ist 
unser Ziel. Wir sehen dies als Impuls und sinn-
volle Begleitung der im Rat zu treffenden Ent-
scheidungen an. 

Sechstens. Verwaltungsmodernisierung ist eine 
Daueraufgabe, der wir uns stellen. 

Wir können den Prozess der Haushaltskonsoli-
dierung nur stemmen, wenn wir die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung mit 
einbeziehen. Grundlegende Veränderungen oh-
ne die Zustimmung der Mitarbeiter und deren 
Personalratsvertreter sind zum Scheitern verur-
teilt.  

Die Angehörigen der Verwaltung bringen hervor-
ragende Leistungen und ausgezeichnete Quali-
tät. Wir sehen aber auch: Das Schwungrad dreht 
sich schneller, Verwaltungsabläufe werden im-
mer komplizierter. Zudem wachsen die Ansprü-
che der Bürgerinnen und Bürger. Deshalb kommt 
es zunehmend zur Arbeitsverdichtung. Die Zahl 
der Überlastungsanzeigen und Krankmeldungen 
muss uns Sorgen bereiten. Wir werden gleich 
darüber sprechen.  

Es bedarf neuer strategischer Überlegungen zur 
Arbeits- und Prozessoptimierung. Dabei spielen 
eine systematische Aufgabenkritik und ein eben-
solcher Aufgabenabbau eine wichtige Rolle. 
Schließlich darf dabei als Begleitungsmaßnahme 

nicht auf ein betriebliches Gesundheitsmanage-
ment verzichtet werden. 

Im Haushaltsentwurf für die Jahre 2012 bis 2015 
sind Verbesserungen - das heißt im Wesentli-
chen: Einsparungen - von 120 Millionen Euro 
vorgesehen. Das wird ein Kraftakt werden, zu 
leisten nur über Aufgabenabbau und Standard-
reduzierung. 

Der Stadtvorstand hat hierzu ein strategisches, 
dezernatsübergreifendes Management entwi-
ckelt und erste Schritte der Zieldefinition erarbei-
tet. Die politische und bürgeröffentliche Diskussi-
on zu den Vorschlägen des Stadtvorstandes soll 
im Frühjahr nächsten Jahres beginnen. Ich kann 
schon sagen: Dies wird keine Schönwetterver-
anstaltung werden. 

Ungeachtet dessen steht fest: Die kommunalen 
Haushalte sind strukturell unterfinanziert. Das gilt 
für alle Kommunen in der Bundesrepublik. Alle 
unsere Sparanstrengungen enden dort, wo uns 
Bund und Land immer mehr Aufgaben überant-
worten, ohne die ausreichende Finanzierung si-
cherzustellen.  

Durch die erheblichen Steigerungen bei den von 
uns zu tragenden Soziallasten - ich nenne nur 
die Unterbringungskosten für Langzeitarbeitlose, 
die Eingliederungshilfen für Behinderte, die Kos-
ten für häusliche Pflege und die Leistungen für 
die Grundsicherung im Alter - wird uns die Luft 
zum Atmen genommen. Wir brauchen eine Ent-
lastung vonseiten des Bundes. Es kann nicht 
sein, dass uns Kommunen die Folgen des de-
mografischen Wandels und der Alterung der Ge-
sellschaft angelastet werden.  

Die Übernahme der Grundsicherung im Alter 
durch den Bund ab 2014 ist ein erster Schritt in 
die richtige Richtung. Hören Sie aber genau zu: 
Die damit verbundenen Entlastungseffekte wer-
den durch das Auslaufen des „Teilhabepaketes“ 
im gleichen Jahr schnell wieder aufgehoben. 

In dem Entwurf des Haushaltes 2012 und in der 
mittelfristigen Planung ist eine Verlängerung des 
Konsolidierungszeitraums bis 2020 vorgesehen. 
Durch die novellierte Gemeindeordnung sind 
hierfür die Voraussetzungen geschaffen. Die 
derzeitigen Rahmenbedingungen lassen uns 
keine andere Wahl; denn sie sind schlechter ge-
worden. 

Einige Beispiele dazu:  

Die aktuellen Kürzungsmaßnahmen von Bund 
und Land schlagen unmittelbar auf unseren 
Haushalt durch: 
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Die Städtebauförderung ist drastisch gekürzt 
worden. Die Mittel für das Programm „Soziale 
Stadt“, auf die wir angewiesen sind, sind nahezu 
auf Null gesetzt worden. Die Fördermaßnahmen 
der Agentur für Arbeit sind für Köln auf unter 
70 Millionen Euro gekürzt worden. Im Jahre 
2010, also im Vorjahr, standen immerhin noch 
108 Millionen Euro für Maßnahmen zur Förde-
rung von Langzeitarbeitslosen zur Verfügung. 
Für die Wohnungsbauförderung stehen nur noch 
reduzierte Landesmittel zur Verfügung.  

Wir werden uns mit den Konsequenzen für unse-
ren Haushalt aktuell auseinandersetzen müssen. 

Ich nenne weitere Restriktionen: 

Erstens. Der von der Landesregierung aufgeleg-
te „Stärkungspakt Stadtfinanzen“ - ohne Zweifel 
von hoher Bedeutung - führt aller Voraussicht 
nach nicht zu einer Verbesserung der Einnah-
mesituation bei uns in Köln und für unseren Köl-
ner Haushalt.  

Zweitens. Die vielfach von den Kommunen ge-
forderte Verbreiterung des Gewerbesteueransat-
zes lässt weiter auf sich warten.  

Gestatten Sie mir schließlich, dass ich noch ei-
nen Gesichtspunkt anbringe:  

Wir leiden nach wie vor unter den Folgen des 
Unglücks am Waidmarkt. Wir können davon 
ausgehen, dass die Stadt einen nicht unerhebli-
chen Schadensersatzanspruch gegenüber dem 
beteiligten Firmenkonsortium hat. Wann uns die-
ser Ersatzanspruch gerichtlich zugesprochen 
wird, ist zeitlich jedoch noch ungewiss. Aber 
schon jetzt und in den laufenden Haushaltsjah-
ren tragen wir die ganz erheblichen Kosten für 
die Bergung und Restaurierung des Archivgu-
tes - wir alle haben darüber beschlossen - und 
auch für die Verzögerung der Inbetriebnahme 
der Teilstrecken. Dadurch wird unser derzeitiger 
Haushalt in hohem Maße belastet. 

Auch wenn wir unseren Haushalt drastisch und 
diszipliniert in Ordnung bringen wollen, dürfen 
wir nicht den Blick auf die Zukunft unserer Stadt 
und ihre Wettbewerbsfähigkeit verlieren. 

Mit unserem Klimaschutzkonzept stoßen wir die 
Tür zur Verbesserung unserer Umwelt und zu 
mehr Energieeffizienz auf. Mit unserem ehrgeizi-
gen Programm zum Ausbau unserer Kinder-
betreuung und Schullandschaft bereiten wir uns 
auf die Anforderungen von morgen vor. Mit allen 
Möglichkeiten, die wir als Medien- und Internet-
stadt haben, profilieren wir unseren Wirtschafts-
standort. Mit den Potenzialen in Wissenschaft 
und Forschung stellen wir uns auf die Bedürfnis-
se der Zukunft in unserer Stadt ein. Mit den gro-

ßen Stadtentwicklungsprojekten wie Deutzer Ha-
fen, MesseCity, Euroforum und Verlagerung des 
Großmarktes schaffen wir unsere moderne Stadt. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Wir können dies alles nur leisten, 
wenn wir uns gemeinsam auf den Weg machen 
und gemeinsam die Basis für gesunde Stadtfi-
nanzen und eine nachhaltige Finanzpolitik schaf-
fen.  

Wir haben gemeinsam schon viel für unsere 
Stadt erreicht, doch es liegt noch viel Arbeit vor 
uns. Diese Anstrengung lohnt sich für unsere 
Stadt. - Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen) 

(Vorsitz: Oberbürgermeister  
Jürgen Roters) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich darf 
jetzt Frau Klug bitten. 

Stadtkämmerin Gabriele C. Klug: Vielen 
Dank. - Herr Oberbürgermeister Roters! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Das ist mein 
erster Vortrag zu einem Haushalt. Deswegen 
werde ich mir mit Ihrer Zustimmung, Herr Roters, 
auch ein wenig Zeit nehmen, um die allgemeinen 
Rahmenbedingungen darzustellen. 

Wir haben uns überlegt, dass wir Ihnen auch ei-
ne haptische Verbesserung gönnen wollen, in-
dem wir ein paar Folien vorlegen. Das wird jetzt 
aber kein Folienvortrag werden, sondern wir 
werden die wesentlichen Haushaltsdaten mit Fo-
lien auch visualisieren, um sozusagen die Span-
nung zu halten und zu erhöhen. 

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir ein 
Haushaltsmotto für den Haushalt 2012 suchten, 
so würden wir sicher an Folgendes denken: Ur-
banität sichern, Infrastrukturentwicklung gewähr-
leisten, Haushaltsausgleich herbeiführen. Mit 
diesem Dreisatz ist beschrieben, welche Aufga-
ben mit einem Sanierungshaushalt für eine eu-
ropäische Metropole wie die Stadt Köln geleistet 
werden müssen.  

Köln ist eine wunderbare und starke Stadt  

(Beifall bei Teilen des Bündnisses 
90/Die Grünen) 
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und hat die zahlreichen Herausforderungen sei-
ner Vergangenheit erfolgreich gemeistert. Die 
Stärken sind ein kritischer Diskurs und das Zu-
sammenwirken von Verwaltung, Politik und einer 
aktiven Zivilgesellschaft gerade in Krisensituatio-
nen. 

Das Rhein-Hochwasser, die „Kölner Löcher“, die 
Reinigungskraft nach den Skandalen der 90er-
Jahre: Die Stadt ist an der Lösung dieser Prob-
leme gewachsen und hat ihre besondere Dyna-
mik entwickelt.  

Köln hat viele Stärken: die Forschungs- und Bil-
dungseinrichtungen, das Gesundheitswesen, die 
kulturellen Einrichtungen, seine Wirtschaft und 
vor allen Dingen eine starke und selbstbewusste 
Zivilgesellschaft. Diese Stärke wird nötig sein, 
um die Auswirkungen von Finanzkrise und 
schwächelnder Konjunktur für Köln zu bewälti-
gen. 

Der vorgelegte Haushalt - der Haushaltsentwurf - 
ist ein Sanierungshaushalt. Das heißt, der Blick 
wird auf die Finanzen gerichtet, ohne die Zukunft 
zu vergessen. Mit diesem Sanierungshaushalt 
widmen wir uns der nachhaltigen Austarierung 
der von Ihnen beschlossenen vor uns liegenden 
Aufgaben. Er ist ein Haushalt, der im Beratungs-
prozess von Rat und Verwaltung gemeinsam 
fortentwickelt werden muss. 

30 Millionen Euro an Konsolidierungsbeiträgen 
haben wir bereits im Verlauf des Haushaltsauf-
stellungsverfahrens gegenüber den Anmeldun-
gen der Dezernate erbracht. Dieser Haushalt 
könnte auch den Titel „Konsolidierung der Kon-
solidierung“ tragen; denn die Konsolidierungsef-
fekte des äußerst ambitionierten Haushaltes 
2010/2011 werden für dieses Jahr und im Sanie-
rungszeitraum fortgeschrieben. 

In einer Zeit, in der das Umsteuern nicht leicht ist 
und in der gerade deswegen sehr große Heraus-
forderungen an die Politik, an die Zivilgesell-
schaft und vor allem an die Verwaltung gestellt 
werden, müssen wir umsteuern; denn wir sind 
verantwortlich dafür, Ihnen eine Vorlage für den 
Entscheidungsgang zu präsentieren.  

Die Botschaft dieses Haushalts und der Finanz-
planung ist, Urbanität, Infrastrukturentwicklung, 
Anpassung und Haushaltsausgleich zu einem 
Sanierungsprozess zusammenzuführen und zu 
organisieren. Das kann uns gelingen - gerade 
mit Blick auf die finanzwirtschaftlichen Erfolge, 
die wir erzielen müssen -, wenn wir einen strate-
gischen Prozess auflegen, mit dem uns eine Pri-
orisierung von Aufgaben unter Berücksichtigung 
einer Priorisierung von Zielen möglich ist, und 

wenn wir die Finanzierung auf die Ergebnisse 
dieses Prozesses ausrichten. 

Wir erreichen das - auch das wird durch die Zah-
len des Ihnen nun vorliegenden Haushaltsent-
wurfes für diese Periode gezeigt - ohne Pflicht-
konsolidierung, aber mit jedem weiteren Jahr 
können wir die Pflichtkonsolidierung nicht mehr 
ausschließen, wenn wir nicht aktiv werden. Das 
ist der Prozess, den Herr Oberbürgermeister Ro-
ters angesprochen hat. 

Mit dem vorliegenden Haushaltsentwurf 2012 
und den Daten für den Finanzplanungszeitraum 
schaffen wir zudem Transparenz beim Verbrauch 
der Ressourcen. Es zeigt sich, dass die zur Zu-
kunftsentwicklung erforderlichen Investitionen fi-
nanziert werden, was aber auch bedeutet, Ab-
schreibungen und Aufwendungen durch den Er-
gebnishaushalt zu finanzieren.  

Ein Beispiel: Im Moment beträgt unsere Ab-
schreibungsquote etwa 5 Prozent der Aufwen-
dungen. 175 Millionen Euro müssen also durch 
diesen Ergebnishaushalt finanziert werden. Sie 
können dies übrigens - wie weitere Kennzahlen 
zum Haushalt - den Anlagen zum Vorbericht ent-
nehmen, sodass Sie das vertiefend weiter be-
handeln können. Durch das NKF wurde in die-
sem Bereich sehr viel mehr Klarheit und Trans-
parenz erreicht. Das trägt natürlich auch zu einer 
stärkeren Versachlichung der Haushaltsdebatte 
bei. 

Kurz zu den Rahmenbedingungen:  

Das Jahr 2011 brachte einige für die Kommunal-
finanzen in Nordrhein-Westfalen bedeutende 
Weichenstellungen. Die Entscheidung des Lan-
desverfassungsgerichts zur Verschuldung des 
Landes bleibt in mehrfacher Hinsicht nicht ohne 
Folgen für die Kommunen. Sie enthält einerseits 
Aussagen zur generellen Aufstellung kommuna-
ler öffentlicher Finanzen, zum anderen wurde 
das Land natürlich dazu gezwungen, auch zu 
priorisieren, mit der Folge, dass wichtige Lan-
desprogramme gekürzt oder gestrichen werden 
mussten oder hiervon bedroht sind. 

Die Neuordnung der Gemeindefinanzierung 
durch das Land mit einigen geänderten Grund-
strukturen im Gesetzentwurf zum Gemeindefi-
nanzierungsgesetz 2012 und der Stärkungspakt 
Stadtfinanzen zugunsten der bilanziell über-
schuldeten oder von der Überschuldung bedroh-
ten Kommunen sind weitere Meilensteine in die-
sem Zusammenhang. 

Wo viel Licht ist, ist auch viel Schatten. Die 
Schattenseite des Stärkungspakts Stadtfinanzen 
liegt natürlich darin, dass er auch bedeutet - das 
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diskutieren und begleiten wir in den Gremien der 
Kommunalverbände natürlich sehr kritisch -, 
dass die Kommunen selbst durch eine Abundan-
zumlage herangezogen werden, um die Folgen 
der Überbürdung mit staatlichen Aufgaben unter 
sich auszugleichen.  

Es werden sehr schwierige Rechtsfragen aufge-
worfen, zum Beispiel, ob man dieses Problem 
damit lösen kann, dass man rechnerisch Gelder 
einbezieht, die der Bund zur Entlastung von 
Kommunen an anderer Stelle zur Verfügung ge-
stellt hat. Das alles will ich jetzt nicht vertiefen, 
aber das sind spannende und herausfordernde 
juristische und finanzwirtschaftliche Aspekte, die 
uns das nächste Jahr sicherlich begleiten wer-
den. 

Die für die Zukunftsaufgaben der Stadt im Haus-
halt zur Verfügung stehenden Ressourcen sind 
endlich. Das ist nichts Neues. Das haben Sie be-
reits mit der Verabschiedung des Doppelhaus-
haltes 2010/2011 mit seinen zahlreichen Konso-
lidierungseinzelmaßnahmen beschlossen. Ich 
glaube jedoch, dass diese Einzelmaßnahmen 
nicht ausreichen, sondern in einem ständigen 
Verbesserungsprozess fortentwickelt und fortge-
schrieben werden müssen, bei dem eines die 
Grundlage ist, nämlich Zeit, Raum und Platz für 
den Diskurs und für die Analyse zu schaffen, was 
wir mit den jeweiligen Verbesserungen bewirken.  

Die Umstellung auf einen wirkungsorientierten 
Haushalt ist eine der größten Herausforderungen 
für das moderne öffentliche Finanzsystem. Ge-
nau dieser Herausforderung möchten wir uns in 
dieser schwierigen Konsolidierungszeit stellen. 
Wir haben mit einer solchen Vorgehensweise na-
türlich die Möglichkeit, unsere knappen Ressour-
cen sehr viel bewusster einzusetzen und die Ef-
fekte auch sehr viel politischer zu diskutieren; 
denn natürlich bleiben der politische Diskurs und 
die letztliche Entscheidung, wohin wie viel Geld 
fließt, auch im neuen Haushaltsverfahren die 
Hauptaufgaben. 

Um auf die Einnahmeseite zu kommen: Es ist 
gelegentlich gesagt worden, die Gewerbesteuer 
sprudele. Vor eineinhalb Wochen hatten wir eine 
Sitzung des Finanzausschusses des Deutschen 
Städtetages in Nürnberg. Unter den Kolleginnen 
und Kollegen dort war kein Einziger, der diese 
Feststellung des Handelsblattes vom gleichen 
Tage auch nur annähernd hätte unterstützen 
können. 

Eine sprudelnde Gewerbesteuer wird oft aus 
dem Umstand abgeleitet, dass die Auftragsbü-
cher der Unternehmen gut gefüllt sind. Die Effek-
te hierdurch, wenn sie überhaupt bei den Kom-

munen ankommen - denkbar ist ja auch, dass sie 
durch Investitionen oder andere Vorgänge auf-
gezehrt werden -, stellen sich aber natürlich nicht 
sofort und auch keinesfalls sicher ein. 

Wir müssen daher einen Weg suchen, wie wir 
uns wirkungsorientiert ein Bild davon verschaffen 
können, wie wir den Haushalt seiner Konsolidie-
rung zuführen können und in welchen Schritten 
das in Köln erfolgen soll. Dabei müssen wir aber 
beachten, dass wir gleichzeitig einen Sanie-
rungsstau im Bereich der Infrastruktur haben. 

Anhand unserer Abschreibungs- und Rückstel-
lungsquoten und -zahlen in den Haushalten ist 
heutzutage sehr genau festzustellen, in welcher 
Höhe wir jahresbezogen Mittel für die Entwick-
lung von Infrastruktur in dieser Stadt zur Verfü-
gung stellen müssen. Deswegen können wir 
auch hier von der neuen Haushaltssystematik 
profitieren und unsere Entscheidungsvorgaben - 
das haben wir getan - stärker daran orientieren, 
wie die Infrastruktur in Köln in Zukunft aussehen 
kann und muss. Die Infrastruktur in Köln ist na-
türlich ein ständiges Thema. Herr Oberbürger-
meister hat das schon gesagt. 

Wenn man über einzelne Entscheidungen über 
Infrastrukturmaßnahmen spricht, wird meiner 
Meinung nach viel zu oft der Umstand verkannt, 
dass die Kommunen bedeutende Wirtschaftsak-
teure sind. Denken wir als Indikator zum Beispiel 
daran, dass in Köln im Jahre 2010 über ein Ver-
gabevolumen von knapp einer halben Milliarde 
Euro entschieden wurde. Das heißt, zu sparen, 
ohne den Effekt auf die Wirtschaft in diesem Zu-
sammenhang zu bedenken, wäre natürlich un-
klug. 

Wie passen diese Entwicklungen aber mit dem 
zusammen, was wir im Moment auf dem Fi-
nanzmarkt in Bezug auf die Kommunalfinanzen 
und deren Finanzierung erkennen?  

Ende letzter Woche konnte man der Presse ent-
nehmen, dass die erste Kommune in Nordrhein-
Westfalen, die kein akzeptiertes, anerkanntes 
Konsolidierungskonzept hat, keine Kredite mehr 
von einer Bank, der WL-Bank, bekam. Letztes 
Jahr haben wir in der öffentlichen Diskussion 
darüber gesprochen, dass eine andere der öf-
fentlichen Finanzierung sehr nahestehende 
Bank, die KfW, überlegt hat, ob sie ein kommu-
nales Rating einführen sollte, durch das die je-
weilige Finanzsituation der einzelnen Kommune 
zu einem Zinsaufschlag führen könnte. Das - 
darüber sind wir uns einig - müssen wir mit aller 
Kraft verhindern. 

Die Kommunalkredite sind weiterhin erforderlich, 
um auch in dieser für die Kommunen einnahme-
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schwachen Zeit den ständigen Ausbau, die Fort-
entwicklung der Infrastruktur und die damit ver-
bundenen notwendigen Investitionen zu finanzie-
ren und zu sichern. 

Urbanität sichern, Infrastruktur gewährleisten, 
Haushaltsausgleich herbeiführen: Dies könnte, 
wie gesagt, das Motto für diesen Haushalt sein; 
denn Urbanität, diese politische, soziale und kul-
turelle Dimension der modernen Stadt, ist in Köln 
zu Hause. Sie prägt nicht nur das Stadt-Umland-
Verhältnis, sondern Köln hat als Stadt - sie ist 
vielleicht die einzige Stadt - seit der Antike 
durchgängig Bedeutung und ist durchgängig als 
Stadt strukturiert gewesen: als römische Fes-
tung, als freie Reichsstadt und als moderne 
Großstadt. Köln ist urbanes Zentrum und Proto-
typ der modernen Stadt - eine Tatsache, für de-
ren Sichtbarmachung Sie, meine Damen und 
Herren, viel Geld zur Verfügung stellen.  

Auch die Finanzbeschlüsse zur Sicherung der 
Schätze des Stadtarchivs waren durch diese Er-
kenntnis geprägt. Immerhin 97 Millionen Euro ist 
uns der Neubau des Archivs in den nächsten 
Jahren wert. Auf die Rettung und Wiederherstel-
lung des Archivguts entfallen von 2009 bis 2013 
noch einmal 80 Millionen Euro. 

Der Rhein, die Ader der urbanen Entwicklung, 
fordert in vielerlei Hinsicht. Von den regelmäßi-
gen Hochwasserschutzmaßnahmen möchte ich 
nicht sprechen, aber von der Verbindung eines in 
vielfacher Hinsicht historisch bedeutsamen Ortes 
mit der Schaffung des wunderbaren Boulevards: 
der Öffnung des Flusses für Besucher im 
Rechtsrheinischen.  

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Bravo!) 

Dies wird uns - eine mögliche Landesförderung 
bereits berücksichtigt - rund 9 Millionen Euro 
wert sein. 

Ist der Rhein die Ader der urbanen Entwicklung, 
so ist der Dom mit dem Baptisterium das Herz. 
Für den Dionysoshof haben wir für das kom-
mende Haushaltsjahr 4,9 Millionen Euro veran-
schlagt. Dabei geht es hinsichtlich des Themas 
Urbanität um die Steine. Urbanität ist aber mehr: 
Urbanität heißt Kultur und Vielfalt als Anregung 
für die natürlichen und korporativen Einwohne-
rinnen und Einwohner dieser Stadt und weit dar-
über hinaus. Durch die Entwicklungsperspekti-
ven für das Opernquartier haben Sie sich auch 
dieser Aufgabe gestellt. Sie wird durch den 
Haushalt finanziert. 

Neue Urbanität, die Fähigkeit einer in jeder Hin-
sicht nachhaltigen Stadt, in jedem Bereich die er-
forderlichen Prozesse ins Werk zu setzen, Ent-

wicklungen machbar zu machen, wird an vielen 
Stellen des Ihnen vorliegenden Haushaltsentwur-
fes finanziert: von der Bürgerbeteiligung mit 
150 000 Euro über die Bezirksmittel mit 
504 000 Euro und die Wirtschaftsförderung bis 
hin zum Jugend- oder Sozialetat. 

Dabei stand und steht die Fortentwicklung der 
Infrastruktur in allen städtischen Bereichen - von 
der Bildung über die Vielfalt des wirtschaftlichen 
und sozialen Miteinanders bis zu den Bauwer-
ken - im Vordergrund der Aufgaben - übrigens 
auch durch die erforderlichen Anteile an den 
Personalaufwendungen für Beratungs- und 
Betreuungsaufgaben. Im Mittelpunkt dieser un-
serer Aktivitäten steht der Mensch: als Einzelner 
wie in seiner nachbarschaftlichen Einbindung, 
als Einwohnerin und Einwohner wie als Wirt-
schaftsbürger. 

Verlässlichkeit - Herr Oberbürgermeister hat es 
angesprochen - und Planungssicherheit gibt es 
nur mit stabilen Finanzen. Hier müssen wir im-
mer bedenken: Der Kampf gegen die öffentliche 
Verschuldung ist ein Kampf um die Handlungs-
fähigkeit der Kommunen und damit eine Frage 
der Demokratie. Kommunen sind systemrele-
vant, weil sie besonders wichtige Akteure der 
Realwirtschaft und der Finanzwirtschaft sind. Be-
sonders wichtig sind sie, weil kommunales Han-
deln immer das am unmittelbarsten spürbare 
Handeln ist - das bürgernahste. 

Längst ist es nicht mehr so, dass die Stabilität 
der Kommunalfinanzen bei der Aufgabenfinan-
zierung nur von den lokalen Bedarfen, Erforder-
nissen, Einnahmen und Ausgaben abhängt. 
Durch zahlreiche Regulierungen und Standard-
setzungen durch Bund und Land wurde bewirkt, 
dass die Steuerung des erforderlichen Aufwands 
nicht nur vor Ort erfolgt. Kurz gefasst: Auch Köln 
hat sich mit einem strukturellen Defizit auseinan-
derzusetzen. 

Aufgabenerfüllung in Köln heißt eben auch: Wir 
tragen Zahllasten, die andere staatliche Ebe-
nen - Bund, Land, Europa - veranlasst haben. 
Das kann dauerhaft durchaus zu Verbesserun-
gen führen, muss es aber nicht und tut es selten 
kurzfristig jahresbezogen darstellbar. 

Als „Bringer“ durch die Stärkung der regionalen 
Wirtschaftskraft gelten etwa die Einrichtung des 
von der europäischen Ebene geforderten Ein-
heitlichen Ansprechpartners als Lotse durch den 
Binnenmarkt, der schnelle und qualitativ anspre-
chende Ausbau der Betreuungsinfrastruktur in 
Zeiten knapper Fachkräfte, mit der erwarteten 
und prognostizierten positiven Wirkung auf die 
Wirtschaftskraft am Standort, oder der Anreiz, 
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der von einer neuen EU-Förderstrategie ausgeht, 
für die aber eine Kofinanzierung oder begleiten-
de Maßnahmen vor Ort erforderlich sind. 

Europa ist übrigens gerade in dieser Haushalts-
periode der Kommission den Kommunen sehr 
zugewandt. Ich darf das an diesem Punkt ein-
flechten; alle schimpfen ja darauf, aber es hat 
durchaus kommunalrelevante sehr positive As-
pekte. Durch die Strategie EU 2020 - Förderung 
von Infrastrukturentwicklung, Umsteuerung auf 
nachhaltiges Wirtschaften und Kampf gegen Ar-
mut und soziale Ausgrenzung - werden förde-
rungsrelevante Schwerpunkte für finanzwirt-
schaftlich nachhaltige Entwicklungen gesetzt - 
gerade für die kommunale Ebene.  

Das strukturelle Defizit wirkt vor allem im Sozial-
bereich. Die Überbürdung der Kosten für ge-
samtgesellschaftliche Risiken auf die Kommu-
nen, wo sie nicht hingehören, ohne angemesse-
nen Ausgleich hat auch in Köln Auswirkungen. 
Neben dem bereits Benannten ist an die Not-
wendigkeit des LVR zur Umlagenerhöhung zu 
denken. Köln war davon mit rund 15 Millionen 
Euro betroffen. Aber auch durch den Rückzug 
der Bundes aus der aktiven Arbeitsmarktpolitik - 
Stichwort: Gesetz zur Instrumentenreform - wird 
unser finanzielles Risiko vor Ort erhöht. 

Auf diesen strukturellen Teil des Defizits hat die 
Stadt nur eingeschränkt Einfluss. Regelungen 
müssen im Bund gefunden werden. Die Über-
nahme der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbseinschränkung ist ein positiver, wenn auch 
viel zu kleiner Schritt in diese Richtung. 

Kein Zeichen konnte hingegen durch die Arbeit 
der Föderalismuskommission gesetzt werden. 
Sie hat zum Beispiel zum wiederholten Male lan-
ge über Standardreduzierungen diskutiert, aber 
leider keine Ergebnisse vorgelegt, sodass sich 
Köln gemeinsam mit anderen Großstädten auf 
die eigenen Kräfte stützen muss. Stichwort für 
diesen Prozess sind Benchmarks. Der Städtetag 
ist in verschiedenen Segmenten sehr aktiv, und 
wir erwarten natürlich auch wichtige Anhalts-
punkte und Anregungen aus der Wirtschaftlich-
keitsanalyse unseres Leistungsportfolios im Ver-
hältnis zu dem anderer Großstädte durch die 
Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen. 
Die überörtliche Wirtschaftlichkeitsprüfung findet 
im nächsten Jahr in Köln statt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Zum 
Kölner Haushalt: 

Der Stadtvorstand hat die Struktur und die Ursa-
chen der defizitären Haushaltsentwicklung in 
mehreren Sitzungen sehr ausführlich behandelt. 
Er hat Konsequenzen gezogen und diese in ei-

nem ausführlichen Beschluss niedergelegt. Die-
sen Beschluss finden Sie auszugsweise in dem 
hier interessierenden Teil - übrigens im Vorbe-
richt zum Haushalt abgedruckt, sodass Sie auch 
ihn nachlesen können. Nach der Darstellung der 
Haushaltsdaten werde ich noch einmal auf die-
sen Beschluss zurückkommen. 

In guter Tradition werden Ihnen durch den vorlie-
genden Vorbericht zum Haushalt 2012 mit den 
ergänzenden Unterlagen die wesentlichen Daten 
in prägnanter Weise zur Verfügung gestellt. Da-
her werde ich mich im Folgenden auf einige we-
nige Ausführungen beschränken.  

Zuerst möchte ich aber die Gelegenheit nutzen, 
mich bei allen zu bedanken, die an der Erstel-
lung dieses Werkes beteiligt waren. Erlauben Sie 
mir, Herr Oberbürgermeister, sehr geehrte Da-
men und Herren Kolleginnen und Kollegen des 
Stadtvorstandes, Ihnen für die offene Debatte 
und konstruktive Zusammenarbeit zu danken. 
Ebenso möchte ich an dieser Stelle aber auch 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Käm-
merei meinen Dank und ein großes Lob aus-
sprechen, die in diesem Jahr neben der Haus-
haltsaufstellung auch die Besonderheiten des 
Umstellungsprozesses auf den wirkungsorien-
tierten Haushalt und die wirkungsorientierte Kon-
solidierung mitentwickelt haben. Ich sage „mit-
entwickelt“; denn es gibt nur wenige Beispiele, 
an denen wir uns orientieren können. Köln ist 
hier an der Spitze dieser Bewegung. 

(Beifall bei SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen) 

Ohne dieses Engagement wären die heutige 
Haushaltseinbringung und die Vorbereitung der 
Beratungen nicht in der prägnanten Form mög-
lich gewesen, die Sie nun vorfinden. 

Zu den wesentlichen Daten:  

(Folie 1) 

Sie sehen, der Haushaltsplan 2012 enthält Er-
träge in Höhe von 3,31 Milliarden Euro und Auf-
wendungen in Höhe von 3,56 Milliarden Euro. 
Das geplante Defizit beläuft sich damit auf 
252,37 Millionen Euro. Dies bedeutet, dass die 
Quote der Entnahme aus der allgemeinen Rück-
lage 4,293 Prozent beträgt. 

Die Auszahlungen aus Investitions- und Finan-
zierungstätigkeit betragen 873,64 Millionen Euro, 
die Einzahlungen aus Investitions- und Finanzie-
rungstätigkeit belaufen sich auf 969,82 Millionen 
Euro. Es ist eine Kreditaufnahme für Investitio-
nen in Höhe von 343,99 Millionen Euro vorgese-
hen. Alles in allem liegt die geplante Nettoneu-
verschuldung bei 253,52 Millionen Euro.  
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Dies bedeutet für uns: Der Haushalt ist nicht 
ausgeglichen. Dieses Schicksal teilen wir übri-
gens mit allen Mitgliedsstädten des Städtetags 
NRW. Keine Mitgliedsstadt des Städtetags NRW 
hat derzeit einen originär ausgeglichenen Haus-
halt.  

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Aber das ist 
doch keine Entschuldigung!) 

Das zeigt, wie drängend und dramatisch die Si-
tuation geworden ist, die sich aus dem zeitweili-
gen Leugnen des strukturellen Defizits ergeben 
hat.  

Ich entnahm der Stellungnahme des Städte- und 
Gemeindebunds, dass das eingetreten ist, was 
bisher schon befürchtet wurde, dass nämlich ein 
originärer Ausgleich im Jahr 2012 nicht erfolgen 
wird. 

(Zuruf von der CDU) 

- Darüber habe ich mit dem Kollegen Abrahams 
natürlich nicht telefoniert, sondern ich habe das 
erst einmal nur so zur Kenntnis genommen und 
hier vorgetragen. 

Zurück zu Köln: Nach den Zahlen des Haushalts 
sind wir im Finanzplanungszeitraum, also bis 
2012, nicht zur Aufstellung eines Haushaltssiche-
rungskonzeptes verpflichtet, weil wir - ich er-
wähnte das am Anfang - die dafür relevante 
Fünfprozentquote der Entnahme aus der allge-
meinen Rücklage nur einmal - im letzten Jahr 
des Planungszeitraumes - erreichen werden. 

Das ist unbefriedigend. Hier muss die Kämmerin 
ran. Dieser Aufgabe stellt sie sich auch, aber das 
kann sie nicht alleine bewältigen. Deswegen 
stellt sie sich dem in Zusammenarbeit mit den 
Kolleginnen und Kollegen, aber mehr noch natür-
lich mit Ihnen und auch mit der Stadtgesellschaft. 

Die Ausgleichsrücklage ist bereits in 2011 aufge-
zehrt. Die allgemeine Rücklage reduziert sich in 
2012 um den Fehlbetrag von 252,37 Millionen 
Euro. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 
werden das Defizit kleinarbeiten. Mit dem heute 
eingebrachten Haushaltsentwurf bieten wir den 
Umstieg vom jahresbezogenen Kraftakt zum 
kontinuierlichen Verbesserungsprozess. 

Das von mir erwähnte Defizit liegt um gut 
80 Millionen Euro über dem aus der Perspektive 
des Doppelhaushaltes 2010/2011 geplanten De-
fizits. Dies hat verschiedene Ursachen. Zwei da-
von liegen wesentlich im Bereich der äußeren 
Rahmenbedingen:  

Wir konnten die verabredeten und vorgenomme-
nen äußerst ambitionierten Einsparungen im 
personalwirtschaftlichen Bereich nicht mit den 
Erfordernissen stetiger Aufgabenerfüllung zu-
sammenbringen. Daher musste ich die Kosten 
anpassen. Auf der Ertragsseite mussten wir im 
Finanzplanungszeitraum die planerischen Werte 
für die Gewerbesteuerentwicklung auf die Daten 
der Steuerschätzung vom Mai dieses Jahres 
herabsetzen. 

Über diese Entwicklungen haben wir im Finanz-
ausschuss der Stadt unterjährig natürlich regel-
mäßig gesprochen. Wir sind durch regelmäßige 
Berichterstattung dort auch - wenn auch noch 
auf gering differenzierter Basis - in das produkt-
bezogene Konsolidierungscontrolling eingetre-
ten. Das werden und müssen wir intensivieren 
und mit einer grundlegenden Aufgabenkritik ver-
binden. 

Kommen wir zu den Entwicklungen der Verbind-
lichkeiten aus Krediten für Investitionen: 

(Folie 2) 

Auf der Folie wird gezeigt, dass der mit rund 
344 Millionen Euro überdurchschnittlich hohe 
Kreditbedarf im Jahr 2012 auf mehrere Faktoren 
zurückzuführen ist. Ein Betrag von 172 Millionen 
Euro - im letzten Haushalt als Verpflichtungser-
mächtigung enthalten - entfällt auf die Finanzie-
rung des Erwerbs von Finanzanlagen aufgrund 
der Neuordnung der Beteiligungen der Sparkas-
se KölnBonn im Zusammenhang mit dem Prüf-
verfahren der EU-Kommission. 

Weitere Entwicklungen resultieren aus Verände-
rungen bei der Schulpauschale, aus Neuveran-
schlagungen beim Rheinboulevard, durch den 
Um- und Neubau der städtischen Sozialhäuser 
und durch die Feuerwehr, den Sportbereich und 
schließlich den Verkehrsbereich. Es wird deut-
lich, dass sich im Finanzplanungszeitraum zwar 
die Verbindlichkeiten erhöhen, dem aber Werte 
gegenüberstehen. 

(Folie 3) 

Besondere Aufmerksamkeit erfordert die bun-
desweit bedrohliche Entwicklung der Kassenkre-
dite. Die Lage in Köln entnehmen Sie der Folie. 
Die zum Ausgleich des jahresbezogenen Liquidi-
tätsdefizits erforderlichen Kassenkredite liegen 
im Haushaltsjahr 2010 - das ist das letzte, von 
dem wir sprechen können, weil 2011 ja noch 
nicht abgeschlossen ist - bei circa 225 Millionen 
Euro. Ich möchte darauf hinweisen, dass es sich 
hierbei um stichtagsbezogene Betrachtungen 
handelt, die sich auf den Bedarf an Kassenkredi-
ten beschränken. Das ist nicht automatisch das-
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selbe wie das Kassenergebnis zum jeweiligen 
Jahresende. Damit wird deutlich, dass auch in 
Köln in Bezug auf die Liquidität Handlungsbedarf 
besteht.  

Stichwort Sanierungsbedarf. „Der Anfang ist die 
Hälfte des Ganzen“: Wenn wir uns, ermutigt 
durch Aristoteles, der Sanierung zuwenden - es 
darf nicht nur in die Vergangenheit geschaut 
werden, sondern man muss auch in die Zukunft 
gucken und einzelne Schritte wirkungsorientiert 
vorbereiten -, so lautet unsere erste Aufgabe, die 
Frage zu beantworten: Wie können wir ein 
Haushaltsdefizit von - modellhaft gerechnet; das 
ist kein konkretes Jahresergebnis - etwa 
300 Millionen Euro jährlich reduzieren, sodass 
wir nur auf ein Volumen von etwa 150 Millionen 
Euro zusteuern können? Die Antwort darauf 
muss aus heutiger Perspektive lauten: Schritt für 
Schritt. 

(Folie 4) 

Das Konsolidierungsvolumen, auf das wir uns im 
Stadtvorstand verständigt haben, weil wir es für 
ein realistisches Sanierungsziel im Finanzpla-
nungszeitraum halten, beträgt 150 Millionen Eu-
ro. In dieser Höhe sehen wir Handlungsmöglich-
keiten durch die Verwaltung und den Rat dieser 
Stadt. 

Wie wollen wir dieses Ergebnis erzielen? Wir 
müssen uns jahresbezogene Konsolidierungsvo-
lumina setzen. Das haben wir in dem Beschluss 
des Stadtvorstandes getan. Für das Jahr 2013 
zielen wir auf einen Effekt von 45 Millionen Euro, 
für das Jahr 2014 auf 40 Millionen Euro und für 
das Jahr 2015 auf 35 Millionen Euro.  

Sie werden sagen: Das ist bei einem Haushalt 
von 3 Milliarden Euro wenig Geld. Darauf muss 
ich Ihnen aber erwidern: 175 Millionen Euro von 
3 Milliarden Euro: Das ist zum Beispiel die bilan-
zielle Größe „Rückstellungsaufwand für Investiti-
onen“. In dieser Größenordnung Erfolge zu er-
zielen, wird für uns sehr schwer sein, weil der 
Bereich, in dem wir kommunal handlungsfähig 
sind und einen echten Einfluss haben, sehr viel 
kleiner ist, als dies durch diese 3 Milliarden Eu-
ro - das ist das gesamte Haushaltsvolumen ein-
schließlich der Transferleistungen - dargestellt 
wird.  

45 Millionen Euro plus 40 Millionen Euro plus 
35 Millionen Euro bedeutet eine weitere Konsoli-
dierungssumme von 120 Millionen Euro im Fi-
nanzplanungszeitraum bis 2015. Das ist ein sehr 
ambitioniertes Ziel.  

Der Stadtvorstand hat in dem bereits erwähnten 
Grundsatzbeschluss vom September dieses Jah-

res Aufgaben und Verfahrensgrundlagen be-
schlossen und sich einen Zeitrahmen gesetzt. 
Einzelheiten dazu finden Sie im Vorbericht. In 
den nächsten Wochen und Monaten werden wir 
diese Analysen in einen kontinuierlichen Prozess 
überführen und mit den Fachdezernaten pro-
duktbezogene Handlungsansätze entwickeln. 

Sie wissen: Der Haushalt und der NKF sind pro-
duktbezogen aufgestellt. Eine entsprechende 
Liste des Produkthaushaltes der Stadt Köln ist Ih-
ren Haushaltsunterlagen ebenfalls beigefügt. 

Unser zeitlicher Rahmen für diese Umsetzungs-
schritte sieht folgendermaßen aus: Dies verläuft 
parallel zu Ihren Haushaltsberatungen, und es ist 
für mich unerlässlich, dass wir in einen ange-
messenen und direkten Kommunikationsprozess 
zwischen Kämmerin und Fraktionen eintreten. 
Noch vor der Verabschiedung des Haushaltes 
werde ich Ihnen mit Einverständnis des Herrn 
OB - so haben wir das im Stadtvorstand bespro-
chen; das ist so verabredet - den Entwurf zu ei-
nem Haushaltsbegleitbeschluss vorlegen, in dem 
das im Vorbericht - Abschnitt C - skizzierte Ver-
fahren zur Sanierung des Kölner Haushaltes wei-
ter konkretisiert wird. 

Das Vorgehen basiert, wie gesagt, auf unserem 
Katalog von knapp 200 - genau sind es 187 - 
Produkten und setzt eine umfangreiche gemein-
same Arbeit von Finanz-, Fach- und Organisati-
onsverantwortlichen voraus, und dieser Prozess 
will organisiert sein. Wenn wir diesen mühevollen 
Weg erfolgreich gehen, werden wir deutliche 
Verbesserungen erzielen können, auch wenn 
das nur ein erster Schritt ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir 
müssen den Umstieg vom jahresbezogenen 
Kraftakt zum kontinuierlichen Verbesserungspro-
zess erreichen. Das ist mit diesem eben skizzier-
ten Vorgehen möglich, wie auf der nächsten Gra-
fik gezeigt wird. 

(Folie 5) 

Unser erstes Sanierungsziel ist die Vermeidung 
der Zwangskonsolidierung, das heißt, keine fünf-
prozentige Reduzierung der allgemeinen Rück-
lage in zwei aufeinanderfolgenden Jahren des 
Finanzplanungszeitraumes. Dieses Ziel können 
wir erreichen, wie durch die Grafik verdeutlicht 
wird. Auf der Folie werden die Effekte des Sanie-
rungsbeschlusses des Stadtvorstands gezeigt. 
Sie sehen in dem großen durchgehenden Balken 
den Fehlbetrag vor dem Sanierungsbeschluss 
dargestellt, also in Fortschreibung des Haus-
haltsentwurfs. In den kleinen schraffierten Balken 
sehen Sie den Fehlbetrag nach dem Sanie-
rungsbeschluss dargestellt. 
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Damit zusammenhängend werden wir das zweite 
Sanierungsziel, den Haushaltsausgleich herbei-
zuführen, anpacken. Dafür müssen wir auch den 
strukturellen Anteil am Defizit zurückführen. Erst 
dann, wenn wir dauerhaft schwarze Nullen 
schreiben und im Ergebnis ein Plus unter dem 
Strich erreichen, können wir das Eigenkapital 
rechnerisch wieder auffüllen. 

Das oberste Ziel bei allem bleibt, das Vermögen 
der Kölner Bürgerinnen und Bürger zu schonen 
und womöglich zu mehren. In den vorstehenden 
Daten wird davon ausgegangen, dass sich we-
der bei der Gewerbesteuer noch bei den Erträ-
gen nach dem GFG 2012 deutliche Verschlech-
terungen gegenüber dem derzeitigen Erkennt-
nisstand ergeben. Sollte dieser hoffentlich un-
wahrscheinliche Fall eintreten, muss der Sanie-
rungskurs - das will ich hier nicht verhehlen - na-
türlich deutlich verschärft werden. 

Zum Abschluss ganz kurz ein Ausblick: Unser 
ehrgeiziges Ziel, eine hervorragende Finanzra-
tingposition, „Triple A“, mit einer hervorragenden 
Qualität der Infrastruktur für Zukunftsaufgaben, 
„Triple T“, zusammenzuführen, müssen wir an-
gehen.  

Technologie, Talente, Toleranz: Mit diesem 
Triple-T hat der US-amerikanische Ökonom Ri-
chard Florida in seiner 2002 erschienenen Ana-
lyse „The Rise of the Creative Class“ die Zu-
kunftsfähigkeit von Städten auf den Punkt ge-
bracht. Damit wird auch die Standortperspektive 
der Haushaltssanierung angesprochen. Es geht 
vor allem um die angemessene Infrastrukturent-
wicklung, zu der sowohl durch den Kernhaushalt 
als auch durch Beteiligungen finanzielle Beiträge 
geleistet werden. 

Wie vermeiden wir ein „Zu viel - Zu schnell“ und 
ein „Zu wenig - Zu langsam“? Was wird durch 
den Kölner Haushalt getragen? Wie können die 
Beiträge von Kernhaushalt und Beteiligungen zur 
Gewährleistung der Infrastruktur optimal aufein-
ander abgestimmt werden? 

Um diese Kernfragen beantworten zu können, ist 
eine gute und umfassende Analysearbeit Vor-
aussetzung. Mehr noch: Gerade für die Gewähr-
leistung der angemessenen Infrastrukturentwick-
lung ist die Entwicklung von Szenarien für den 
Sanierungszeitraum und darüber hinaus Voraus-
setzung. 

Das Deutsche Institut für Urbanistik hat in einer 
Studie aus dem Jahr 2008 für den Zeitraum 2006 
bis 2020 allein für die kommunale Ebene ein Fi-
nanzvolumen von 704 Milliarden Euro geschätzt. 
Was bedeutet das für Köln? Was bedeutet das 
für die Kölner Haushalte bis 2020 und darüber 

hinaus? Ich finde, das sind Kernfragen für eine 
nachhaltige Finanzaufstellung in Köln.  

Das Deutsche Institut für Urbanistik wird ge-
meinsam mit dem finanzwissenschaftlichen Insti-
tut der Universität zu Köln das Projekt „Strategi-
sche Infrastrukturplanung und –finanzierung“ für 
Köln entwickeln, in dem die Erkenntnisse aus je-
ner Studie auf den Standort Köln heruntergebro-
chen und im Rahmen von Tragfähigkeits- und 
Wirkungsanalysen die Finanzierungsperspekti-
ven für die Stadt Köln entwickelt werden. Dabei 
versteht es sich von selbst, dass Infrastruktur in 
diesem Zusammenhang nicht nur die technisch-
bauliche, sondern auch die soziale, Bildungs- 
und kulturelle Infrastruktur und jeglichen demo-
grafieinduzierten Anpassungsbedarf umfasst, 
was durch den Haushalt finanziert werden muss.  

Hier werden die Erkenntnisse von Eröffnungsbi-
lanz und Gesamtabschluss und die von Ihnen, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, getrof-
fenen Grundsatzbeschlüsse zur urbanen Zukunft 
der Stadt einfließen. Wir beginnen mit der Vor-
studie im November. Mit einem Workshop wer-
den wir in diesen Aspekt nachhaltiger Finanz-
wirtschaft einsteigen.  

Ich komme zum Schluss: Es liegen schwierige 
Aufgaben vor uns, und wir können sie nur im kri-
tischen und konstruktiven Diskurs zwischen den 
Akteuren aus Verwaltung, Rat und Stadtgesell-
schaft bewältigen. Vor uns liegt die Aufgabe, ein 
auf langjährige Wirksamkeit gerichtetes Konzept 
gemeinsam zu entwickeln und in Maßnahmen zu 
überführen. Das ist ein forderndes Unterfangen; 
denn es wird starke Einschnitte mit sich bringen. 
Ich weiß mich mit Ihnen aber sicher, dass es der 
Mühe wert ist; denn es geht um die stetige Ent-
wicklung dieser Stadt mit ihren Schwerpunkten in 
einer auch hinsichtlich der Finanzwirkungen 
nachhaltigen Weise. Dafür lohnt es, zu streiten. 

Gefordert ist eine nachhaltige und wirkungsorien-
tierte Sanierung der Stadtfinanzen, durch die die 
urbane Entwicklung, fachliche Notwendigkeiten 
und finanzielle Möglichkeiten austariert werden. 
Dabei sind viele Menschen mitzunehmen: in un-
serer Verwaltung die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter und in der Stadtgesellschaft.  

Deswegen hat der Bürgerhaushaltsbeirat bereits 
Anfang dieses Jahres zeitgleich mit den Themen 
für den Bürgerhaushalt 2012 - „Wirtschaftsförde-
rung“, „Kultur und Jugend“ - als Thema für den 
Bürgerhaushalt 2013 das Thema „Sanierung des 
Haushaltes“ gewählt, sodass wir gut vorbereitet 
mit der Stadtgesellschaft über die für die Umset-
zung des Kölner Sanierungskonzeptes erforder-
lichen Maßnahmen debattieren und Sie, meine 
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sehr geehrten Damen und Herren Ratsmitglie-
der, die Ergebnisse der Konsultation bei Ihrer 
Entscheidung zum Haushalt 2013 berücksichti-
gen können. 

Es kommt auf die Bereitschaft zu grundlegender 
Änderung und Konzentration auf das Wesentli-
che an. Eine Priorisierung ist unumgänglich. Der 
Einsatz der knappen Ressourcen ist dort erfor-
derlich, wo sie für die gemeinsamen Ziele am 
wirksamsten eingesetzt werden.  

Mut zum Handeln zahlt sich aus. Neues wagen? 
Natürlich! Ich halte es da als ehemalige Frankfur-
terin mit Goethe, der in seinen „Zahmen Xenien“ 
formulierte: 

Jeder Weg zum rechten Zwecke - Ist 
auch recht in jeder Strecke. 

Lassen Sie uns gemeinsam aufbrechen! - Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen und Teilen der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Frau Stadtkämmerin. 

Bevor wir jetzt gleich zum allgemeinen Teil unse-
rer Tagesordnung kommen, müssen wir noch ei-
nen Beschluss fassen. Der Beschluss heißt: „Der 
Rat nimmt den Entwurf der Haushaltssatzung für 
das Jahr 2012 mit ihren Anlagen nach den 
Grundreden des Oberbürgermeisters und der 
Stadtkämmerin entgegen und verweist ihn zur 
weiteren Beratung in die Bezirksvertretungen, 
den Jugendhilfeausschuss, den Integrationsrat 
und den Finanzausschuss“. Wer gegen diesen 
Beschlussvorschlag ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer enthält sich? - Damit ist er 
so angenommen. - Vielen Dank. 

Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt A) 2 auf: 

2 Haushaltsplan-Entwurf 2012 
 Festsetzung der bezirksbezogenen 

Haushalts-mittel nach § 37 Abs. 3 GO 
Nordrhein-Westfalen 

 2471/2011 

Auch hier stellt sich die Frage: Wer ist gegen die 
Festsetzung, wie sie in der Beschlussvorlage 
formuliert worden ist? Ich bitte um das Handzei-
chen. - Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - 
Enthaltung bei der Fraktion pro Köln. Damit ist 
auch dies so angenommen. 

Jörg Detjen (Die Linke.Köln): Entschuldigung, 
Herr Roters, ich habe noch eine Frage zu A) 2. 

Ich habe mit Herrn Mohr ein Vorgespräch zu Ta-
gesordnungspunkt A) 2 geführt. Er hat hinsicht-
lich der bezirksorientierten Mittel gesagt, dass 
dies inklusive unseres Änderungsantrags in die 
laufende Haushaltsberatung überwiesen wird.  

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ja, dem ist 
so. 

Jörg Detjen (Die Linke.Köln): Kann ich den Be-
schluss so verstehen? 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ja. 

Jörg Detjen (Die Linke.Köln): Gut, danke. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Wir kom-
men nun zum Allgemeinen Teil: 

B) Allgemeiner Teil 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 17.1 auf, der nach 
vorne gezogen worden ist: 

17.1 Antrag der CDU-Fraktion betreffend 
„Wiederwahl des Beigeordneten für 
Planen, Bauen und Verkehr“ 

 AN/1388 /2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Herr Ucker-
mann, kommen Sie bitte nach vorne. 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Es wird 
doch ohne Aussprache gewählt! - Bar-
bara Moritz [Bündnis 90/Die Grünen]: 

Es gibt doch keine Aussprache!) 

- Es ist geklärt, dass es nicht untersagt ist, zu 
sprechen. Das heißt, ich kann ihm das Wort nicht 
verbieten. Sie können also reden, Herr Ucker-
mann. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Man kommt 
ja immer mehr ins Staunen. Hier liegt ein Antrag 
vor, und selbstverständlich darf auch die Opposi-
tion zu einem Antrag sprechen. 

(Beifall von Markus Wiener [pro Köln]) 

Normalerweise ist das ja guter Brauch. Ich bin 
froh, dass hier das Recht durch eine Räson ge-
siegt hat und wir sprechen dürfen. 
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Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ja. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Wir haben vor der 
Sommerpause einen Antrag zur Kenntnis neh-
men müssen. Den haben wir so verstanden, 
dass der Rat jetzt auf Antrag einer Partei be-
schließen soll, dass ein Spitzenbeamter bei der 
turnusmäßigen Wahl eines Spitzenbeamten, ei-
nes sogenannten Wahlbeamten, durch die An-
nahme eines Antrags schon gewählt ist. Das fin-
de ich sehr komisch. Das wäre in etwa so, als 
wenn wir hier schon beschließen würden, wie die 
Wähler bei der Kommunalwahl abzustimmen ha-
ben. 

Eine Wahl ist für mich eine Wahl. Wir wählen hier 
einen Beigeordneten, einen Vertreter des Ober-
bürgermeisters, den Chef einer Planungsbehör-
de, einer Genehmigungsbehörde, der nur dem 
Recht und dem Gesetz verantwortlich ist, und ich 
gehe davon aus, dass das einem parteipoliti-
schen Kalkül entzogen ist und dass dieser Spit-
zenbeamte, wenn er mit dem Bürger zu tun hat, 
ausschließlich fachlich und nicht nach parteipoli-
tischen Kriterien entscheidet. Das ist unsere For-
derung, die wir hier haben, und davon lassen wir 
auch nicht ab. 

Heute ist es wohl so, dass wir hier diesen De-
zernenten, den Beigeordneten, den Vertreter des 
Oberbürgermeisters in irgendeiner Form mit ei-
nem Vertrauensvotum versehen sollen. Ich frage 
mich ganz ehrlich: Können wir das guten Gewis-
sens tun? Im Bereich von Stadtplanung, im Be-
reich von Bauen, im Bereich von Verkehr: Kön-
nen wir hier angesichts des Baustellenchaos, 
das wir in Köln haben, sagen: „Weiter so!“? Kön-
nen wir über das Baudesaster, das wir mit dem 
Archiveinsturz und einem U-Bahn-Desaster er-
lebt haben, hinweggehen? Wir wissen heute 
nicht, in welchem finanziellen Chaos das enden 
wird. Wir schweben hier vollkommen im freien 
Raum herum. Können wir hier einem solchen 
Spitzenbeamten das Vertrauen geben, oder 
müssen wir sagen: Wir brauchen in Köln einen 
Neuanfang, einen Fachmann, eine exzellente 
Kraft, die diese Stadt voranbringt? 

Ich nenne Ihnen nur einmal ein Beispiel, das viel-
leicht nicht sehr bekannt ist. Es geht um das 
Kölner Höhenkonzept. Wir wollen in Köln unsere 
Baudenkmäler schützen. Auf breite Initiative des 
Altbürgermeisters Burger hin - das haben wir 
auch unterstützt - hat man hier ein Höhenkon-
zept beschlossen. Die Bürger dachten: Gut, un-
sere Stadt ist geschützt, unsere Sehenswürdig-
keiten - die Kirche Sankt Gereon, die Kirche 
Sankt Andreas - werden von Großinvestoren 

nicht vollkommen zugebaut, die sagen: Lasst 
uns alles hier bitte zwanzig Stockwerke hoch 
bauen. - Wir haben stattdessen auf Vorschlag 
des Baudezernenten Streitbergers, des angebli-
chen CDU-Manns, ein Höhenkonzept beschlos-
sen.  

Was war aber? Das Gericht hat hier eingreifen 
müssen, damit man zu seinem Recht kam. Als 
die Bauinvestoren wieder über das Ziel hinaus-
schießen wollten, hat man sie gewähren lassen. 
Erst die Gerichte konnten dies stoppen.  

Wir brauchen in unserer schönen Stadt, die viel 
zu bieten hat, einen Dezernenten, der auch Auto-
rität hat. Wir brauchen niemanden, der zu ir-
gendeiner Partei gehört und aufgrund irgendwel-
cher Einflüsterungen irgendetwas genehmigt 
oder nicht genehmigt. Ich glaube, das nennt man 
in Köln Klüngel. Dafür sind wir bekannt.  

Sollten wir an dieser Stelle heute nicht sagen: 
Wir wünschen einen Stadtbaumeister, der einen 
gewissen Rang hat? Wir wollen unsere Architek-
tur immer mit der Architektur von New York und 
von London vergleichen. Und was machen wir? 
Es wird ein popeliger Antrag einer Partei gestellt, 
die sagt: Das ist unser Dezernent. - Herr Roters, 
wie stellen Sie sich das vor? Soll jetzt jede Frak-
tion hier gewisse Posten nach der prozentualen 
Quote bei der Kommunalwahl für sich beantra-
gen? 

Ich erwarte hier Fachlichkeit, und ich erwarte, 
dass bestimmte Bereiche der Verwaltung gewis-
sen politischen Begehrlichkeiten entzogen sind 
und dass hier nach Recht und Gesetz entschie-
den wird. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Kommen 
Sie bitte zum Ende. Wir haben kein Interesse 
daran, weiterhin Ihre herabsetzenden Worte zu 
hören. 

(Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Wir haben eine Geschäftsord-

nung!) 

Jörg Uckermann (pro Köln): Natürlich komme 
ich zum Ende. - Die Bevölkerung hat aber ein In-
teresse daran und einen Anspruch darauf, dass 
hier nicht noch irgendein Haus einstürzt. Ich 
kenne es sonst nur aus Bananenrepubliken, 
dass Bauwerke einkrachen.  

(Zurufe von CDU und FDP) 
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- Natürlich. - Ich muss Ihnen sagen: Wir haben 
hier zum Ausdruck gebracht, dass wir das ableh-
nen werden. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Kommen 
Sie bitte zum Ende. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Wir hoffen, dass 
Sie sich hier jetzt entsprechend besinnen. - In 
diesem Sinne: Vielen Dank. 

(Beifall bei pro Köln)  

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Es gibt 
keine weiteren Wortmeldungen. 

Wir kommen jetzt zum Beschlussvorschlag 
„Wiederwahl des Beigeordneten für Planen, 
Bauen und Verkehr“; der Beschlussvorschlag 
liegt Ihnen vor. 

Dann stimmen wir ab. Wer für diesen Beschluss-
vorschlag ist, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Das sind die Fraktion der SPD, die Frak-
tion der Grünen, die Fraktion der CDU, Herr 
Hoffmann und Herr Zimmermann. Wer enthält 
sich? - Enthaltungen bei den Linken. Damit ist 
der Beschluss so angenommen, und wir haben 
einen neuen Beigeordneten. Die Verlängerung 
seiner Wahl, die Wiederwahl, ist gegeben. 

(Beifall - Beigeordneter Bernd Streitber-
ger nimmt die Glückwünsche von 

Ratsmitgliedern der Fraktionen der 
SPD, des Bündnisses 90/Die Grünen, 
der CDU, der FDP und Die Linke.Köln 

entgegen - Blumensträuße werden 
überreicht) 

Ich darf Ihnen noch einmal ganz herzlich gratu-
lieren.  

Herr Beigeordneter Streitberger, Sie nehmen die 
Wahl an? 

Beigeordneter Bernd Streitberger: Sie haben 
es in Ihrer Frage ja schon vorweggenommen, 
Herr Oberbürgermeister: Ich nehme die Wahl an. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Gut, vielen 
Dank. Ich wünsche weiterhin gute Zusammenar-
beit. 

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, CDU und FDP) 

Vielen Dank für das große Vertrauen. 

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 1: 

1 Anträge auf Durchführung einer Aktuel-
len Stunde gemäß § 5 der Geschäfts-
ordnung des Rates und der Bezirksver-
tretungen 

Tagesordnungspunkt 1.1: 

1.1 Antrag der Fraktion pro Köln auf Durch-
führung einer Aktuellen Stunde betref-
fend „Gefährdung der öffentlichen Si-
cherheit durch kriminelle Jugendgangs“ 

 AN/1839/2011 

Herr Wiener, bitte schön. 

Markus Wiener (pro Köln): Sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister! Meine Damen und Herren! 
Liebe Zuschauer auf der Besuchertribüne! Die 
Fraktion pro Köln hat heute diese Aktuelle Stun-
de zu einem sehr wichtigen, drängenden Thema 
beantragt, und zwar zu dem Thema „Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit durch kriminelle Ju-
gendgangs“. Insbesondere geht es natürlich um 
die Gefährdung unserer Kinder an den Schulen, 
auf dem Weg zur Schule und auf dem Weg von 
der Schule nach Hause durch gewaltbereite kri-
minelle Jugendgangs. 

Das ist ein Thema, das permanent drängend ist 
und, so denke ich, fast alle hier in der Stadt be-
trifft - zumindest alle Familien, die eigene Kinder 
haben und zur Schule schicken. Dieses Thema 
bereitet vielen schlaflose Nächte, und es gibt na-
türlich auch einen aktuellen Anlass dafür, dass 
die Fraktion pro Köln der Ansicht war, dass die-
ses Thema heute hier in Form einer Aktuellen 
Stunde beraten werden sollte. 

Ich denke, die meisten von Ihnen haben die 
Presseberichterstattung über diesen wirklich er-
schütternden Vorfall an einem Niehler Gymnasi-
um mitbekommen. Ich möchte an dieser Stelle - 
ausnahmsweise möchte ich sagen - einmal aus 
dem Kölner Express zitieren: 

Sie kamen zu siebst, forderten Handys, 
dann schlugen sie zu. In Niehl hat eine 
Jugendbande sechs Schüler überfallen. 
Hauptopfer Timur (13) erzählt. „Es war 
gegen 12.45 Uhr, wir waren auf dem 
Spielplatz am Erich-Kästner-
Gymnasium, hatten Freistunde“, so der 
Achtklässler zum EXPRESS.  

Plötzlich betraten die sieben Jungs - 
fünf Schwarze und zwei Weiße (etwa 15 
bis 16) - das Gelände. „Sie waren ge-
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kleidet wie eine Gang. Sie traten sehr 
fordernd auf.“ Die Täter sagen: „Gebt 
uns ein Handy, wir müssen mit einem 
Kumpel telefonieren“. Die sechs Ju-
gendlichen behaupten, sie hätten keins. 
Da wird die Gang handgreiflich. 

Sie nehmen ihnen ein iPod und ein 
Handy ab. 

Als sich einer zur Wehr setzt, wird er brutal zu-
sammengeschlagen - und das auf einem offiziel-
len Schulgelände während der Unterrichtszeit 
bzw. in einer Freistunde, in einer Pausenzeit.  

Das ist doch ein Thema, das uns alle interessie-
ren müsste. Deswegen bin ich doch sehr über-
rascht, dass es viele Politiker der CDU, der SPD 
und der Grünen anscheinend nicht interessiert. 
Ich wäre als Elternteil sehr besorgt über solche 
Parteien, die dieses Thema offensichtlich nicht 
interessiert, nur weil es von der - in Anführungs-
zeichen - verkehrten Partei auf die Tagesordnung 
gebracht wird. 

Ich bitte Sie herzlich: Bei so einem Thema kann 
es doch nicht aufs Parteibuch ankommen, bei so 
einem Thema geht es um die Sache. Wir sind 
hier in der Pflicht, etwas für unsere Kinder und 
für die Sicherheit hier in Köln zu unternehmen. 

(Beifall bei pro Köln) 

Es kann nicht angehen, dass wir in dieser Stadt - 
wie natürlich auch bundesweit - den Trend ha-
ben, dass Kinder vermehrt in eine Ganztags-
schule gehen, dass die Kinder also noch mehr 
Zeit an den Schulen verbringen, während die Si-
cherheitslage für die Kinder an den Schulen und 
auf dem Hin- und auf dem Nachhauseweg immer 
schlechter wird.  

Das war doch kein Einzelfall. Das kommt in Köln 
doch ständig vor. Es hat doch sogar schon Tote 
gegeben. Muss man denn erst immer warten, bis 
es schlimmer und schlimmer wird, bevor die Alt-
parteien hier endlich etwas vorwärtsbringen und 
auch einmal geeignete Schritte ergreifen? Das 
ist doch der Grund dafür, warum unsere nonkon-
forme Bürgerbewegung hier in Köln so stark ist. 
Wir haben uns nämlich die Themen Recht, Ord-
nung und Sicherheit für alle Bürger auf die Fah-
nen geschrieben, weil diese von den etablierten 
Parteien zu wenig bearbeitet werden. Deswegen 
gibt es doch pro Köln, und deswegen haben wir 
diese Aktuelle Stunde hier durchgesetzt. 

Wir würden uns wirklich wünschen, dass sich 
das manche auch zu Herzen nehmen und dass 
der Herr Oberbürgermeister dieses Thema zur 
Chefsache macht. Das ist keine Aufgabe für 
nachgeordnete Stellen, das ist keine Aufgabe für 

die - sozusagen - Beamten an der Front. Das 
muss auch zur Chefsache gemacht werden. Hier 
muss mit geeigneten Mitteln und Konzepten von 
oben entgegengearbeitet werden. 

Ich sage auch ganz konkret: Man muss hier hin-
sichtlich möglicher Lösungen in alle Richtungen 
offen sein. So gibt es zum Beispiel an Berliner 
Schulen natürlich auch bauliche Einrichtungen, 
sodass man schulfremde Personen vom Betre-
ten des Schulgeländes wirklich wirksam abhalten 
kann. Es gibt zum Beispiel auch Ordnungskräfte, 
die an Brennpunktschulen oder gefährdeten 
Schulen ein Auge auf das Geschehen haben und 
solche Zwischenfälle verhindern. 

Es geht auch darum, dass man die Lehrer fit 
macht, in solchen Situationen richtig zu reagie-
ren. Die Lehrkräfte müssen fit gemacht werden, 
Zivilcourage zu zeigen, um solche Zwischenfälle 
in Zukunft zu verhindern. Deswegen ist es ganz 
wichtig, dass wir dieses Thema heute hier im Rat 
behandeln.  

Ich komme zum Ende; meine Redezeit ist vor-
bei. - Es gäbe noch viel zu sagen, und es gibt 
noch viel zu tun. Deswegen beantragen wir, dass 
dieses Thema in den Schulausschuss verwiesen 
und dort weiter behandelt wird, um Konzepte da-
für erarbeiten zu können, dass in Zukunft wirk-
sam gegen solche Zwischenfälle vorgegangen 
werden kann. - Vielen Dank. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Gibt es 
weitere Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. 
Dann wird die Sache zur weiteren Bearbeitung 
an den zuständigen Fachausschuss überwie-
sen. - Ich sehe Ihre Zustimmung. Dann ist das so 
geschehen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2: 

2 Annahme von Schenkungen / Ver-
mächtnissen / Erbschaften 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 2.1 auf: 

2.1 Annahme einer Spende an die Stadt 
Köln, Museum Ludwig 

 hier: Spende in Höhe von 20 000 Euro 
zur Verwendung für den „Langen Don-
nerstag im Museum Ludwig von der Stif-
tung Kunst, Kultur und Soziales der 
Sparda-Bank West 

 3465/2011 
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Ich darf bei dieser Gelegenheit auf eine techni-
sche Angelegenheit hinweisen. 

Sie haben sicherlich schon gesehen, dass Sie zu 
den heutigen Vorlagen ein Beschlussdokument 
neuer Art vorliegen haben. Ich hatte Ihnen be-
reits mitgeteilt, dass sich das Layout der Vorla-
gen aufgrund der Einführung unserer neuen Sit-
zungssoftware Session so verändert hat, dass 
die Felder für die Mitteilungen der Vorberatungs-
ergebnisse zurzeit nicht mehr zur Verfügung ste-
hen. Aus diesem Grunde testen wir die Weiter-
gabe der Vorberatungsergebnisse mithilfe des 
Beschlusslaufdokuments, in dem dann die Be-
schlüsse und Abstimmungsergebnisse aus den 
jeweiligen Gremien aufgeführt werden. 

Das ist auf der einen Seite eine Verbesserung für 
alle Ratsmitglieder, 

(Ursula Gärtner [CDU]: Nein!) 

da so die Vorberatungen der Vorlage nachvoll-
ziehbar sind. Dies ist ein erster Schritt. 

(Ursula Gärtner [CDU]: Ja, toll!) 

Es gibt vonseiten der Verwaltung aber auch noch 
Überlegungen, wie die schnelle Erkennbarkeit 
gerade bei komplizierten und langwierigen Ver-
fahrensverläufen besser erreicht werden kann 
und in welchem Umfang es möglich ist, das bis-
herige Verfahren mit dem Ankreuzen damit zu 
kombinieren. Ich glaube, das ist für die schnelle 
Lesbarkeit und die schnelle Orientierung vorteil-
haft.  

Das andere hat aber den Vorteil, dass man nicht 
immer in großem Umfang auf die entsprechen-
den Anlagen zurückgreifen muss.  

Soweit meine Erklärung dazu. Wir werden die 
Dokumentenvorlage also noch weiter optimieren. 

Wir stimmen über die Schenkung für das Muse-
um Ludwig ab. Gibt es Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Das ist nicht der Fall. Dann ist sie an-
genommen. 

Tagesordnungspunkt 2.2: 

2.2 Annahme einer Schenkung an das Köl-
nische Stadtmuseum 

 hier: Schenkung von 100 Werken des 
Künstlers Gerd Baukhage und 100 Wer-
ken anderer bedeutender Künstler 
durch Frau Dr. Maria Theresia Baukha-
ge-Solbach 

 2787/2011 

Es handelt sich um eine sehr prominente und 
sehr bedeutende Spende. Der Wert der Schen-

kung liegt bei 2,5 Millionen Euro. Gibt es hierzu 
Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer ist da-
gegen? - Wer enthält sich? - Niemand. Dann ist 
die Schenkung so angenommen. Ich möchte 
Frau Dr. Maria Theresia Baukhage-Solbach als 
Schenkerin sehr herzlich Dank dafür ausspre-
chen. 

(Beifall) 

Tagesordnungspunkt 2.3: 

2.3 Schenkung von sechs Löschgruppen-
fahrzeugen (LF) und vier Dekontamina-
tionsmehrzweckfahrzeugen (DMF) des 
Bundes für die Freiwillige Feuerwehr 
Köln 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Historische 
Fahrzeuge?) 

- Sie sind noch brauchbar. - Gibt es hierzu 
Wortmeldungen? - Nein.  

Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit ist 
auch diese Schenkung angenommen. Wir be-
danken uns bei dem zuständigen Bundesminis-
ter. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 3: 

3 Anträge des Rates / Vorschläge und An-
regungen der Bezirksvertretungen 

Tagesordnungspunkt 3.1: 

3.1 Anträge gemäß § 3 der Geschäftsord-
nung des Rates und der Bezirksvertre-
tungen 

Tagesordnungspunkt 3.1.1: 

3.1.1 Antrag der SPD-Fraktion und der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen betreffend 
„Städtische Wohnungsbauförderung“ 

 AN/1724/2011 

 Änderungs- bzw. Zusatzantrag der Frak-
tion Die Linke 

 AN/1832/2011 

 Änderungs- bzw. Zusatzantrag der CDU-
Fraktion 

 AN/1843/2011 

Dazu gibt es Änderungs- und Zusatzanträge der 
Fraktion Die Linke und der CDU-Fraktion. 

Wir beginnen mit Herrn Paetzold, bitte. 
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Michael Paetzold (SPD): Sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Köln tut gut. Das wissen nicht nur wir Köl-
ner, sondern das hat sich offensichtlich auch in 
dieser Republik herumgesprochen. Jedenfalls 
sind wir eine der wenigen Metropolen in 
Deutschland, die in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten noch wachsen werden. Und das ist 
gut so. 

In Köln zu leben, heißt aber auch, in Köln zu 
wohnen, und genau hier beginnen die Probleme. 
Um die Neu- und Altkölner mit gut gefülltem 
Bankkonto müssen wir uns die wenigsten Sor-
gen machen. Für sie findet sich schon etwas 
Passendes, auch wenn Wohnungsmieten mit 
dem Beinamen „10 Euro pro Quadratmeter“ nicht 
von Pappe sind. 

Solche Mieten können sich die meisten Kölner 
Bürgerinnen und Bürger aber nicht leisten. Das 
Dach über dem Kopf ist kein Luxusartikel, son-
dern es ist ein Grundrecht, und die Bereitstellung 
von angemessenem und bezahlbarem Wohn-
raum gehört unabdingbar zu der Daseinsvorsor-
ge, die eine Stadt ihren Bürgerinnen und Bürgern 
nun einmal schuldet. 

Damit sind wir beim Thema des sozialen Woh-
nungsbaus. Dass wir es hier nicht mit einem 
Randgruppenproblem zu tun haben, sagt uns 
unser Amt für Stadtentwicklung und Statistik. 45 
bis 50 Prozent aller Kölner Haushalte haben rein 
rechnerisch einen Anspruch auf eine geförderte 
Mietwohnung. In absoluten Zahlen bedeutet das: 
mehr als 265 000 Haushalte. 

Damit wird die Sache wirklich kritisch; denn hier 
laufen zwei Dinge diametral auseinander: zum 
einen die Zahl der Anspruchsberechtigten für ei-
ne geförderte Mietwohnung - Sie haben die Zahl 
noch im Kopf; die Tendenz ist steigend -, zum 
anderen die Zahl der vorhandenen geförderten 
Wohnungen, deren Tendenz fallend ist. Das 
rechne ich Ihnen gerne vor. 

1990 hatten wir noch 105 000 solcher Wohnun-
gen im Bestand. Das waren immerhin 22 Prozent 
des Gesamtwohnungsbestandes. 2010 waren es 
noch 42 630 Wohnungen. Das macht einen An-
teil von 7,85 Prozent des Wohnungsbestandes 
aus. Durch den planmäßigen Ablauf von Sozial-
bindungen wird der Bestand weiter sinken, wenn 
wir nichts tun.  

Diese Erkenntnis hatte der Rat der Stadt Köln 
bereits im Dezember 2005. Schon damals haben 
wir das Ziel formuliert, dass pro Jahr tausend ge-
förderte Wohnungen neu gebaut werden müs-
sen. 1 000 Wohnungen klingt relativ viel, 1 000 
Wohnungen reichen aber gerade, um den Be-

stand geförderter Wohnungen bei 7,85 Prozent 
des Bestandes zu halten - also gerade einmal 
den Istzustand.  

Auch dieses Ziel haben wir in den letzten Jahren 
regelmäßig verfehlt, unter anderem, weil das 
Land trotz aller Anstrengungen kaum mehr als 
650 Wohnungen in Köln fördern kann.  

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Nein, nein, 
nein!) 

- Sie dürfen ja gleich, Herr Klipper; das ist kein 
Problem. 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Wir werden 
auch noch kommen!) 

- Wir sind hier gerade richtig: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der CDU, erlauben Sie mir 
noch eine Anmerkung zu Ihrem Änderungsan-
trag: Da Sie jetzt fordern, dass die Landesregie-
rung den Fördertopf für den sozialen Wohnungs-
bau bei der NRW-Bank mit Landesmitteln auf 
1 Milliarde Euro aufstockt, sollten Sie sich bitte 
kurzfristig daran erinnern, wer denn gegen den 
Landeshaushalt geklagt hat.  

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Der war 
doch verfassungswidrig!) 

- Denken Sie noch einmal darüber nach.  

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Leider muss 
Ihnen der Verfassungsrichter das sa-

gen!) 

- Ich freue mich sehr über Ihre Aufmerksamkeit. 
Vielen Dank. 

(Beifall von Martin Börschel [SPD] und 
Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-

nen]) 

Weil es aber eben nun einmal so ist, wie es ist - 
es sind nur 650 Wohnungen -, legen wir Ihnen 
heute unseren Antrag vor und bitten Sie um Ihre 
Zustimmung. 

Wir schlagen Ihnen vor, wieder in die kommunale 
Wohnungsbauförderung der Stadt Köln einzu-
steigen und an alte, erfolgreiche Kölner Traditio-
nen anzuknüpfen. Konkret schlagen wir Ihnen 
vor, den Ratsbeschluss von 2005 endlich umzu-
setzen und den Bau von 1 000 Sozialwohnungen 
pro Jahr zu realisieren. 

Für den Fall, dass die Landes- und Bundesmittel 
aufgebraucht sind, schlagen wir vor, mit städti-
schen Fördermitteln einzusteigen, bis die Ziel-
zahl von 1 000 Wohnungen erreicht ist. Investo-
ren dafür stehen bereit; das sagt die Verwaltung. 

Das gibt es natürlich nicht umsonst. Selbstver-
ständlich müssen wir für diesen Wiedereinstieg 
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in die Wohnungsbauförderung Geld in die Hand 
nehmen, und zwar nicht ganz wenig.  

Um circa 35 Millionen Euro an Förderdarlehen 
vergeben zu können - das ist die Summe, die wir 
wohl brauchen werden -, müssten wir in den ers-
ten beiden Jahren 1,63 Millionen Euro investie-
ren. Ab dem dritten Jahr würde sich die Summe 
durch Zinszahlungen, Tilgung usw. auf circa 
920 000 Euro reduzieren. Das ist immer noch ein 
stolzer Betrag. 

Wenn Sie jetzt zaudern, so viel Geld für den so-
zialen Wohnungsbau in die Hand zu nehmen, 
dann nenne ich Ihnen ein paar andere Argumen-
te:  

Betrachten Sie das Ganze doch als ein großes 
Investitionsprogramm. Fachleute rechnen uns 
vor, dass durch Fördermittel in Höhe von 1 Euro 
Investitionen von 8 Euro auslöst werden. Durch 
35 Millionen Euro werden also 280 Millionen Eu-
ro an Investitionen ausgelöst, von denen sicher 
ein guter Anteil auch bei der hiesigen mittelstän-
dischen Wirtschaft hängenbleiben wird.  

Oder Sie betrachten es als anständiges Beschäf-
tigungsprogramm: Durch den Bau einer Woh-
nung werden statistisch gesehen zwei Fachar-
beiter ein Jahr lang in Arbeit gehalten.  

Oder Sie denken an den Erhalt bzw. an die Stei-
gerung der Kaufkraft der Menschen in dieser 
Stadt: Wer eine Miete zahlt, die er sich leisten 
kann, der hat einfach mehr Geld im Portemon-
naie, das er dann hier in Köln auch ausgeben 
kann. 

Das Wichtigste bleibt aber - damit komme ich 
auch zum Schluss -, dass es uns dauerhaft ge-
lingen muss, einen angemessenen und bezahl-
baren Wohnraum für alle Kölnerinnen und Kölner 
zu schaffen.  

Der von uns vorgeschlagene Wiedereinstieg in 
die kommunale Förderung des sozialen Woh-
nungsbaus ist ein wichtiger Schritt dahin. Ich bit-
te Sie deshalb sehr herzlich um Ihre Zustim-
mung. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr 
Houben, bitte, zur Geschäftsordnung.  

Reinhard Houben (FDP): Herr Oberbürgermeis-
ter, ich bitte herzlich darum, dass die Kämmerin 
bei diesem Tagesordnungspunkt anwesend ist. 
Es geht um 35 Millionen Euro, die wir zusätzlich 
pro Jahr ausgeben wollen.  

(Beifall bei der CDU) 

Ich gehe davon aus, dass - ich bin nicht so gut 
im Kopfrechnen -, wenn wir das beschließen 
würden, wir über die 5-Prozent-Hürde kämen, 
die eben im Vortrag der Kämmerin dargestellt 
worden ist. Deswegen wäre es sinnvoll, wenn 
Sie das zur Kenntnis und dazu Stellung nehmen 
würde. - Danke schön.  

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ihrem Peti-
tum ist Folge geleistet worden. Wir kommen jetzt 
zu Herrn Helling.  

(Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Nein!)  

- Entschuldigung, meine Information war eine 
andere.  

Barbara Moritz (Bündnis 90/Die Grünen): Ich 
sehe auch nicht mehr so gut wie früher.  

(Heiterkeit)  

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Das 
verstehe ich nicht so ganz, aber gut.  

Barbara Moritz (Bündnis 90/Die Grünen): Das 
habe ich nicht böse gemeint.  

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister! Meine 
Damen und Herren! Beschauen wir uns die Situ-
ation in Köln genau. Ich will hier nichts schwarz 
malen. Wir haben sicherlich keinen Wohnungs-
notstand wie Mitte der 90er-Jahre. Man könnte 
meinen, ihn beobachten zu können, Herr Paet-
zold, wenn Sie sagen, wie dramatisch die preis-
gebundenen öffentlichen Wohnungsbestände zu-
rückgegangen sind. Das stimmt. Aber ich möchte 
trotzdem sagen: Wir haben natürlich im freifinan-
zierten Wohnungsbau bei Genossenschaftswoh-
nungen, großen Siedlungsbaugesellschaften 
noch sehr viel preisgünstigen Bestand. Aber er 
nimmt ab. Wenn wir uns anschauen, wie es in 
anderen großen Kommunen, in anderen Bal-
lungszentren und vor allen Dingen, Herr Pet-
zold - das ist völlig richtig -, in prosperierenden 
Städten ist, dann stellen wir fest, dass wir da 
überall den gleichen Trend zu verzeichnen ha-
ben. Und dieser Trend heißt: Zurück in die Stadt. 
Darüber freuen wir uns auch alle, weil sozusa-
gen die Freiräume geschont werden, die Zersie-
delung gestoppt wird. Aber wir haben natürlich in 
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der Stadt knappe Flächen, und knappe Flächen 
bedeuten hohe Preise. Hohe Preise wirken sich 
natürlich auf die Mietkosten aus. Die Leute, die 
nicht so viel Geld haben, ziehen dann den Kür-
zeren.  

Ich weiß nicht, ob das hier bekannt ist: Bei-
spielsweise Hamburg, München und Frankfurt 
machen bereits seit Jahren wieder kommunale 
Spitzenfinanzierung. Und wir haben das in Köln 
bis Ende der 90er-Jahre eigentlich auch ge-
macht. Das haben wir damals kritisiert, weil es 
hauptsächlich für Tiefgaragen ausgegeben wur-
de. Aber ich komme gleich darauf zu sprechen, 
warum wir heute eine kommunale Spitzenfinan-
zierung dringend brauchen.  

Herr Paetzold hat bereits gesagt, wir müssen die 
Zielzahl steigern. Aber in unserem Antrag steht ja 
noch mehr. Wir können es uns nicht leisten, so-
zialen Wohnungsbau nur da anzusiedeln, wo die 
Grundstückspreise niedrig sind.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen)  

Das ist aus städtebaulicher Sicht unverantwort-
lich. Warum? - Weil wir damit die soziale Entmi-
schung befördern, Segregation befördern. Wir 
stigmatisieren ganze Stadtbezirke und Stadtteile, 
wenn wir die preiswerten, gebundenen Woh-
nungsangebote nur da vorhalten. Das wiederum 
bedeutet aber, nicht nur die kommunalen 
Grundstücke müssen rabattiert werden, sondern 
derjenige, der Grund und Boden besitzt, der hö-
herpreisig ist, kann, wenn wir eine kommunale 
Spitzenfinanzierung haben, zusätzlich bezu-
schusst werden.  

Das nächste Problem, warum Frankfurt, Mün-
chen, Hamburg so etwas machen, ist der geho-
bene Anspruch an die Qualität. Das sind einer-
seits die Investitionen in energetisches Bauen - 
das ist sehr viel teurer, hebt die Kostenmiete -, 
und andererseits ist es die Forderung nach bar-
rierefreiem Bauen. Das heißt, die Standards für 
die Wohnungen werden immer höher. Wir sind 
aber mit dem gleichen Kostendeckel versehen. 
Dass das nicht gehen kann, liegt eigentlich auf 
der Hand. Das ist der Sinn der Kofinanzierung in 
Ballungsräumen. Warum nur in Ballungsräu-
men? - Wir haben in anderen Gebieten, wo wir 
einen demografischen Rückgang haben, genü-
gend preiswerten Wohnungsraum und müssen 
uns mit diesen Dingen nicht herumschlagen.  

Was ich damit sagen will: Wir müssen den Teufel 
nicht an die Wand malen, aber wir müssen früh-
zeitig vorbauen, damit es nicht zu einer Woh-
nungsnot kommt, wie wir sie Mitte der 90er-
Jahre hatten.  

Meine Damen und Herren, es ist auch nicht so, 
dass uns nicht alles Mögliche eingefallen wäre, 
bevor wir zu der kommunalen Spitzenfinanzie-
rung kommen. Wir haben uns in den letzten Jah-
ren eine ganze Reihe wohnungspolitischer In-
strumente überlegt, zum Beispiel - ich habe es 
gerade angesprochen - die Rabattierung öffentli-
cher Grundstücke. Der neugewählte Baudezer-
nent wird bestätigen, dass wir immer wieder 
städtebauliche Verträge auch mit privaten Eigen-
tümern machen, die sich dann freiwillig verpflich-
ten. Ich hätte gerne, dass das Modell „sozialge-
rechte Bodennutzung“ im Zusammenhang mit 
dem strategischen Flächenmanagementkonzept 
im Rat beschlossen ist. Wir haben bereits eine 
ganze Reihe von Instrumenten eingesetzt, um 
das zu erreichen, aber es reicht noch nicht aus. 
Immer dann, wenn man Ziele mit Instrumenten, 
die vorliegen, nicht erreicht, muss man sich über 
neue Instrumente unterhalten. Wohlgemerkt: Wir 
reden von einer Darlehensfinanzierung und nicht 
von festen Zuschüssen. Herr Paetzold hat, was 
die 35 Millionen € angeht, von vergünstigten 
Krediten, die natürlich revolvierend sind, gespro-
chen, nicht von 35 Millionen € im Jahr.  

Ich möchte zwei, drei Sachen zu den Ände-
rungsanträgen der Kolleginnen und Kollegen der 
CDU und der Linken sagen.  

Die Linke ist ja immer da, wenn es darum geht, 
noch weiter zu springen. Da ist sie immer an 
vorderster Front. Sie haben ja schon an der Re-
aktion von Herrn Houben gemerkt, dass es an-
gesichts des städtischen Haushalts ein an-
spruchsvoller Antrag ist, der legitimiert werden 
muss. Deshalb sage ich: Wenn wir ausgerechnet 
haben, dass wir 1.000 dringend brauchen, dann 
sollten wir nicht, weil die Linke immer gerne vor-
ne an der Spitze steht, daraus 1.300 machen.  

Das zweite ist: Herr Detjen, die sozialgerechte 
Bodennutzung haben wir im Jahre 2006 be-
schlossen. 2007 haben wir ein Expertenge-
spräch geführt. Die Verwaltung erarbeitet ein 
Konzept. Dieses Konzept wird im Zusammen-
hang mit dem strategischen Flächenmanage-
ment vorgelegt. Das hat Herr Streitberger in der 
letzten Sitzung des Stadtentwicklungsausschus-
ses gesagt. Aber es ist natürlich klar, dass Sie 
das heute wollen, damit Sie dann sagen: Und die 
Linken sind auf die tolle Idee mit der sozialge-
rechten Bodennutzung gekommen.  

(Martin Börschel [SPD]: Glaubt Ihnen 
keiner!)  

Das ist billig. Das machen wir untereinander ei-
gentlich auch nicht. Lassen Sie das einfach blei-
ben! 
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Zum CDU-Antrag: Natürlich hätten wir gerne 
mehr Geld von der Landesregierung und auch 
vom Bund. Viel wichtiger ist aber, Herr Klipper, 
dass im Land erkannt wird, dass die Städte in 
unterschiedlichen Situationen sind und dass bei 
uns 5,80 € oder 6 € auch noch preiswerter Woh-
nungsbau bei Neubau sind, wir das aber nicht 
dürfen. Das ist ein Handicap. Die Rahmenbedin-
gungen für die Förderung sind sehr strikt. Wir 
wünschen uns in erster Linie eine Flexibilisierung 
und einen großzügigeren Umgang mit den Miet-
obergrenzen. - Danke schön.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und der SPD) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Frau Moritz. - Frau Gärtner!  

Ursula Gärtner (CDU): Herr Oberbürgermeister! 
Meine Damen und Herren! Die Verwaltung hat 
kürzlich den eben schon angesprochenen Be-
richt über den Wohnungsbau in Köln vorgelegt. 
Dieser Bericht hat bestätigt, was sich auch aus 
der Sicht der CDU-Fraktion schon seit einer Wei-
le abzeichnet: In Köln besteht Handlungsbedarf. 
Damit enden aber auch schon unsere Gemein-
samkeiten mit SPD und Grünen zu diesem The-
ma. 

Mit dem nun vorgelegten Antrag vertuschen Sie 
nämlich, dass die rot-grüne Landesregierung aus 
dem überparteilichen wohnungsbaupolitischen 
Konsens der früheren Jahre ausgestiegen ist 
und die Mittel für die soziale Wohnraumförderung 
drastisch gekürzt hat. 

(Martin Börschel [SPD]: Sie sind doch 
viel zu klug für das, was Sie sagen!) 

Ihr Parteivorsitzender, meine Kolleginnen und 
Kollegen von der SPD, hat zu allem Überfluss 
auch noch diese Kürzungen im Landtag unter 
Hinweis auf fehlende Finanzmittel verteidigt und 
für die SPD eine Anhebung auf das Niveau der 
Vorjahre - übrigens aus den Zeiten der CDU- und 
FDP-Regierung - abgelehnt.  

(Zuruf von der CDU: Gibt es ja gar 
nicht! - Weiterer Zuruf von der CDU: 

Hört, hört!) 

Dies entlarvt das Gesicht rot-grüner Politik.  

(Beifall bei der CDU) 

Sie geben sich sozial mit Worten, aber Ihre Taten 
zeigen genau das Gegenteil.  

Nun stellen Sie die Forderung auf, die ausgefal-
lenen Landesmittel durch städtische Mittel zu er-
setzen. Sonst werden Sie nicht müde, die ernste 
finanzielle Lage der Stadt zu beklagen und Hilfe 
von Land und Bund, der übrigens schon zuguns-
ten der Kommunen tätig geworden ist, zu for-
dern.  

Die städtische Kämmerin hat gerade die schwie-
rige finanzielle Lage der Stadt dargelegt. Uns 
würde interessieren, wie Sie und die Antragstel-
ler - das hat Herr Houben eben auch gefragt - 
ein städtisches Wohnungsbauprogramm im 
Haushalt unterbringen wollen. Oder sollte es gar 
nicht erst zustande kommen? Dann wäre Ihr An-
trag reine Augenwischerei. Für uns jedenfalls 
steht fest: Es ist finanziell nicht zu verantworten, 
gekürzte Landesmittel durch städtische Mittel zu 
ersetzen. Das ist mit der finanziellen Lage der 
Stadt unvereinbar. Da machen wir nicht mit!  

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Dennoch dürfen wir die Hände nicht in den 
Schoß legen. Deshalb fordern wir ein seriöses 
Programm, das mit den vorhandenen Ressour-
cen der Stadt umsetzbar ist. Die Stadt ist im Be-
sitz nicht unbeträchtlicher Liegenschaften. Diese 
Ressourcen dürfen wir nicht brachliegen lassen, 
sondern wir sollten sie nutzen, um auch ein-
kommensschwächeren Bürgerinnen und Bürgern 
zu ermöglichen, Wohnungseigentum zu bilden.  

(Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Auf die Idee ist noch keiner ge-

kommen!) 

Wir möchten, dass die Stadt vermehrt preisgüns-
tige Grundstücke verkauft und weitere Baugebie-
te für diesen Zweck ausweist.  

(Martin Börschel [SPD]: Gut, dass es 
die CDU gibt! Darauf ist noch keiner ge-

kommen!) 

Wir treten dafür ein, dass möglichst viele Men-
schen auch in Bezug auf das Wohnen auf Dauer 
von staatlichen Transferleistungen unabhängig 
werden. Eigene vier Wände vermitteln ein ganz 
anderes Lebensgefühl und eine viel stärkere 
Identifikation mit der Stadt, in der man lebt, als 
das dauerhafte Verbleiben in einer staatlich sub-
ventionierten Wohnung.  

(Beifall bei der CDU) 

Köln übt auf viele Menschen eine große Attrakti-
vität aus. Wir wollen ihnen aber auch ermögli-
chen, sich hier anzusiedeln. Vor allem junge Fa-
milien weichen jedoch oft ins Umland aus, weil 
sie es sich nicht leisten können, in Köln ein Haus 
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zu bauen oder eine Eigentumswohnung zu kau-
fen. Dem müssen wir entgegenwirken.  

Für die weiteren Planungen benötigen wir auch 
solide Eckdaten. Daher muss die Erarbeitung 
des Stadtentwicklungskonzepts Wohnen forciert 
werden. Unter Berücksichtigung des demografi-
schen Wandels brauchen wir nicht nur Aussagen 
zum Gesamtbedarf, sondern auch zum Bedarf 
besonderer Zielgruppen. Hier sind insbesondere 
Seniorinnen und Senioren, Familien, behinderte 
Menschen und Studentinnen und Studenten zu 
nennen. Die Ergebnisse brauchen wir möglichst 
schnell, aber darauf können wir nicht untätig war-
ten.  

Der Antrag von SPD und Grünen weist jedoch 
den falschen Weg. Daher lehnen wir ihn ab. 

Auch den Änderungsantrag der Linken lehnen 
wir ab. Stattdessen fordern wir die Landesregie-
rung auf, umgehend die Landesförderung wieder 
auf das frühere Niveau von mindestens 
1 Milliarde € anzuheben, und die Stadtverwaltung 
fordern wir auf, den Verkauf preiswerter 
Grundstücke zu forcieren.  

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Frau Gärtner. - Wir kommen zu Frau 
Hoyer. Bitte schön.  

Katja Hoyer (FDP): Sehr geehrter Herr Ober-
bürgermeister! Meine Damen und Herren! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Ich stelle fest: Es 
herrscht Einigkeit im Hause, dass es in Köln in 
der Tat zu wenig preiswerten Wohnraum gibt. Die 
Zahl von 1.000 geförderten Wohnungen pro Jahr 
ist gewiss eine Messlatte, an der es sich zu ori-
entieren gilt. Diese Messlatte haben wir - das hat 
Frau Gärtner bereits ausgeführt - unter der 
schwarz-gelben Landesregierung erstmals über-
springen können. Wir haben sie überspringen 
können, weil CDU und FDP für den öffentlichen 
Wohnungsbau Mittel in Höhe von 1 Milliarde € 
zur Verfügung gestellt haben.  

(Beifall bei der FDP) 

Damit Sie auch einmal die Zahlen hören und 
nicht nur allgemein „Kürzungen“: Unter der jetzi-
gen rot-grünen Landesregierung werden wir die 
Messlatte reißen, weil die Förderung bei nur 
noch 800 Millionen € liegt, also 200 Millionen € 
Miese.  

(Zuruf von der FDP: Hört, hört!) 

Meine Damen und Herren, ich möchte nicht wis-
sen, welch ein Aufschrei es in diesem Rat gege-
ben hätte, wenn es diese drastischen Kürzungen 
von CDU- und FDP-Seite gegeben hätte: sozia-
ler Kahlschlag, Abschied vom öffentlich geförder-
ten Wohnungsbau etc. - das wären die Vorwürfe 
von Grünen und SPD gewesen. Heute lesen wir 
in der Begründung zum Antrag - ich zitiere -:  

Das neue Wohnbauförderungspro-
gramm NRW orientiert sich an den ge-
genwärtigen finanziellen Möglichkeiten 
des Landes. 

Meine Damen und Herren, als ich diesen Satz 
gelesen habe, habe ich gedacht, es wäre sehr 
schön, wenn sich SPD und Grüne im Kölner Rat 
diesen Satz zu Herzen nehmen und sich mit ih-
rem Antrag zur städtischen Wohnungsbauförde-
rung ebenfalls an den gegenwärtigen finanziellen 
Möglichkeiten unserer Stadt orientieren würden.  

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Das ist aber leider nicht der Fall. Ganz im Ge-
genteil: Die von Ihnen skizzierte städtische Woh-
nungsbauförderung belastet den städtischen 
Haushalt massiv. Interessanterweise tauchen in 
dem vorliegenden Antrag gar keine konkreten 
Zahlen auf. Vielleicht würde das den geneigten 
Leser ja erschrecken. Aber nichtsdestotrotz wis-
sen wir aus einer Mitteilung für den Sozialaus-
schuss: Um jährlich 1.000 Wohnungen zu errich-
ten, benötigt die Stadt 100 Millionen €. Vom Land 
bekommt sie ca. 65 Millionen €. Es bleibt ein 
Fehlbetrag von 35 Millionen €. 

(Karl-Jürgen Klipper (CDU): Jährlich!) 

Um diesen Fehlbetrag auszugleichen, soll sich 
die Stadt als Bank betätigen und potentiellen In-
vestoren jährlich 35 Millionen € zur Verfügung 
stellen. Ich möchte noch einmal betonen: Diese 
35 Millionen € sind keine einmalige Ausgabe. Sie 
kehrt immer wieder, alle Jahre wieder. Kritische 
Nachfragen, wie die Stadt das finanzieren will, 
werden mit dem Hinweis abgetan, es handele 
sich ja nur um ein Darlehen. Darüber hinaus sei 
der Zinssatz momentan so niedrig. Und durch 
die spätere Einnahme von Zinsen und Tilgung 
werde alles sehr viel günstiger. Aber alles schö-
ne Reden hilft nichts. Ein städtisches Woh-
nungsbauprogramm bedeutet eine enorme fi-
nanzielle Belastung für unsere Stadt. Wenn ich 
die Reden von Oberbürgermeister und Kämme-
rin richtig verstanden habe, dann können wir die-
se finanzielle Belastung im Moment überhaupt 
nicht gebrauchen.  

(Beifall bei der FDP) 
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Wir befinden uns in einer schwierigen Haushalts-
lage. Da gilt es - O-Ton Oberbürgermeister Ro-
ters -, die Aufgaben zu reduzieren. Frau Kämme-
rin hat darauf hingewiesen, dass wir uns einem 
Aufgabenkritikprozess stellen müssen. Eine 
kommunale Wohnungsbauförderung ist aber nun 
das glatte Gegenteil von Aufgabenabbau und 
Aufgabenreduzierung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD und 
Grünen, ich weiß, Sie sind genau wie wir in gro-
ßer Sorge, weil es in Köln nicht genügend Woh-
nungen gibt. Sie haben gemeinsam mit uns die 
Landesregierung aufgefordert, die Kürzung der 
Mittel zurückzunehmen. Das will ich gar nicht in 
Abrede stellen. Aber leider konnten Sie sich in 
Ihren Landtagsfraktionen nicht durchsetzen. Die 
Schlussfolgerung, die Sie daraus ziehen, ist 
falsch. Wir hier in Köln können nicht alles aus-
gleichen, was in Düsseldorf gekürzt worden ist.  

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Meine Damen und Herren, bei aller berechtigten 
Sorge um die Situation auf dem Kölner Woh-
nungsmarkt, dürfen wir bei der Suche nach Lö-
sungen nicht die wirtschaftliche Vernunft außer 
Acht lassen. Und die wirtschaftlichen Folgen des 
vorgelegten Antrages von SPD und Grünen be-
werten wir als so negativ, dass wir diesen Antrag 
ablehnen werden. 

Zum Antrag der Linken lässt sich Folgendes sa-
gen: Wenn man schon beim Antrag von Rot und 
Grün ins Verzweifeln kommen kann, dann legen 
die Linken immer noch eine Schippe oben drauf. 
Also werden wir den natürlich ebenfalls ableh-
nen. 

Dem CDU-Antrag werden wir als FDP-Fraktion 
zustimmen, weil wir in die gleiche Richtung wie 
Frau Gärtner argumentieren, nämlich zu sagen, 
dass wir bei der wohnungspolitischen Misere, vor 
der wir bestimmt stehen, erst einmal die vorhan-
denen Ressourcen in Köln nutzen sollten. - Dan-
ke schön für Ihre Aufmerksamkeit.  

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Frau Hoyer. - Herr Uckermann.  

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Wir werten 
diese Anträge als eine Form der Öffentlichkeits-
arbeit. Sie appellieren ja immer an Dritte, irgend-
etwas zu tun. Ich finde, wir sollten hier unsere 
Hausaufgaben machen. Wir sollten darüber re-
den, wie wir die Wohnkosten in Köln nicht noch 

weiter erhöhen. Ein Riesenproblem in Köln be-
züglich der Wohnkosten sind die Nebenkosten. 
Daran hat die Stadt einen ganz enormen Anteil, 
indem sie Gebühren immer mehr und mehr er-
höht, und die Leute müssen das tragen.  

Jetzt haben Sie berechtigterweise festgestellt, 
dass es in Köln zu wenig Wohnraum gibt. Da 
muss man die Frage stellen: Warum ist das so 
eskaliert? - Das ist deshalb eskaliert, weil Sie un-
ter anderem hier beschlossen haben, Asylbe-
werber in geförderten Wohnungen unterzubrin-
gen. Darum ist in diesem Niedrigmietsegment 
natürlich ein enormer Mangel entstanden. Für die 
Einheimischen gibt es dort keine Wohnungen 
mehr. Wenn Sie nun weiterhin diese Wohnungen 
in dem preiswerten Segment anbieten, dann 
werden Sie genug Leute aus Nordafrika haben, 
die hier herkommen, die die Stadt Köln dort un-
terbringt, und die Kölner Bürger sollen das alles 
bezahlen.  

Das ist die Wahrheit. Das, was Sie hier machen, 
sind Resolutionen an Dritte. Da beschuldigt der 
eine den anderen, dass ein Dritter irgendetwas 
tun soll. Das ist vollkommen am Thema vorbei. - 
Danke.  

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Dann 
kommen wir zu Herrn Detjen. 

Jörg Detjen (Die Linke.Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Die Linke hat 
bereits im März dieses Jahres im Zusammen-
hang mit einem CDU/FDP-Antrag zur Wohn-
raumförderung einen Änderungsantrag einge-
bracht, dass wir die Lücke zwischen 1.000 zu 
fördernden Wohnungen und nicht ausreichenden 
Landesmitteln in einem eigenen kommunalen 
Kölner Wohnungsbauprogramm schließen soll-
ten. SPD und Grüne baten darum, den Punkt zu-
rückzustellen, weil sie noch Beratungsbedarf hat-
ten. Das haben wir dann auch getan, weil es uns 
um die Sache geht, nämlich um ein kommunales 
Wohnungsbauprogramm. Insofern freuen wir 
uns, dass SPD und Grüne dieses Programm 
jetzt vorgelegt haben. Es ist nur schade, Frau 
Moritz - darauf hatte ich Sie angesprochen -, wir 
hätten gerne an der Entwicklung des Antrages 
mitgewirkt. Das war leider nicht möglich. Unse-
rerseits hat es ein Diskussionsangebot gegeben. 
Wir haben aber trotzdem in der Zwischenzeit 
weiterdiskutiert und sind zu der Auffassung ge-
langt, dass die 1.000 Wohnungen nicht reichen, 
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um ein weiteres Absinken der Sozialbindung zu 
verhindern.  

(Zuruf von Karl-Jürgen Klipper [CDU]) 

Faktisch, Herr Klipper, sieht das die Verwaltung 
auch so, wenn sie in einer Mitteilung vom 22. 
September davon spricht, dass eine jährliche 
Neubeschaffung von 1.350 Wohnungen nötig 
sei, um eine Mietpreis- und Belegungsbindung in 
der jetzigen Höhe von nur 7,85 % zu halten. Die 
Zahl 1.350 kommt nicht aus dem Orkus, sondern 
von der Verwaltung, an der wir uns orientiert ha-
ben. Deshalb stellen wir diesen Antrag, dies als 
Zielzahl zu definieren.  

Auch das, meine Damen und Herren, ist immer 
noch gering, wenn wir auf die 10 % der Wohnun-
gen kommen wollen, die eine Sozialbindung ha-
ben sollten. Der Kölner Mieterverein, der Kollege 
Franz Corneth - meines Wissens Mitglied der 
CDU -, fordert sogar 2.000 geförderte Wohnun-
gen, was ich sogar ganz gut finde. Aber wir ha-
ben uns in unseren Positionen etwas maßvoll 
gehalten und uns mehr an der Verwaltung orien-
tiert. Das vielleicht zu dem Problem, wie viele ge-
förderte Wohnungen man kaufen kann oder nicht 
kaufen kann oder bauen sollte.  

Uns wundert, dass Rot-Grün den Dialog mit so-
zialen Akteuren nicht gesucht hat, um etwas zu 
entwickeln, nämlich eine mobilisierende Zahl, wo 
wir sagen, gemeinsam entwickeln wir das, zum 
Beispiel mit den Genossenschaften in Köln, die 
eine wichtige Funktion haben.  

Wir befürchten sogar, dass Ihre Politik dazu 
führt, dass wir noch nicht einmal die 1.000 neuen 
Wohnungen gebaut bekommen. Wir wollen neue 
weitere Wohnungen, Frau Moritz, und das Geld 
nur in Ausnahmefällen für den Ankauf von Miet-
preis- und Belegungsrechten für bereits gebaute 
Wohnungen ausgeben. Im Übrigen, meine Da-
men und Herren von SPD und Grüne, spielt die-
se Frage des Ankaufs von Sozialbindungen in 
der Kölner Praxis eigentlich keine große Rolle. 
Deswegen verstehen wir gar nicht, warum Sie 
das in Ihrem Antrag so ausführlich drin haben  

Nun zu dem Argument der CDU: Köln ist eine 
der letzten Städte, die ein kommunales Woh-
nungsbauprogramm auflegen. Wenn Sie sich Ih-
re CSU in München anguckten, dann würden Sie 
vor Neid erblassen, welche konstruktive Politik 
die in München in Sachen Wohnungspolitik ma-
chen.  

(Karl-Jürgen Klipper (CDU): 13 €! - Wei-
tere Zurufe von der CDU!) 

- Die CSU hat gewisse soziale Züge, die Sie, 
meine Damen und Herren von der CDU, über-
haupt nicht haben. Das ist doch das Phänomen.  

(Beifall bei der Linken.Köln - Lachen bei 
der CDU) 

Meine Damen und Herren, es ist nicht die ent-
scheidende Frage, ob wir 1.000 Wohnungen 
oder 1.350 Wohnungen bauen, sondern die ent-
scheidende Frage ist: Haben wir die Grundstü-
cke, dass wir überhaupt mehr Wohnungen bauen 
können? Das ist die entscheidende Frage. Und, 
Frau Moritz, da wäre uns ein bisschen mehr 
Tempo in Sachen sozialgerechte Bodennutzung 
wichtig. Da muss man nicht auf die Bremser der 
CDU hören, die bei der ganzen Angelegenheit 
sowieso nicht mitmachen werden, sondern wir 
müssen eine konstruktive Politik in dieser Sache 
entwickeln. Das ist das Entscheidende, um wei-
terzukommen, und nicht, indem man einfach 
verzagt. Lasst uns gucken, dass wir in dieses 
kommunale Wohnungsbauprogramm Drive hi-
neinbekommen, dass Akteure mitziehen. Das 
sind auch private Akteure, weil man nämlich als 
privater Akteur am sozial geförderten Woh-
nungsbau verdienen kann. Und die Genossen-
schaften werden wir auch mitnehmen. - Ich dan-
ke Ihnen.  

(Beifall bei der Linken.Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke, 
Herr Detjen. - Herr Börschel, bitte. 

Martin Börschel (SPD): Herr Oberbürgermeis-
ter! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was ich 
erstens aus dieser Debatte lerne, ist, dass die 
Linke die CSU als neues Leitbild für sich ent-
deckt hat. Viel Spaß dabei. Wir werden sehen, 
wo das endet. 

Ich habe mich aber eigentlich gemeldet, um mich 
an die Kolleginnen und Kollegen von CDU und 
FDP zu richten. Frau Hoyer und Frau Gärtner, 
ich schätze Sie viel zu sehr,  

(Zurufe von der CDU und der FDP) 

als dass Sie wirklich guten Gewissens hier so 
viel Volksverdummung betreiben könnten, ohne 
dabei rot zu werden. Darauf will ich natürlich un-
bedingt eingehen.  

(Karsten Möring [CDU]: Dass Sie nicht 
rot werden!) 

- Dass Sie nicht rot werden, Herr Möring, kann 
ich für das Protokoll gerne bestätigen. Da haben 
Sie recht. Das habe ich schon mehrfach erlebt. 
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Ich komme nicht umhin, zumindest ein Grund-
prinzip der Wohnungsbauförderung des Landes 
zu erklären, was übrigens Schwarz-Gelb, Rot-
Grün, Rot alleine, Schwarz-Rot, wer auch immer, 
nie geändert hat. Das Prinzip der Wohnungsbau-
förderung ist das eines revolvierenden Fonds. 
Vereinfacht ausgedrückt: Es kann nur ausge-
schüttet werden, was auch reinkommt, im Regel-
fall eben durch Rückzahlungen aus anderen Dar-
lehen. Dieses Prinzip des revolvierenden Fonds 
gibt es seit langer Zeit. Das hat sich weder durch 
Rot-Grün noch durch Schwarz-Gelb geändert. 
Das ist die erste Grundlage, die von entschei-
dender Bedeutung ist. Man kann also nur aus-
geben, was reinkommt. 

Ab jetzt wird es problematisch: Schwarz-Gelb hat 
nämlich das Wfa-Vermögen - übrigens gegen 
den erbitterten Widerstand von SPD und Grüne 
im Landtag von Nordrhein-Westfalen - in die 
NRW.BANK integriert und damit den allgemeinen 
scharfen Anforderungen des Kapitalmarkts un-
terworfen. Das bedeutet, dass ein Gutteil des 
Vermögens, das eigentlich für die Wohnungsbau-
förderung zur Verfügung stehen sollte, jetzt dazu 
verwandt werden muss, um Eigenkapitalregeln 
der Finanzmärkte zu unterstützen, wodurch Geld 
bei der NRW.BANK gebunden wird, was nur 
deswegen gebunden wird, weil eben Eigenkapi-
talanforderungen dagegen stehen, die es vorher 
nicht gegeben hat. Das heißt, diese absolute 
Fehlentscheidung von Schwarz-Gelb im Land 
gegen Rot-Grün hat dazu geführt, dass ein Teil 
des Wohnungsbauvermögens sozusagen 
zweckentfremdet anderweitig gebunden wird. 
Das ist die erste Aussage dazu. 

Zweitens. Sie haben, offensichtlich um Wahlge-
schenke zu verteilen, in den Jahren 2009 und 
2010 noch mal eben kurz vor Toresschluss mehr 
als die 1 Milliarde € an Wohnungsbaudarlehen 
und Wohnungsbauförderung ausgekehrt, übri-
gens zu einer ganz besonders hohen Quote für 
Einfamilienhäuser im Münsterland, in der Eifel, 
alles für Wahlgeschenke, die gegen jede demo-
grafische Entwicklung und jede vernünftige sozi-
algerechte Förderung von öffentlich geförderten 
Wohnungsbau gemacht wurden, nur um die 
Wiederwahl von Schwarz-Gelb im Land zu ret-
ten, was zum Glück falsch gewesen ist. Das 
heißt, damit haben Sie ein weiteres Mal, weil wir 
die Prinzipien des revolvierenden Fonds haben, 
sträflich, fahrlässig und vorsätzlich die zur Verfü-
gung stehende Summe reduziert, indem Sie vor 
der letzten Landtagswahl mehr als 1 Milliarde € 
ausgegeben haben, sodass jetzt nach der Land-
tagswahl weniger zur Verfügung steht. Die 
NRW.BANK hat die alte Landesregierung noch 
2009 darauf hingewiesen, dass, wenn es mit 

dem, was Sie unter der Regierung Rütt-
gers/Pinkwart in Düsseldorf veranstaltet haben, 
so weitergeht, wir im Jahre 2015 - die Zahl habe 
ich nicht ganz genau im Kopf -, weil der Fonds in 
der Summe eben weniger wird, nur noch etwas 
über 600 Millionen € zur Verfügung gehabt hät-
ten. Damit musste Schluss gemacht werden. 
Deswegen hat die jetzigen Landesregierung ge-
sagt: Die Summe von 800 Millionen € ist nach 
den beiden grundlegenden Fehlentscheidungen 
von Schwarz-Gelb diejenige, unter der man we-
nigstens eine lineare Förderung weiter darstellen 
kann. Die Summe von 800 Millionen € garantiert, 
dass sich der Fonds nicht weiter aufzehrt. Jede 
höhere Summe würde dafür sorgen, dass er sich 
aufzehrt. Das gehört zur Ehrlichkeit dazu. Was 
Sie machen, ist Diffamierung und Volksverdum-
mung. Das kann man deswegen so nicht stehen 
lassen.  

(Beifall bei der SPD und dem Bünd-
nis 90/Die Grünen) 

Lassen Sie mich noch auf ein Risiko hinweisen: 
In diese Summe eingerechnet ist auch die Woh-
nungsbauförderung des Bundes. Darauf ist be-
reits vorhin andeutungsweise hingewiesen wor-
den. Wenn der Bund, was immer wieder in der 
Debatte ist, tatsächlich vorhätte, seine Mittel zu 
reduzieren und aus diesen Förderungen heraus-
zunehmen, würde sich die Wohnungsbauförde-
rung in Nordrhein-Westfalen ein weiteres Mal re-
duzieren. Daran trüge dann Schwarz-Gelb im 
Bund, solange sie noch regieren, die Schuld und 
die Verantwortung. Auch das hört zur Wahrheit 
dazu. 

Ein allerletztes - das hat eben bei den Repliken 
von CDU und FDP überhaupt keine Rolle mehr 
gespielt -: Wenn wir hier wieder in eine kommu-
nale Wohnungsbauförderung eintreten, dann re-
den wir sicher darüber, dass wir hier auch Masse 
haben wollen - ich sage das ganz bewusst -, 
dass wir auf die Zahl 1.000 kommen wollen. Aber 
das ist nicht das einzige Ziel, sondern wir haben 
bei der Schaffung einer kommunalen Woh-
nungsbauförderung auch die Möglichkeit, uns, 
was die Förderbedingungen angeht, eigene Re-
gularien zu geben,  

(Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das hat keiner von denen ver-

standen!) 

dafür zu sorgen, dass man nicht konzentriert, 
dass man Mischung schafft, dass man in dieser 
Stadt eine ordentliche Verteilung schafft. Diesen 
Anspruch hatten Sie noch nie. Rot-Grün hat ihn 
aber, und deswegen ist der Antrag richtig. - Vie-
len Dank.  
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(Beifall bei der SPD und dem Bünd-
nis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Herr Börschel. - Herr Klipper.  

Karl-Jürgen Klipper (CDU): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Herr Paet-
zold, auf so viel Falsches, was Sie dargestellt 
haben, will ich gar nicht eingehen. Sie mögen ja 
in Ihrem Bereich ganz gut sein, aber gehen Sie 
mal, was die Zahlen betrifft, in die Lehre.  

(Martin Börschel [SPD]: Das sagt er 
immer, wenn er nicht weiter weiß!) 

Wenn Sie sagen, dass, wenn man 35 Millionen € 
pro Jahr machen will, es ab 2015 Kosten von 
weniger als 1 Million € verursachen würde, dann 
müssen Sie sich einmal überlegen, dass die 
35 Millionen € jedes Jahr auftauchen, sodass Sie 
dann im Jahre 2015 bei einer Kreditsumme von 
ungefähr 150 Millionen € sind. Sie sagen, dass 
bei der Differenz von 0,5 Verwaltungshaushalt 
und 0,5 Zinsen und bei einem Marktzins von 
4,7 % Kosten von unter 1 Million € entstehen. 
Herr Paetzold, lernen Sie erst mal, und dann 
kommen Sie zurück.  

(Beifall bei der CDU und der FDP - Mar-
tin Börschel [SPD]: Unverschämtheit!) 

Lassen Sie mich ein bisschen ernster an das 
Problem herangehen. Die SPD-Fraktion hat eine 
Haushaltsklausurtagung gehabt. Gegenüber der 
Presse haben Sie ganz klar zum Ausdruck ge-
bracht, wo die Schwerpunkte sind. Die Schwer-
punkte lagen in den Kommunalfinanzen, in der 
Bildung und in den Kindergärten. Ich glaube, das 
waren die drei Bereiche.  

(Martin Börschel [SPD]: Das sind doch 
Kommunalfinanzen! Erst lernen, dann 

können Sie wiederkommen!) 

- Augenblick, Herr Börschel, seien Sie nicht so 
nervös. Ich antworte Ihnen ja. Ich habe Sie ja 
vorhin auch in Ruhe gelassen. Seien Sie nicht so 
nervös.  

(Martin Börschel [SPD]: Da muss schon 
ein anderer kommen!) 

Sie kommen damit, den sozialen Wohnungsbau 
zu fördern. Öffentlich geförderter Wohnungsbau 
ist auf Ihrer Agenda überhaupt nicht zu erken-
nen. Das steht bei Ihnen gar nicht drauf.  

(Martin Börschel [SPD]: Das ist doch 
Kommunalfinanzierung!) 

Die drei Bereiche, die ich genannt habe, werden 
gefördert. Dafür werden die Mittel ausgedehnt. 
Alle anderen müssen mit Kürzungen auskom-
men. Das ist Ihre Art von sozialem Wohnungs-
bau für das ganze Land.  

(Martin Börschel [SPD]: Ihr habt das 
ausgegliedert in die NRW.BANK!) 

- Das ist doch schon im Landtag gesagt worden, 
Herr Börschel. Die Erträge, die dabei heraus-
kommen, benutzen Sie zur Finanzierung der 
ganzen Sache.  

Sie sagten vorhin, das sei eine langfristige Ange-
legenheit. Ich erinnere an die Mitteilung, die im 
Sozialausschuss verteilt wurde. Ich habe mir 
diese sehr genau durchgelesen. Da wurde ge-
sagt: Es macht nur was aus, wenn Sie eine lang-
fristige Finanzierung dieser Art machen. - Mün-
chen hat mittlerweile davon ungefähr 
600 Millionen € ausgegeben. Das heißt, wenn 
Sie das zehn Jahre - da nehme ich Sie beim 
Wort, Frau Kämmerin - machen wollen, also bis 
zum Jahr 2021, wo die Konsolidierung beginnen 
soll, dann müssen Sie 350 Millionen € auf den 
Tisch legen. Sagen Sie mal, wie das vor dem 
Hintergrund des Szenarios, was der Oberbür-
germeister und Frau Klug dargestellt haben, fi-
nanziert werden soll. Ich habe das einmal ausge-
rechnet: Ab dem Jahr 2018 haben Sie nach die-
sem Modell, das Sie hier dargestellt haben, Kos-
ten von 10 Millionen € im Haushalt zu verkraften, 
und zwar in der Ergebnisrechnung. Meiner Mei-
nung nach ist das vollkommen illusorisch. Sie 
gehen dabei von einem Grundprinzip ab, das be-
reits eben gesagt worden ist, dass wir nicht für 
fehlende Mittel vom Land eintreten können. 
Wenn das so sein soll, dann hätten Sie die 
NRW.BANK mit zusätzlichen Mittel ausstatten 
können. Dann hätte die 1 Milliarde € wieder zur 
Verfügung gestellt werden können. Das wäre die 
richtige Entscheidung gewesen.  

(Beifall bei CDU und FDP - Zuruf von 
Martin Börschel [SPD]) 

- Herr Börschel, Sie haben mit dem alten Käm-
merer von hier einen Haushalt vorgelegt. Da 
mussten Sie sich in Münster in zwei Verfahren 
sagen lassen, dass das verfassungswidrig ist. 
Und schon sind Sie zurückgedackelt. Das zeigt, 
wer Ahnung hat, jedenfalls nicht der Finanzminis-
ter des Landes Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall bei der CDU) 

Ich möchte nicht im Einzelnen auf die Punkte 
eingehen. Frau Gärtner und Frau Hoyer haben 
das perfekt gemacht; Sie haben alles gesagt.  
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Zum Schluss meiner Rede möchte ich die Käm-
merin aus der Vorlage zum Stadtvorstand vom 1. 
September 2011 zitieren:  

Vor dem finanziellen Hintergrund der 
Stadt ist es insbesondere unter finanz-
wirtschaftlichen Aspekten nicht möglich, 
dass, wie in der Vergangenheit gesche-
hen, die Stadt sofort in die Bresche 
springt, wenn sich Bund oder Land aus 
einzelnen Bereichen zurückziehen, so 
zum Beispiel bei Bauförderung. Diese 
Spielräume bestehen nicht. Sofern Ge-
setze Versorgungquoten etc. vorsehen, 
sollten diese das Maß der Dinge dar-
stellen. 

Das ist der Wortlaut der Kämmerin zum Haushalt 
und zu Ihrem Antrag. - Ich danke Ihnen.  

(Beifall bei der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr Hel-
ling, bitte. 

Ossi Helling (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Oberbürgermeister! Meine Damen und Herren! 
Ich möchte kurz auf die Argumente der Vorred-
ner eingehen.  

Die Art und Weise des Kollegen Klipper kennen 
wir bereits. Das ist eine Dauerplatte. Kollege 
Klipper, seit 15 Jahren polemisieren Sie hier in 
diesem Rat gegen alle Formen von sozialer 
Wohnbauförderung. Sie beharren darauf, dass 
nicht eine Objektförderung, sondern eine Sub-
jektförderung gemacht wird. Das wiederholen Sie 
ununterbrochen. Diese Platte haben Sie auch 
heute wieder aufgelegt, und zwar mit Argumen-
ten, die uns allen schon aus den Ohren heraus-
kommen.  

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Zum Landeshaushalt und zu den Lan-
desförderprogramen, dass es um Darlehenspro-
gramme geht, die auf die Arbeit der Kämmerin 
Auswirkungen zeigen würden, ist auch schon Et-
liches gesagt worden. Das brauche ich nicht zu 
wiederholen. 

Ich wollte noch zwei Punkte anführen. Das erste 
ist: Gerade ist der Kämmerin unterstellt worden, 
sie hätte im Grunde genommen ein Veto gegen 
diesen Beschluss einlegen müssen. Wenn Sie 
die Rede der Kämmerin verfolgt hätten, dann 
wüssten Sie, dass sie einen Begriff sehr zentral 
in den Mittelpunkt gerückt hat, nämlich „neue Ur-
banität“.  

(Lachen bei pro Köln) 

Beispielsweise heißt es auf Seite 6 unter „neuer 
Urbanität“, dass wir natürlich Bürgerbeteiligung, 
Wirtschaftsförderung fördern und den Jugend- 
und Sozialetat stabilisieren müssen. Dabei geht 
es um die Fortentwicklung der Infrastruktur für 
die Bürger der Stadt Köln. Hier haben wir ein 
Grundproblem der Bürger der Stadt Köln, näm-
lich normaler bezahlbarer Wohnraum. Das ist ei-
ne Existenzfrage für weit mehr als 500.000 Men-
schen in dieser Stadt. Sie wollen doch nicht 
ernsthaft behaupten, dass Sie für diese Men-
schen, die in einer schwierigen Lage sind, haus-
haltsmäßig nichts mehr tun wollen. Es geht dar-
um, was die Kämmerin gesagt hat. Eine Aufga-
benkritik kann ja auch an einzelnen Punkten eine 
Aufgabenzuspitzung bedeuten. Insofern ist es 
eine Zukunftsherausforderung für die Stadt Köln, 
mit diesem kommunalen Wohnbauprogramm an-
zufangen.  

Drittens. Sie haben - insbesondere die CDU, 
weniger die FDP - gesagt, dass man natürlich 
kommunal etwas machen muss, dass man 
einsteigen muss in die Eigentumsförderung unter 
anderem für sozial Schwache. Meine Damen 
und Herren von CDU und FDP, wie wollen Sie 
das denn finanzieren? Das ist eine reine Form 
von Subventionierung. Sie wollen Bauland, das 
zu Marktpreisen normalerweise von der Stadt 
verkauft wird, für Eigenheime abgeben und das 
hochgradig subventionieren. Mit welchen Haus-
haltsmitteln wollen Sie das machen, wenn Sie 
uns vorher verbieten wollen, den sozialen Woh-
nungsbau neu aufzulegen? Das möchte ich ger-
ne wissen.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und der SPD) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Gibt es 
weitere Wortmeldungen? - Bitte schön, Herr 
Houben. 

Reinhard Houben (FDP): Herr Börschel, ich fin-
de, für uns hier im Rat ist entscheidend, was jetzt 
ist. Die aktuelle Landesregierung hat eine Ent-
scheidung gefällt, und wir gehen von 
800 Millionen € aus. Die Zahlen sind ja ausge-
tauscht. Vor dem Hintergrund möchte ich noch 
einmal die Kämmerin fragen: Halten Sie es für 
verantwortlich, dass wir jedes Jahr 35 Millionen € 
über mindestens zehn Jahre in ein solches Pro-
jekt reinstecken? Erste Frage. 

Zweite Frage: Halten Sie sich - es sieht ja im 
Moment so aus, dass dieser Antrag von SPD 



 

 

 

 

 
  

  28. Sitzung vom 13. Oktober 2011 Seite 30 (von den Rednern noch nicht gelesene Fassung)

und Grüne mehrheitlich beschlossen wird - an 
diesen Antrag auch dann, wenn das Land, aus 
welchen Gründen auch immer, nicht mehr 
800 Millionen €, sondern aus vielleicht durchaus 
nachvollziehbaren ökonomischen Gründen we-
niger als 800 Millionen € im Jahr ausschütten 
kann? Halten Sie sich dann auch noch an diese 
Vorgabe von 1.000 Wohnungen, was natürlich im 
Umkehrschluss langfristig bedeuten würde, dass 
wir pro Jahr nicht mehr mit 35 Millionen € aus-
kämen, sondern mit einem höheren Betrag?  

Ich danke Ihnen ausdrücklich, Herr Börschel, 
dass Sie hier heute in diesem Rat das erste Mal 
zugegeben haben, dass die öffentliche Hand 
durchaus wirtschaftlichen und finanziellen Frikti-
onen unterliegt und manchmal weniger ausge-
ben kann, als sie vielleicht möchte. - Danke 
schön.  

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke, 
Herr Houben. - Frau Moritz noch einmal. 

Barbara Moritz (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Houben, dass Sie eine finanzpolitische Nachhal-
tigkeit einfordern, hört sich gut an. Machen Sie 
das demnächst auch bei Ihren vielen U-Bahn-
Träumen, die hier immer wieder auf den Tisch 
flattern. 

Ich möchte zu einer wohnungspolitischen Debat-
te zurückkommen. Mich wundern zwei Dinge. 
Das eine ist, dass niemand auf die Argumente 
Flexibilisierung und eine andere Förderung, 
nämlich eine andere Streuung in die Stadt, ein-
geht. Das einzige, worauf die Rednerinnen und 
Redner - - 

(Ulrich Breite [FDP]: Die Kämmerin hat 
eine Rede gehalten! - Weitere Zurufe) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Lassen Sie 
Frau Moritz weitersprechen.  

(Ulrich Breite [FDP]: Wahnsinn! Wahn-
sinn! Wahnsinn!) 

Barbara Moritz (Bündnis 90/Die Grünen): Jetzt 
ist aber gut. Jetzt hast du es dreimal gesagt. Ar-
mes Köln! Armer Uli! - Ich möchte zurück zur 
wohnungspolitischen Diskussion, die sich nicht 
nur auf die Menge der Wohnungen bezieht, die 
wir in Köln brauchen. Ich habe ausdrücklich the-
matisiert, dass wir in Köln eine unglaublich starke 

soziale Entmischung erleben. Das heißt, wir ha-
ben so genannte besser gestellte Stadtteile und 
Stadtteile, die hinten herunterfallen. Lieber Uli 
Breite, jetzt sage ich: Das kostet tierisch viel 
Geld.  

Die Folgen von solchen Armutsstadtbezirken sind 
teuer und fallen direkt auf unseren Haushalt, und 
zwar teilweise in den Pflichtkostenbereich, zu-
rück. Ich erzähle ja nichts Neues, wenn ich sa-
ge - die Kämmerin hat in ihrer Haushaltsrede 
immer wieder darauf hingewiesen -, dass wir uns 
die Ausgaben und die Investitionen genau angu-
cken und die Wirksamkeit von Ausgaben studie-
ren müssen. Und ich sage auch nichts Neues, 
wenn ich erzähle, dass wir an den Unterkunfts-
kosten beteiligt werden, und zwar sind das 
Pflichtkosten. Deshalb müssen wir uns unbedingt 
Präventionsmaßnahmen überlegen, damit diese 
Kosten auf Dauer nicht steigen. Natürlich muss 
man nachhaltig wirtschaften. Aber man muss sich 
auch überlegen, wenn man Investitionen heute 
nicht macht, welche Kosten das in der Zukunft 
unter Umständen bewirkt. Das hat aber offen-
sichtlich jedenfalls im rechten Teil des Hauses 
noch niemand mitbekommen. Das finde ich be-
dauerlich. Wir dürfen nicht zuerst beim Land, 
beim Bund oder bei anderen die Schuld suchen. 
Wir müssen aktiv heute etwas tun. Das haben 
Sie auch selber gesagt. Was schlagen Sie denn 
konkret vor?  

(Zurufe von der CDU: Änderungsan-
trag!) 

- Der Änderungsantrag ist doch wie weiße Salbe. 
Da steht, wir müssen billige Grundstücke akqui-
rieren. Was sagt denn zum Beispiel Herr Klipper, 
wenn so ein Grundstück in Rodenkirchen liegt? -  

(Beifall bei der SPD) 

Er sagt: Bitte nicht so nah an die Einfamilienhäu-
ser heranrücken. Das wollen wir eigentlich nicht. 
Können wir das nicht in Mülheim, Kalk oder 
Chorweiler bauen? - So sieht das nämlich aus.  

(Beifall bei der SPD - Martin Börschel 
[SPD]: Genauso ist das!) 

Wir haben damit sehr große Probleme. Wir auch. 
Ich sage nicht, dass es nicht Grüne vor Ort gibt, 
die sich gegen dieses oder jenes wehren.  

(Zuruf von Karl-Jürgen Klipper [CDU]) 

- Ich habe doch gerade gesagt, Herr Klipper, ich 
gebe zu, dass es auch in Stadtbezirken Proble-
me seitens von Grünen gibt. Aber so einfach ist 
es nicht, die Grundstücke aus dem Boden zu 
zaubern.  
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(Karl-Jürgen Klipper [CDU]: Sie müssen 
das mal umsetzen! Sie müssen die bau-

reif machen!) 

Deshalb sollten wir alle - und das enttäuscht 
mich wirklich - überlegen, wie wir die Instrumente 
schärfen können. Einfach zu sagen, das Land 
soll mal machen, und solange es das nicht tut, 
legen wir die Hände in den Schoß und zahlen 
aus unserem Sozialetat die Unterkunftskosten, 
das kann keine nachhaltige Lösung sein.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Frau Moritz. - Herr Breite. 

Ulrich Breite (FDP): Barbara Moritz hat mich di-
rekt angesprochen. Wer bei der Haushaltsrede 
aufgepasst hat, wird sich noch an die Folie 4 er-
innern. Anhand dieser Folie hat die Kämmerin 
deutlich gemacht, dass wir im Jahre 2013, 2014 
und 2015 Einsparungen vornehmen müssen, 
nämlich 45 Millionen € im Jahre 2013, 
40 Millionen € in 2014 und 35 Millionen € in 
2015. Wir wollen ja gar nicht mal von den Ein-
sparungen reden, aber vor dem Hintergrund, 
dass wir die 35 Millionen € auf dem Kapitalmarkt 
aufnehmen müssen, dass dies natürlich jedes 
Jahr in die Bilanz kommt, dass unsere Schulden 
immer höher werden, kann ich nicht verstehen, 
dass dieser Antrag kommt, wenn die Frau Käm-
merin hier deutlich macht, dass wir, um nicht in 
die Haushaltssicherung zu kommen, Aufgaben-
kritik üben müssen, dass wir einsparen müssen. 
Und dieser Antrag ist genau das Gegenteil, mei-
ne sehr verehrten Damen und Herren.  

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Entweder stimmt die Folie 4 der Kämmerin oder 
es stimmt dieser Antrag. Beides zusammen geht 
nicht. Das wollten wir hier deutlich machen. Dar-
um werden wir diesen Antrag ablehnen, weil mir 
gefallen hat, dass die Kämmerin deutlich ge-
macht hat, dass es nicht mehr so weitergeht. 
Aber SPD und Grüne haben es bis heute nicht 
verstanden.  

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Dann sehe 
ich keine weiteren Wortmeldungen, sodass wir 
zur Abstimmung kommen können.  

(Zurufe: Die Kämmerin muss noch ant-
worten.) 

- Wollen Sie? 

Stadtkämmerin Gabriele C. Klug: Ich nutze na-
türlich sehr gerne die Gelegenheit, hier in diesem 
Saal aufrecht zu stehen.  

Die Kämmerin hat mit Zahlen zu tun. Deswegen 
freut sich die Kämmerin, wenn nicht aus der Hüf-
te geschossen wird. Hier liest die Kämmerin Eck-
punkte. Hier liest die Kämmerin Zielzahlen. Und 
hier liest die Kämmerin zu ihrer großen Freude - 
Ziffer 6 -: Die Auswirkungen auf die Haushalte 
2012 sind im Konzept darzustellen. - Da ich da-
von ausgehe, dass auch dieser Rat über Konzep-
te und nicht über Eckpunkte alleine entscheidet, 
würde sich die Kämmerin freuen, wenn diese 
Debatte zu einem konstruktiven Ergebnis geführt 
würde auf der Grundlage dessen, was die Käm-
merin in der Haushaltsrede vermittelt hat, näm-
lich dass man wirkungsorientiert die Kostenbelas-
tung, die Auswirkungen auf den Haushalt konkret 
darstellt. - Vielen Dank.  

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Wir haben 
jetzt mehr als zwei Runden hinter uns. Das wird 
ja noch Gegenstand der Ausschusssitzungen 
sein. Deswegen schlage ich vor, dass wir zur 
Abstimmung über die Anträge kommen. 

Zunächst stimmen wir über den Änderungsan-
trag der CDU ab. Wer für den Änderungsantrag 
der CDU ist, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Das sind die FDP, die CDU und Herr Hoffmann. 
Wer enthält sich? - Damit ist der Antrag abge-
lehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Linken. Wer für den Antrag der 
Linken ist, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Das ist die Linke. Wer enthält sich? - Enthaltung 
von Herrn Zimmermann. Damit ist der Antrag 
abgelehnt. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über den An-
trag von SPD und Grünen. Wer für den Antrag 
ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind 
die SPD, die Grünen, Herr Zimmermann, die 
Linke. Wer enthält sich? - Keine Enthaltungen. 
Damit ist der Antrag angenommen.  

(Beifall bei der SPD und dem Bünd-
nis 90/Die Grünen) 

Ich rufe auf: 

3.1.2 Antrag der CDU-Fraktion betreffend 
"Gesundheit der städtischen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter - Prävention vor 
Reaktion!“ 
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 AN/1772/2011 

 Änderungs- bzw. Zusatzantrag der Frak-
tion der FDP 

 AN/1850/2011 

Herr Marx. 

Werner Marx (CDU): Sehr geehrter Herr Ober-
bürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren! 
So krank ist die Kölner Verwaltung: Von 17.700 
Mitarbeitern fehlen 2.900 länger als sechs Wo-
chen. „Täglich mehr als 1.000 Mitarbeiter 
krank!“ - so lauteten die Schlagzeilen von „BILD“ 
und „Kölner Stadtanzeiger“. Der hohe Kran-
kenstand der Beschäftigten in der Stadtverwal-
tung ist ein alarmierendes Zeichen. Doch die 
Entwicklung ist nicht neu und war abzusehen.  

Wer die Statistik über die krankheitsbedingten 
Ausfälle genau betrachtete, konnte dies frühzei-
tig erkennen. Seit 2006 ist ein stetiger Anstieg zu 
verzeichnen. In den Fachgremien wurde bereits 
seit langem darüber diskutiert. Doch haben die 
Verantwortlichen gehandelt?  

Meine Damen und Herren, es liegt in der Ver-
antwortung des Oberbürgermeisters und des 
Stadtdirektors Kahlen, die Verwaltung zu führen 
und gleichzeitig die Fürsorge der über 17.000 
Beschäftigten im Auge zu behalten.  

Doch wo liegen die Ursachen für die hohen Aus-
fallzeiten? - Befragt man die Beschäftigten, lie-
gen die Gründe auf der Hand. Diese lassen sich 
klar benennen. Die zunehmende Arbeitsverdich-
tung ist ein Hauptgrund. Ursächlich hierfür ist, 
dass bei der Personalbedarfsberechnung nur die 
Personalfluktuation und nicht mehr die veränder-
te Aufgabenerledigung berücksichtigt wird. Sind 
hier die falschen Maßstäbe angesetzt worden, 
Herr Kahlen?  

Durch das Absenken der Ausbildungsplätze im 
Verwaltungsbereich fehlen junge Mitarbeiter. Der 
Personalstamm wird älter, ist somit weniger be-
lastbar und fällt häufiger aus. Warum wurde hier 
nicht entgegengesteuert, Herr Kahlen?  

Die Mitarbeiter fühlen sich von den Vorgesetzten 
bei der Arbeit und den häufigen Vertretungen al-
lein gelassen. Ein funktionierendes Arbeits- oder 
Risikomanagement scheint zu fehlen. Ist das 
Führungspersonal ausreichend geschult? Sind 
die Aufgaben klar definiert, Herr Kahlen?  

Der arbeitsmedizinische Dienst findet im Bereich 
der Gesundheitsprävention so gut wie gar nicht 
statt. Verschiedene verwaltungsseitig ergriffene 
Maßnahmen zur Gesundheitsförderung, zum 

Beispiel Gesundheitstage, betriebliches Einglie-
derungsmanagement, erscheinen nur unzurei-
chend oder aber nicht bedarfsgerecht. Warum 
haben Sie zu spät oder zu zögerlich reagiert, 
Herr Kahlen?  

Meine Damen und Herren, seit Jahren sind die 
Probleme dem Oberbürgermeister und dem 
Stadtdirektor als Personaldezernenten bekannt. 
Um alleine der Arbeitsverdichtung entgegenzu-
wirken, wurde immer wieder der Aufgabenabbau 
versprochen, zuletzt von Ihnen, Herr Kahlen, auf 
der Personalversammlung der Dezernate, Ober-
bürgermeister und I im September dieses Jah-
res. Doch es blieb wie so oft nur bei Lippenbe-
kenntnissen.  

In der „BILD“-Zeitung vom 29. August 2011 wer-
den Sie, Herr Kahlen, dahingehend zitiert, die 
Gesundheits- und Leistungsfähigkeit der Be-
schäftigten stärker als bisher fördern zu wollen. 
Hier nehmen wir Sie beim Wort. Daher beantra-
gen wir, die Hintergründe des immensen Kran-
kenstandes zeitnah zu analysieren. Auf Grundla-
ge dieser Analyse sind uns insoweit konkrete 
Vorschläge zu unterbreiten. 

Aufgrund der besonderen Bedeutung der Prob-
lematik ist der Ausschuss „Allgemeine Verwal-
tung und Rechtsfragen/Vergabe/Internationales“ 
in der Sitzung über die erfolgten Schritte und 
gewonnenen Erkenntnisse zu informieren.  

Meine Damen und Herren, nicht alles Wün-
schenswerte ist machbar. Auch das gehört zur 
Wahrheit. Die Verwaltung und die Politik dürfen 
sich nicht scheuen, eine ehrliche Diskussion zu 
führen, welche Kernaufgaben leistbar sind und 
welche auch liebgewonnenen Aufgaben vor dem 
Hintergrund der angespannten Haushaltslage, 
der Personalkürzungen, der Arbeitsverdichtun-
gen aufgegeben werden müssen.  

(Beifall bei der CDU) 

Die bereits ergriffenen Maßnahmen sowie Pla-
nungen sind daher auf den Prüfstand zu stellen, 
um eine Optimierung der Arbeitsbedingungen für 
die Beschäftigten zu erreichen und deren Ar-
beitskraft letztendlich für die Kölnerinnen und 
Kölner zu sichern. 

Wir stellen uns der Diskussion. Im Vorfeld der 
Ratssitzung ist einvernehmlich entschieden wor-
den, diesen Antrag in den Ausschuss „Allgemei-
ne Verwaltung und Rechtsfra-
gen/Vergabe/Internationales“ zu verweisen. Die 
FDP hat einen Änderungsantrag vorgelegt. In-
soweit würden wir diesen Änderungsantrag 
ebenfalls in diesen Ausschuss verweisen und 
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dort die inhaltliche Diskussion weiterführen. - 
Danke schön.  

(Beifall bei der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Herr Marx. - Herr Neubert.  

Michael Neubert (SPD): Herr Oberbürgermeis-
ter! Meine Damen und Herren! Für alle hier im 
Rat sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die-
ser Verwaltung ein hohes Gut. Hinter jeder Ent-
scheidung, hinter jedem Kontakt, hinter jeder 
Dienstleistung, ja hinter jeder der Vorlagen, die 
wir hier auf dem Tisch haben, stehen Menschen, 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieser Ver-
waltung. Sie sind die Basis für jedes Handeln der 
Stadt. Ohne sie können kommunale Selbstver-
waltung und Demokratie nicht funktionieren. 

Die Mitteilungen der Verwaltung, aber auch der 
Gewerkschaften und Personalräte, dass es bei 
den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern Probleme 
gibt, dass es den Menschen offenbar an ihren 
Arbeitsplätzen nicht gut geht und es in unge-
wöhnlicher Zahl zu Fehlzeiten kommt, sind An-
zeichen, die uns wachsam machen sollen, Sig-
nale, die wir ernst nehmen müssen.  

Deshalb ist es richtig - das findet unsere aus-
drückliche Unterstützung -, dass die Verwal-
tungsspitze, zum Beispiel Guido Kahlen, der 
eben schon zitiert wurde, schon vor Jahren die 
Bedeutung der Gesundheit der Mitarbeiter er-
kannt und sie zum Thema gemacht hat. Die 
Stadtverwaltung Köln hat bereits im Jahr 2008 
mit dem Aufbau eines betrieblichen Gesund-
heitsmanagements begonnen. Hintergründe und 
Bedarfe werden analysiert, und erste präventive 
Gesundheitsaktivitäten wurden entwickelt. Mehr 
dazu kann man übrigens im städtischen Intranet 
nachlesen. 

Die aktuellen Zahlen zum Krankenstand der 
städtischen Beschäftigten machen es uns aber 
noch einmal mehr als deutlich: Hier besteht drin-
gender Handlungsbedarf. Die demografischen 
Rahmenbedingungen verschärfen sich. Auch mit 
Blick auf die angespannte Haushaltssituation, 
wie wir vorhin gehört haben, müssen wir uns die 
Frage stellen, wie man die Gesundheit und Leis-
tungsfähigkeit der Beschäftigten bei einer älter 
werdenden Belegschaft und längerer Lebensar-
beitszeit fördern kann.  

(Henk van Benthem [CDU]: Wie denn?) 

- Kommt gleich! - Rund 40 Millionen € kosten die 
Ausfälle die Stadtverwaltung im Jahr rein rechne-

risch. Dies ist ein Kostenblock, den wir anpacken 
müssen. Wenn wir nur ein Bruchteil dieses Be-
trages in die Gesundheit der Beschäftigten in-
vestieren, so - davon bin ich überzeugt - wird 
sich dies mehrfach lohnen. Es bedeutet für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ein Gewinn an 
Lebensqualität, für das Unternehmen Stadt Köln 
einen deutlichen Produktionsgewinn und für die 
Kölnerinnen und Kölner eine bessere Dienstleis-
tung. Das ist sozusagen eine Win-win-win-
Situation. 

Meine Damen und Herren, es wird Zeit, dass alle 
diese Erkenntnisse nun in Taten münden. Wie 
das geschehen kann und was derzeit schon ge-
plant ist, mit diesen Fragen sollten wir uns in den 
nächsten Sitzungen des AVR ausführlich be-
schäftigen. Die Verwaltung hat für die nächste 
Sitzung eine ausführliche Stellungnahme dazu 
angekündigt, übrigens auf Grundlage einer An-
frage der CDU-Fraktion. Warum Sie, meine Da-
men und Herren der CDU, mit Ihrem Antrag der 
Stellungnahme der Verwaltung nun vorgreifen 
und damit Ihren Ausschuss, Herr Granitzka, qua-
si entmündigen, kann ich ehrlich gesagt nicht 
nachvollziehen.  

(Henk van Benthem [CDU]: Haben Sie 
gerade nicht zugehört?) 

- Habe ich wohl. Das konnte ich wunderbar ma-
chen, weil ich bis gerade eben nicht wusste, 
dass die CDU das in den AVR schieben möchte. 

Der SPD-Fraktion ist die Gesundheit der Be-
diensteten wichtig. Im Fachausschuss haben wir 
die Gelegenheit, alle Fragen mit der gebotenen 
Sorgfalt und Fachkenntnis zu diskutieren und zu 
bewerten. Dort haben wir den Raum und auch 
den Rahmen, den dieses Thema braucht und 
verdient. Diese Gelegenheit sollten wir nutzen. - 
Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank. - Dann kommen wir zu Herrn Wolter und 
dann Herrn Görzel.  

Andreas Wolter (Bündnis 90/Die Grünen): Sehr 
geehrter Herr Oberbürgermeister Roters! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die CDU legt heute 
einen Antrag vor, der die Hintergründe des - Zi-
tat - „immensen Krankenstandes“ analysieren 
und wirksame Abhilfemaßnahme schaffen soll.  

Die Zahlen, die dem Ausschuss für Allgemeine 
Verwaltung und Rechtsfra-
gen/Vergabe/Internationales in der letzten Sit-
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zung vorgelegt wurden, sind erschreckend und 
bestätigen den Eindruck, den wir vom Zustand 
der Verwaltung haben. Wir haben die Fragen zu 
Krankenstand, Überbelastung und Demotivation 
der Mitarbeiter im AVR bereits sehr intensiv dis-
kutiert. Herr Neubert hat eben darauf hingewie-
sen. Bereits dort war die Rede davon, dass die 
Zentralisierung von Verantwortlichkeiten von 
überbordenden Verwaltungsverfahren begleitet 
wird, die zum Teil sogar auf eine Kultur des Miss-
trauens basieren. Diese führen zu einem deutli-
chen Anstieg produktiver Abläufe, die bei glei-
cher oder verringerter Personalausstattung zu-
lasten der Arbeiten an Fachthemen und dem 
Service für Bürgerinnen und Bürger gehen. 

Das notwendige Fachwissen, um realistische 
Optimierungspotentiale zu identifizieren und um-
zusetzen, ist in den Fachämter vorhanden. Ein-
seitige Vorgaben lassen dieses Potential jedoch 
ungenutzt, demotivieren die Mitarbeiter und för-
dern letztendlich eine Blockadehaltung. Wenn wir 
die beschriebene Kultur des Misstrauens und die 
Blockadehaltung auflösen wollen, müssen wir die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Verwaltung 
zu Wort kommen lassen, damit wir gemeinsam 
an der Beseitigung der Ursachen herangehen 
können. Beschäftigte, Verwaltung und Politik ge-
hören hier an einen Tisch. Deshalb begrüßen wir 
die Ursachenforschung und die Unterbreitung 
von Vorschlägen ausdrücklich. Allerdings setzt 
es auch voraus, dass die Verwaltungsspitze, 
aber auch die Politik die Ergebnisse ernst neh-
men und bereit sind, die Empfehlungen umzu-
setzen. Das bedeutet für uns, dass man zum 
Beispiel gegebenenfalls die Personalpolitik än-
dern muss, gegebenenfalls das Stellenbeset-
zungsverfahren nicht weiter so verfolgt werden 
kann, zum Beispiel Gesundheitstage Makulatur 
sind, wenn gleichzeitig die Einrichtung einer Kan-
tine für 1.000 Mitarbeiter blockiert wird, mal von 
biologischem oder kalorienreduziertem Essen 
abgesehen. 

Überprüft wird, ob Einsparungen durch Stellen-
reduzierungen wirklich höher sind als die Kosten, 
die kranke Mitarbeiter verursachen, deren Ar-
beitszufriedenheit durch Überbelastung oder fal-
sche Tätigkeit immer niedriger wird. Denn die 
sind bei den 40 Millionen € noch nicht mit dabei. 
Das muss man an der Stelle auch einmal sagen. 

Die Leistungsfähigkeit und die Effizienz der Ver-
waltung sind ein extrem haushaltsrelevanter 
Posten, dem der Rat der Stadt deutlich mehr 
Aufmerksamkeit widmen muss. Deshalb schla-
gen wir vor, es nicht nur auf ein Forschungspro-
jekt der Uni zu beschränken, sondern den Markt 
grundsätzlich nach geeigneten Unternehmen 

oder Instituten zu durchforsten - möglicherweise 
ist die Uni die erste Wahl -, des Weiteren den 
Auftrag mit einer anonymisierten Beschäftigten-
befragung zu verknüpfen und die Ergebnisse der 
Studie des beauftragten Unternehmens oder In-
stituts - von diesem ausgewertet und mit einem 
Maßnahmenkatalog versehen - Politik und Ver-
waltung zur weiteren Veranlassung vorzulegen. 
Wir glauben nämlich, dass Joga- und Rücken-
kurse alleine nicht ausreichen werden, um die-
sem Defizit langfristig entgegenzuwirken. Des-
halb stimmen wir dem Verweis in den AVR zu. Es 
bedarf noch weiterer Diskussionen. Wir haben 
sehr großes Interesse daran, parteiübergreifend 
zu einer gemeinsamen Lösung zu kommen. - 
Danke schön.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Jetzt 
kommt Herr Görzel.  

(Jörg Detjen [Die Linke.Köln]: Erzählen 
Sie mal was von Bonn!) 

Volker Görzel (FDP): Sehr geehrter Herr Ober-
bürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Wenn Herr Detjen mir schon eine Vorlage gibt 
und auch noch Bonn nennt, dann sollten wir hier 
die ganze Wahrheit erzählen. Herr Neubert, Sie 
haben zwar vorhin gesagt, es sei auf eine Initiati-
ve der CDU zurückzuführen, aber Herr Detjen hat 
es zu Recht angesprochen: Wir haben’s erfun-
den.  

(Henk van Benthem [CDU]: Das kann 
nicht sein!) 

Denn wir haben in der AVR-Sitzung am 4. Juli 
2011 - nachzulesen für jedermann, der es nicht 
schon ohnehin getan hat, aber Sie sind ja alle 
bestens informiert - unter Hinweis auf die Kolle-
gen aus Bonn mittels einer Mündlichen Anfrage 
nachgefragt. Der Stadtdirektor hat in der letzten 
Sitzung des AVR vor 14 Tagen eine fünfseitige 
Präsentation, einen etwa 30-minütigen Kovortrag 
zu diesem Thema gebracht, der sehr ausführlich, 
lehrreich war und sicherlich im Protokoll nachge-
lesen werden kann. Kurz: Es entsteht der Ein-
druck, dass die CDU mit einem Thema um die 
Ecke kommt, das nicht hierher gehört. Man stellt 
sich natürlich die Frage, warum gerade im Rat 
dieses Thema angesprochen werden soll, wenn 
man es doch direkt wieder in den AVR zurück-
schicken möchte.  

(Winrich Granitzka [CDU]: Weil es 1.000 
kranke Mitarbeiter gibt!) 
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Herr Vorsitzender des AVR, Herr Fraktionsvorsit-
zender, Herr Granitzka, ich bin sehr dankbar für 
den Hinweis, dass es sich hier um eine sehr 
große Anzahl von Mitarbeitern der Stadt Köln 
handelt. Aber Ihr Antrag schießt über das Ziel 
hinaus. Das hat uns veranlasst, dieses Thema 
auf eine ernsthafte Sachebene zurückzuführen.  

(Zuruf von Dr. Ralph Elster [CDU]) 

- Aus diesem Grunde haben wir das Thema an-
gesprochen, Herr Elster. Ich danke für diese an-
erkennenden Worte. 

Im Gegensatz zu Ihnen möchten wir nicht auto-
matisch die Uni Köln oder ein externes Unter-
nehmen zur Durchführung eines Forschungspro-
jekts beauftragen, sondern wir fragen nach, wa-
rum die gesicherten wissenschaftlichen Erkennt-
nisse zu diesem Thema nicht konsequent ange-
wendet werden. Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
damit wir uns richtig verstehen: Das Thema „Ar-
beitsverdichtung, Leistungsverdichtung“, das 
Thema „Burnout am Arbeitsplatz“, das Thema 
„Überforderung am Arbeitsplatz“ hat doch nicht 
die Stadt Köln erfunden, das Thema grassiert 
bundesweit von Flensburg bis Oberammergau.  

(Beifall von Jörg Detjen [Die Lin-
ke.Köln]) 

Wenn wir nun meinen, die Universität Köln mit 
diesem zusätzlichen Forschungsauftrag beglü-
cken zu können, dann können wir das tun, aber 
wir werden keinen weiteren signifikanten Er-
kenntnisgewinn erzielen.  

Aus diesem Grund fragen wir zunächst, ob es 
keine vergleichbaren Studien gibt. Geben Sie 
mal bei Google dieses Thema ein. Es gibt keine 
Krankenversicherung, keine Krankenkasse in 
Deutschland, kein Landesgesundheits-, ge-
schweige denn Bundesgesundheitsministerium, 
was nicht umfangreiche Studien und Erkenntnis-
se zu diesem Thema anbietet. Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, wir haben kein Erkenntnisdefizit, 
wir haben ein Umsetzungsdefizit.  

(Beifall bei der FDP) 

Darüber hinaus, um diesen Sturm im Wasserglas 
nicht noch weiter zu befeuern, möchten wir in 
diesem Zusammenhang auch das Thema „Über-
stunden“ beleuchtet wissen. Hierzu hat die Ver-
waltung auf unsere Anregung in der letzten Sit-
zung des AVR hin eine Vorlage vorgelegt. An 
dieser Stelle erinnere ich daran, dass der Kran-
kenstand bei den einen natürlich zu Überstunden 
bei den anderen führt. Hier sollten wir intelligente 
Lösungen auch unter Hinzuziehung des Perso-
nalrats finden. 

Um es abzurunden: Wir brauchen das Rad nicht 
neu zu erfinden. Wir brauchen das Thema, so 
ernst und wichtig es ist, nicht ohne Not zu hoch 
zu hängen, sondern wir müssen es auf die 
Sachebene, auf die Arbeitsebene zurückführen, 
dahin, wo es begonnen hat, und dahin, wo auch 
die sachliche Expertise liegt, nämlich im AVR. 
Da, Herr Kahlen, verstehe ich Ihr Nicken so, 
dass wir mit diesem Thema nicht durch sind und 
dass wir uns über dieses Thema weiterhin unter-
halten werden. Darauf freut sich meine Frakti-
on. - Vielen Dank.  

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank. - Nun noch eine Anmerkung von Herrn 
Detjen.  

Jürgen Detjen [Die Linke.Köln]: Herr Oberbür-
germeister! Meine Damen und Herren! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen von der CDU, ich finde Ih-
ren Antrag nicht zielführend,  

(Zuruf von der CDU: Doch! Sicher!) 

auch wenn Sie sich zum Anwalt der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter machen. In Ihrem Antrag 
ist keine Rede vom Personalrat. Und ich weiß, 
dass Sie den Personalrat gar nicht in Ihre Frakti-
on eingeladen haben, was wir gemacht haben. 
Wir haben in der Fraktion mit dem Personalrat im 
vertraulichen Kreis über die Probleme gespro-
chen.  

(Zuruf von der CDU) 

- Natürlich, vertraulich. - Das ist auch der richtige 
Weg, um der Sache etwas näher zu kommen. 
Wenn Sie die Mitarbeiterzeitung der Stadt Köln 
gelesen hätten, dann hätten Sie auch das Zitat 
von Friedel Giesen-Weirich zur Kenntnis nehmen 
können. Ich zitiere kurz:  

Die Kette 

- damit sind die Erklärungsversuche gemeint -  

ließe sich endlos fortsetzen. Was haben 
aber alle Erklärungsversuche gemein-
sam? Sie bringen eine Überbelastung 
des Personal so oder so zum Ausdruck. 

Wir wissen ja, dass es eine Betriebsvereinba-
rung gibt, über die gesprochen werden muss, 
über die diskutiert werden muss. Das ist doch 
der nächste Schritt, den wir gehen müssen. Wir 
müssen doch anerkennen, lieber Kollege Wolter 
von den Grünen, dass das eine Frage der 
Selbstverwaltung der Beschäftigten ist. Dass die 



 

 

 

 

 
  

  28. Sitzung vom 13. Oktober 2011 Seite 36 (von den Rednern noch nicht gelesene Fassung)

Politik mitdiskutieren muss, das sehe ich über-
haupt nicht so. Es ist eine Sache der Verwaltung, 
des Personalrates und des Personals. Wir kön-
nen das begleiten; das ist gar keine Frage. Bei-
spielsweise haben wir dazu, ob es im Haushalt 
genug Mittel für die Fortbildung gibt, im Aus-
schuss eine interessante Diskussion geführt. Es 
hat sich herausgestellt, dass die Mittel gar nicht 
abgerufen worden sind. Das sind Sachen, wo wir 
eingreifen können. Aber wir müssen doch den 
Dialog zwischen Verwaltung und Personalrat 
abwarten. Das Entscheidende ist, dass die vor-
handene Betriebsvereinbarung umgesetzt wird. 
Das ist doch das Entscheidende! Und da müs-
sen wir diesen beiden Kontrahenten Zeit, Luft 
und Platz lassen und gucken, dass wir sie unter-
stützen.  

(Winrich Granitzka [CDU]: Was jetzt, 
Herr Detjen?) 

Das ist doch der Prozess, der jetzt stattfindet. Es 
muss sich eine Selbstverwaltung, Selbstorgani-
sation der Beschäftigten entwickeln. Da bin ich 
eher bei Herrn Görzel. Herr Görzel hat deutlich 
gesagt: Das ist nicht Sache der Politik. - Das se-
he ich genauso. Diesen Weg müssen wir ein-
schlagen. Wir können ja feststellen: Betriebsver-
einbarungen müssen umgesetzt werden. - Aber 
wir müssen da nicht herumfuddeln, vor allem 
nicht CDU, Grünen und FDP, die im Rat die Par-
teien sind, die immer sagen: Schon wieder mehr 
Personal. - Die einzigen, die das nicht sagen, 
sind die SPD und wir. Deswegen wäre es wirk-
lich gut, wenn Sie in der Situation, in der wir jetzt 
sind, ein bisschen nachdenklicher wären. - Dan-
ke schön.  

(Beifall bei der Linken.Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön. - Herr Uckermann.  

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Das Thema 
ist interessant, der Antrag allerdings sehr belang-
los und anscheinend der Presseberichterstattung 
geschuldet. Offenbar möchte man wieder beim 
Onkel Alfred in der Presse erscheinen. Darum 
stellt man einen Antrag, der von der Verwaltung 
keinerlei Tun oder Lassen verlangt, sondern man 
möchte im Ausschuss „Allgemeine Verwaltung 
und Rechtsfragen/Vergabe/Internationales“ dar-
über informiert werden. Man verweist dieses 
Thema also in den Ausschuss. Da stellt sich für 
mich die Frage, warum wir jetzt hier sitzen und 
uns seit einer halben Stunde diese komischen 

Reden anhören. Warum stellen Sie diesen Antrag 
nicht in dem zuständigen Ausschuss? Da haben 
Sie die Experten ja eh immer sitzen. Die können 
Sie nach den Hintergründen fragen. 

Uns sind aber einige andere Sachen aufgefallen, 
beispielsweise der FDP-Zusatzantrag. Diesen 
könnte man ja missverstehen und meinen, dass 
die Verwaltung beauftragt werden soll, die 
Krankheitsdaten bei den Krankenkassen auszu-
spionieren. Ausweislich des Antrags sollen ja die 
entsprechenden Erkenntnisse von den Kranken-
kassen abgerufen werden.  

(Zuruf von der FDP) 

- Dann bräuchten Sie es ja nicht zu machen. 
Wenn Sie Rechtskenntnisse hätten, müssten Sie 
wissen, dass es da keine Auskünfte geben darf. 
Wir haben eine freie Krankenkassenwahl. Da hat 
die Verwaltung natürlich nicht zu spionieren, wer 
bei welcher Krankenkasse ist, was er tatsächlich 
hat usw.  

Des Weiteren sollten Sie wissen, dass die städti-
schen Beamten überhaupt nicht in einer Kran-
kenkasse sind, weil es eine Beihilfekasse bei der 
Köln gibt.  

Aber die Ursachen müssen wir natürlich anspre-
chen. Diese sollten abgestellt werden. Immer 
mehr Behördenmitarbeiter - die Verwaltung ist 
Behörde - beklagen sich darüber, dass politisch 
hereingepfuscht wird, dass gewisse Stellenbe-
setzungen, die nach fachlichen Kriterien stattfin-
den sollen, der Politik geschuldet sind, wo es 
gewisse Kaderstellen gibt. Es ist doch ganz klar, 
dass dann Mitarbeiter krank, demotiviert werden. 
Man sollte in Köln wieder dazu übergehen, dass 
man die Behörde im Behördenteil arbeiten lässt 
und den politischen Teil im Rat behandelt. Dann 
wären viele Mitarbeiter wieder mehr motiviert. - 
Danke.  

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich sehe 
keine weiteren Wortmeldungen. Dann sollten wir 
zum Schluss kommen.  

Ich habe den Wortbeiträgen entnehmen können, 
dass dieser Antrag der CDU samt Änderungsan-
träge in den Ausschuss für Allgemeine Verwal-
tung und Rechtsfragen/Vergabe/Internationales 
verwiesen werden soll. Dann kommen wir zur 
Abstimmung. Wer gegen diesen Antrag auf Ver-
weisung ist, den bitte ich um ein Handzeichen. - 
Wer enthält sich? - Damit einstimmig so ange-
nommen.  
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Wir kommen zum nächsten Tagesordnungs-
punkt: 

3.1.3 Antrag der FDP-Fraktion betreffend 
"Keine Einheitshöchstgeschwindigkeit 
im heterogenen Kölner Straßennetz“ 

 AN/1762/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Frau Kirchmey-
er. 

Christtraut Kirchmeyer (FDP): Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Kolleginnen und Kol-
legen! Ich hätte mich gefreut, wenn der Kollege 
Thiele aus Kalk heute dagewesen wäre.  

(Beifall bei der FDP - Henk van 
Benthem [CDU]: Der ist noch angeket-

tet!) 

Der hätte mir sicherlich bei der Begründung die-
ses Antrages behilflich sein können. Aber wie der 
Kollege van Benthem von der CDU schon sagte, 
er ist sicherlich noch angekettet und wird mittler-
weile einen Maulkorb haben.  

(Beifall bei der FDP) 

Solche Verbündeten aus der SPD und solche Ak-
tionen sind uns als FDP natürlich immer herzlich 
willkommen.  

Ich komme jetzt zur Motivation, den vorliegenden 
Antrag heute zu stellen. Vor fast genau einem 
Jahr gab es im Verkehrsausschuss eine Mittei-
lung der Verwaltung zur Riehler Straße und zur 
Reduzierung der Geschwindigkeit auf 50 Stun-
denkilometer. Ich zitiere aus dieser Mitteilung:  

Im Zusammenhang mit der ab 2012 zu 
erwartenden Überarbeitung der Licht-
signalanlage wird auf diesem Abschnitt, 
sofern der Rat der Stadt Köln zustimmt, 
auch Tempo 50 angeordnet und in der 
Programmierung der Lichtsignalanlage 
berücksichtigt. 

Es gab danach keine weiteren Aktivitäten der 
Verwaltung. Wir haben eigentlich alle auf eine 
entsprechende Vorlage in dieser Beziehung ge-
wartet. Dann kam in diesem Jahr - komischer-
weise am 23. September 2011 - durch die Pres-
se die Mitteilung, dass es im Zuge einer großen 
Aktion der Verwaltung eine Geschwindigkeitsre-
duzierung auf der Rheinuferstraße geben soll. 
Das hat uns unter anderem zur Formulierung 
dieses Antrags veranlasst.  

Es gab dann im Verkehrsausschuss eine ent-
sprechende Diskussion darüber und eine erneu-
te Mitteilung der Verwaltung in der Sitzung des 

Verkehrsausschusses am 27. September dieses 
Jahres. Darin hieß es, dass dies ein Geschäft 
der laufenden Verwaltung sei. Der Rat ist also 
nicht mehr gefragt. Das hat uns sehr überrascht. 

Noch mehr überrascht hat uns der erste Satz in 
dieser Mitteilung. Diesen möchte ich ebenfalls zi-
tieren:  

Zur Vereinheitlichung der zulässigen 
Höchstgeschwindigkeit auf 50 km/h im 
Kölner Stadtgebiet wurde die Riehler 
Straße von der Verwaltung untersucht. 

Wir hatten auch dazu eine umfangreiche Diskus-
sion, denn die Empörung war groß. Es hatte da-
zu keine demokratische Entscheidung gegeben. 
Wir haben mit der Verwaltung darüber diskutiert. 
Die Verwaltung hat dazu erklärt, dass das eine 
falsche Formulierung sei, dass dies nicht richtig 
ausgesprochen worden sei. Ich habe daraufhin 
die Verwaltung aufgefordert, die Mitteilung zu-
rückzuziehen, um diese falsche Formulierung zu 
korrigieren. Aber das ist nicht geschehen. Man 
versuchte noch, zurückzurudern, aber unser 
Misstrauen ist dadurch leider nicht entschärft 
worden, weshalb wir heute diesen Antrag stellen. 

Wie Sie dem Antrag entnehmen können, möch-
ten wir der Verwaltung differenzierte Prüfungen 
ans Herz legen, um nicht mehr mit solchen Über-
raschungen im Kölner Stadtbezirk aufzulaufen.  

Wir möchten eine Beurteilung der Unfallhäufig-
keit und Verkehrssicherheit auf den infrage 
kommenden Strecken. 

Wir möchten eine Messung der Verkehrsdichte 
zu unterschiedlichen Zeiten, der Belastungssi-
tuationen sowie der Lärmbelastung.  

Die Geschwindigkeitsreduzierungen sollen nur 
auf Teilstrecken stattfinden. 

Die Grünen und die Freunde von der SPD wer-
den uns sicherlich nachher zum Vorwurf ma-
chen, wir wären beratungsresistent. Das sind wir 
nicht. Darum haben wir ja die Kriterien aufge-
stellt. Aber wir machen das eben nur bei ent-
sprechenden Fakten und nach demokratischen 
Entscheidungsprozessen mit. Wir möchten näm-
lich in Köln leistungsfähige Hauptverkehrsstra-
ßen. Ich nenne besonders die Innere Kanalstra-
ße, den Militärring, die Industriestraße in Niehl 
und auch den rechtsrheinischen Mauspfad. Wir 
als ehrenamtliche Kommunalpolitiker möchten 
keine Bevormundung und keine willkürlichen 
Entscheidungen der Verwaltung gegen die Köl-
ner Autofahrer.  

(Beifall bei der FDP) 
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Wir möchten auch keinen vorauseilenden Ge-
horsam der Verwaltung. Wir lehnen eine Ein-
heitshöchstgeschwindigkeit ab. Dazu kann sich 
der Rat heute bekennen.  

Die Kollegen der CDU haben bereits ihre Zu-
stimmung angekündigt. Dafür vielen Dank.  

(Henk van Benthem [CDU]: Schau‘n 
mer mal!) 

Die Grünen werden dem Antrag sicherlich nicht 
zustimmen, da ihre Ideologie das ja verbietet, 
weil sie keine Autos in der Innenstadt haben 
möchten.  

Aber der SPD können wir nur zurufen - ich zitiere 
gerne Ihren Herrn Thiele aus Kalk -:  

Stadtweit einheitlich Tempo 50 als ma-
ximale Höchstgeschwindigkeit einzufüh-
ren, ist unverhältnismäßiger Unsinn. 

(Beifall bei der FDP) 

Besser hätte ich das nicht formulieren können. 
Darum sollten Sie nicht nur die Kölner Autofah-
rer, sondern auch Ihrem Bezirksbürgermeister 
den Rücken stärken und unserem Antrag zu-
stimmen. Ich zitiere noch einmal und sehr gerne 
Herrn Thiele:  

Schwierig wird Verkehrspolitik da, wo 
Ideologie statt Vernunft das politische 
Handeln bestimmt. 

Also, verehrte Kolleginnen und Kollegen der 
SPD: Handeln Sie heute vernünftig und stimmen 
Sie dem liberalen Antrag zu. - Vielen Dank.  

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank. - Nun spricht Frau dos Santos Herrmann.  

Susana dos Santos Herrmann (SPD): Herr 
Oberbürgermeister! Meine Damen und Herren! 
Frau Kirchmeyer, Sie haben recht: Ideologie soll-
te Verkehrspolitik nicht bestimmen, erst recht 
nicht dann, wenn die Ideologie darauf beschränkt 
ist, Verkehrspolitik mit dem Gaspedal zu betrei-
ben und ansonsten überhaupt nicht.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Was Sie hier vorgetragen haben, ist an sich eine 
Selbstverständlichkeit. Dazu stehen wir. Dazu 
steht auch die Verwaltung, wenn ich Herrn 
Streitberger und seinen Amtsleiter Harzendorf in 
der Sitzung des Verkehrsausschusses richtig 

verstanden habe. Die Verwaltung hatte nie vor, 
ein Einheitstempo 50 vorzutragen.  

(Christtraut Kirchmeyer [FDP]: Das 
steht aber in der Mitteilung!) 

 - Manchmal passieren Fehler.  

(Lachen bei der CDU und der FDP) 

Herr Streitberger hat sie in der Ausschusssitzung 
deutlich korrigiert. Möglicherweise wird er das 
hier auch noch tun. Im Übrigen hat der von Ihnen 
viel zitierte „Express“ zwei Tage nach der Aus-
schusssitzung und einen Tag nach Ihrer Lieb-
lingsausgabe dargestellt, was Herr Streitberger 
im Verkehrsausschuss gesagt hat.  

(Christtraut Kirchmeyer [FDP]: Das ha-
be ich auch dabei!) 

- Dann schauen Sie noch einmal nach. Dann ist 
das geklärt.  

Ihre Ausführungen sind es eigentlich kaum wert, 
darauf einzugehen. Deswegen nutze ich gerne 
die Gelegenheit, einige Punkte darstellen, die mir 
und der SPD-Fraktion wichtig sind. 

Wir stehen für eine intelligente und in der Tat 
ideologiefreie Verkehrspolitik.  

(Zuruf von der FDP: Dann machen Sie 
das!) 

Wir machen sie eben nicht mit dem Gaspedal, 
sondern mit dem Kopf.  

(Henk van Benthem [CDU]: Mit dem 
Fahrrad!) 

- Das Fahrrad ist nicht das schlechteste Ver-
kehrsmittel.  

(Zuruf von der FDP: Auf der Industrie-
straße! - Heiterkeit) 

Sie neigen dazu, Ihre eigenen Dinge ins Lächer-
liche zu ziehen. Und ehrlich gesagt haben Sie 
recht: Dieser Antrag ist lächerlich, überflüssig 
und nicht wert, diskutiert zu werden.  

(Beifall bei der SPD und dem Bünd-
nis 90/Die Grünen) 

Uns geht es darum, eine Verkehrspolitik für die 
Menschen zu machen.  

(Henk van Benthem [CDU]: Welche? 
Fußgänger und Fahrradfahrer!) 

Der Autofahrer ist ja auch ein Mensch, und in der 
Regel benutzt er verschiedene Verkehrsmittel. 
Insofern werden wir allen Autofahrerinnen und 
Autofahrern gerecht, wenn wir darauf achten, 
dass auch Fußgänger, Radfahrer, Nutzerinnen 
und Nutzer des öffentlichen Nahverkehrs ordent-
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liche Bedingungen haben und sie in einem or-
dentlichen Verhältnis zueinander durch die Stadt 
geführt werden.  

Deswegen stehen für uns die Mobilitätsbedürf-
nisse der Menschen im Mittelpunkt und nicht al-
lein die Frage, wie fest ich auf mein Gaspedal 
drücken darf.  

Wir wollen die Hauptachsen stärken, die Haupt-
verkehrsstraßen entlasten. Wir wollen natürlich 
auch Lebensqualität haben. Und das eine geht 
nicht ohne das andere. Qualität und Ruhe in 
Wohngebieten können wir nur schaffen, wenn wir 
die Hauptverkehrsachsen stärken. Der „Express“ 
ist wirklich eine lohnenswerte Lektüre. Der hat 
am Tag der Ausschusssitzung einen Artikel zu 
den Veränderungen auf der Rheinuferstraße ge-
bracht. Dort gilt jetzt einheitlich Tempo 50. Und 
siehe da: Der Verkehrsfluss ist deutlich besser 
als vorher.  

(Henk van Benthem [CDU]: Das war 
nachts um 12 Uhr!) 

- Nein, nein. Ich bin letztens in der Hauptver-
kehrszeit gefahren und kann feststellen - ich ha-
be in der Hauptverkehrszeit für die im Artikel ge-
nannte Strecke etwas mehr als zwölf Minuten 
gebraucht -, dass es in Ordnung war.  

(Ursula Gärtner [CDU]: Bei Tempo 50!) 

- Bei Tempo 50, aber selbstverständlich, Frau 
Gärtner. Ich halte mich an die Tempolimits.  

(Zurufe: Oh!) 

Für uns gilt eine verhältnismäßige Politik: Dort, 
wo es dem Verkehrsfluss dient, ist es richtig, das 
Tempolimit zu reduzieren. Dort, wo es keinen 
Sinn macht - an der Stelle, die Herr Thiele aus-
gewählt hat, gilt Tempo 70; da ist keinerlei 
Wohngebiet in der Nähe; es ist eine freie Stre-
cke -, das Tempo zu reduzieren, was, nebenbei 
gesagt, nie beabsichtigt war, ist Unsinn. Das 
kann und sollte man so belassen. 

Kurzum: Wir lehnen Ihren Antrag ab, weil er 
überflüssig ist und weil all das, was Sie gefordert 
haben, Frau Kirchmeyer, Handeln der Verwal-
tung ist. Dass Sätze möglicherweise nicht immer 
so sauber formuliert werden, wie wir es uns 
wünschen, das will ich Ihnen gerne zugestehen. 
Aber in der Ausschusssitzung ist deutlich gewor-
den: Das, was Sie fordern, wird von der Verwal-
tung umgesetzt. Und wir haben nicht vor, das zu 
ändern.  

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön. - Herr van Benthem, bitte.  

Henk van Benthem (CDU): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Zwei Frauen 
waren vor mir. Ich schätze, liebe Bettina, du wirst 
nachher - - 

(Bettina Tull [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Nein!) 

- Du nicht? Dann habe ich Glück gehabt. Ich ha-
be gedacht, gleich kommt Frau Tull und sagt: Ihr 
habt Schwein gehabt. Wir wollen keine Tempo-
beschränkung auf 50 km/h, seid froh, dass wir 
nicht 30 km/h fordern. 

Meine Damen und Herren, die Überschrift lautet: 
„Keine Einheitshöchstgeschwindigkeit im hetero-
genen Kölner Straßennetz“. Ich gebe zu: Ich ha-
be es viermal gelesen, bis ich es flüssig aus-
sprechen konnte.  

(Susana dos Santos Herrmann [SPD]: 
Hat immer noch nicht geklappt!) 

Ganz kurz, meine Damen und Herren von der 
FDP, liebe Kolleginnen und Kollegen: Sie werden 
auch heute feststellen, dass die CDU-Fraktion 
ein zuverlässiger Partner ist. Wir eiern nicht her-
um, wir stimmen Ihrem Antrag zu.  

(Beifall bei der FDP) 

Das ist nicht immer so hier im Rat. Mir sind beim 
Lesen und Hören von allem einige Parolen auf-
gefallen: Leistungsfähigkeit torpedieren, eine 
moderne Großstadt wieder in ein Dorf zurückver-
setzen. Ich sehe das auch als Kreuzzüge gegen 
den Individualverkehr. Wir reden in der Verwal-
tung von undifferenziertem Handeln und - Herr 
Detjen, Sie werden es gerne hören - von einem 
kommunistischen Gleichheitsdenken. Diese Pa-
rolen sind mir aufgefallen.  

(Heiterkeit) 

- Das mag ja alles lächerlich sein. Das ist die 
Antwort der SPD, die man gerne gibt. Sie haben 
mich mit Ihrer Rede überhaupt nicht beeindruckt. 
Die ist wie immer, nur die Überschrift ist eine an-
dere. Von daher hätte ich sie schreiben können.  

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Im FDP-Antrag sind die Szenarien beschrieben. 
Ich muss es nicht wiederholen, was Frau Kirch-
meyer gerade gesagt hat. Aber ich möchte mich 
gerne mit den beiden Fraktionen befassen, die 
das mehr oder weniger inszenieren.  

Was die Grünen angeht, kann ich einigermaßen 
verstehen, dass man gegen den Antrag der FDP 
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ist. Denn ihr Credo ist: „Autos raus aus Köln!“ Ei-
nige leben das auch vor. Das sieht man manch-
mal mit Charme am Rathausplatz, wenn Frau 
Moritz mit dem Fahrrad vorbeiradelt und freund-
lich grüßt. Das ist grüne Politik. Sie leben das 
auch. Das Gleiche gilt - ich mache es gleichbe-
rechtigt - für Herrn Thelen, der ebenfalls mit dem 
Fahrrad - ein wenig langsamer - fährt. Wenn man 
das sieht, kann man glauben, dass diese grüne 
Politik von denen gelebt wird.  

(Michael Zimmermann [SPD]: 11.11.!) 

- Nein, wir haben nicht den 11.11. Aber man 
muss das ernst nehmen. Die Grünen haben vor 
Jahrzehnten das ökologische Gedankengut in 
unser Land gebracht. Das war gut und ist richtig 
so.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

- Ja, dazu stehe ich. Aber das, worüber Sie jetzt 
geklatscht haben, müssen wir jetzt auspfeifen. 
Denn die Forderungen, die Sie heute aufstellen, 
sind abstrus, unökologisch und von Ideologie ge-
leitet. Das lehnt die CDU-Fraktion ab!  

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Liebe Genossinnen und liebe Genossen,  

(Heiterkeit) 

Ihre Haltung ist für uns schwer verständlich. Sie 
haben jetzt schon das Tempo gewechselt, Sie, 
die als SPD mal den Autokanzler Schröder ge-
stellt haben. Jetzt ist leider Herr Börschel nicht 
da. Ich hätte ihn gerne angesprochen. Er sollte 
sich einmal ein Beispiel an den Regierenden 
Bürgermeister von Berlin nehmen. Er braucht 
keine Angst zu haben, ich wollte jetzt keine Koa-
litionsverhandlungen anbieten, sondern nur dar-
auf hinweisen, dass Wowereit richtig gehandelt 
hat, als die Grünen ihm bei dem Ausbau der 
A 100 auf der Nase herumtanzen wollten. Das 
hat er nicht mitgemacht. Er hat sich den richtigen 
Partner ins Boot geholt, nämlich die Berliner 
CDU. 

Ich habe lange darüber nachgedacht, liebe 
Freunde von der SPD, was die SPD Köln in Sa-
chen Verkehrspolitik will. Jetzt kann Herr Zim-
mermann sagen, wir haben noch nicht den 11.11.  

(Peter Kron [SPD]: Ich war das!) 

- Nein, du hast jetzt nicht das Wort. - In Anbet-
racht ihrer Verkehrspolitik parkt die SPD Köln 
dauerhaft in Köln.  

(Peter Kron [SPD]: Ich war das mit dem 
11.11!) 

- Du warst das! Das hätte ich eigentlich wissen 
müssen.  

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluss. Erlauben Sie mir, Herr Oberbürgermeis-
ter, einen ganz wichtigen Menschen zu zitieren, 
der in Deutschland viel Spaß verbreitet hat. Wie 
kann es anders sein, es war ein Holländer. Die-
ser hat Ende der 70er-Jahre, Anfang der 80er-
Jahre ein Lied mit folgendem Text geschrieben:  

Es war ein scheiß Sommer. Und wer 
war schuld? - Schuld war nur die SPD. 

(Heiterkeit) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie es mit 
dem Verkehrskonzept, das Sie ausarbeiten, in 
unserem Köln, in unserer herrlichen Stadt nicht 
so weit kommen, dass ein früherer Holländer, der 
jetzt im Rat sitzt, singen muss: Wo Sie im Stau 
stehen, wo es nicht weiter geht, schuld war nur 
die SPD. - Wir stimmen mit der FDP. - Danke 
schön.  

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke. - 
Jetzt spricht Herr Waddey von den Grünen.  

Manfred Waddey (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Oberbürgermeister! Meine Damen und Herren! 
Herr van Henkem, - - 

(Heiterkeit) 

- Ist ja gut. 

Herr van Benthem, Ihre Reden sind wirklich im-
mer wieder herrlich: völliger Blödsinn lustig vor-
getragen. Sie sollten sich für das Festkomitee 
melden.  

(Beifall und Heiterkeit beim Bünd-
nis 90/Die Grünen und der SPD) 

Es wird mir schwerfallen, auf dem Niveau weiter-
zumachen, obwohl ich es gerne täte. 

Eine Einheitsgeschwindigkeit in dieser Stadt ha-
ben wir nie gewollt. Wir wollen nämlich nicht nur 
Tempo 50, sondern auch Tempo 30,  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

um das noch einmal in aller Deutlichkeit zu sa-
gen. 

Was wir allerdings nicht wollen, ist eine Ge-
schwindigkeit von mehr als 50 km/h in der ge-
schlossenen Ortschaft. Ich muss sagen, dass 
hier oft Äpfel mit Birnen verglichen werden. Es 
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wird der Militärring oder der Mauspfad genannt. 
Das sind alles Landesstraßen, die sich auch au-
ßerhalb der geschlossenen Ortschaft befinden. 
Davon reden wir gar nicht. Wir reden hier über 
Stadtstraßen, und zu diesen Stadtstraßen gehö-
ren natürlich die Riehler Straße, die Rheinufer-
straße, die großen Ausfallstraßen wie die Lu-
xemburger Straße oder die Aachener Straße. Auf 
diesen Straßen wollen wir in der Tat nicht schnel-
ler als 50 fahren. Es hat sich bereits erwiesen, 
dass bei gemäßigter Geschwindigkeit der Ver-
kehrsfluss, wenn der Verkehr dicht ist, besser ist 
als bei höheren Geschwindigkeiten, sodass die 
Leute letztendlich schneller durchkommen, als 
wenn einzelne Raser den Verkehrsfluss hem-
men. 

Bei einem geringen Verkehrsaufkommen, insbe-
sondere nachts, könnte man natürlich, wenn 
man schneller fährt, schneller durchkommen. 
Das ist richtig. Das wollen wir aber auch nicht. 
Denn dann ist es lauter. Die meisten Straßen in 
dieser Stadt sind Anwohnerstraßen. Da wollen 
wir keine zusätzliche Lärmbelästigung haben.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Von daher sind wir auf einem vernünftigen Weg: 
Tempo 50 da, wo es innerhalb der Stadt ange-
messen ist, ansonsten Tempo 30, in den Wohn-
straßen, in den engen Straßen. Dann sind wir auf 
einem richtigen Weg. Und wenn wir gleichzeitig 
dafür sorgen, dass noch mehr Leute als in der 
Vergangenheit vom Auto auf das Fahrrad um-
steigen, dass immer mehr Strecken mit dem 
Fahrrad und den öffentlichen Verkehrsmitteln zu-
rückgelegt werden, dann können wir in der Ver-
kehrspolitik einen Beitrag für den Klimawandel 
leisten. Das wird für die Stadt nur positiv sein. 

Lassen Sie mich die Gelegenheit nutzen, eine 
Bemerkung zur IHK zu machen. Die IHK hat ja 
wie Sie reflexartig reagiert und sofort das Ende 
der Kölner Wirtschaft an die Wand gemalt: Wenn 
man nicht zumindest auf einigen Straßen 70 fah-
ren kann, dann bricht die Wirtschaft zusammen. - 
Ehrlich gesagt: Eine Kölner Wirtschaft, die solch 
eine Interessenvertretung hat, braucht keine 
Feinde mehr. - Danke schön.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke. - 
Herr Schiele, bitte.  

Karel Schiele (pro Köln): Herr Oberbürgermeis-
ter! Meine Damen und Herren! Die Argumente 
und Pseudoargumente haben bereits meine Vor-

redner aufgelistet. Dies brauche ich nicht zu ver-
tiefen.  

Die geehrte Kollegin Frau Tull hat in der Sitzung 
des Verkehrsausschusses gefragt: Warum wollt 
Ihr Tempo 70 behalten? - Ich drehe Ihre Frage 
um: Warum wollen Sie das abschaffen? 

Ich begrüße diesen Antrag der Fraktion der FDP 
ausdrücklich. Ich freue mich sehr darüber, dass 
die FDP auch die Rheinuferstraße wieder in ihre 
Klageliste aufgenommen hat. Die Fraktion der 
FDP wollte nämlich in der Sitzung des Ver-
kehrsausschusses am 27. September von dem 
Antrag von pro Köln zur Rücknahme der Tempo-
reduzierung auf der Rheinuferstraße nichts wis-
sen und hat diesen abgelehnt. Es ist äußerst er-
freulich, heute die FDP wieder an der Seite von 
pro Köln zu sehen. - Danke schön.  

(Beifall bei pro Köln - Zurufe von der 
FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr Zim-
mermann.  

Thor-Geir Zimmermann (Deine Freunde): Ich 
will nicht die Forderung nach der autofreien Stadt 
ausführlich wiederholen - das geht ja noch über 
die Forderung nach Tempo 30 hinaus -, sondern 
nur über die Sitzung des Ausschusses „Anregun-
gen und Beschwerden“ von vor einigen Tagen 
berichten. Dort hatten wir - Herr Thelen wird das 
bestätigen können - die Riehler Straße zum 
Thema. Ich weiß, dass die FDP das mit ihrem 
Antrag nicht unbedingt meint. Etliche Anwohner 
haben sich unabhängig voneinander über Tempo 
70 auf der Riehler Straße beschwert. Die Riehler 
Straße ist auch Wohngebiet. Von daher sollte 
man da als ersten Schritt das Tempolimit auf 50 
reduzieren. Vielleicht kann man später mit einem 
Querschnitt der Straße etwas anderes machen, 
damit es angenehmer ist, dort zu wohnen und zu 
leben. 

Ich möchte nun noch etwas ganz anderes sagen, 
nämlich was Herrn Thiele aus Kalk angeht. Ich 
habe von dem Bürgermeister aus London, Ken 
Livingstone, ein Labour-Mitglied, ein sehr schö-
nes Zitat. Dieser hat bei „SPIEGEL ONLINE“ das 
schöne Zitat hinterlassen:  

Ich hasse Autos. Wenn ich je wieder die 
Macht dazu bekäme, würde ich sie alle 
verbieten. 

Vielen Dank.  



 

 

 

 

 
  

  28. Sitzung vom 13. Oktober 2011 Seite 42 (von den Rednern noch nicht gelesene Fassung)

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen - 
Zuruf: Aber er war noch nie in Köln-

Kalk!) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Dann 
kommen wir jetzt zur Abstimmung über diesen 
Antrag der FDP. Wer für den Antrag der FDP ist, 
den bitte ich um das Handzeichen. - Das sind 
FDP, CDU, pro Köln und Herr Hoffmann. Wer 
enthält sich? - Keine Enthaltungen. Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungs-
punkt: 

3.1.4 Antrag der Fraktion pro Köln betreffend 
"Beitritt der Stadt Köln zu dem Pilotpro-
jekt „Städte und Gemeinden“ des Inter-
netportals abgeordnetenwatch.de“ 

 AN/1492/2011 

Lassen Sie mich vorweg einen Hinweis geben. 
Die Fraktion pro Köln beantragt den Auftrag an 
die Verwaltung, den Beitritt der Stadt Köln zum 
Internetportal „abgeordnetenwatch.de“ umzuset-
zen. Wie bei den anderen aufgeführten Gemein-
deräten Bonn und Leverkusen bedarf es hierzu 
keiner Beteiligung der Stadtverwaltung und des-
wegen auch keines Ratsbeschlusses. Anders als 
in dem Antrag dargelegt, hat es deshalb weder in 
Bonn noch in Leverkusen entsprechende Rats-
beschlüsse gegeben. Der Presse ist zu entneh-
men, dass „abgeordnetenwatch“ eine Seite auch 
für den Kölner Rat einrichten und in dieser Sache 
die Ratsmitglieder informieren will. Ob Sie als 
Ratsmitglieder tatsächlich auf die Dienste dieser 
Seite zurückgreifen werden oder nicht, ist alleine 
Ihre Entscheidung, die Entscheidung jedes ein-
zelnen Ratsmitgliedes. Eigentlich ist damit die 
Sache erledigt. Im Grunde brauchen wir, da die 
Entscheidung in den Händen des Unternehmens 
abgeordnetenwatch liegt, hier darüber nicht zu 
entscheiden. - Herr Uckermann.  

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Herzlichen 
Dank für die nette Einführung in das Thema. Es 
scheint ja etwas zu sein, was man greifen kann, 
was man fassen kann, was man auch umsetzen 
kann. 

Wir haben alle ein Interesse daran, direkt mit 
dem Bürger zu kommunizieren. Wenn man en-
gagiert ist, dann möchte man auch ein Feed-
back, eine Rückmeldung, und Anregungen vom 
Bürger bekommen, und das geht über ein sol-
ches Portal. Dazu gehört natürlich auch, dass 

das einheitlich gemacht und dass das finanziert 
wird. Zur Finanzierung haben wir folgenden Vor-
schlag: Die Stadtverwaltung stellt zumindest den 
großen Fraktionen wie den Grünen um die 
700.000 € im Jahr zur Verfügung, damit sie sich 
um gewisse Belange kümmern kann, und gibt 
die entsprechenden Signale, dass das Geld für 
so etwas ausgegeben wird. Wir gehen davon 
aus, dass das in einem zweistelligen Bereich 
sein wird.  

Im Übrigen ist das - Sie nannten es ein Unter-
nehmen - eine Institution von Transparency In-
ternational, also eine anerkannte Organisation 
für Transparenz. Selbstverständlich müssen wir 
einen Beschluss fassen, dass wir die zugewie-
senen Mittel für solche Beiträge ausgeben dür-
fen. Wir können ja nicht einfach Geld, das die 
Verwaltung den Fraktionen zur Verfügung stellt, 
für solche Dinge ausgeben. Dafür brauchen wir 
einen Beschluss. Das sehen wir ein wenig an-
ders. Wenn Sie als Chef der Verwaltung aber er-
klären, dass das möglich ist und es bei einer 
Rechnungsprüfung keine Probleme gibt, Herr 
Oberbürgermeister, dann nehmen wir das gerne 
zur Kenntnis. Ich bitte Sie, dazu Stellung zu 
nehmen. 

Ich hatte natürlich nicht damit gerechnet, dass 
Sie sich inhaltlich zu unserem Antrag äußern. Wir 
haben einen zweiten Antrag zur Öffentlichkeits-
arbeit des Rates vorgelegt. Darf ich den inner-
halb der Redezeit gleich mit begründen?  

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Das ma-
chen wir getrennt.  

Jörg Uckermann (pro Köln): Ich wollte es etwas 
schneller machen. Das ist auch ein guter Antrag.  

Wir brauchen natürlich eine Rechtssicherheit, 
dass, wenn wir Beiträge an diese gemeinnützige 
Organisation leisten, bei einer Rechnungsprü-
fung keine Beanstandungen von Ihrer Verwal-
tung kommen. Es wäre nett, wenn Sie uns dazu 
ein Signal geben. - Danke.  

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kommen zur 
Abstimmung. Wer für den Antrag der Fraktion pro 
Köln ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Das 
ist die Fraktion pro Köln. Wer enthält sich? - Kei-
ne Enthaltungen. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Ich rufe auf: 
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3.1.5 Antrag der Fraktion Die Linke betreffend 
"Resolution des Rates der Stadt Köln 
zur Hafenpolitik“ 

 AN/1784/2011 

Herr Detjen.  

Jörg Detjen (Die Linke.Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Wir haben 
uns in den letzten Monaten sehr heftig über die 
Entwicklung der Kölner Häfen gestritten.  

(Vorsitz: Bürgermeisterin Elfi Scho-
Antwerpes) 

Das werden wir auch heute noch einmal tun. Un-
ter diesem Tagesordnungspunkt gibt es aber et-
was Positives zu berichten, wohinter sich alle 
demokratischen Fraktionen und Einzelmandats-
träger stellen sollten, nämlich die Zusammenar-
beit zwischen Düsseldorf, Neuss, dem Rhein-
Erft-Kreis und Köln bei der Neugründung einer 
gemeinsamen Hafengesellschaft. Dieses Projekt 
könnte ein Startschuss für eine weitere gute Zu-
sammenarbeit mit rheinischen Kommunen sein. 

Herr Oberbürgermeister, seien Sie weiter diplo-
matisch bei der Zusammenarbeit der rheinischen 
Kommunen. Ich glaube, Herr Leonhardt, auch 
der Stadtwerkekonzern wird entsprechend poli-
tisch agieren und im Rahmen von insgesamt 
weniger spektakulären Projekten versuchen, im 
kommunalen Bereich im Rheinland so zu operie-
ren, dass es uns gelingen kann, Dienstleistung 
zu bündeln.  

Deshalb freuen wir uns, dass die vier Kommunen 
erklärt haben, gegebenenfalls die Bundesanteile 
am Duisburger Hafen zu erwerben, wenn man 
die Bundesregierung nicht davon abhalten kann, 
ihre Anteile zu veräußern. Ich appelliere an die 
Bundesregierung, an die Landesregierung, aber 
auch an Sie, meine Damen und Herren von CDU 
und FDP, dies möglichst wenig ideologisch zu 
betrachten. Das können wir vielleicht in einigen 
Jahren machen, wenn sich die Situation verän-
dert hat. Heute muss es darum gehen, das zarte 
Pflänzchen der Binnenschifffahrt an Rhein und 
Ruhr zu verteidigen und zumindest in nächster in 
öffentlicher Hand zu belassen, um gemeinsam 
mit den Kommunen an Rhein und Ruhr die Bin-
nenschifffahrt neu abzustimmen und neu auszu-
richten.  

Ich halte auch einen Verkauf an die Hafengesell-
schaft Rotterdam, die bekanntlich ein öffentliches 
Unternehmen ist, zurzeit nicht für zielführend. 
Wir brauchen jetzt eine regionale Abstimmung. 
Wir müssen die jeweiligen Vorteile nutzen, weil 

die Ressourcen und der Bau der Hafenanlagen 
und die dazugehörige Infrastruktur begrenzt sind. 
Das wissen wir alle aus der Kölner Diskussion. 
Häfen sind nicht nur wichtig für die Industriepoli-
tik, sondern auch für das Dienstleistungsgewer-
be im Rheinland.  

Nach einem Prozess der regionalen Zusammen-
arbeit müssen wir über eine engere Kooperation 
im westlichen Wirtschaftsraum in Europa disku-
tieren. Gar keine Frage, das steht dann an. Aber 
jetzt steht an, eine regionale Politik zu entwi-
ckeln. Dann kann man darüber diskutieren, wie 
man mit Rotterdam weiter zusammenarbeiten 
kann. 

Der Verband Spedition und Logistik Nordrhein-
Westfalen e.V. tritt dafür ein, dass der Duisburger 
Hafen weiter in öffentlicher Hand bleiben muss. 
Das finde ich bemerkenswert, dass denen als In-
teressensverband der Unternehmen klar ist, 
dass wir den Duisburger Hafen in öffentlicher 
Hand behalten müssen. Das finde ich wichtig. 

Ich möchte mich an dieser Stelle bei der Verwal-
tung für ihre Stellungnahme bedanken, wonach 
die Inhalte unseres Antrags zutreffend seien.  

Zu dem Antrag von SPD und Grüne möchte ich 
mich insofern äußern, als ich mich für die Kür-
zung und Straffung, die Sie in Ihrem Antrag vor-
genommen haben, bedanke. Wir haben über-
haupt keine Probleme, diesen Antrag zu über-
nehmen. Dann können wir gemeinsam abstim-
men. - Ich bedanke mich.  

(Beifall bei den Linken.Köln) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Detjen. - Herr Zimmermann, bitte.  

Michael Zimmermann (SPD): Sehr geehrte Frau 
Bürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Warum hat Köln Interesse am Duisburger Ha-
fen? - Duisburg und Köln sind eigentlich keine di-
rekten Wettbewerber am Markt. Sie liegen räum-
lich relativ weit auseinander. Warum hat der ge-
plante Verkauf der Bundesanteile dennoch große 
Bedeutung für Köln? - Köln ist bekanntlich das 
Verkehrskreuz des Westens. Schon heute haben 
wir riesige Güterströme zu bewältigen. Obwohl 
der Autobahnring immer weiter ausgebaut wird, 
wird es auf den Straßen immer enger. Jeder, der 
auf dem Autobahnring fährt, kann das nachvoll-
ziehen. Die ständigen Staus werden immer 
schlimmer. Alle Prognosen sagen für die Zukunft 
gewaltige Zuwächse voraus. Wir wissen, dass 
die großen Seehäfen Zeebrügge, Antwerpen, 
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Rotterdam, Amsterdam ihre Kapazitäten massiv 
ausweiten. Das hat natürlich auch Folgen für uns. 
Denn ob wir wollen oder nicht, die Güterströme 
werden gewaltig anwachsen. 

Auf der einen Seite wollen wir das. Die Men-
schen, die hier wohnen, wollen natürlich, dass 
die Güter hier hinkommen. Das ist auch gut für 
den Wirtschaftsstandort Köln. Aber es macht uns 
auf der anderen Seite auch riesige Probleme. 
Die Frage ist ja, auf welchem Weg diese Güter 
zu uns kommen. Neben dem Flugzeug gibt es 
drei Möglichkeiten: auf der Straße, auf der 
Schiene und auf dem Wasserweg. Wir wissen, 
die Kapazitäten auf der Straße sind erschöpft. 
Auf den Bahnstrecken gibt es große Engpässe. 
Die größten Kapazitätsreserven liegen auf dem 
Wasser. Unser politisches Ziel ist es deshalb, die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, Güter von 
der Straße auf die Schiene und vor allem auf das 
Wasser zu verlegen.  

Das ist im Übrigen auch der Grund, warum wir 
so vehement dafür sind, den Godorfer Hafen 
auszubauen. Das tun wir auch in enger Abstim-
mung mit dem Land Nordrhein-Westfalen. Das 
Wasserstraßen- und Hafenkonzept des Landes 
fordert den Ausbau der Hafenkapazitäten und die 
Zusammenarbeit der Häfen entlang der Rhein-
schiene. Vor diesem Hintergrund führt die HGK 
seit längerer Zeit intensive Gespräche über eine 
engere Zusammenarbeit mit den Neuss Düssel-
dorfer Häfen. Wir sind zuversichtlich, dass wir im 
neuen Jahr zu einer gemeinsamen Betreiberge-
sellschaft kommen können. Auch mit den Bonner 
Hafenbetrieben haben wir Gespräche über eine 
engere Zusammenarbeit aufgenommen, die wir 
weiter führen werden. 

Allen Hafenbetreibern, allen Beteiligten ist klar: 
Die Probleme, die aus dem massiven Anwach-
sen des Güterverkehrs erwachsen, können nur 
gemeinsam bewältigt werden. Deswegen arbei-
ten wir im Moment an einem regionalen Logistik-
konzept.  

Der Duisburger Hafen - das wissen Sie - ist Eu-
ropas größter Binnenhafen. Wir sind fest davon 
überzeugt, dass eine enge Zusammenarbeit zwi-
schen den Hafenschwerpunkten Köln, Neuss 
und Düsseldorf auf der einen Seite und Duisburg 
auf der anderen Seite den Wirtschafts- und Lo-
gistikstandort Nordrhein-Westfalen erheblich 
stärken könnte. Dazu ist es aber notwendig, 
dass das Land die Bundesanteile am Duisburger 
Hafen übernimmt, wenn es zur Ausschreibung 
kommt, damit der Duisburger Hafen auch weiter-
hin im öffentlichen Interesse geführt werden 
kann.  

(Beifall bei den Linken.Köln) 

Wir wollen nämlich nicht, dass die Anteile des 
Duisburger Hafens an private Dritte verkauft 
werden, auch nicht an die vier großen Seehäfen. 
Das würde nämlich die von der Landesregierung 
gewünschte Zusammenarbeit der NRW-Häfen 
erheblich erschweren, wenn ein Hafenbetreiber 
nicht öffentlichen, sondern ausschließlich eige-
nen wirtschaftlichen Interessen verpflichtet wäre. 
Wir wollen, dass die Bundesanteile durch das 
Land und am Ende durch öffentliche Unterneh-
men wie HGK und Neuss Düsseldorfer Häfen 
übernommen werden. So können wir, die von 
den Bürgerinnen und Bürgern gewählten und le-
gitimierten Vertreter, mitreden und auch mitges-
talten, wenn es darum geht, im öffentlichen Inte-
resse Güterströme neu zu ordnen und Logistik-
konzepte neu zu erstellen. 

Es unsere feste Überzeugung, dass Häfen in die 
öffentliche Hand gehören. Denn nur so ist si-
chergestellt, dass sie allen Logistikunternehmen 
offen stehen und dem Gemeinwohl verpflichtet 
sind. Diese Neutralität der Häfen ist auch die 
Voraussetzung für eine sinnvolle Verkehrspla-
nung im Sinne der Kölner Region und im Sinne 
Nordrhein-Westfalens.  

Vor diesem Hintergrund bitte ich Sie um Zustim-
mung zu unserem Änderungsantrag. Er geht in 
zwei Richtungen, einmal in Richtung Land, in-
dem wir darauf hinwirken, dass vorrangig kom-
munale bzw. öffentliche Beteiligungsunterneh-
men diesen Anteil, wenn er denn verkauft wird, 
erwerben können. In zweiter Linie geht er in 
Richtung HGK. Wir wollen die HGK ausdrücklich 
unterstützen in ihrer regionalen Logistikstrategie 
und darin, dass sie eine Interessensbekundung 
für den Erwerb des Bundesanteils am Duisbur-
ger Hafen abgeben. Ich glaube, das wäre insge-
samt ein gutes Signal, das von Köln ausgehen 
würde. Je breiter wir dieses Signal senden, desto 
besser wäre es für Köln. - Vielen Dank.  

(Beifall bei der SPD, dem Bünd-
nis 90/Die Grünen und den Linken.Köln) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Zimmermann. - Herr Koke, bitte.  

Klaus Koke (CDU): Liebe Frau Bürgermeisterin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Ich kann es 
ganz kurz machen. Herr Zimmermann hat es 
ganz sachlich und pragmatisch erklärt. Die CDU-
Fraktion kann dem Änderungsantrag und somit 
inhaltlich der Resolution zustimmen.  
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Wir befürworten die Zielsetzung der HGK, einem 
städtischen Unternehmen, durch Kooperation 
das Marktpotential auszubauen. Wir wünschen 
dem Oberbürgermeister bei den Verhandlungen 
ein glückliches Händchen, dass er die Landesre-
gierung NRW und die Stadt Duisburg dafür ge-
winnen kann, die öffentlichen Eigentümerstruktu-
ren zu erhalten und somit der HGK AG die 
Chance zum Erwerb des zum Verkauf stehenden 
Drittelanteils des Bundes am Duisburger Hafen 
zu ermöglichen. Wir nehmen freudig zur Kennt-
nis, dass diese wirtschaftlich sinnvolle Koopera-
tion eine große Mehrheit findet. - Danke.  

(Beifall bei der CDU) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Koke. - Herr Frank, bitte.  

Jörg Frank (Bündnis 90/Die Grünen): Unser Än-
derungsantrag dient dazu, einige Dinge klarzu-
stellen.  

Erstens haben wir eine Beschlusslage für die 
Ausrichtung eines regionalen Logistikkonzepts, 
das zurzeit in Arbeit ist. Das hat bereits den Fo-
kus auf die Tätigkeit der HGK erweitert. 

Zweitens hat sich bereits die HGK regional aus-
gerichtet. Das deutliche Zeichen ist die bevor-
stehende Gründung der gemeinsamen operati-
ven Gesellschaft mit den Neuss Düsseldorfer 
Häfen, also die Rhein Cargo. Vor dem Hinter-
grund ist gegeben, dass dort regionale Interes-
sen zum Tragen kommen.  

Wenn der Bundesanteil tatsächlich zum Verkauf 
stünde - es ist in dem Antragstext erklärt, dass 
wir noch nicht so weit sind; aber es ist richtig, 
sich jetzt zu positionieren -, dann müssen wir ein 
Interesse daran haben, dass unsere regionalen 
Bedürfnisse zum Tragen kommen. Ein Verbund 
der Rheinhäfen ist natürlich wesentlich vorteilhaf-
ter, als sich sozusagen mit fremden Anteilseig-
nern und deren Interessen auseinanderzusetzen. 
Die Bandbreite geht ja vom Hedgefonds bis zu 
den ARA-Häfen, die ein Interesse haben. Das 
würde sicherlich diese Zusammenarbeit eher 
behindern.  

Insofern soll dieser Antrag auch dazu dienen, 
dass wir als Rat die HGK bzw. die regionale 
Formation darin bestärken, am Ball zu bleiben 
und, falls es zu einem Verkauf kommt, Interesse 
zu zeigen, was ja schon getan wurde, aber dann 
auch in konkrete Verhandlungen einzutreten. In-
sofern ist es auch eine klare Positionierung ge-
genüber der Landesregierung, weil auch da die 

Diskussion läuft. Die einfachste Lösung wäre, 
wenn die Eigentümerstruktur beibehalten bliebe. 
Deshalb muss man sich als Stadt Köln gegen-
über Land und Bund klar positionieren, auch weil 
wir dann mit der neuen Formation Rhein Cargo 
die Nummer zwei sind. Insofern würde ich mich 
freuen, wenn wir eine sehr breite Mehrheit fän-
den.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Frank. - Herr Houben, bitte.  

Reinhard Houben (FDP): Frau Bürgermeisterin! 
Meine Damen und Herren! Herr Detjen, ich fand 
es schon echt klasse, wie elegant und schnell 
Sie sich dem Änderungsantrag von Rot-Grün 
angeschlossen haben - und das, obwohl beide 
Anträge inhaltlich doch relativ unterschiedlich 
sind. Es freut einen natürlich, wenn die Erkennt-
nis so schnell reift. Dass die Position von Rot-
Grün mit der der Linken so übereinstimmt, freut 
mich.  

(Jörg Detjen [Die Linke.Köln]: Können 
Sie mir auch mal gratulieren!) 

- Herzlichen Glückwunsch, Herr Detjen! 

(Martin Börschel [SPD]: Das ist ja eine 
Verbrüderung!) 

- Ja, genau. Herr Börschel, ich habe gehört, Sie 
heben den Telefonhörer gar nicht mehr ab, wenn 
Herr Detjen anruft. Deswegen muss Herrn Detjen 
auch ein bisschen was gegönnt werden. 

Aber nun zum eigentlichen Thema und zum 
Ernst der Sache. Eine gewisse Schizophrenie ist 
natürlich in beiden Anträgen zu erkennen. Ent-
weder wir bekennen uns mit dem Logistikkon-
zept dazu, dass wir mithilfe verschiedener Part-
ner regional - geografisch gesehen von mir aus 
von Koblenz bis Duisburg - expandieren und uns 
dort neu organisieren wollen, oder wir bekennen 
uns nicht dazu. Einerseits zu sagen, am liebsten 
wäre uns, wenn alles so bleibt, wie es ist, ande-
rerseits aber zu formulieren, wir wollen uns betei-
ligen - wenn wir über die HGK Einfluss gewinnen 
wollen, müssen ja Anteile verkauft werden - ist in 
sich ein bisschen widersprüchlich; denn die bis-
herige Eigentümerstruktur - ein Drittel Duisburg, 
ein Drittel NRW und ein Drittel Bund - hat ja nicht 
zu entsprechenden Kooperationen geführt. Da 
muss man sich doch fragen, warum das in der 
Vergangenheit selbst dann nicht möglich war, als 
in Duisburg, in Nordrhein-Westfalen und im Bund 
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jeweils Regierungen der gleichen Parteifarben 
das Sagen hatten.  

Meine Damen und Herren, ich weiß auch nicht, 
warum es so schwierig sein soll, bei diesem Drit-
tel - nur davon reden wir ja im Moment - von 
vornherein auch Private einzubeziehen.  

(Beifall bei der FDP) 

Man muss ja nicht zwingend das gesamte Drittel 
an einen Nachfrager verkaufen. Auch wir in Köln 
arbeiten mit echten Privaten zusammen, zum 
Beispiel bei der RheinEnergie mit RWE oder bei 
der Kölner Außenwerbung mit Ströer. Haben wir 
durchgängig oder aktuell so schlechte Erfahrun-
gen damit gemacht, dass wir es von vornherein 
ablehnen wollen, auch Private - vielleicht mit 10 
oder 20 Prozent - einzubeziehen? Es wäre doch 
interessant, wenn man tatsächlich die ARA-
Häfen als Minderheitsbeteiligung aufnehmen 
würde. Damit hätten wir einen ganz starken 
Partner, der sicherstellt, dass dieser Hafen auch 
weiterhin gut prosperieren kann. Das von vorn-
herein über eine Resolution zu verhindern, hal-
ten wir als FDP nicht für sinnvoll.  

Ihre Aussage, Infrastrukturmaßnahmen müssen 
zwingend in öffentlicher Hand sein, wird durch 
die wirtschaftlichen Zahlen oft nicht gedeckt. 
Schauen Sie sich einmal die Bilanz der Duisbur-
ger Hafen AG an. Bei ungefähr 120 Millionen Eu-
ro Umsatz wird eine Rendite von ungefähr 4 Mil-
lionen Euro erzielt. Der Schuldenstand allein ge-
genüber den Banken beläuft sich auf 90 Millio-
nen Euro. Das ist also nicht gerade ein Filetstück 
der deutschen Logistik. Ein Beispiel dafür, wie 
Logistik erfolgreich gemanagt werden kann, ist 
dagegen der Hamburger Hafen, sicherlich der 
attraktivste Hafen Deutschlands, der ebenfalls 
als AG organisiert ist. Ebenso verhält es sich mit 
dem Frankfurter Flughafen, der von einer Aktien-
gesellschaft betrieben wird. Natürlich hält die öf-
fentliche Hand sowohl in Hamburg als auch in 
Frankfurt erhebliche Anteile. 

Hier von vornherein Private gänzlich auszu-
schließen, indem Sie an den Bund appellieren, 
seine Anteile nicht zu verkaufen, und ihn darum 
bitten, anderenfalls dafür zu sorgen, dass nur wir 
sie kaufen dürfen, das erschließt sich uns nicht 
als logisch und auch nicht als wirtschaftsfreund-
lich. Deswegen können wir dieser Resolution, 
selbst in der jetzt verbesserten und realistische-
ren Form, leider nicht zustimmen. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Houben. - Herr Uckermann. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Frau Bürgermeiste-
rin! Meine Damen und Herren! Die Bürgerbewe-
gung pro Köln hat den Anspruch, jedes politische 
Thema daran zu messen, was es den Kölnerin-
nen und Kölnern bringt. Wir können wirklich nicht 
erkennen, warum Sie hier ein Investmentaben-
teuer in Duisburg vorhaben. Wir haben hier eben 
gehört, dass ein Drittel an Anteilen der Aktienge-
sellschaft frei wird und es dafür mehrere Bewer-
ber gibt. Das heißt, wir erhielten einen so kleinen 
Anteil, dass wir sowieso nicht mitbestimmen 
können. Das erschließt sich uns nicht.  

Wir haben schon sehr oft bittere Erfahrungen 
gemacht. Denken Sie nur an das Amerika-
Geschäft, wo man froh sein muss, wenn man da 
wieder herauskommt. Denken Sie immer daran: 
Das ist Kölner Steuergeld.  

Ich glaube, man hat bewusst keine Beträge ein-
gesetzt. Man möchte hier eine Blankovollmacht 
dafür haben, irgendwelche kleinen Anteile zu 
kaufen. Das können wir schon gar nicht zulas-
sen. Wieso kaufen Sie keine Anteile in Ludwigs-
hafen oder sonstwo? Auch dort gibt es Häfen. 
Das alles erschließt sich nicht. Wenn Sie gerne 
in Aktiengesellschaften investieren wollen, kön-
nen Sie das privat machen. Ob in Hamburg oder 
in Kapstadt, das ist uns egal. Aber aus Verant-
wortung für die Portemonnaies der Kölnerinnen 
und Kölner können wir dem hier nicht zustim-
men. - Danke. 

(Beifall bei pro Köln) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Keine 
weiteren Wortmeldungen.  

Ich möchte über den Änderungsantrag von SPD 
und Grünen abstimmen lassen. Wer ist gegen 
diesen Änderungsantrag? - Das sind die FDP, 
pro Köln und Herr Hoffmann. Wer enthält sich? - 
Keine Enthaltungen. Dann ist dieser Änderungs-
antrag so angenommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich möchte jetzt über den Antrag in der geänder-
ten Fassung abstimmen lassen. Wer ist dage-
gen? - Es bleibt dabei: die FDP, pro Köln und 
Herr Hoffmann. Wer enthält sich? - Keine Enthal-
tungen. Dann ist dieser Antrag angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 3.1.6: 

3.1.6 Antrag der SPD-Fraktion und der Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen betreffend 
„Organisationsanalyse der Gebäude-
wirtschaft“  

 AN/1782/2011 
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Herr Bosbach, bitte. 

Wolfgang Bosbach (SPD): Frau Bürgermeiste-
rin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als in der 
Ratssitzung vor beinahe 15 Jahren, am 5. No-
vember 1996, die Neuorganisation der Gebäu-
dewirtschaft beschlossen wurde, waren damit 
klare Zielvorstellungen verbunden. Ich erinnere: 
Die Gebäudewirtschaft sollte deutlich nutzer-
freundlicher werden. Der Service gegenüber den 
die Gebäude nutzenden Dienststellen sollte ver-
bessert werden. Die Gebäudesubstanz sollte zu-
künftig besser erhalten werden. 

Heute, beinahe 15 Jahre nach diesem Be-
schluss, ist es nun an der Zeit, sich anzusehen, 
ob die gesteckten Ziele tatsächlich erreicht wor-
den sind. Es wird schnell klar, dass nicht alle Er-
wartungen erfüllt worden sind. Allein im Bereich 
der Schulen und Kindertagesstätten besteht der-
zeit ein Instandhaltungsrückstau von rund 600 
Millionen Euro. Immer wieder werden Baumaß-
nahmen verzögert begonnen oder schleppend 
ausgeführt. Dies wurde unlängst auch von der 
Schulpflegschaft in einem Offenen Brief bemän-
gelt. Immer wieder wird von den Gebäudenut-
zern gefordert, dass die Kommunikation mit der 
Gebäudewirtschaft besser werden könnte. Zu-
dem scheint es so, dass die Ergebnisse aufwen-
diger und teurer Architektenwettbewerbe nicht in 
allen Fällen alltagstauglich sind.  

Wir wollen wissen, was der Grund dafür ist: Ist 
es tatsächlich nur die möglicherweise unzurei-
chende personelle und finanzielle Ausstattung, 
die dafür verantwortlich ist, oder gibt es organi-
satorische Gründe dafür, dass die mit der Grün-
dung der Gebäudewirtschaft erhofften Verbesse-
rungen nicht vollständig erreicht werden konn-
ten?  

Um eines ganz klar zu sagen, damit es hier nicht 
zu Legendenbildung kommt: Es geht uns dabei 
nicht um einzelne Köpfe. Wir wollen vielmehr, 
dass die Gebäudewirtschaft als Ganzes einer 
umfassenden Organisationsanalyse unterzogen 
wird, die sowohl ihre Schwächen untersucht als 
auch ihre Stärken aufzeigt. Um einer gewissen 
Betriebsblindheit, die es überall, auch in Verwal-
tungen, gibt, entgegenzuwirken, soll für diese 
Untersuchung externer Sachverstand herange-
zogen werden. Auch die Erfahrungen der Nutzer 
der Gebäudewirtschaft und von Geschäftspart-
nern der Gebäudewirtschaft sind für uns wichtig, 
weil sie tagtäglich mit der Gebäudewirtschaft zu 
tun haben und zeigen können, wo der Schuh 
drückt.  

Am Ende des Prozesses soll das bestmögliche 
Ergebnis stehen. Das heißt, wir wollen, dass die 
Untersuchung ergebnisoffen durchgeführt wird 
und es keine Denkverbote gibt. Ich will nur zwei 
Beispiele nennen, in welche Richtung die Ergeb-
nisse zielen können: Die Stadt Dortmund hat be-
schlossen, den Eigenbetrieb Gebäudewirtschaft 
wieder in die Verwaltung zurückzuführen. Das 
kann eine der Lösungen sein, aber darauf sind 
wir nicht festgelegt. Andere Städte stellen fest, 
dass die eigenbetriebsähnliche Einrichtung zwar 
die richtige Betriebsform ist, es aber große Prob-
leme an den Schnittstellen gibt, und sehen da 
Optimierungsbedarf. All dies wollen wir extern 
untersuchen lassen verbunden mit dem Vor-
schlag, welches die beste Lösung ist. 

Was uns ganz, ganz wichtig ist - der Oberbür-
germeister hat in seiner Haushaltsrede auch da-
von gesprochen -, ist: Es kann nur dann zu ei-
nem Ergebnis kommen, wenn die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Gebäudewirtschaft von 
Anfang an in den Prozess miteinbezogen wer-
den. Nur wenn die Lösungen mit ihnen zusam-
men erarbeitet werden und wenn sie die Lösun-
gen akzeptieren können, kann es zum Erfolg 
kommen. Eine Änderung von Organisation und 
Strukturen alleine wird nicht ausreichen; es sind 
immer die Menschen, die die Arbeit machen. 

Die Gebäudewirtschaft steht vor großen Heraus-
forderungen; das wissen wir alle, vor allem die-
jenigen unter uns, die im Betriebsausschuss Ge-
bäudeausschuss mitarbeiten. Wir wollen, dass 
sie dafür bestmöglich aufgestellt ist. Nur so kann 
es gelingen, den Instandhaltungsrückstau zügig 
abzubauen und die Zufriedenheit der Gebäude-
nutzer nachhaltig zu verbessern. Daher bitte ich 
Sie: Stimmen Sie mit uns unserem Antrag zur 
Organisationsanalyse der Gebäudewirtschaft 
zu! - Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Bosbach. - Herr Brust, bitte. 

Gerd Brust (Bündnis 90/Die Grünen): Frau Bür-
germeisterin! Meine Damen und Herren! Die Ge-
bäudewirtschaft wird in den nächsten Jahren vor 
einem gewaltigen Arbeitspensum stehen. Es gibt 
zahlreiche Neubau- und Erweiterungsprojekte 
bei Schulen sowie bei Kindergärten im Zuge der 
U3-Betreuung und parallel dazu Großprojekte 
wie die Sanierung von Schauspiel/Oper, die Sa-
nierung von Museen, der Neubau des Histori-
schen Archivs und anderes. 
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Wichtig ist, dass parallel zu den Neubau- und 
Erweiterungsmaßnahmen der bei Schulen und 
Kindergärten vorhandene Sanierungsstau mög-
lichst zügig abgebaut wird. Dafür ist es notwen-
dig, dass wir die Ressourcen der Gebäudewirt-
schaft optimal nutzen. Das scheint uns heute 
nicht der Fall zu sein. Diejenigen, die im Be-
triebsausschuss Gebäudewirtschaft sind, erfah-
ren fast in jeder Sitzung, dass zum Beispiel Bin-
defristen überschritten werden. Das heißt, die 
Frist, während der sich Firmen an die Vergabe-
zeit ihrer Angebote gebunden fühlen, wird nicht 
eingehalten, weil die Wege in der Verwaltung, 
nämlich zwischen Rechnungsprüfungsamt, Ver-
gabeamt, externen Architekten, Architekten der 
Gebäudewirtschaft selbst, Schulverwaltungsamt 
usw., viel zu lange dauern. Es gibt zu viele 
Schnittstellen. Hier muss es dringend zu effekti-
verem Handeln, zu weniger Reibungsverlusten 
und damit zu höherer Motivation der Mitarbeiter 
kommen.  

Wir sind für diese Untersuchung; denn mit ihrer 
Hilfe soll herausgefunden werden, wie wir an 
dieser Stelle einen entscheidenden Schritt vo-
rankommen können. Wir als Politik sind heute 
immer wieder überfordert, wenn sich Eltern bei 
uns schriftlich beschweren, dass Schulen nicht 
fertiggestellt werden, und auf unsere Nachfrage 
hin dann das übliche Spiel in der Verwaltung be-
ginnt, nämlich den Schwarzen Peter hin- und 
herzuschieben: Die Gebäudewirtschaft sagt, das 
liege am Vergabeamt, das zu wenig Leute hat 
bzw. die Aufträge nicht vergibt; das Rechnungs-
prüfungsamt schimpft über falsche Leistungs-
erstellungen. Wir als Politik sind es müde, uns 
immer wieder diese Erklärungen anzuhören, und 
es ändert sich nichts. Es ändert sich nichts dar-
an, dass bei der Gebäudewirtschaft seit Jahren 
30 Stellen unbesetzt sind. Es ändert sich nichts 
daran, dass die Wiederbesetzung von Stellen ex-
trem lange dauert. Die Mitarbeiter der Gebäude-
wirtschaft sind demotiviert, weil es schlechte 
Aufstiegschancen gibt, weil ihre Vorlagen oft wo-
chenlang in der Verwaltung unterwegs sind und 
sie mit ihren Projekten nicht weiterkommen. All 
dies muss dringend geändert werden. Deswegen 
wollen wir diese neue Untersuchung.  

Was wir nicht wollen, ist die x-te Untersuchung 
eines Instituts wie Kienbaum zum Beispiel. In 
den zehn Jahren Gebäudewirtschaft gab es mitt-
lerweile schon mindestens drei Untersuchungen: 
2004 einen externen Gutachter, der bei der Neu-
organisation der Gebäudewirtschaft geholfen 
hat, dann die Gemeindeprüfungsanstalt und 
eben Kienbaum. An den vielen kleinen Miss-
ständen hat sich nichts Wesentliches verändert. 
Im Gegenteil, diese Firmen beschäftigen die Mit-

arbeiter zusätzlich durch Fragebögen und halten 
sie von ihrer Arbeit ab.  

(Zuruf von der CDU) 

- Nein, eben nicht. Das ist uns ganz wichtig, dass 
der neue Gutachter nicht in diesem Stil arbeitet. 
Die Mitarbeiter der Gebäudewirtschaft müssen 
von Anfang an einbezogen werden, genauso wie 
die betroffenen Mitarbeiter bei den Kunden – bei 
den Schulen –, die externen Architekten, den für 
die Gebäudewirtschaft arbeitenden Firmen. All 
diese Leute wissen, woran es hapert, wo es 
Missstände gibt, wo Verwaltungswege zu lange 
dauern, wo es unsinnige Vorschriften gibt oder 
auch wo das Vergabeverfahren viel zu umständ-
lich ist.  

Uns ist es wichtig, zunächst auf Grundlage einer 
Befragung der Mitarbeiter und Kunden eine Be-
standsaufnahme zu machen, in der die tatsächli-
chen Mängel aufgelistet sind, damit man diese 
konkreten Kölner Mängel dann Stück für Stück 
abarbeiten kann.  

Es ist uns ebenfalls sehr wichtig, dass wir als Po-
litiker von Anfang an in diesen Prozess einge-
bunden sind. Wir wollen auf keinen Fall ein Gut-
achten an irgendeine Firma vergeben, die uns 
nach einem Jahr als Ergebnis vorlegt: Die Ge-
bäudewirtschaft wird jetzt wieder ein Amt oder 
Ähnliches; denn das würde an den konkreten 
Problemen überhaupt nichts ändern. Das Prob-
lem ist ja nicht die Gebäudewirtschaft allein, 
sondern das Zusammenspiel der verschiedenen 
Abteilungen der gesamten Verwaltung. Das 
Problem ist die Motivation der Mitarbeiter, die 
durch unsinnige bürokratische Vorgaben und viel 
zu lange Verwaltungswege kaputtgemacht wird.  

Deswegen ist es uns wichtig, von Anfang an die 
Mitarbeiter der Gebäudewirtschaft mit ins Boot 
zu nehmen; denn nur wenn sie uns die konkre-
ten Missstände aufzeigen, können wir, begleitet 
von einem Lenkungsausschuss, auf die einzel-
nen Schwierigkeiten und bisher schlecht laufen-
den Verfahrensweisen die richtigen Antworten 
finden, damit die Gebäudewirtschaft in den 
nächsten Jahren ihre zahlreichen Aufgaben bes-
ser erledigen kann. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Brust. - Frau Gordes, bitte. 

Birgit Gordes (CDU): Sehr verehrte Frau Bür-
germeisterin! Meine Damen und Herren! Herr 
Brust, eine Frage vorab, um sicherzugehen, ob 
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ich Sie richtig verstanden habe: War Ihr Vor-
schlag, im Amt für Vergabe eine Potenzialanaly-
se zu machen, jetzt ein Änderungsantrag, oder 
war das lediglich die Zustimmung zu dem An-
trag, der uns hier vorliegt? 

(Gerhard Brust [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Dass die Schnittstellen untersucht 
werden sollen!) 

- Gut. Dann müsste der Antrag aber über eine 
Analyse der Gebäudewirtschaft hinausgehen. 

Nun zur Sache. Die Gebäudewirtschaft ist Mitte 
der 90er-Jahre in erster Linie gegründet worden, 
um den damals bestehenden eklatanten In-
standhaltungsstau an städtischen Gebäuden, vor 
allem an Schulgebäuden abzubauen. Hier ist die 
Gebäudewirtschaft auf einem guten Weg. Wäh-
rend vor der Gründung der Gebäudewirtschaft 
über viele Jahrzehnte dieses Ziel offensichtlich 
nicht ansatzweise erreicht wurde, ist dies seither 
Normalität. Mehr noch, das Ziel wurde in fast al-
len Jahren deutlich überschritten. Allein dies 
würde zugegebenermaßen nicht reichen, um den 
Instandhaltungsstau, den die Gebäudewirtschaft 
übernommen hat, in absehbarer Zeit signifikant 
abzubauen. Hinzu kommt aber an vielen Stellen 
die effektivste aller Maßnahmen, nämlich der Er-
satz maroder Bausubstanz durch Neubau oder 
Generalsanierung.  

In den letzten Jahren und auch aktuell 
musste bzw. muss die Gebäudewirt-
schaft neben der anspruchsvolle Aufga-
be des Abbaus des Instandhaltungs-
staus weitere umfangreiche Sonderpro-
jekte baulich umsetzen. Ich nenne aus 
dem Bereich der Schulen stichwortartig 
die Ihnen bestens bekannten Projekte 
Offene Ganztagsschule, gebundener 
Ganztag und Toilettensanierungspro-
gramm. Des Weiteren ist in den letzten 
Jahren in erheblichem Umfang neuer 
zusätzlicher Schulraum geschaffen 
worden … 

Meine Damen und Herren, wer, glauben Sie, hat 
das gesagt? Das schreibt unser Oberbürger-
meister im September dieses Jahres an die 
Stadtschulpflegschaft. Sie hat den Brief auf ihrer 
Internetseite veröffentlicht; man kann ihn dort 
nachlesen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, glauben Sie denn, die 
Gebäudewirtschaft hätte die Arbeit fast verdop-
peln können bezüglich der eben genannten und 
der zusätzlichen Projekte im Bereich des KP-II-
Programms, der Berufsfeuerwehr, im Bereich der 

Kulturbauten wie Stadtarchiv, Schauspiel und 
Oper, wenn sie sich in den letzten Jahren nicht 
organisatorisch entsprechend aufgestellt hätte? 
Nur weil sie sich neu aufgestellt hat, bewältigt sie 
diese Aufgaben hervorragend. 

Die Gebäudewirtschaft erteilt im Jahr 50 000 
Aufträge. Diese bestehen zu 98 Prozent aus 
Bauaufträgen. Wenn eine Organisation ein sol-
ches Volumen abwickeln kann, kann sie doch 
nicht grundsätzlich verkehrt sein, Herr Brust. Und 
da fordert man heute hier, die Arbeitsleistung der 
Mitarbeiter müsse verbessert werden? Das finde 
ich ein absolut starkes Stück,  

(Beifall bei der CDU) 

erst recht nach der Debatte, die wir zu Punkt 
3.1.2 geführt haben. Über Jahre arbeiten die 
Mitarbeiter jährlich mehr und mehr und mehr, um 
sich dann hier von uns sagen lassen zu müssen, 
das sei nicht ausreichend. Meine Damen und 
Herren, so geht man doch nicht mit Mitarbeitern 
um. So behandelt man sie einfach nicht. Ich fin-
de, dieser Antrag grenzt an Mobbing. 

(Beifall bei der CDU) 

Vor eineinhalb Jahren haben wir hier im Rat be-
schlossen, Verfahrensabläufe zu beschleunigen. 
Und? Herr Kahlen, es ist wirklich der Hammer, 
wie ich finde, dass Sie es bis heute nicht auf die 
Reihe bekommen haben, dem Rat dazu eine 
Vorlage vorzulegen. An dieser Stelle sollte man 
einmal die Frage stellen: Welches Haus sollte 
sich einer Analyse unterziehen? Sollten mit die-
sem Antrag hier etwa eigene Fehler in der Per-
sonalausstattung revidiert werden? Herr Kahlen, 
erst Ihre restriktive Haltung,  

(Ossi Helling [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das ist Mobbing gegen Herrn Kahlen!) 

die nur die Verminderung von Personal im Auge 
hat, führt doch dazu, dass nicht ausreichend 
Manpower zur Verfügung steht. So müssen doch 
einfach Aufgaben unerledigt bleiben. 

Meine Damen und Herren, im Jahr 2010 hat die 
Gebäudewirtschaft Aufträge an externe Projekt-
beteiligte in einer Honorarhöhe von 22 Millionen 
Euro - - Herr Kahlen, dürfte ich um Ihre Aufmerk-
samkeit bitten. 

(Beifall bei der CDU) 

- Vielen herzlichen Dank, Herr Dezernent. 

(Beigeordneter Kahlen: Es geht genau 
um Ihr Thema!) 

- Dazu können Sie sich ja später noch äußern. 

(Beigeordneter Kahlen: Gerne!) 
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Im Jahr 2010 hat die Gebäudewirtschaft Aufträge 
an externe Projektbeteiligte in einer Honorarhöhe 
von 22 Millionen Euro erteilt. Das wären bei ge-
rundeten 50 000 Euro im Jahr und pro Person 
440 qualifizierte Mitarbeiter mehr für die Gebäu-
dewirtschaft. Das heißt, jeder Auftrag, der zu-
sätzlich in die Gebäudewirtschaft kommt, finan-
ziert sich selber.  

Im vorliegenden Antrag werden finanzpolitische 
Steuerungsmomente angesprochen. Dazu 
möchte ich betonen, dass die Gebäudewirtschaft 
seit 2005 ihre Bilanzsumme um 400 Millionen 
Euro gesteigert hat. Laut dem Ergebnis von 2010 
verfügt sie über Rücklagen in Höhe von 1 Million 
Euro. Die Eröffnungsbilanz und die Jahresbilanz 
liegen stets vorbildlich vor.  

Herr Börschel, Herr Frank, da hier gerade von fi-
nanzpolitischen Steuerungsmomenten die Rede 
ist: Jetzt, wo Sie ein bisschen mehr Zeit haben, 
könnten Sie doch einmal Ihrer lieben Frau Klug 
helfen, eine Eröffnungsbilanz und einen Jahres-
abschluss für die Gesamtverwaltung vorzulegen; 
denn darauf warten wir schon seit 2008. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Angesichts unserer vorhin dargestellten Haus-
haltslage finde ich es absolut sinnlos und nicht 
sachdienlich, mehrere 100 000 Euro - wir alle 
wissen, dass das so viel kosten wird - für Analy-
sen zu verschwenden. 

Ich komme noch einmal auf den Antrag zurück. 
Darin heißt es, die Notwendigkeit der Durchfüh-
rung aufwendiger Architektenwettbewerbe sei zu 
prüfen. Da frage ich mich: Ja, wenn nicht so, wie 
denn dann? Wir erwarten doch auch von Inves-
toren, dass sie Architektenwettbewerbe durch-
führen.  

Außerdem wird in keiner Einheit in Köln so viel 
befragt, beteiligt und vermittelt wie in der Gebäu-
dewirtschaft. In etlichen Runden sind die Politik, 
die Schulpflegschaft, die Schulverwaltung und 
die Schülermitverwaltung eingebunden. Besser 
und mehr geht nicht. Das weiß nicht nur ich als 
Ausschussvorsitzende, sondern das weiß jedes 
unserer Ausschussmitglieder, auch du, Wolf-
gang.  

In Ihrem Antrag schreiben Sie so nett, es gebe 
einen Investitionsstau von 600 Millionen Euro. 
Das finde ich geradezu putzig angesichts der 
Tatsache, dass schon Projekte von annähernd 
1 Milliarde Euro realisiert wurden. 

Abschließend will ich hier noch eines sagen: 
Wenn wir schon über eine Betriebsform nach-
denken, mit der die Prozesse beschleunigt wer-
den können, wäre es meines Erachtens am 

sinnvollsten, über eine rechtliche Verselbststän-
digung in eine Anstalt des öffentlichen Rechts - 
Beispiel wäre hier die StEB - nachzudenken. Wir 
sollten uns fragen, ob das nicht die sinnvollste 
Lösung zur Professionalisierung der Gebäude-
wirtschaft wäre. Da würden wir dann auch mit-
machen, da würden wir mit Ihnen reden. Beim 
Anmeiern städtischer Mitarbeiter und bei Geld-
verschwendung machen wir nicht mit. Deshalb 
lehnen wir den Antrag ab. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Frau Gordes. - Herr Breite, bitte. - Die 
Zeit, in der Uli Breite zum Rednerpult kommt, will 
ich nutzen, um Folgendes zu sagen: Die Bemer-
kung, Herr Frank habe ja jetzt mehr Zeit, hat mir 
nicht gefallen. Ich finde es außerordentlich ge-
wissenhaft, wenn jemand trotz Erkrankung hier-
her kommt und seinen Dienst tut. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Breite, bitte. 

Ulrich Breite (FDP): Frau Bürgermeisterin, liebe 
Elfi! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn man sich in der Bevölkerung umhört, dann 
heißt es in der Tat, in der Gebäudewirtschaft 
läuft nicht alles rund. So ehrlich sollte man schon 
sein, auch vonseiten der CDU, die das eben 
ganz anders dargestellt hat. 

Es sind hier die Verfahrensabläufe bei der Ge-
bäudewirtschaft angesprochen worden, die einen 
manchmal die Haare zu Berge stehen lassen. 
Das fängt schon beim Ausschreibungsverfahren 
an, wo Bindefristen zur Vergabe nicht eingehal-
ten werden. Es ist noch kein Stein bewegt wor-
den, da verlieren wir schon Zeit und Geld. Das 
zieht sich weiter bei der Projektrealisierung. 
Niemand in Köln würde darauf wetten, wann eine 
Baumaßnahme der Gebäudewirtschaft anfängt, 
und schon gar nicht darauf, wann sie aufhört. 

(Beifall bei der FDP) 

Der bittere Schluss ist dann die Bauprojektab-
rechnung, bei der festgestellt wird, dass - oh 
Wunder! - alles teurer geworden ist als geplant. 
Gerade in der Baubranche gilt: Zeit ist Geld. Die 
Zeitschlamperei der Gebäudewirtschaft ist darum 
ein ärgerliches und teures Übel, das es zu behe-
ben gilt. So weit können wir Liberale der Intenti-
on des Antrages von SPD und Grünen, eine Or-
ganisationsanalyse bei der Gebäudewirtschaft 
durchzuführen, folgen.  
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Doch bei der Zielsetzung des Antrags von Rot-
Grün - den sollte man genau lesen - muss jeder 
einigermaßen Wirtschaftskundige die Hände 
über dem Kopf zusammenschlagen ob so viel 
Unsinn. SPD und Grüne wollen allen Ernstes ei-
ne Organisationsanalyse bei der Gebäudewirt-
schaft durchführen mit der Zielsetzung, aus dem 
Eigenbetrieb wieder ein Amt der Stadtverwaltung 
zu machen. Anstatt die Gebäudewirtschaft von 
Bürokratie zu befreien und mit mehr betriebswirt-
schaftlichen Instrumenten eine unternehmeri-
sche Kultur des Kostendenkens einzuführen, 
wollen SPD und Grüne bei der Gebäudewirt-
schaft wieder den Verwaltungsstempel einfüh-
ren. 

(Beifall bei der FDP) 

Verwaltung verwaltet. Damit ist keine Schule 
schneller gebaut, keine Toilette zügiger saniert. 
Der Gebäudewirtschaft fehlt es an Unterneh-
menskultur, am Sinn, mit knappen Gütern effi-
zient umzugehen.  

Bisher war es allgemeiner Konsens, dass die 
Probleme bei der Gebäudewirtschaft mit dem 
Transformationsprozess von einem Verwal-
tungsapparat hin zu einem unter Kosten- und 
Wirtschaftlichkeitsgesichtspunkten handelnden 
Unternehmen zu tun haben. In diesem Trans-
formationsprozess ist die Gebäudewirtschaft ste-
cken geblieben. Sie ist weder Fisch noch 
Fleisch. Das erkennt man beim Organisations-
aufbau und -ablauf, das erkennt man am Unter-
nehmenssitz im Technischen Rathaus und auch 
an ihrem Namen: Amt 26. Die Gebäudewirtschaft 
ist in Denken und Handeln immer noch zu sehr 
Verwaltung. Hier liegt die Wurzel des Übels.  

Damit es auch dem letzten Sozialdemokraten im 
Saal klar wird: Die Gebäudewirtschaft braucht 
nicht das Korsett einer Verwaltung wie unter ei-
nem Stadtdirektor Kahlen; die Gebäudewirtschaft 
braucht unternehmerische Freiheit wie unter ei-
nem Dr. Dieter Steinkamp. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir brauchen eine Organisationsanalyse, die die 
Frage beantwortet, wie sich der Eigenbetrieb 
Gebäudewirtschaft mehr als ein Unternehmen 
wie die RheinEnergie verstehen kann. Der An-
trag von SPD und Grüne zielt jedoch darauf ab, 
sich das Standesamt als Vorbild zu nehmen. 

(Beifall bei der FDP und Teilen der 
CDU) 

Die Kölner FDP in diesem Rat wäre SPD und 
Grünen ja noch gefolgt, wenn es darum ginge, 
die Gebäudewirtschaft in andere Strukturen zu 
überführen und damit von den bürokratischen 

Fesseln zu befreien. Ein Vorschlag ist gemacht 
worden. Ich könnte mir auch vorstellen, sie an 
die Stadtwerke anzubinden. Aber wenn Sie den 
Antrag lesen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, stellen Sie fest: Fehlanzeige! Ich sage 
nur: Standesamt.  

Die Gebäudewirtschaft braucht eine unterneh-
merische Form. Wie wahr! Die Intention dieses 
Antrags ist genau das Gegenteil: Rückschritt 
statt Fortschritt. Solch einem Antrag kann und 
will die FDP als marktwirtschaftliche Stimme im 
Rat nicht zustimmen. - Danke schön. 

(Beifall bei der FDP) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Breite. - Herr Brust, bitte. 

Gerhard Brust (Bündnis 90/Die Grünen): Weil 
mich einige anscheinend unbedingt missverste-
hen wollen, muss ich noch ein paar Dinge rich-
tigstellen.  

Den Vorwurf des Mobbings weise ich energisch 
zurück. Niemand, weder mein Kollege von der 
SPD noch ich, hat hier gesagt, dass die Mitarbei-
ter mehr arbeiten sollen. Im Gegenteil, ich habe 
eben in meiner Rede dargelegt, dass die Mitar-
beiter der Gebäudewirtschaft - aber nicht nur sie, 
das trifft auch auf die Mitarbeiter von fast allen 
anderen Ämtern zu - durch die derzeit bestehen-
den Strukturen in der gesamten Verwaltung stark 
demotiviert werden. Wir haben heute in der Ge-
bäudewirtschaft sehr viele neue Mitarbeiter, die 
motiviert hier hinkommen, obwohl sie wenig ver-
dienen und obwohl sie schlechte Aufstiegschan-
cen haben. Demotiviert werden sie durch die Ar-
beitsverhältnisse und die langen Wegezeiten 
durch die Verwaltungen. Die Leute würden gerne 
ihre Projekte zu Ende bringen, aber sie werden 
von der Verwaltung daran gehindert.  

Deswegen fordern wir in unserem Antrag auch 
ganz bewusst, dass die Schnittstellen mit ande-
ren Ämtern untersucht werden müssen. Es geht 
also nicht nur um interne Probleme der Gebäu-
dewirtschaft; denn das Problem - da haben Sie 
völlig recht - werden wir nicht lösen, indem wir 
die Gebäudewirtschaft wieder in ein Amt zurück-
führen. Das ist auch nicht mein Ziel. Wenn bei 
der Untersuchung herauskommt, die AöR ist die 
bessere Organisationsform, kann ich damit auch 
sehr gut leben. Mir geht es darum, dass klare 
Verantwortlichkeiten geschaffen werden, damit 
die Leute möglichst selbstständig und effektiv 
arbeiten können und nicht am Arbeiten gehindert 
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werden, wie es heute oft der Fall ist. - Das zur 
Klarstellung. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Brust. - Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. Dann möchte ich über 3.1.6 ab-
stimmen lassen. Wer ist dagegen? - Das sind die 
CDU, die FDP und pro Köln. Wer enthält sich? - 
Eine Enthaltung von Herrn Hoffmann. Dann ist 
dieser Antrag angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 3.1.7: 

3.1.7 Antrag der CDU-Fraktion betreffend 
„Weihnachtsticket für Köln“ 

 AN/1774/2011 

 Änderungs- bzw. Zusatzantrag der SPD-
Fraktion und der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 

 AN/1846/2011 

Herr Möring, bitte. 

Karsten Möring (CDU): Frau Bürgermeisterin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Im Kölner Ver-
kehrskalender des Jahres gibt es einige High-
lights, die zwar schön, aber auch besonders an-
strengend sind. Karneval, Kölner Lichter, Weih-
nachtsverkehr und Ähnliches mehr sorgen jedes 
Jahr für einen Verkehrskollaps. Anlässlich dieser 
Veranstaltungen gibt es bereits jetzt spezielle 
Vergünstigungen bei Nutzung des öffentlichen 
Nahverkehrs wie zum Beispiel das Karnevalsti-
cket.  

Mit unserem Antrag verfolgen wir das Ziel, die 
massive Verkehrsbelastung während des Weih-
nachtsverkehrs, insbesondere an den ver-
kaufsoffenen Samstagen, dadurch zu mindern, 
dass wir es attraktiver machen, mit öffentlichen 
Nahverkehrsmitteln in die Stadt zu fahren. Wir 
können uns ein Angebot vorstellen, das ähnlich 
wie das Karnevalsticket besondere Bedingungen 
enthält, die attraktiv genug sind, dass die Leute 
umsteigen. Wir wissen ja, dass Autofahrer, vor 
allem die aus dem Umland, am liebsten lange 
vor dem Parkhaus stehen. Dadurch behindern 
sie sich nicht nur selbst, sondern leider auch 
Kölner, die in der Innenstadt einkaufen wollen. 

Unser Antrag fordert, KVB und Verwaltung sollen 
darauf hinwirken, dass ein solches Ticket für den 
Weihnachtsverkehr eingeführt werden kann. 
„Hinwirken“ bedeutet, dass die Beteiligten aufge-
fordert sind, zu klären, wie ein solches Ticket re-
alisiert werden kann. „Hinwirken“ beinhaltet 

auch, zu prüfen, wie teuer es ist, unter welchen 
Konditionen und an welchen Tagen es angebo-
ten werden kann. Als Beispiele haben wir neben 
Stuttgart auch das Karnevalsticket genannt, an 
dem man sich orientieren kann. 

Der Änderungsantrag von SPD und Grünen ver-
folgt allerdings, wie mir scheint, eine andere In-
tention, nämlich eine solche Maßnahme so lange 
hinauszuzögern, dass sie vielleicht sogar verhin-
dert wird. Ehe der letzte Betreiber von Sehens-
würdigkeiten gefunden wird, der an den Kosten 
beteiligt werden soll, haben wir, glaube ich, Os-
tern oder Pfingsten oder sind im nächsten Som-
mer. Mehrleistungen dieser Art werden in der 
Regel dadurch finanziert, dass man auch mehr 
Erträge generiert. Das ist bei all diesen Spezialti-
ckets das Grundprinzip. Man muss es richtig kal-
kulieren. Dafür haben wir Fachleute in den Ver-
kehrsunternehmen. 

Meine Damen und Herren, ich habe noch nie 
gehört, dass das Karnevalsticket von den Karne-
valsvereinen subventioniert wird. Wieso kommen 
Sie auf die Idee, dass ein Ticket, das den Weih-
nachtsverkehr entlastet, vom Einzelhandel oder 
den Betreibern von Sehenswürdigkeiten mitfi-
nanziert werden soll? Das ist doch eine irrige 
Annahme, ganz abgesehen davon, dass ich mir 
nicht vorstellen kann, wie man diese Kosten ver-
nünftig verteilen und die Betreiber von Sehens-
würdigkeiten zur Kasse bitten will. 

Im öffentlichen Nahverkehr des NVR, der sehr 
viele solcher Mehrleistungen zu besonderen 
Terminen anbietet, gibt es ein sehr einfaches Fi-
nanzierungsmodell. Sie werden aus den soge-
nannten Pönalen finanziert. Pönalen sind die 
Strafzahlungen der DB, die sie für Verspätungen 
und nicht vertragsgerechte Erfüllung der Ver-
kehrsleistungen leisten muss. Wenn wir dieses 
Modell auf Köln übertragen würden, hätten wir 
angesichts der Pünktlichkeit der KVB noch sehr 
viel Luft für Mehrleistungen.  

(Brigitta von Bülow [Bündnis 90/Die 
Grünen]: Das ist ein bisschen knapp!)  

Ich möchte an dieser Stelle gar nicht polemisie-
ren, sondern lediglich darauf hinweisen, dass 
wir, wenn wir das wollen, den ganz einfachen 
Weg gehen können, indem wir die Verwaltung 
und die KVB beauftragen: Macht das! Handelt 
das mit den Unternehmen im Bereich des VRS 
aus! Macht einen realistischen Preis! Kalkuliert 
das sauber! Lasst das im Unternehmensbeirat 
beschließen! Der ist nämlich das Gremium, das 
dem zustimmen muss. Es macht überhaupt kei-
nen Sinn, das noch einmal in den Verkehrsaus-
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schuss zu geben, weil er in dieser Frage gar 
nichts zu vermelden hat.  

Wenn wir das wollen, geben wir diesen Auftrag. 
Ihr Änderungsantrag ist in unserem Antrag ent-
halten. Deswegen meine Aufforderung: Stimmen 
Sie unserem Antrag zu! Tun Sie den Kölnerinnen 
und Kölnern etwas Gutes, damit wir möglichst 
schon dieses Jahr Weihnachten davon profitie-
ren können. - Danke schön. 

(Beifall bei der CDU) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Möring. - Herr Noack, bitte. 

Horst Noack (SPD): Sehr geehrte Frau Bürger-
meisterin! Meine Damen und Herren! Ein Weih-
nachtsticket ist im Prinzip eine gute Idee, auch 
wenn man nach Aussagen des VRS die Erfah-
rungen in Stuttgart, auf die Sie in Ihrem Antrag 
verweisen, eher verhalten beurteilt. Es versteht 
sich von selbst, dass die Einführung eines neuen 
Tickettyps aufgrund der einzubeziehenden Ent-
scheidungsgremien in diesem Jahr nicht mehr 
umsetzbar sein kann, Herr Möring, auch wenn 
durch die Presseberichterstattung fälschlicher-
weise dieser Eindruck entstanden sein mag.  

Köln ist nicht Lummerland mit nur einer Lokomo-
tive. Köln ist Mitglied im Verkehrsverbund Rhein-
Sieg mit neun Mitgliedskörperschaften, an dem 
35 Unternehmen beteiligt sind, die nach einem 
komplizierten Einnahmenaufteilungsmodus ent-
scheiden. Selbst eine theoretisch denkbare In-
sellösung für Köln müsste trotzdem im Beirat des 
Verkehrsverbunds beschlossen werden, der be-
reits am 20. Oktober, also nächste Woche, tagt. 
Eine Verbundlösung, die sinnvollerweise ange-
strebt werden sollte, um das Umland von Köln 
einzubeziehen, damit der gewünschte Entlas-
tungseffekt erreicht wird, müsste am 9. Dezem-
ber in die Verbandsversammlung eingebracht 
werden - Sie, Herr Möring, als Vorsitzender der 
Verbandsversammlung wissen dies - und für den 
Fall, dass es beschlossen würde, anschließend 
vermarktet werden, was schlichtweg zeitlich nicht 
mehr durchführbar ist. Außerdem hat die DB Re-
gio ihr Vertriebssystem für diesen Zeitraum be-
reits abgeschlossen. Somit wäre die DB über-
haupt nicht mehr miteingebunden.  

Die Einführung eines Weihnachtstickets sollte 
auch unter Einbeziehung des Kölner Einzelhan-
dels - es gibt auch dafür Modelle - und anderer 
Beteiligten gut vorbereitet werden. Erst wenn ei-
ne für den VRS und die Stadt Köln optimale 
Ausgestaltung erarbeitet worden ist, können die 

zuständigen Gremien fachlich und politisch ent-
scheiden. Deshalb beantragen die Fraktionen 
der SPD und der Grünen, den Antrag der CDU in 
einen Prüfauftrag umzuwandeln und das Ergeb-
nis im Verkehrsausschuss vorzulegen, damit ei-
ne saubere Lösung gefunden wird. - Ich danke 
Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Noack. - Herr Wolter, bitte. 

Andreas Wolter (Bündnis 90/Die Grünen): Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau 
Bürgermeisterin! Wir haben sehr viel Sympathie 
für Maßnahmen, die dazu beitragen, den Indivi-
dualverkehr zugunsten des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs zu entlasten. Wir freuen uns 
auch, dass die CDU das Thema aufgreift. Den-
noch bleiben für uns einige Fragezeichen. Auch 
deshalb wollen wir diesen Antrag in den Ver-
kehrsausschuss verweisen.  

Herr Möring, selbst wenn wir das heute be-
schließen würden, bekämen wir das bis zur Ad-
ventszeit nicht mehr durch die Gremien des 
VRS. Ich glaube nicht, dass wir das schaffen 
würden. Von daher ist Zeit, das in Ruhe zu bera-
ten. 

Aus Ihrem Antrag geht leider nicht konkret her-
vor, was Sie begehren, ganz abgesehen davon, 
dass Sie Weihnachtsticket schreiben, aber die 
Adventswochenenden meinen. Wir wollen schon 
geklärt wissen, inwiefern der Handel an solchen 
Aktionen beteiligt werden kann. Das sollte man 
in Ruhe abklären, ehe man den Ticketwunsch 
formal an den VRS weitergibt.  

Aus Ihrem Antrag geht auch nicht klar hervor, für 
wen dieses Angebot gelten soll: Wird es nur den 
Kölnern angeboten? Wird es nur in Köln angebo-
ten? Gilt das Angebot im gesamten VRS? Dazu 
hätten wir uns konkretere Aussagen in Ihrem An-
trag gewünscht. 

Mein Vorredner, Herr Noack, hat die Einnah-
menaufteilung angesprochen. Das ist sicherlich 
das Komplizierteste an dieser Sache. Auch hier 
muss geklärt werden: Was bekommt die Bahn, 
was bekommt die RVK, was bekommt die KVB, 
und was kostet das die Stadt?  

Eine zentrale Frage ist auch, ob das zusätzliche 
Ticket zu einem realen Kundenzuwachs führt 
oder lediglich Mitnahmeeffekte erzielt werden.  
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Sie haben den Verkehrskollaps hier in der Stadt 
angesprochen. Auch Bahnen und Busse sind an 
den Adventswochenenden stets stark überfüllt. 
Der Zugang zum Hauptbahnhof musste letztes 
Jahr zeitweise reglementiert werden, weil nichts 
mehr vor- und nichts zurückging. Die Zustände 
auf den Bahnsteigen waren chaotisch. Der Kol-
laps findet also auch dort statt, wobei ich an die-
ser Stelle hervorheben möchte - ein Vertreter der 
KVB ist ja heute hier -, dass die KVB die Beför-
derung großer Menschenmengen bei solchen 
Veranstaltungen gut managt und einen guten 
Job macht.  

Für mich stellt sich allerdings die Frage, ob wir 
an solchen Wochenenden nicht grundsätzlich 
mehr rollendes Material, sprich: mehr Bahnen, 
zur Verfügung stellen müssen, um die Beförde-
rungsengpässe abzubauen. Ich glaube, das wä-
re eine wesentlich sinnvollere Maßnahme, als 
mit Preissenkungen zu versuchen, in das schon 
mehr als ausgelastete System möglicherweise 
noch mehr Menschen zu pressen.  

Grundsätzlich gehen wir gerne in diese Diskus-
sion. Wir haben, wie gesagt, Fragen, die wir ge-
klärt wissen wollen, und das möchten wir gerne 
im Verkehrsausschuss tun. - Danke schön. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Wolter. Herr Möring möchte noch ei-
ne Nachfrage an Sie stellen. Sind Sie damit ein-
verstanden? 

Andreas Wolter (Bündnis 90/Die Grünen): Ja. 

Karsten Möring (CDU): Lieber Herr Wolter! 
Meine Frage geht nicht nur an Sie, sondern auch 
an Herrn Noack. Sie kennen ja die Abläufe auch. 
Deshalb wissen Sie, dass wir durch einen Be-
schluss des Beirats im Sommer in der Lage wa-
ren, innerhalb von sehr kurzer Zeit ein Tarifange-
bot im Ergänzungsbereich Schülerverkehre zu 
machen. Von daher meine Frage: Stimmen Sie 
mir zu, dass es möglich ist, diese Prüfungen den 
beteiligten Verkehrsunternehmen zu überlassen, 
statt hier drei Schleifen zu ziehen? Es geht um 
die Finanzierung. Wir haben Muster. Da funktio-
niert die Einnahmenaufteilung. Da gibt es Tarife, 
an die man sich anlehnen kann. Ich will nicht 
ausschließen, dass es nicht klappt. Aber ich 
möchte, dass alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden, damit dieses Ticket schon dieses Jahr 
Weihnachten angeboten werden kann. Das wür-

de mit dem Beschluss zu Ihrem Änderungsan-
trag aber definitiv nicht mehr möglich sein. 

Andreas Wolter (Bündnis 90/Die Grünen): Nein. 
So wie ich die Gremien kenne, gehe ich davon 
aus, dass wir das nicht schaffen. Sowohl der Bei-
rat als auch die Zweckverbandsversammlung 
müssen eingebunden sein. Wir haben ein Schü-
lerticket, wir haben ein Sozialticket. Letzteres ist 
noch nicht entschieden; darüber diskutieren wir 
schon seit einem Jahr. Das Schülerticket haben 
wir auch nicht im Hauruckverfahren entschieden, 
darüber wurde etliche Monate diskutiert. Ich ge-
he davon aus, dass wir zu diesem Ticket eine 
längere Diskussion führen werden. Das geht 
nicht von heute auf morgen. 

(Karsten Möring [CDU]: Wenn Sie die 
führen, haben wir die!) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Wolter. - Wir haben die gute Gele-
genheit, Herrn Hofmann für die KVB zu Wort 
kommen zu lassen, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen. - Bitte schön, Herr Hofmann. 

(Ralph Sterck [FDP]: Sollte nicht zuerst 
die Politik sprechen und dann die KVB? 
Dann kann sie darauf antworten!) 

- Das können wir auch machen. Herr Hofmann, 
bitte gedulden Sie sich noch kurz. - Auf Wunsch 
der FDP spricht zunächst Frau Laufenberg. Bitte. 

Sylvia Laufenberg (FDP): Sehr geehrte Frau 
Bürgermeisterin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die FDP-Fraktion begrüßt die Initia-
tive zur Einführung eines Weihnachtstickets für 
den öffentlichen Nahverkehr im gesamten VRS-
Tarifraum.  

Gerade in der Adventszeit ist Köln durch seine 
Weihnachtsmärkte und Einkaufsmöglichkeiten 
ein Anziehungspunkt für Touristen und das ge-
samte Umland. Um diese Angebote noch attrak-
tiver zu gestalten, ist ein weiteres Sonderticket 
neben dem Karnevalsticket und dem CSD-Ticket 
wünschenswert. Dabei ist natürlich zu beachten, 
dass auch hier zwei Varianten eingeführt wer-
den, nämlich das Tagesticket für eine Person 
und das Tagesticket für fünf Personen; denn nur 
wenn ein preisgünstiges Tagesticket für fünf 
Personen eingeführt wird, werden Familien und 
Gruppen von diesem Angebot profitieren und es 
auch annehmen. Weiterhin gilt es, die Taktzeiten 
an den Adventswochenenden zu verbessern und 
eventuell weitere Sonderzüge einzusetzen.  
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Da das CSD- und das Karnevalsticket nicht über 
sechs Tage hinausgehen, bleibt jedoch abzuwar-
ten, inwieweit für alle vier Adventswochenenden, 
also zwölf Tage, ein Sondertarif realisierbar ist. 
Daher meine Frage an die KVB: Wie viele Per-
sonen haben dieses Jahr das Karnevalsticket 
und das CSD-Ticket in Anspruch genommen, 
und inwieweit kompensieren die Einnahmen den 
Sondertarif?  

Ich glaube, dass wir aufgrund der Erfahrungen 
mit dem Karnevals- und dem CSD-Ticket große 
Schlüsse auch auf die Einführung eines Weih-
nachtstickets werden ziehen können. Daher 
stimmt die FDP-Fraktion dem Antrag der CDU 
zu. Den Änderungsantrag von Rot-Grün können 
wir nicht mittragen, da auch wir es nicht für sinn-
voll halten, die Kosten auf den Einzelhandel und 
andere Unternehmen umzulegen. - Herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Frau Laufenberg. - Jetzt darf ich Herrn 
Hofmann das Wort erteilen. Bitte schön. 

Peter Hofmann (Kölner Verkehrs-Betriebe): 
Frau Bürgermeisterin! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Herr Möring, ich muss sagen, 
Ihr Vergleich der KVB mit der DB hat mich ein 
klein wenig bedrückt. 

(Karsten Möring [CDU]: War nicht pole-
misch gemeint!) 

Da ich in beiden Unternehmen tätig war bzw. in 
dem einen Unternehmen glücklicherweise auch 
noch tätig sein darf, darf ich Ihnen aus meiner 
Erfahrung sagen: Wir sind, was die Qualität und 
die Kundenfreundlichkeit betrifft, zwar noch nicht 
so weit, wie wir sein wollen, aber wir sind deut-
lich weiter als die Deutsche Bahn. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun hat man für mich die Messlatte relativ hoch 
gelegt, als man vorhin angekündigt hat, ich kön-
ne alle Fragen beantworten. Das würde die 
Ratssitzung wahrscheinlich erheblich abkürzen. 
Ich kann Ihnen unsere Einschätzung dazu lie-
fern. Es gilt vom Grundsatz her dasselbe, was 
eigentlich alle Vertreter hier gesagt haben. Wir 
begrüßen grundsätzlich alle Maßnahmen und al-
le Vorschläge, die geeignet sind, den ÖPNV in 
Köln und den ÖPNV im Verkehrsverbund Rhein-
Sieg zu stärken. 

Wir sind bei dem vorliegenden Vorschlag in der 
Tat ein klein wenig skeptisch. Das hat unter-
schiedliche Gründe. Zum einen meinen wir, dass 
die Rahmenbedingungen an Weihnachten an-
ders sind als an Karneval oder am Christopher-
Street-Day. 

(Karsten Möring [CDU]: Gott sei Dank! - 
Heiterkeit) 

Das hat nicht nur mit der Art und Weise zu tun, 
wie der jeweilige Tag begangen wird, sondern 
auch - das möchte ich betonen - mit der Fahr-
zeugauslastung und den Kontrollmöglichkeiten. 
Das nämlich sind ganz entscheidende Faktoren, 
wie wir die Nachfrage befriedigen können. 

Als Zweites sei darauf hingewiesen, dass nach 
bisherigen Erfahrungen - es ist Stuttgart zitiert 
worden - keine nennenswerten Mehrverkehre 
generiert werden konnten. 

Drittens sei darauf hingewiesen, dass unsere 
Fahrgäste bereits heute zu circa 90 Prozent Zeit-
tickets und Kooperationstickets nutzen. Das 
heißt, das Potenzial wird als relativ gering einge-
schätzt. Möglicherweise wären sogar Minderein-
nahmen zu befürchten, weil durchaus Wande-
rungsbewegungen von höherpreisigen zu preis-
günstigeren Tickets stattfinden könnten. 

Viertens ist darauf hinzuweisen, dass wir heute 
schon attraktive Tickets haben. Das Tagesticket 
ist angesprochen worden. Es wird in zwei Vari-
anten angeboten und wäre grundsätzlich auch 
geeignet, diesem Bedürfnis gerecht zu werden. 

Unterm Strich gesehen sagen wir: Der Vorschlag 
ist interessant. Man muss ihn sich sicherlich an-
schauen. Aber wir sind ein wenig skeptisch, was 
die Erfolgsaussichten anbetrifft.  

Die Antwort auf die Frage nach den Umsätzen 
und Fahrgastzahlen beim CSD- und beim Kar-
nevalsticket muss ich Ihnen leider schuldig blei-
ben. Ich habe die Zahlen jetzt nicht parat. Aller-
dings werden diese Tickets immer so kalkuliert, 
dass sie auf jeden Fall kostendeckend sind. Das 
heißt, wir kalkulieren etwaige Mindereinnahmen. 
Wir schauen, was an Mehrleistungen erbracht 
werden muss, und versuchen, diese Tickets 
dann so zu kalkulieren, dass sie kostendeckend 
sind. Das ist beim CSD-Ticket und beim Karne-
valsticket der Fall. 

Letzte Anmerkung: Auch nach meinen Erfahrun-
gen nicht nur in diesem Verkehrsverbund, ist es 
so, dass die Mühlen in der Tat eher langsam 
mahlen. Das heißt, ob es tatsächlich realistisch 
ist, schon für das kommende Weihnachtsfest zu 
einem Ergebnis zu kommen, wenn die einschlä-
gigen Gremien damit befasst werden müssen, 
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das würde auch ich mit einem Fragezeichen ver-
sehen. Ausgeschlossen ist es nicht. - Vielen 
Dank. 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Schö-
nen Dank, Herr Hofmann, für Ihre Beiträge. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich würde gern 
über den Ersetzungsantrag abstimmen lassen. 
Herr Möring? 

(Karsten Möring [CDU]: Wie lassen Sie 
insgesamt abstimmen?) 

- Zuerst über den Ersetzungsantrag. Wenn die-
ser durchgeht, brauchen wir nicht weiter abzu-
stimmen. 

Dann lasse ich jetzt darüber abstimmen. Wer ist 
gegen diesen Ersetzungsantrag? - Das sind die 
CDU, die FDP, pro Köln, Herr Hoffmann und 
Herr Zimmermann. Wer enthält sich? - Keine 
Enthaltungen. Dann ist dieser Ersetzungsantrag 
angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3.1.8 auf: 

3.1.8 Antrag der FDP-Fraktion betreffend 
„Aufwertung der Veedel im Stadtbezirk 
Innenstadt zu Stadtteilen“ 

 AN/1777/2011 

Herr Sterck spricht. 

Ralph Sterck (FDP): Mein Kollege Fraktionsge-
schäftsführer hat die Latte ja hoch gelegt, was 
die Anrede angeht. Deswegen will ich dem nicht 
nachstehen. - Werte Frau Bürgermeisterin, liebe 
Elfi! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Wenn ich von hier aus in Ihre Reihen blicke, se-
he ich zum Beispiel Alfred Schultz, der in der 
Severinstraße wohnt. Wenn man ihn fragen wür-
de, wo er wohnt, würde er natürlich antworten: 
Im Severinsviertel.  

(Alfred Schultz [SPD]: Im Vringsveedel!) 

- Noch besser: Im Vringsveedel. - In seinem 
Ausweis steht aber noch Altstadt-Süd.  

Kollege Frank wohnt, wenn ich es richtig weiß, 
im südlichen Teil der Eintrachtstraße. Was wür-
den Sie auf diese Frage antworten? Würden Sie 
sagen: Ich wohne im Ursula-Viertel, oder: Ich 
wohne im Eigelstein. 

(Martin Börschel [SPD]: Das geht nicht!) 

- Ich glaube auch nicht, dass er das tut. - Aber 
dass er auf die Idee kommt, zu sagen: Ich wohne 

in Altstadt-Nord, wie es in seinem Personalaus-
weis steht, ist eher unwahrscheinlich.  

Bei Kollegin Gordes ist es besonders interes-
sant. Sie wohnt am Kaiser-Wilhelm-Ring auf der 
Stadtinnenseite. Da würde doch wahrscheinlich 
jeder hier denken, dass dieser Teil noch zum 
Stadtteil Altstadt-Nord gehört, aber nein - das 
musste ich im Rahmen dieses Verfahrens ler-
nen -: Die Innenseite des Rings gehört noch zur 
Neustadt. Das heißt also, Frau Gordes, die sich 
sicherlich als Bewohnerin des Gereonsviertel 
fühlt, wohnt formal in der Neustadt-Nord. 

Weil das so ist und wir das unbefriedigend finden 
und weil das auch viele Bürgerinnen und Bürger 
unbefriedigend finden, haben wir vor zwei Jahren 
eine Initiative gestartet, die darauf abzielte, die 
Hauptsatzung dahin gehend zu verändern, aus 
den vier Stadtteilen Neustadt-Nord, Neustadt-
Süd, Altstadt-Nord und Altstadt-Süd kleinere 
Strukturen analog der Veedel zu bilden. Die da-
malige Initiative ist in den Medien, in der Öffent-
lichkeit, in der Bürgerschaft und auch in der Poli-
tik sehr positiv aufgenommen worden. Ich kann 
mich an sehr freundschaftlich geführte Diskussi-
onen in der Bezirksvertretung Innenstadt erin-
nern, in denen die SPD unsere Initiative sehr un-
terstützt hat.  

(Zuruf: Erfolglos!) 

Am Ende - das ist richtig - waren wir damit nicht 
erfolgreich. Irgendwann vor der Kommunalwahl 
ist diese Initiative im Bermudadreieck zwischen 
Rat, Bezirksvertretung und Verwaltung ver-
schwunden.  

Wir dachten, die Verwaltung sei längst dabei, 
das zu prüfen. Als wir aber in diesem Jahr noch 
einmal nachgefragt haben, mussten wir feststel-
len, dass noch gar nichts geprüft wird. Deswe-
gen haben wir in diesem Sommer eine neue Ini-
tiative gestartet. Uns geht es jetzt aber nicht 
mehr nur um eine Prüfung, sondern wir unter-
breiten nunmehr einen konkreten Vorschlag, den 
wir auch mit Unterstützung vonseiten der Verwal-
tung erarbeitet haben.  

Anfangs hatte ich gedacht, eigentlich müssten 
wir mit zwölf Stadtteilen in der Innenstadt aus-
kommen. Zwölf ist eine schöne Zahl: zwölf ro-
manische Kirchen, zwölf Stadttore; das kommt 
wunderbar hin. Aber wer traut sich denn, das Ur-
sula-Viertel und das Eigelsteinviertel zu einem 
Stadtteil zu verbinden? Haben sie nicht doch je-
weils eine eigene Identität? Deswegen schlagen 
wir jetzt 18 Stadtteile vor, eine Zahl, die durch-
aus okay ist, wenn man sieht, dass ein Stadtbe-
zirk wie Porz 16 Stadtteile und selbst der kleinste 
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Stadtteil Libur mit gerade mal 1 500 Einwohnern 
diesen Status hat.  

Wir haben uns auch des Instruments des Wohn-
platzes bedient - das gibt es ja in der Hauptsat-
zung bereits -, weil wir die Strukturen nicht noch 
weiter aufspalten wollten. Deswegen gibt es jetzt 
keinen eigenen Stadtteil Friesenviertel, sondern 
der ist Teil des Stadtteils Gereonsviertel.  

Es gibt schon zahlreiche Einteilungen bei der 
Stadtverwaltung. Im Entwicklungskonzept Innen-
stadt ist plötzlich von einem Pfälzer Viertel die 
Rede. Selbst als Kölner muss man schon gut 
überlegen, wo das liegt. Klar, Pfälzer Straße, 
Trierer Straße. Aber diesen Begriff hat bisher 
keiner benutzt. In diesem Konzept gibt es auch 
ein Komponistenviertel. Ja gut, wir haben eine 
Beethovenstraße, eine Händelstraße und eine 
Richard-Wagner-Straße. Aber wer redet denn 
schon von Kommunistenviertel? 

(Martin Börschel [SPD]: Nicht Kommu-
nistenviertel: Komponistenviertel! - Hei-
terkeit) 

- Oh Gott, was einem hier alles rausrutscht. 

(Heiterkeit)  

Beim Bewohnerpark gibt es ein Viertel namens 
Südbahnhof. Natürlich, aber auch das wird in der 
Praxis sicherlich nicht so genannt.  

Ich habe auch gelernt, dass der Stadtkonserva-
tor zum Beispiel die Stadtteile ganz anders ein-
teilt. Da wird gesagt, alles, was außerhalb der 
Wälle - also nicht der Ringe, sondern der Wälle - 
liegt, ist Neustadt. Diese Entscheidung ist histo-
risch betrachtet natürlich richtig. Also, selbst in-
nerhalb der Verwaltung gibt es unterschiedliche 
Herangehensweisen. 

Neben den Daten, die schon vorlagen, haben wir 
uns an den historischen Strukturen orientiert, al-
so am römischen Köln oder auch am mittelalter-
lichen Köln. Wir haben dazu eine Bürgerbefra-
gung durchgeführt. Beispielsweise haben wir 
Leute, die in der Richard-Wagner-Straße woh-
nen, gefragt, welchem Viertel sie sich zugehörig 
fühlen: dem Belgischen Viertel oder eher dem 
Rathenauviertel. Wir wollten wissen, wo da die 
Grenzen sind. Daraus haben wir dann den Vor-
schlag entwickelt, der Ihnen heute hier vorliegt. 

Frau Bürgermeisterin, Sie haben recht: Meine 
Zeit ist abgelaufen. 

(Heiterkeit) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Das 
habe ich nicht gesagt. 

Ralph Sterck (FDP): Ich habe ja Ihre Geste ver-
standen. - Mir ist im Vorfeld schon signalisiert 
worden, dass wir das in dieser Form heute noch 
nicht direkt beschließen werden - das ist okay; 
die Verwaltung muss das noch einmal prüfen; 
vielleicht muss auch die Bezirksvertretung dazu 
angehört werden -, aber dass wir heute eine ent-
sprechende Prüfung beschließen könnten. Ich 
würde mich freuen, wenn wir das nicht kaputtprü-
fen. Der Oberbürgermeister ist jetzt leider nicht 
im Saal; aber diesen Wunsch würde ich an die 
Verwaltungsbank weitergeben. Man kann alles 
kaputtprüfen, man kann alles auf die lange Bank 
schieben. Wir wissen aber auch, dass man, 
wenn ein Vorhaben von der Verwaltung unter-
stützt wird, auch lösungsorientiert prüfen und zu 
einem Ergebnis kommen kann.  

Ich möchte Ihnen dazu noch eine Zuschrift über-
geben, die wir im Rahmen des Verfahrens be-
kommen haben, und zwar von einer Dame na-
mens Hildegard Kellmüller#, die an die FDP-
Fraktion Folgendes geschrieben hat: 

Ihr Vorschlag, unsere Stadt in benannte 
Viertel einzuteilen, ist meines Erachtens 
super. Bitte machen Sie schnell. Ich bin 
84 Jahre alt und freue mich darüber, im 
Ursula-Viertel wohnen zu können. 

Herr Frank, wahrscheinlich eine Ihrer Nachbarin-
nen. 

(Jörg Frank [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Kenn ich nicht!)  

In diesem Sinne, meine Damen und Herren: Wir 
können es gerne prüfen lassen, aber ich wäre 
dankbar, wenn uns bis zur Sommerpause 2012 
ein Ergebnis vorliegen würde. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Herr Sterck. - Herr Börschel, bitte. 

Martin Börschel (SPD): Frau Bürgermeisterin, 
liebe Elfi! Sehr geehrte Damen und Herren! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen, insbesondere der 
FDP-Fraktion! Ich will für die SPD-Fraktion eine 
Vorbemerkung machen: Es gibt in Köln weiß 
Gott wichtigere Probleme, als sich um die Eintei-
lung in Stadtviertel zu kümmern. 

(Beifall bei der SPD, dem Bündnis 
90/Die Grünen und der FDP) 

Aber ich will frank und frei für die SPD-Fraktion 
sagen: Wir finden die Idee der FDP gut. Deswe-
gen finden wir auch, dass man ernsthaft prüfen 
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und erwägen sollte, sie dort, wo sie passt, zu 
übernehmen und sie dort, wo sie verändert wer-
den muss, zu verändern. 

Sie haben gerade darauf hingewiesen, dass un-
sere Kolleginnen und Kollegen in der Bezirksver-
tretung Innenstadt auch schon Ihre damalige Ini-
tiative, wenngleich sie einige Wahlkampfelemen-
te enthalten hat, positiv begleitet haben. 

Im Ergebnis will ich vorwegnehmen, was wir hier 
beantragen möchten - Sie haben das gerade an-
gedeutet; wir haben das ja abgesprochen -: Wir 
würden die Verwaltung bitten und beauftragen 
wollen, in der Tat alle Vor- und Nachteile, alle 
Usancen dieser Überlegungen zu überprüfen, 
die Ergebnisse dieser Prüfung dann in die Be-
zirksvertretungen - ich komme gleich darauf zu-
rück, warum ich hier den Plural verwende - zu 
geben und am Ende die gesamte Angelegenheit 
einschließlich der Voten über den AVR wieder in 
den Rat zu geben. Damit kann eine Endlos-
schleife vermieden und der Prozess so oder so 
möglichst bald abgeschlossen werden. 

Wir wollen allerdings anregen, noch einige weite-
re Punkte in die Prüfung mit aufzunehmen; denn 
nach meinem Eindruck hat sich die FDP ab ei-
nem gewissen Punkt - ich sage es einmal ganz 
freundschaftlich - ein wenig selbst im Wege ge-
standen, und zwar ab dem Punkt, wo man von 
der Idee getrieben war, es müssen Stadtteile ge-
ändert werden. Sobald das die Vorgabe war, 
führte das zu Vorschlägen - man kann ja keine 
weißen Flecken haben; deshalb musste jedes 
Gebiet mit einem Stadtteilnamen versehen wer-
den -, die, vorsichtig gesagt, ein bisschen be-
müht wirken. Sei es das Capitol-Viertel oder das 
Opernviertel: Ich kenne, ehrlich gesagt, nieman-
den, der das so nennt. Deswegen meine ich, 
dass sich ab diesem Punkt eine gewisse Schwä-
che eingeschlichen hat. 

Ein zweiter Punkt, der natürlich auch mit in die 
Prüfung aufgenommen werden muss, betrifft die 
Frage der Bürokratie. Die FDP möchte ja sonst 
Bürokratie eher abbauen als aufbauen. Deswe-
gen finde ich, dass man sehr wohl bedenken 
sollte, ob und, wenn ja, zu welchen wahlrechtli-
chen und statistischen Problemen das Ganze am 
Ende führen kann. Ich weise darauf hin, dass es 
zum Beispiel wahlrechtlich vorgeschrieben ist, 
dass sich Stimmbezirke immer innerhalb eines 
Stadtteils befinden müssen. Je nachdem, wie 
man das schneidet, kann das in der Innenstadt 
zu ganz furchtbar vielen Veränderungen von 
Stimmbezirken und damit auch von Wahlkreisen 
und Ähnlichem führen; das ist zumindest theore-
tisch denkbar. Der erforderliche Aufwand wäre 
also enorm.  

Ein weiteres Bedenken, das möglicherweise mit 
aufgenommen werden muss, betrifft die Statistik. 
Wie bekommt man die historische Vergleichbar-
keit von Daten hin? Kollege Sterck hat zwar rich-
tigerweise darauf hingewiesen, dass es in man-
chen Dingen auch jetzt schon sehr kleinräumige 
Betrachtungen gibt, in anderen wiederum nicht. 
Wir jedenfalls haben schon ein hohes Interesse 
daran, dass man bei der Erhebung von Daten 
die Historie immer weiter nachvollziehen kann. 
Man muss einfach aufpassen, dass es da nicht 
zu einem Bruch kommt und zehn Jahre abge-
wartet werden müssen, ehe die Vergleichbarkeit 
erneut gegeben ist. Wir wollen nicht, dass da-
durch ein Timelag entsteht. Deshalb muss man 
da aufpassen. 

Ich will nun aber auf das Ziel der Initiative zu-
rückkommen, die wir, wie gesagt, sehr unterstüt-
zen. Ziel war es doch, wenn ich es richtig ver-
standen habe, die Verbundenheit der Kölnerin-
nen und Kölner mit ihrem Veedel zum Ausdruck 
zu bringen, sie zu stärken, sie - ich sage es ein-
mal ein wenig übertrieben - erlebbar zu machen. 
Das kann man optisch machen, indem man in 
geeigneter Weise an Beschilderung - um Gottes 
willen keinen Schilderwald! - denkt oder indem 
man bei Schriftstücken und Dokumenten Mög-
lichkeiten schafft.  

Das vielleicht Entscheidende ist Ihre Idee, die 
Sie am Ende aber leider verworfen haben, näm-
lich die Wohnplätze, die ja schon in der 
Hauptsatzung stehen, wieder hervorzuheben. 
Schon jetzt haben wir Köln etliche Veedel, mit 
denen sich die Menschen verbunden fühlen, die 
aber keine Stadtteile sind. Denken Sie an Kriel in 
Sülz oder an etliche Viertel in der Innenstadt, die 
Sie angesprochen haben. Denken Sie an Mars-
dorf, das formell zu Junkersdorf gehört. Denken 
Sie an die Rheindörfer in Merkenich wie Feld-
kassel, Langel usw. Da sind wir übrigens der 
Meinung: Gleiches Recht für alle. Die Idee, zu 
sagen, wie kann ich mein Veedelsgefühl auch 
administrativ stärker wiederfinden, bleibt ja rich-
tig.  

Vielleicht ist deswegen der Gedanke ganz gut, 
gar nicht so sehr bei der formellen Stadtteilab-
grenzung zu bleiben, sondern zu überlegen: Wie 
kann man diese Identität über das formal Admi-
nistrative hinaus, das bis auf wenige Punkte so-
wieso keinen interessiert, neu zum Ausdruck 
bringen und verstärken? Dazu könnte man bei-
spielsweise im Personalausweis die Wohnplätze 
hinzufügen. Dann würde im Ausweis von Jörg 
Frank stehen: „Altstadt-Nord (Ursulaviertel)“ oder 
in dem von Ralph Sterck „Neustadt-Nord (Ag-
nesviertel)“ oder - wer kommt aus Sülz? - in dem 
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von Eva Bürgermeister: „Sülz (Kriel)“. Aber ich 
glaube, sie wohnt gar nicht in Kriel. 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Mich 
könntest du nehmen mit Kriel! Kriel ist Linden-
thal. 

Martin Börschel (SPD): Kriel ist Lindenthal? Ich 
behaupte: Sülz. Da halte ich eine Wette dage-
gen. 

(Ralph Sterck [FDP]: Nein!) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Sofort! 
Unter Zeugen! 

Martin Börschel (SPD): Ist egal, ich zahle ger-
ne. - Lange Rede, kurzer Sinn. Im Personalaus-
weis - ich habe extra noch einmal nachge-
schaut - gibt es zwei Zeilen, in denen man die 
Stadt, den Stadtteil und gegebenenfalls einen 
Wohnplatz eintragen kann. Das könnte mögli-
cherweise den einen oder anderen Teil des An-
liegens lösen helfen.  

Ich finde, all diese Überlegungen sollte die Ver-
waltung ernsthaft prüfen. Wir erwarten, dass sie 
die Ergebnisse dann zurück in den Rat gibt. Das 
Ganze soll also nicht totgeprüft werden. Auf die 
Ergebnisse sind wir gespannt. - Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Schö-
nen Dank, Herr Börschel. - Frau Gärtner, bitte. 

Ursula Gärtner (CDU): Frau Bürgermeisterin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte hier 
nicht die Aspekte wiederholen, die bereits ange-
sprochen worden sind. Wir möchten uns bewusst 
heute noch nicht inhaltlich äußern. Das ist eine 
Angelegenheit, die vor allen Dingen den Stadt-
bezirk Innenstadt betrifft. Deshalb ist uns wichtig, 
zunächst einmal zu hören, was die Bezirksvertre-
tung Innenstadt dazu sagt. Dann werden wir uns 
dazu äußern. Deshalb auch von unserer Seite 
die Bitte, das zunächst einmal in die Bezirksver-
tretung Innenstadt zu geben. - Danke. 

(Beifall bei der CDU) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Danke 
schön, Frau Gärtner. - Frau Moritz, bitte. 

Barbara Moritz (Bündnis 90/Die Grünen): Frau 
Bürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Her-
ren! Zunächst einmal: Es imponiert mir, mit wie 
viel Leidenschaft und Eifer Sie, Herr Sterck, wäh-
rend der Sommerferien dieses Thema weiterver-
folgt haben. Es beeindruckt mich tatsächlich im-
mer, wenn sich jemand für eine Sache so ein-
setzt. 

Ich habe mich bis jetzt nicht unwohl gefühlt, dass 
in meinem Ausweis Neustadt-Süd steht. Obwohl, 
ich sage immer: Ich komme aus der Südstadt. 
Ich habe das ein bisschen tiefer gehängt und ge-
sagt: Eigentlich sollte die Verwaltungssprache 
nicht allzu weit entfernt sein von der Sprache der 
Menschen; denn dafür gibt es keinen Grund. Die 
Sprache und die Realität der Menschen sollten 
maßgeblich sein.  

Dann habe ich in die Hauptsatzung nachge-
schaut, wie das in den anderen Bezirken gere-
gelt ist. Ich habe mir das extra aufgeschrieben. 
Es sind ja neun Bezirke; das kann man nicht al-
les behalten. Also: Mit 18 Stadtteilen toppen Sie 
natürlich alles, was an Bestand da ist. Der füh-
rende Stadtbezirk ist Porz mit 16 Stadtteilen, 
auch der Stadtbezirk VI, Chorweiler, ist mit zwölf 
Stadtteilen ganz gut vertreten. Aber das hängt 
einfach damit zusammen, dass es dort unglaub-
lich viele Dörfer gibt, die nicht in einem engeren 
Zusammenhang mit anderen Siedlungsberei-
chen stehen. Das haben wir in vielen Stadtbezir-
ken. 

Übrigens wusste ich gar nicht, dass es Wohn-
platz heißt; ich kenne nur den Begriff „Wohnort“. 
Aber gut, jetzt weiß ich, dass das, was in Klam-
mern steht, der Wohnplatz ist. Ich bin gespannt, 
ob wir, wenn wir jetzt so tief in dieses Thema 
einsteigen, genau definieren können, wo hört der 
Stadtteil auf und wo fängt der Wohnplatz an, was 
ist ein Viertel und was ist ein Block.  

Da aber auch wir Grünen ein großes Faible für 
Kleinteiligkeit haben, hegen wir Sympathie für Ih-
ren Antrag, Herr Sterck, auch wenn ich persön-
lich glaube, dass Sie im Eifer des Gefechts ein 
bisschen zu weit gesprungen sind. Die Leiden-
schaft hat sie mitgerissen. In Ihrem Antrag finden 
sich Bezeichnungen, die tatsächlich nicht ge-
bräuchlich sind. Die Leute sagen nicht: Ich woh-
ne im Waidmarktviertel, sondern sie sagen, 
wenn überhaupt, Georgsviertel. Ganz klar. Das 
weiß ich definitiv. Ich bin aber auch der Meinung, 
dass man das zu einem Wohnplatz machen 
kann, obwohl mir das Wort „Wohnplatz“ über-
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haupt nicht gefällt. Wohnplatz hört sich ganz 
grauenhaft an. 

(Martin Börschel [SPD]: Das können wir 
gleich mitändern!) 

Auf jeden Fall könnte man das auch dem Seve-
rinsviertel zuschlagen bzw. es in Klammern set-
zen.  

Ich meine, wir sollten es nicht übertreiben, son-
dern auf dem Boden bleiben. Wir sollten erstens 
überprüfen, ob das, was Sie vorschlagen, tat-
sächlich der allgemein übliche Sprachgebrauch 
ist. Das ist in Einzelfällen nicht der Fall. Agnes-
viertel, Eigelsteinviertel, Südstadt sind gebräuch-
lich, andere Namen wiederum nicht. Das hat 
Martin Börschel ja hier auch schon angemerkt.  

Zweitens sollten wir prüfen lassen, was das kos-
tet und wie aufwendig das Ganze ist. Das möch-
te ich auch gerne wissen. Martin Börschel will 
das jetzt gleich auf die ganze Stadt ausdehnen 
nach dem Motto „Gerechtigkeit für alle“, obwohl 
man zugeben muss, dass die Innenstadt im Mo-
ment schwer benachteiligt ist, denn sie hinkt al-
len anderen Stadtbezirken diesbezüglich hinter-
her. 

Dann muss der Fachausschuss - das ist in dem 
Fall die Bezirksvertretung I - dazu nicht nur ge-
hört werden, sondern sie soll darüber beraten. 
Ich würde es toll finden, wenn sie erst dann dar-
über berät, wenn die Verwaltung ihren Senf da-
zugetan hat, und nicht andersherum. Sie soll 
wissen, was die Verwaltung dazu zu sagen hat, 
wie aufwendig und wie teuer das ist. Danach soll 
sie es beraten, und dann geht das zurück an den 
Rat. 

Ehrlich gesagt, Herr Börschel, ich habe ein biss-
chen Schiss, das Vorhaben auf die ganze Stadt 
zu übertragen. Ich kann das zwar verstehen, 
aber Ralph Sterck hat ja darum gebeten, es nicht 
totzuprüfen. Das Wort „totprüfen“ merke ich mir. 
Ich bin auch nicht fürs Totprüfen, aber wenn das 
für alle Stadtteile gelten soll, sehe ich da schon 
eine gewisse Gefahr. In Porz hatten wir das zum 
Beispiel im letzten Jahr. 

(Ralph Sterck [FDP]: Finkenberg!) 

- Genau. - Finkenberg wurde neu zum Stadtteil 
erhoben, was ja eine Art Ritterschlag ist. Damals 
haben wir das ja auch nicht auf alle Stadtbezirke 
übertragen. Es wird vielleicht nicht ein Totprüfen, 
aber ich befürchte zumindest ein Komaprüfen. 
Also, schauen wir erst einmal, was bei der Prü-
fung herauskommt. 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Sind 
Sie mit einer Zwischenfrage einverstanden? 

Barbara Moritz (Bündnis 90/Die Grünen): Nein, 
bin ich nicht; denn ich bin schon am Ende. 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Vielen 
Dank, Frau Moritz. - Herr Wiener, bitte. 

Markus Wiener (pro Köln): Frau Bürgermeiste-
rin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich 
möchte den Antrag der FDP folgendermaßen 
charakterisieren: Schadet nichts, bringt nichts, 
wird am Ende wahrscheinlich eh nicht umge-
setzt.  

Darüber hinaus frage ich mich, ob Köln keine 
ernsthafteren oder größeren Probleme hat. 

(Zuruf: Doch! Viele!) 

- Vielen Dank für die Zustimmung. Das sehe ich 
ähnlich. - Nichtsdestotrotz ist es eine ganz nette 
Idee. Sie hat einen gewissen Charme. Weil sich 
die FDP im Sommer so viel Mühe damit gegeben 
hat, sollte man das auch honorieren. Pro Köln 
will da auch nicht abseits stehen. Gerne stimmen 
wir zu, dass das geprüft wird. - Vielen Dank. 

(Beifall bei pro Köln) 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Herr 
Sterck, bitte. 

Ralph Sterck (FDP): Frau Bürgermeisterin! Ich 
möchte noch zwei, drei Argumente aus der De-
batte aufgreifen.  

Barbara Moritz hat die Rekordhalter Porz mit 16 
Stadtteilen und Chorweiler mit zwölf Stadtteilen 
genannt, wobei man das natürlich auch ins Ver-
hältnis zur Einwohnerzahl setzen muss. Die In-
nenstadt hat nicht nur eine ganz andere Historie, 
sie ist auch bezüglich der Einwohnerzahl gar 
nicht mit Chorweiler vergleichbar. 

(Zuruf von der CDU: Was?) 

- Chorweiler ist der Stadtbezirk mit der gerings-
ten Einwohnerzahl. Ich bin gerne bereit, jede 
Wette einzugehen. Es sind etwa 85 000. Die In-
nenstadt hat über 100 000. Von daher kommt 
das hin. 

Martin Börschel hat das Thema Wahlrecht ange-
sprochen. Ich will das nicht kleinreden; das wird 
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schon Aufwand sein. Ich finde aber, Martin, ge-
rade in der Innenstadt sind die jetzigen Wahl-
kreise regelrecht zusammengewürfelt. Das hat 
zum Beispiel dazu geführt, dass es Wahlkreise 
gibt, die sich über den Rhein bis nach Deutz 
erstrecken, weil nur so die erforderliche Einwoh-
nerzahl erreicht wird. 

(Martin Börschel [SPD]: Das Problem 
bleibt!) 

- Ja, ich weiß, dass wir das Problem haben. Aber 
wenn du dir anschaust, wie die Wahlkreise ge-
schnitten sind, erkennst du, dass sie mit ge-
wachsenen Strukturen, mit Veedeln nichts mehr 
zu tun haben. Ich würde es gerade gut finden, 
wenn die einzelnen Ratsvertreter, die dort kandi-
dieren, sagen könnten: Ich bin euer Kandidat für 
das Eigelsteinviertel, das Kunibertsviertel oder 
das Ursula-Viertel. 

(Martin Börschel [SPD]: Das machen 
wir doch eh schon!) 

- Ja, aber heute sind dort einzelne Zacken he-
rausgeschnitten, die mit den eigentlichen Struk-
turen gar nichts mehr zu tun haben. Deswegen 
wird das mit Aufwand verbunden sein. Mögli-
cherweise wird man sich zur Kommunalwahl 
2014 umstellen müssen. Aber ich glaube, wir 
werden mit dem neuen System glücklicher sein, 
als wir es mit dem jetzigen System sind. 

Sowohl Frau Moritz als auch Herr Börschel ha-
ben angezweifelt, ob die Menschen die von uns 
benannten Viertel auch so annehmen, zum Bei-
spiel das Opernviertel. Ja, das wurde in unserer 
Arbeitsgruppe problematisiert: Es bleibt eine 
Restfläche. Komisch, dass die starke Identität, 
die wir sonst feststellen konnten, bei dieser Rest-
fläche - entschuldigen Sie, Herr Kulturdezernent, 
dass ich diesen Begriff verwende - am gerings-
ten ausgeprägt ist. Das hat möglicherweise da-
mit zu tun, dass dieses Viertel nach dem Krieg 
völlig neu aufgebaut werden musste. Wir haben 
das am größten öffentlichen Gebäude, der Oper, 
festgemacht, aber man kann auch zu anderen 
Lösungen kommen. Beim Waidmarkt, einem 
Vorschlag von Herrn Euler-Schmidt vom Stadt-
museum, gäbe es natürlich auch die Alternative 
„Gereonsviertel“ oder es direkt ins Severinsvier-
tel zu integrieren, gar keine Frage.  

Aber bei einer Sache muss ich Ihnen widerspre-
chen, Herr Börschel: Wir aus der nördlichen In-
nenstadt sehen das vielleicht nicht so, auch ich 
hätte das Kapitol-Viertel früher nicht für so be-
deutsam gehalten. Aber bei der Bürgerbefra-
gung, die wir gemacht haben, haben Leute aus 
der Kasinostraße, aus der Agrippastraße, aus 
der Sternengasse und vom Marienplatz gesagt, 

sie fühlen es so, sie möchten im Kapitol-Viertel 
wohnen. Deswegen haben wir das so aufge-
nommen.  

Auf das gesamte von uns gesammelte Material 
kann man zurückgreifen. Ich glaube, wir haben 
der Verwaltung eine ganze Menge an die Hand 
gegeben. Ich würde mich freuen, wenn Sie, Herr 
Stadtdirektor, es schaffen würden, uns das Er-
gebnis der Prüfung bis zur Sommerpause des 
kommenden Jahres vorzulegen - sehe ich Sie 
dazu nicken? -, damit wir in der Sache weiter-
kommen. - Herzlichen Dank. 

Bürgermeisterin Elfi Scho-Antwerpes: Herr 
Sterck, ich glaube, es ist jetzt alles verstanden. 

Wir können jetzt abstimmen.  

(Götz Bacher [SPD]: Schade, dass die 
Diskussion schon zu Ende ist!) 

- Ihr könnt sie ja demnächst in euren BVen fort-
setzen. - Ich lasse jetzt über den Änderungsan-
trag abstimmen, so wie Herr Börschel ihn eben 
vorgetragen hat. Es geht in die Prüfung zur Ver-
waltung unter Einbeziehung der Bezirksvertre-
tungen und dann zurück in den Rat. Darüber las-
se ich jetzt abstimmen. Wer ist gegen diesen 
Änderungsantrag? - Die Linke und Herr Zim-
mermann. Wer enthält sich? - Keine Enthaltun-
gen. Dann ist dieser Änderungsantrag ange-
nommen. 

Ich lasse über den Ursprungsantrag abstimmen.  

(Zuruf: Das brauchen wir nicht mehr!) 

Ich lasse jetzt über den Antrag der FDP in der 
geänderten Fassung abstimmen. Wer ist dage-
gen? - Herr Zimmermann und die Linke. Gibt es 
Enthaltungen? - Keine Enthaltungen. Dann ist 
dieser Antrag angenommen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungs-
punkt. 

(Martin Börschel [SPD]: Was war die 
zweite Abstimmung?) 

- Der Antrag der FDP in der geänderten Fas-
sung. 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Der ist doch 
verwiesen! Das ist doch nur ein Prüfauf-
trag!) 

- Ja, es bleibt dabei: Er ist verwiesen. 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Es wurde 
zweimal über das Gleiche abgestimmt, 
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hoffe ich! - Martin Börschel [SPD]: Der 
Antrag ist verwiesen!) 

- Genau. Der Änderungsantrag ist verwiesen in 
die BVen und dann zurück in den Rat. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3.1.9 auf: 

3.1.9 Antrag der Fraktion pro Köln betreffend 
„Ausstellung zum 150. Todestag von 
Dombaumeister Ernst Friedrich Zwir-
ner“ 

 AN/1764/2011 

Herr Uckermann.  

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Bitte 
schön, Herr Uckermann.  

Jörg Uckermann (pro Köln): Meine Damen und 
Herren! Herr Oberbürgermeister! Bei den wichti-
gen Themen sind Sie wieder anwesend; das 
freut mich sehr. Wir haben auch etwas zur Identi-
tät beizutragen. Die Sitzungsleiterin, die Sie bis 
eben vertreten hat, hat lediglich Tagesordnungs-
punkt 3.1.9 aufgerufen, ohne zu sagen, worum 
es dabei geht. Darum will ich Ihnen das noch 
einmal zur Kenntnis geben. Es geht hier um eine 
Ausstellung zum 150. Todestag von Dombau-
meister Ernst Friedrich Zwirner.  

In einer Sache sind wir uns alle einig: Alle Kölner 
lieben ihren Dom und identifizieren sich mit ihm, 
egal, ob sie am Hafen, im Georgs- oder im 
Waidmarktviertel wohnen. Der Dom ist auch 
deutschlandweit ein Gebäude, das geliebt wird. 
In Berlin gibt es derzeit eine Ausstellung zum 
150. Todestag des Dombaumeisters, des Vol-
lenders des Kölner Doms. Sie wissen sicherlich 
alle, dass nach 600 Jahren Bautätigkeit unter 
König Friedrich Wilhelm IV. der Dom auch als 
Zeichen der nationalen Einheit vollendet wurde. 
Das ist den Berlinern eine Ausstellung wert.  

Wir haben recherchiert. Diese Ausstellung könn-
te man sehr gut hier im Spanischen Bau im 
Lichthof zeigen. Das ist ja ein Ausstellungsort für 
solche Themenausstellungen, der auch der Be-
völkerung zugänglich ist. Wir sollten uns diese 
Chance nicht entgehen lassen. Kosten bis auf 
den Transport würden uns als Stadt Köln nicht 
entstehen. Aber wir können den Kölnerinnen und 
Kölnern wieder einiges von ihrer Geschichte nä-
her bringen. Vor dem Hintergrund bitte ich Sie 
um Zustimmung. - Danke. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr Pro-
fessor Quander, bitte dazu. 

Beigeordneter Prof. Georg Quander: Sehr ge-
ehrter Herr Oberbürgermeister! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Herr Uckermann, ich 
stimme Ihnen zu, dass der Kölner Dom nicht nur 
eines der bekanntesten Bauwerke Europas, 
sondern auch - und das zu Recht - das Haupt-
identifikationsmerkmal der Kölnerinnen und Köl-
ner ist, dass die 600 Jahre lange Baugeschichte 
dieses Gebäudes von besonderer Bedeutung ist 
und Interesse bei vielen findet und dass in seiner 
Vollendung insbesondere im 19. Jahrhundert na-
türlich Herr Zwirner eine herausragende Rolle 
gespielt hat.  

Aus ebendiesem Grunde hat unser Kölnisches 
Stadtmuseum vor knapper Jahresfrist unter Lei-
tung seines neuen Direktors, Herrn Kramp, eine 
Ausstellung zum Kölner Dom und insbesondere 
zur Vollendung des Kölner Doms im 19. Jahr-
hundert gemacht unter dem Titel „Der kolossale 
Geselle“, eine viel beachtete und von vielen Köl-
nerinnen und Kölnern und Auswärtigen besuchte 
Ausstellung. In dieser Ausstellung ist ausführlich 
auch das Wirken von Herrn Zwirner gewürdigt 
worden. Wir haben alle Originalstücke, Zeich-
nungen, Pläne, die wir von Zwirner haben, dort 
gezeigt.  

Insofern sehe ich im Augenblick keine Notwen-
digkeit und auch keinen inhaltlichen Sinn für eine 
erneute Ausstellung praktisch zum gleichen 
Thema. Die Ausstellung ist bis zum Februar die-
ses Jahres im Stadtmuseum zu sehen gewesen. 
Ich glaube nicht, dass damit zusätzliches Publi-
kumsinteresse zum gleichen Thema zu generie-
ren ist. - Danke schön. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr 
Uckermann. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Sehr geehrter Herr Professor Quander! 
Das haben wir durchaus zur Kenntnis genom-
men. Hier geht es aber darum - in Anbetracht der 
späten Stunde habe ich es eben nicht so aus-
führlich dargelegt, aber ich kann das gerne 
nächste Woche im Kulturausschuss nochmals 
wiederholen -, die von mir erwähnte Ausstellung 
anlässlich des Todestages von Zwirner im Licht-
hof des Spanischen Baus zu zeigen. Das zielt 
insbesondere auf die Bevölkerung ab, die in un-
ser Rathaus kommt. Diese Ausstellung ist we-
sentlich kleiner und spezieller angelegt - da ha-
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ben Sie durchaus recht - als die Ausstellung im 
Stadtmuseum, die umfangreicher war, auch weil 
sie die gesamte Baugeschichte thematisiert hat. 
Ich denke, wir sollten Persönlichkeiten, die sich 
um Köln verdient gemacht haben, durchaus in 
dieser Form ehren. Ich danke Ihnen aber für die 
Informationen. Ich werde das noch einmal im 
Kulturausschuss nächste Woche zum Thema 
machen. - Danke. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Wir kom-
men jetzt zur Abstimmung. Wer für den Antrag 
von pro Köln, diese Ausstellung auch hier in Köln 
zu zeigen, bitte ich um das Handzeichen. - Das 
ist die Fraktion pro Köln. Wer enthält sich? - Kei-
ne Enthaltungen. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Debatte über zwei Tages-
ordnungspunkte, die wir miteinander verbunden 
haben, nämlich: 

3.1.10 Antrag der FDP-Fraktion betreffend 
„Zusätzliches Gymnasium für Köln“ 

 AN/1775/2011 

10.20 Integrierte Jugendhilfe- und Schulent-
wicklungsplanung Köln 2011 

 Ziele, Herausforderungen und Entwick-
lungsperspektiven für gerechte Bil-
dungs- und Zukunftschancen 

 0252/2011 

Dazu Frau Gebauer, bitte. 

Yvonne Gebauer (FDP): Sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
frohe Botschaft, die Köln zu verkünden hat, lau-
tet, dass Köln im Gegensatz zu vielen anderen 
Städten und Gemeinden eine wachsende Stadt 
ist. Aber wie fast jede Botschaft hat auch diese 
einen kleinen Wermutstropfen, nämlich dass die 
Stadt in den kommenden Jahren - Frau Klein 
wird das bestätigen können - immense Anstren-
gungen unternehmen muss, um diese neuen 
willkommenen Mitbürger und Mitbürgerinnen al-
tersentsprechend zu betreuen und auszubilden. 
Zu dieser Betreuung und Ausbildung gehört auch 
das Bereit- bzw. Vorhalten von ausreichenden 
Angeboten an unterschiedlichen Schulformen.  

In diesem Zusammenhang stehen die errechne-
ten Zahlen für die erwarteten Kinder und Jugend-
lichen im Stadtbezirk Lindenthal. Ausgehend von 
3 000 Kindern zwischen drei und sechs Jahren 
im Jahre 2006 sind es im Jahre 2015 über 1 000 

Kinder mehr. In keinem - das betone ich ganz 
besonders - anderen Stadtbezirk Kölns ist ein 
derart kontinuierlich ansteigender Zuwachs von 
Kindern seit 2006 zu verzeichnen. Setzen wir ei-
ne realistische Vorlaufzeit von fünf Jahren für die 
Errichtung eines neuen Gymnasiums an, so hät-
ten wir eigentlich schon gestern handeln müs-
sen, spätestens heute müssen wir es tun.  

Meine Damen und Herren, die Forderung nach 
einem zusätzlichen Gymnasium stammt nicht al-
lein aus der Feder der FDP-Ratsfraktion. Die Be-
zirksvertretung Lindenthal hat sich in ihrer letzten 
Sitzung in Bezug auf die Beratungen zum Ju-
gendhilfe- und Schulentwicklungsplan einstimmig 
für die Einrichtung eines weiteren Gymnasiums 
im Stadtbezirk ausgesprochen. Last but not least 
war es die Verwaltung selbst, die mit den Aus-
führungen im Dossier der Jugendhilfe- und 
Schulentwicklungsplanung dazu beigetragen hat, 
diesen Antrag hier und heute zu stellen. Und - 
auch das will ich betonen - in keinem anderen 
Stadtbezirk Kölns spricht sich die Verwaltung so 
eindeutig für die Einrichtung eines zusätzlichen 
Gymnasiums aus. Für Lindenthal heißt es im Ju-
gendhilfe- und Schulentwicklungsplan - ich darf 
an dieser Stelle zitieren -: 

Unter Berücksichtigung der Einwohner-
zuwächse aus Wohnbaumaßnahmen 
erscheint die Einrichtung eines zusätzli-
chen 3-zügigen Gymnasiums sinnvoll, 
um den dauerhaften zusätzlichen Be-
darf zu decken. 

Herr Oberbürgermeister, meine Damen und Her-
ren, der Rat der Stadt Köln hat am 17. Dezember 
2009 auch mit den Stimmen der FDP-Fraktion - 
das möchte ich an dieser Stelle ganz besonders 
betonen - der Einrichtung einer Gesamtschule im 
Stadtbezirk Nippes zugestimmt. Wir haben den 
Bedarf an weiteren Gesamtschulplätzen damals 
erkannt und entsprechend gehandelt. Auch hier 
und heute müssen wir anhand der Zahlen der 
Vergangenheit und dem prognostizierten Wachs-
tum für Lindenthal einen dringenden Handlungs-
bedarf erkennen. 

Ich möchte abschließend noch einmal die Zahlen 
nennen: 74 Prozent aller Schülerinnen und 
Schüler im Stadtbezirk Lindenthal wählten in der 
Vergangenheit die Schulform des Gymnasiums. 
Die Verwaltung geht auch in Zukunft von diesem 
Wahlverhalten aus. Die jetzigen Gymnasien im 
Stadtbezirk Lindenthal, aber auch die in den an-
grenzenden Stadtteilen sind trotz der anstehen-
den Erweiterung ihrer Zügigkeit am Rande ihrer 
Kapazitäten angelangt und können auch unter 
dem Gesichtspunkt der lernwürdigen Umgebung, 
des lernwürdigen Umfeldes den zu erwartenden 
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Ansturm nicht mehr bewältigen. Deshalb ist hier 
und heute Handlungsbedarf gegeben.  

Ich möchte Sie bitten, heute gemeinsam diesen 
ersten notwendigen Schritt zu tun. Lassen Sie 
uns die erforderlichen Maßnahmen zur Errich-
tung eines weiteren Gymnasiums im Stadtbezirk 
Lindenthal aus den soeben genannten Gründen 
bei der Verwaltung in Auftrag geben, damit wir 
für das Jahr 2015, wenn dieser Ansturm kommt, 
aber auch für die Jahre danach entsprechend 
gerüstet sind. - Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und Teilen der 
CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Frau Gebauer. - Wir kommen dann zu 
Herrn Philippi. Bitte schön. 

Franz Philippi (SPD): Sehr geehrter Herr Ober-
bürgermeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich denke, ich kann mich bei diesem Tagesord-
nungspunkt relativ kurz fassen. Zum einen hat 
die SPD-Fraktion hier und an anderer Stelle 
schon mehrfach deutlich ihre Zustimmung zum 
vorliegenden Integrierten Jugendhilfe- und 
Schulentwicklungsplan deutlich gemacht. Zum 
anderen haben wir mit diesem FDP-Antrag wie 
schon in der letzten Ratssitzung erneut einen 
Antrag, der auf die Errichtung einer bestimmten 
Schulform in einem bestimmten Stadtbezirk ab-
zielt. 

Meine Damen und Herren, wir möchten noch 
einmal betonen, dass wir sowohl den Inhalt als 
auch die Herangehensweise der Verwaltung bei 
der Erstellung dieses Schulentwicklungsplans für 
sinnvoll und vernünftig erachten. Das bedeutet 
im Umkehrschluss, dass wir den Antrag der FDP 
hier und heute nicht für zielführend halten. Wir 
wollen heute keine vorweggenommene Einzel-
fallentscheidung für eine bestimmte Schulform in 
welchem Stadtbezirk auch immer. Das möchten 
wir nicht. Entscheiden können wir erst dann, 
wenn uns wirklich alle relevanten Fakten zur Be-
urteilung der Situation in allen Stadtbezirken und 
Veedeln vorliegen. 

Das Gesetzgebungsverfahren in Düsseldorf in 
Sachen Schulkonsens ist noch nicht endgültig zu 
Ende gebracht worden. Da müssen noch Detail-
fragen geklärt werden. Es geht um die Transpa-
renz bestimmter Planungsparameter. Zum Bei-
spiel sind die Richtwerte zur Klassenbildung 
noch nicht eindeutig klar. All das sind Dinge, die 
die Verwaltung bzw. wir als Politik aber wissen 
müssen, um zu einer sachgerechten und adä-

quaten Entscheidung kommen zu können. Diese 
Voraussetzung, aber natürlich auch die Einarbei-
tung der zahlreichen Anregungen, Vorschläge 
und Kommentierungen aus den Stadtbezirken 
muss dazu führen, dass uns der Schulentwick-
lungsplan in einer aktualisierten Form möglichst 
zeitnah präsentiert wird. Erst dann kann die Poli-
tik aufgrund der Vorschläge der Verwaltung ver-
nünftige Entscheidungen fällen: welche Schul-
formen, welche Schulen in welchen Stadtbezir-
ken, in welchen Veedeln neu errichtet werden 
sollen.  

Von daher ergibt sich für uns - das sage ich ganz 
klar -: Wir stimmen der Vorlage 10.20, Integrier-
ter Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplan, un-
eingeschränkt zu und lehnen den Antrag der 
FDP ab. 

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön. - Frau Manderla. 

Gisela Manderla (CDU): Sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister! Liebe Kollegen und Kolle-
ginnen! Herr Roters, ich nehme an, dass Sie 
dem Antrag der FDP zustimmen werden; denn 
Sie selbst haben in Ihrer Haushaltsrede vorhin 
Argumente vorgetragen, warum wir ein weiteres 
Gymnasium in Köln brauchen. Sie haben gesagt: 
Köln ist in guter Verfassung. Die wirtschaftliche 
Lage ist stabil. IHK und Handwerkskammer stel-
len den heimischen Unternehmen gute Zeugnis-
se aus. Internationale Unternehmen entscheiden 
sich für die Stadt; Sie haben Lanxess genannt. 
Und Sie haben gesagt, dass drei Viertel der Ab-
solventen der Hochschulen gerne in Köln und in 
unserer Region bleiben wollen. - Raten Sie mal, 
warum das so ist! Das ist deshalb so, weil die 
Schullandschaft mit den bestehenden Gymna-
sien den Elternwillen bisher weitestgehend be-
rücksichtigen konnte. Die Eltern - das sage ich 
hier nicht zum ersten Mal, liebe Yvonne Gebau-
er, lieber Herr Philippi - in Köln wollen das Gym-
nasium für ihre Kinder.  

Wir haben in den vergangenen Jahren immer 
wieder Anträge auf Errichtung eines neuen 
Gymnasiums gestellt. Ich will nur zwei Beispiele 
nennen: Wir haben ein Hochbegabtengymnasi-
um gefordert; das wurde selbstverständlich ab-
gelehnt. Wir haben noch vor der Sommerpause 
zwei Entlastungsgymnasien gefordert, je eins in 
Rodenkirchen und in Ostheim; auch dies wurde 
abgelehnt. Deshalb nehme ich an - das ist die 
logische Folge -, dass dieser Rat, obwohl Frau 
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Gebauer die Fakten auf den Tisch gelegt hat, 
diese vernünftige Vorlage heute wiederum ab-
lehnen wird. 

Dennoch bin ich sehr froh, dass es im Land 
Nordrhein-Westfalen zum sogenannten Schul-
frieden gekommen ist, auch wenn - Herr Philip-
pi - die letzte Lesung erst in der nächsten Woche 
erfolgt. Danach wird das Gesetz auf den Weg 
gegeben werden können. Das bedeutet, das 
Gymnasium in Nordrhein-Westfalen bleibt erhal-
ten. 

(Markus Wiener [pro Köln]: Noch!) 

- Noch. Ja, sicher. Das Gymnasium in Nordrhein-
Westfalen bleibt erhalten.  

Das bedeutet aber auch: Schaffung von Sekun-
darschulen. Wir von der CDU hätten uns ge-
wünscht, dass die Verwaltung, dass Sie, Frau 
Dr. Klein, mit der gleichen Energie und der glei-
chen rasanten Geschwindigkeit, wie Sie den 
Schulversuch Gemeinschaftsschule gestartet 
haben, jetzt auch die sogenannten Sekundar-
schulen auf den Weg bringen, nämlich die Ver-
bindung von Hauptschule mit Realschule. Aber 
dazu haben Sie uns ja schon eine Absage erteilt 
und gesagt, dass das so schnell nicht möglich 
sei. Ich kann nur sagen: Die Eltern und vor allem 
die Schülerinnen und Schüler des Montessori-
Gymnasiums in Ehrenfeld wissen jetzt überhaupt 
nicht mehr, wie es weitergeht. Sie werden auf die 
dringende Sanierung und den Neubau jetzt si-
cherlich lange warten müssen. 

(Beifall bei der CDU) 

Meine Damen und Herren, wir wollen, dass 
Schüler und Schülerinnen in Köln vertretbare 
und kurze Schulwege haben. Das sind wir ihnen 
schuldig. Hierzu würde ein weiteres Gymnasium 
in Lindenthal sicherlich beitragen. Deshalb forde-
re ich Sie auf: Beenden Sie Ihre Blockade - zu-
gunsten der gymnasialen Bildung! Beenden Sie 
Ihr ideologisches Handeln!  

Da Sie noch nicht einmal bereit sind, den Schul-
entwicklungsplan entsprechend der neuen politi-
schen Gesetzgebung NRW zu ändern, werden 
wir diesen ablehnen und dem Antrag der FDP 
zustimmen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr The-
len, bitte. 

Horst Thelen (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Oberbürgermeister! Meine Damen und Herren! 

Ich bin schon etwas irritiert durch das, was Frau 
Manderla eben gesagt hat. Ich denke, das ver-
ständliche Ziel aller Eltern ist, den bestmöglichen 
Bildungsabschluss für ihre Kinder anzustreben. 
Dass dieser wahrlich nicht nur auf dem Gymna-
sium erreicht werden kann, wissen wir alle. 
Nimmt man die gesamte Begabungsbreite der 
Bevölkerung in den Blick, geschieht das in viel 
höherem Maße auf der Gesamtschule. Deshalb 
plädiere ich dafür, das Gymnasium etwas tiefer 
zu hängen; denn Ihre Aussage entspricht nicht 
der empirischen Schulforschung. Trotzdem sind 
wir, selbstverständlich im Rahmen der Neustruk-
turierung der Schule, auch dafür, dass die Wün-
sche der Eltern bzw. der Schüler auf gymnasiale 
Bildung erfüllt werden. Zu dem Angriff auf Frau 
Klein will ich hier noch Folgendes anmerken: In 
jedem Lindenthaler Gymnasium wird zurzeit die 
Zügigkeit erhöht. Von einer Blockade kann also 
gar nicht die Rede sein. - Das zu diesem Punkt. 

Jetzt zur integrierten Jugendhilfe- und Schulent-
wicklungsplanung. Erlauben Sie mir, zunächst 
etwas zur Schulentwicklungsplanung zu sagen. 
Der vorgelegte Plan stellt, wie ich finde, eine 
zeitgemäße Antwort auf den Veränderungspro-
zess im Schulwesen dar, weil er sowohl sinnvolle 
Verfahrensvorschläge als auch verlässliche Da-
ten zu den drei zentralen Veränderungsaspekten 
darlegt, nämlich erstens in Richtung einer inklu-
siven Schule, zweitens hin zu einer Schule des 
längeren gemeinsamen Lernens, bezogen auf 
die Unterrichtszeiten als auch die Jahrgangsstu-
fen, und drittens hin zu einer Schule der indivi-
duellen Förderung.  

Zwar wissen wir alle, dass die Verantwortung 
des Schulträgers auf die äußeren Schulangele-
genheiten begrenzt ist; aber vom Schulbau über 
die materielle Ausstattung bis zur Vernetzung mit 
der Schulverwaltung ist die Stadt dafür zustän-
dig, Rahmenbedingungen zu schaffen, damit je-
der einzelne Schüler und jede einzelne Schülerin 
die bestmögliche Förderung erhält. Ich will jetzt 
nicht weiter auf das Grundsätzliche eingehen 
und an dieser Stelle meine Rede etwas abkür-
zen. 

Für die Veränderung der Schulstruktur bietet das 
Entwicklungskonzept eine angemessene Grund-
lage, vor allem weil es prozessorientiert angelegt 
ist und lediglich einen Rahmen vorgibt, statt mit 
festen prognostischen Größen zu arbeiten. Das 
ist meine Antwort auf Ihren Einwand, die liebe 
Frau Klein habe die notwendigen Veränderungen 
an Sekundarschulen nicht genügend vorbereitet. 
Das wird schon noch erfolgen, Frau Manderla, 
haben Sie keine Sorge. Zur Offenheit der Pla-
nung zählt auch eine Begrenzung des Zeitraums 
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auf fünf Jahre. Obwohl viele Daten als gesichert 
bzw. vorhersagbar gelten können, so bleiben 
doch Unwägbarkeiten im Blick auf Veränderun-
gen des Schulwahlverhaltens und der Auswir-
kungen der neuen Schulformen. 

Das war jetzt im Wesentlichen eine sehr positive 
Würdigung des Teils Schulentwicklungsplanung, 
aber selbstverständlich möchte ich auch etwas 
zur Jugendhilfeplanung sagen. 

(Jörg Uckermann [pro Köln] Das ist 
doch nicht das Thema hier! - Gegenruf 
von Yvonne Gebauer [FDP]: Natürlich! - 
Weitere Gegenrufe) 

Herr Oberbürgermeister, schützen Sie mich vor 
diesen Leuten! 

(Heiterkeit) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich bitte, 
Herrn Thelen in Ruhe vortragen zu lassen. 

Horst Thelen (Bündnis 90/Die Grünen): Ich darf 
darauf hinweisen, dass wir zwei Tagesordnungs-
punkte erörtern: den Antrag der FDP auf Errich-
tung eines neuen Gymnasiums und die bedeu-
tende Schulentwicklungs- und Jugendhilfepla-
nung. 

(Jörg Detjen [Die Linke.Köln]: Dreifache 
Redezeit!) 

- Vielen Dank. 

Zur Jugendhilfeplanung: Die Offenheit und die 
Prozessorientierung wird, finde ich, vorzüglich 
deutlich darin, dass der Plan - ich glaube, zum 
ersten Mal in der Bundesrepublik - auch eine 
stärkere Verzahnung von Jugendhilfe- und 
Schulplanung intendiert. Das ist aber nur ein ers-
ter Aufschlag in die richtige Richtung. Feinjustie-
rungen müssen in weiteren Schritten erfolgen. 
Bei der Weiterentwicklung dieses Konzepts gilt 
es, vor allem an der Kooperation Schule und Ju-
gendhilfe intensiv zu arbeiten. Die Zusammenar-
beit zwischen Schulen und den Trägern der Ju-
gendhilfe muss mehr sein als eine Addition der 
Bereiche und Institutionen. Um gewünschte 
Synergien zu erreichen, muss eine stärkere Ver-
ständigung der beiden Bereiche auf gemeinsame 
Ziele und Felder der Kooperation erfolgen. 

Zurück zum FDP-Antrag: Jeder Versuch, im Vor-
griff Beschlüsse für Einzelmaßnahmen zu erwir-
ken, ist verfehlt. 

(Ralph Sterck [FDP]: Aber bei Ihrer Ge-
samtschule war das richtig!) 

- Darf ich auf den Zuruf von Herrn Sterck einge-
hen? 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ja, das 
können Sie machen. 

Horst Thelen (Bündnis 90/Die Grünen): Lieber 
Herr Sterck, das war weit vor diesem Schulkom-
promiss und den damit verbundenen Verände-
rungen. Im Hinblick auf die Gesamtstadt bestand 
und besteht immer noch eine Notlage, den Wün-
schen nach Gesamtschulplätzen gerecht zu 
werden. 

(Zuruf von Ralph Sterck [FDP] - Markus 
Wiener [pro Köln]: Beschwerdeaus-
schuss!) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Lassen Sie 
bitte Herrn Thelen in Ruhe weiter ausführen.  

Horst Thelen (Bündnis 90/Die Grünen): Der vor-
liegende FDP-Antrag will Einzelmaßnahmen er-
wirken, obwohl diese schon - das muss man da-
zusagen - Bestandteil des Schulentwicklungs-
plans sind, womit dieser Antrag als erledigt an-
zusehen ist. Die von Ihnen vorgeschlagenen 
Maßnahmen sind im Plan bereits enthalten, und 
es war richtig, sie aufgenommen zu haben. Wir 
bzw. die Verwaltung wird das weiterverfolgen; 
das ist doch völlig klar. Deshalb empfehle ich der 
FDP, ihren Antrag als erledigt zurückzuziehen. 
Andernfalls werden wir ihn ablehnen. 

Ich denke, dass erst im Geflecht des konkreten 
Bedarfs des pädagogisch Sinnvollen und der 
städtischen Möglichkeiten das jeweils passende 
Schulkonzept ermittelt und bereitgestellt werden 
kann. Dafür hat die Schulverwaltung den Ar-
beitsauftrag, und der Schulausschuss muss ent-
sprechend entscheiden. 

Ich sage noch einmal: Ich wünsche mir, dass die 
FDP Ihren Antrag, der bereits Bestandteil der 
Schulentwicklungsplanung ist, als erledigt be-
trachtet. - Vielen Dank. 

(Ralph Sterck [FDP]: Und ich wünsche 
mir, weil er Bestandteil ist, dass Sie 
endlich zustimmen! Das ist doch verlo-
gen, was Sie machen!) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Wir kom-
men jetzt zu Herrn Uckermann. Bitte. 
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Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Es liegt wohl 
wieder an mir, die Debatte zusammenzufassen. 
Ich möchte direkt mit dem Vorredner anfangen 
und sagen: Hüte uns Gott vor den Leuten, die 
nur etwas vom Zettel ablesen können! Wir reden 
hier immer frei. Unsere Geschäftsordnung sieht 
das auch so vor. 

(Zuruf von der FDP: Zum Antrag!) 

- Ja, ich habe Ihren Antrag hier. Ich werde jetzt 
einmal vorlesen, worum es geht. Dem Antrag 
kann man im Prinzip nur zustimmen, weil: Scha-
det nichts, hilft nichts. Sie wollen ein Gymnasium 
mehr. Wie Sie das bewerkstelligen wollen, kann 
man Ihrem Antrag allerdings nicht entnehmen. 
Zeigen Sie mir, wenn es anders sein sollte. 

Hier schwafelt einer von der Jugendhilfe, fraglos 
ein wichtiges Thema, aber dafür haben wir 
Fachausschüsse. Stattdessen müssen wir uns 
hier anhören, was Dritte ihm aufgeschrieben ha-
ben. Das ist einfach zu viel. 

Wir sind selbstverständlich für ein gegliedertes 
Schulsystem, wo jedes Kind gemäß seinen Fä-
higkeiten und seinem Willen entsprechend unter-
richtet wird. Wir unterstützen diesen Antrag. Um 
nicht mehr und nicht weniger geht es hier. Der 
Antrag fordert die Verwaltung auf, Planungen 
aufzunehmen für die Einrichtung eines zusätzli-
chen Gymnasiums. Dagegen kann man doch 
nicht sein. Wir stimmen dem natürlich zu. Scha-
det doch nichts. - Danke. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Frau Se-
nol. 

Sengül Senol (Die Linke.Köln): Sehr geehrter 
Herr Oberbürgermeister! Meine Damen und Her-
ren! Nach dem sogenannten Schulfrieden hat 
sich die Lage in Köln verändert. Gemeinschafts-
schulen wird es nicht mehr geben, Sekundar-
schulen ohne Oberstufen machen wenig Sinn. 
Sie stehen in Gefahr, von den Eltern nicht ange-
nommen zu werden und das Schicksal der 
Hauptschule zu erleiden.  

Längeres gemeinsames Lernen wird in Köln von 
66 Prozent der 2010 befragten Bürger und Bür-
gerinnen befürwortet. Die Gesamtschulen zei-
gen, wie es geht. Sie zeigen auch, wie gemein-
sames Lernen von behinderten und nicht behin-
derten Kindern möglich ist. Doch die vorhande-
nen neun Gesamtschulen reichen nicht aus; das 
ist seit Jahren bekannt. Der Integrierte Jugend-

hilfe- und Schulentwicklungsplan Köln geht auch 
auf dieses Problem ein. Für mehr als 500 Schü-
ler und Schülerinnen, die jedes Jahr wegen 
Platzmangels von den Gesamtschulen abgewie-
sen werden, muss kurzfristig ein Platz an einer 
Gesamtschule geschaffen werden. 

Die Probleme mit der benötigten Grundstücks-
größe für Neubauten von Gesamtschulen sind 
uns bekannt. Deshalb schlagen wir eine Kombi-
nation von zu erwerbenden Grundstücken und 
anderen kreativen Lösungen vor. Große 
Grundstücke gibt es zum Beispiel in Bayenthal, 
auf dem Clouth-Gelände, dem Helios-Gelände 
und dem CFK-Gelände in Kalk. Wenn die Stadt 
dort Grundstücke erwirbt und Gesamtschulen 
baut, dauert das allerdings mehrere Jahre. Auch 
die Bildungslandschaft Altstadt-Nord sollte 
nochmals genauer geprüft werden. 

Wir brauchen eine schnelle Lösung für die Kin-
der, die heute eine Gesamtschule besuchen wol-
len. In der Zwischenzeit könnten neue Gesamt-
schulen, ähnlich wie die Gesamtschule Nippes, 
in kleineren, leer stehenden Gebäuden beginnen 
oder als Zweigstellen von bestehenden Gesamt-
schulen eingerichtet werden und später in ein 
größeres Gebäude umziehen.  

Schnellere Lösungen sind auch durch Umwand-
lungen von Schulzentren zu erreichen. Die 
Hauptschul- und Realschulklassen einiger 
Schulzentren bestehen überwiegend aus Kin-
dern, die von Gesamtschulen abgewiesen wur-
den. Diese Kinder und ihre Eltern würden sich 
nichts mehr wünschen, als dass dieses Schul-
zentrum eine Gesamtschule wäre. Wie könnte 
das gehen? Die in Schulzentren getrennt neben-
einander existierenden Schulformen könnten 
entweder ausgelagert werden oder auslaufen, 
während die neuen fünften Klassen der Beginn 
einer Gesamtschule wären. So wie 1975 vier 
Gymnasien in Holweide, Höhenhaus, Chorweiler 
und Zollstock in Gesamtschulen umgewandelt 
wurden, indem die Gymnasien über acht Jahre 
bis zum Abitur ausliefen, während von unten die 
Gesamtschulen aufgebaut wurden, so könnte es 
auch heute gehen. Gute Erfahrungen mit diesem 
Verfahren liegen in Köln schon vor.  

Meine Damen und Herren, ich möchte nun ganz 
besonders auf das rechtsrheinische Köln einge-
hen. Nach Aussage der Verwaltung, der Kämme-
rin, gibt es dort genügend Schulraum, weshalb 
nicht an die Errichtung einer weiteren Gesamt-
schule gedacht sei. Allerdings befindet sich der 
vorhandene Schulraum vor allem an geglieder-
ten Schulen - Hauptschulen, Realschulen, ein 
Gymnasium. Die zwei erreichbaren Gesamtschu-
len in Kalk und Holweide haben viel zu wenige 
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Plätze. Sie mussten dieses Jahr insgesamt 188 
Kinder abweisen.  

Eine Erweiterung des Kalker Gymnasiums ist 
beschlossen. Doch in Kalk erhalten nur 17 Pro-
zent der Schüler eine Schulformempfehlung für 
das Gymnasium, in Lindenthal sind es 79 Pro-
zent, im Kölner Durchschnitt etwa 40 Prozent. 
Kalker Kinder sind nicht dümmer, nur ärmer. 
Mehr als die Hälfte sind Migranten. Wo bleibt die 
Chancengerechtigkeit für Migrantenkinder? In 
Kalk gibt es ein großes Potenzial an möglichen 
Abiturienten, die aber im gegliederten System 
nicht zum Zuge kommen. Die Talente der Kinder 
in Kalk werden verschwendet: die Talente vieler 
Kinder aus Migrantenfamilien, von Kindern aus 
armen Familien. Die Gesamtschule ist nachweis-
lich viel besser in der Lage, die Fähigkeiten die-
ser Kinder zu fördern und sie bis zur Hochschul-
reife zu bringen.  

70 Prozent der Abiturienten an den Gesamtschu-
len hatten keine Schulformempfehlung für das 
Gymnasium. Deshalb müssen vorrangig in Stadt-
teilen, wo dieses Ungleichgewicht an Gymnasi-
asten besteht, Gesamtschulen eingerichtet wer-
den. Der Integrierte Jugendhilfe- und Schulent-
wicklungsplan nennt als benachteiligte Stadtteile 
Kalk, Mülheim, Chorweiler, Nippes und Ehren-
feld. Leider macht der Integrierte Jugendhilfe- 
und Schulentwicklungsplan außer für Kalk keine 
Angaben über den Anteil an Gymnasiasten. Es 
wäre sinnvoll, diese Zahlen auch für die anderen 
benachteiligten Stadtteile bekanntzumachen. 
Diese Stadtteile weisen auch die höchste Zahl an 
abgewiesenen Gesamtschülern auf. Deshalb ist 
es in Kalk und ähnlichen Stadtteilen nicht sinn-
voll, in Gymnasien zu investieren, sondern in 
Gesamtschulen, und zwar möglichst bald.  

Meine Rede möchte ich mit fünf Standards be-
enden, die in Kanada in den Schulen angewandt 
werden. Diese Standards könnten wichtige Krite-
rien oder auch ein Credo für unsere Schulen so-
wie für den Integrierten Jugendhilfe- und Schul-
entwicklungsplan sein: 

Erstens. Ethnokulturelle Gerechtigkeit ausüben 
und Antirassismus stärken. 

Zweitens. Geschlechtergerechtigkeit herstellen 
und Sexismus ausschließen. 

Drittens. Diversität in den sozialen Lebensformen 
zulassen und Diskriminierungen in den sexuellen 
Orientierungen verhindern. 

Viertens. Sozio-ökonomische Chancengleichheit 
erweitern. 

Fünftens. Chancengerechtigkeit von Menschen 
mit Behinderung herstellen. 

Wir werden den FDP-Antrag ablehnen und der 
Vorlage zustimmen. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der Linken.Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Frau Senol. - Es gibt noch eine Wortmel-
dung von Frau Gebauer. 

Yvonne Gebauer (FDP): Herr Oberbürgermeis-
ter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ei-
niges muss ich hier noch sagen, sonst platze ich. 

Herr Uckermann, ich erwarte von einem Rats-
mitglied, dass es weiß, worum es bei dem jewei-
ligen Tagesordnungspunkt geht.  

(Beifall bei der FDP, der SPD und der 
CDU) 

Wenn wir wie hier zwei Tagesordnungspunkte 
verbinden, erwarte ich, dass auch zu beiden 
Punkten gesprochen wird. Insofern ist nicht 
nachvollziehbar, warum Sie dem Redner vorwer-
fen, am Thema vorbei und völligen Quatsch zu 
reden. 

Nicht allen, aber doch einem großen Teil von Ih-
nen will ich noch sagen: Dieser Jugendhilfe- und 
Schulentwicklungsplan war nicht dafür gedacht, 
dass man sich ihn unters Kopfkissen legt, son-
dern dafür, dass man sich ihn anschaut und sich 
auch mit den Zahlen, die dort aufgeführt sind, 
beschäftigt. Das haben wir als FDP-Fraktion ge-
tan.  

(Beifall bei der FDP) 

Deswegen haben wir Ihnen diesen Antrag hier 
und heute vorgelegt.  

Noch eine Sache vorweg. Herr Philippi, lieber 
Franz, es ist schon lustig, dass du sagst, dieser 
Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplan muss 
noch entsprechend des Schulkonsenses aktuali-
siert werden, und anfügst: Deshalb stimmen wir 
ihm zu. - Nein, deshalb können wir ihm nicht zu-
stimmen; denn wir wissen doch gar nicht, was 
noch kommt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Das ist doch eine Schlussfolgerung, die man 
überhaupt nicht ziehen kann. 

Wir haben im Schulausschuss darüber gespro-
chen - ich weiß nicht, wo Sie, Herr Uckermann, 
da waren; darüber ist mehrfach im Schulaus-
schuss diskutiert worden -, dass die Verwaltung 
eine Rahmenplanung vorgibt und wir, die Politik, 
diesen Rahmen füllen müssen. Das, was wir 
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heute vorschlagen, ist Füllmaterial. Wir sagen: 
Wir sehen hier dringenden Handlungsbedarf; 
denn uns läuft die Zeit weg. Das ist doch das 
entscheidende Problem. Natürlich haben wir in 
anderen Stadtteilen auch große Probleme, ganz 
klar. Aber das Problem in Lindenthal aufgrund 
der Entwicklung der Kinderzahlen dort ist so sig-
nifikant, dass man es heute anpacken muss, weil 
wir sonst morgen mit leeren Händen dastehen 
und lediglich sagen können: Das haben wir leider 
verschlafen, sorry; aber das Angebot haben wir 
nicht mehr. - Ich finde, so kann man doch nicht 
Politik machen. Man muss sich mit dieser Sache 
ordentlich beschäftigen. 

Eine weiterer Punkt: Im Beschlussvorschlag der 
Verwaltung auf Seite 2 heißt es: 

Der Rat nimmt die „Integrierte Jugend-
hilfe- und Schulentwicklungsplanung 
Köln 2011“ zur Kenntnis. 

Wir nehmen also das, was die Verwaltung sagt, 
zur Kenntnis. Das heißt doch umso mehr, dass 
wir das mit Leben erfüllen müssen. Die Verwal-
tung hat Vorschläge gemacht, wie sie sich das in 
einzelnen Bereichen vorstellen kann. Sie hat 
immer wieder betont, dass das eine Rahmenpla-
nung ist. Jetzt gilt es, diese Rahmenplanung an-
hand der entsprechenden Zahlen zu füllen. 

Ich sage Ihnen ganz klar: Wir gehen mit dem Ju-
gendhilfe- und Schulentwicklungsplan, so wie er 
jetzt vorliegt, aus den genannten Gründen nicht 
d’accord, und wir verteilen auch keine Blanko-
schecks. Ich sehe nämlich genau, wohin der Ha-
se läuft: Die Einrichtung von Gemeinschaftsschu-
len und weiteren Gesamtschulen machen wir en 
passant, das ziehen wir hier im Hauruckverfah-
ren durch. Wenn es aber um die Einrichtung wei-
terer Gymnasien in Köln geht, lehnen sich die 
Leute zurück und sagen: Nein, weitere Gymna-
sien brauchen wir hier in Köln nicht. Längeres 
gemeinsames Lernen ist das Gebot der Stunde. 
Wenn wir Schulen einrichten, dann nur noch 
Gemeinschaftsschulen. - Da sage ich Ihnen: Da 
macht die FDP so nicht mit. Ganz klare Ansage! 

(Beifall bei der FDP) 

Ihrer Kritik, die FDP beabsichtige, Beschlüsse zu 
Einzelmaßnahmen vorwegzunehmen, die man 
nachher im Schulausschuss noch einmal im De-
tail bearbeiten müsse, möchte ich Ihnen entge-
genhalten: Die SPD war es, die in der vergange-
nen Ratssitzung eine Einzelmaßnahme aus den 
sieben Pilotprojekten des Masterplans heraus-
gegriffen hat - 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Genau!) 

es ging um den Bereich An der Bastei, Hohen-
zollernbrücke - und uns hier als eine ganz wich-
tige Maßnahme verkauft hat. Was soll ich Ihnen 
sagen? Wir als FDP haben dem zugestimmt. In 
der Form, wie das gehandhabt worden ist, war 
es nicht richtig; aber von der Sache her konnten 
wir zustimmen.  

Immer dann, wenn es um Gymnasien und Ge-
samtschulen geht, wird hier eine ideologische 
Debatte geführt, die letztlich zu der Entscheidung 
führt: Einrichtung weiterer Gesamtschulen - ja, 
Einrichtung weiterer Gymnasien für Köln - nein. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich sage: Das tragen wir nicht mit.  

Ich fordere auch diejenigen, die vielleicht erst 
jetzt verstanden haben, worum es hier wirklich 
geht, auf, an dieser Stelle zuzustimmen. Dieses 
Gymnasium wird tatsächlich gebraucht. Sie wis-
sen ganz genau, dass wir Minimum fünf Jahre 
brauchen, um eine solche Maßnahme umzuset-
zen. Ich kann Ihnen sagen: Ich bin gespannt.  

Ich stehe bald wieder hier und frage nach dem 
Sachstand der Gesamtschule, die wir in Nippes 
neu eingerichtet haben. Anfangs ist den Eltern 
versprochen worden: drei Jahre. Das wurde spä-
ter revidiert und gesagt: vier Jahre. Ich bin ge-
spannt, wie weit wir jetzt sind. Ich habe noch 
keinerlei Planungen, noch keinerlei Äußerungen 
der Verwaltung gehört, wie weit wir da sind. 
Wahrscheinlich werde ich recht behalten, dass 
wir auch bei dieser Maßnahme wieder ins Strau-
cheln kommen und die Kinder von einer Schule 
in die nächste geschickt werden müssen. Bis sie 
ihr endgültiges Ziel erreichen, werden sie ihre 
Schullaufbahn wahrscheinlich beendet haben. - 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke, 
Frau Gebauer. - Ich gebe jetzt Frau Dr. Klein das 
Wort. 

Beigeordnete Dr. Agnes Klein: Herr Oberbür-
germeister! Meine Damen und Herren! Weil wir 
als Verwaltung hier mehrfach zitiert worden sind, 
möchte ich noch einige Sätze dazu sagen.  

Zum Ersten. Frau Gebauer, der Beschlussvor-
schlag enthält auch eine Nummer 3, in der wir 
deutlich machen, dass die Verwaltung beauftragt 
wird, Planungen vorzulegen, und zwar auch Pla-
nungen auf Grundlage der Anregungen der Be-
zirke. Das können Sie im zweiten Satz von 
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Nummer 3 nachlesen. Sie selbst haben ja die 
Beschlussfassung der BV Lindenthal zitiert. Dar-
aus ergibt sich jedenfalls für uns als Verwaltung 
das Ziel, anstatt das unters Kopfkissen zu legen, 
entsprechende Planungen auf Basis der bezirkli-
chen Anregungen umzusetzen, und zwar aller 
Bezirke, also auch des Bezirks Lindenthal. 

(Zuruf: Der Bezirk ist dafür!) 

Zum Zweiten. Zur Gesamtschule in Longerich 
haben wir das klare Votum des Planungsbe-
reichs, dass wir dort genau in dem Zeitplan lie-
gen, den wir Ihnen seinerzeit vorgelegt haben, 
als wir die Machbarkeitsstudie präsentiert haben. 
Wir haben überhaupt kein Interesse daran, die 
Kinder durch die Gegend zu schicken. Mit Ver-
laub, so planlos ist die Verwaltung dann doch 
nicht. - Danke schön. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön. - Herr Uckermann hatte sich noch einmal 
gemeldet. Sie können es auch vom Platz aus 
machen. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Wenn man 
so nett von hier oben angesprochen wird, Frau 
Gebauer, kommen wir doch gerne noch einmal 
ans Rednerpult und würdigen das, was Sie ge-
sagt haben. Wir danken Ihnen auf jeden Fall da-
für, dass Sie uns als Ratsmitglied angesprochen 
haben. Bei anderen vermissen wir diesen Re-
spekt. Sie haben vollkommen recht - dem ist 
nichts hinzuzufügen -, dass ein Ratsmitglied wis-
sen muss, worum es geht. Andererseits muss ei-
ne Ratsdame - das erwarten wir - auch zuhören 
können.  

(Yvonne Gebauer [FDP]: Ich habe zu-
gehört!) 

Ich habe mich eben auf Ihren Antrag bezogen 
und diesem auch zugestimmt, obwohl dieser ei-
ne Satz so unbestimmt und nach unserem Emp-
finden zu sehr auf einen einzelnen Stadtbezirk 
verengt ist. Wir sagen: Wir sind eine Stadt, da 
soll es mehrere Schulformen für die Kinder ge-
ben. Dagegen haben wir nichts. Wir unterstützen 
Sie ja. Ich weiß gar nicht, warum Sie uns hier 
angreifen. Sie wissen selbstverständlich auch, 
dass ich im Schulausschuss immer sehr rege 
war und entsprechende Änderungsanregungen 
gegeben habe. Einmal ist sogar etwas ange-
nommen worden. Da waren Sie ja dabei.  

Ich habe lediglich kritisiert und mich vielleicht 
auch etwas echauffiert, dass hier Leute zu dieser 

Stunde, nach circa sieben Stunden Sitzung - wir 
sind noch beim ersten Hauptpunkt, den Anträ-
gen; die Dinge, die für den Bürger wichtig sind, 
kommen ja alle noch -, ihr Rederecht dafür nut-
zen, vom Blatt abzulesen. Darum sind wir dafür, 
dass es demnächst Youtube-Übertragungen gibt. 
Da können sich die Leute das anschauen, und 
hier brauchen Sie nicht alles vorzulesen. Darum 
haben wir das noch einmal klargestellt. - Ansons-
ten vielen Dank. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich habe 
noch eine kurzfristige Wortmeldung von Herrn 
Thelen. 

Horst Thelen (Bündnis 90/Die Grünen): Frau 
Gebauer, ich widerspreche Ihnen ja nicht gerne; 
das muss ich sagen. Aber ich möchte noch ein-
mal auf die Situation der Schulen im Stadtbezirk 
Lindenthal hinweisen. Es gibt mindestens zwei 
Projekte, zum einen die Universitätsschule und 
zum anderen die Individualschule, die sicherlich 
das Wahlverhalten der Eltern verändern werden. 
Hinzu kommt, dass es dort auch Sekundarschu-
len gibt. Dies muss mithilfe von Elternbefragun-
gen gründlich überprüft werden. Deshalb können 
wir hier nicht einen Schnellschuss machen. 
Vielmehr werden wir das nach entsprechenden 
Vorbereitungen im Schulausschuss behandeln. 
Dann wird es sicherlich zu einem pädagogisch 
sinnvollen und für die gesamte Schullandschaft 
guten Beschluss kommen. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Herr Thelen. - Herr Dr. Schlieben, bitte. 

Dr. Helge Schlieben (CDU): Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister! Wir haben ja hier zwei Punk-
te zusammengelegt, zum einen die Frage der Er-
richtung eines neuen Gymnasiums, wozu schon 
ausreichend gute und weniger gute Argumente 
vorgetragen wurden, und zum Zweiten die Frage 
der Integrierten Jugendhilfe- und Schulentwick-
lungsplanung.  

Ich möchte im Namen der CDU-Fraktion der 
Verwaltung an dieser Stelle wie schon im Schul-
ausschuss dafür danken - das gehört auch da-
zu -, dass sie, wie für uns alle ersichtlich, sehr 
viel Arbeit in die Erstellung dieses Bericht ge-
steckt hat. Das meinen wir ganz ehrlich, trotz al-
ler Kritik, die hier sicherlich zu Recht vorgebracht 
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worden ist. Ebenso wollen wir den Versuch lo-
ben, das gebundene Exemplar in einer neuen 
Form aufzulegen, wie wir sie bisher nicht kann-
ten.  

Allerdings - das möchte ich an dieser Stelle er-
gänzen - waren uns die Daten, die Sie vorgelegt 
haben, zu wenig kleinteilig. Weil sie nicht für die 
einzelnen Schulen, noch nicht einmal für die ein-
zelnen Veedel vorgelegt wurden, hatten wir eine 
umfangreiche Anfrage dazu gestellt. Diese Daten 
sind uns nun nachgereicht worden. Ich gebe hier 
zu bedenken, dass man, wenn ein schon ge-
druckter Plan vorliegt, annehmen muss, das sei 
nicht der Anfang, sondern eher das Ende der 
Diskussion. Das würden wir uns für die Zukunft 
sicherlich anders wünschen. 

Ich möchte zunächst auf den schulentwicklungs-
politischen Teil eingehen und daran anschlie-
ßend etwas zum Jugendhilfebereich sagen. Wir 
haben festgestellt, dass sich die Gemeinschafts-
schule wie ein roter Faden - im Schulausschuss 
haben wir das als rot-grünen Faden bezeichnet - 
durch diesen Plan zieht. Wir hatten im Schulaus-
schuss die Verwaltung rechtzeitig darum gebe-
ten, das Projekt der Gemeinschaftsschule nicht 
so zu forcieren, wenn deren rechtliche Grundla-
ge noch gar nicht sicher ist. Als dann klar war, 
dass es keine Gemeinschaftsschulen geben 
wird, haben wir vor zweieinhalb Wochen den An-
trag gestellt, das Wort „Gemeinschaftsschule“ in 
dem Plan ebenso zu streichen wie das Wort 
„Verbundschule“, die die CDU favorisiert hatte, 
die es aber nach dem schulpolitischen Kompro-
miss ebenfalls nicht geben wird.  

Wir hatten auch angeregt, nicht einfach das Wort 
„Gemeinschaftsschule“ durch das Wort „Sekun-
darschule“ zu ersetzen, sondern gefordert, ge-
nau zu prüfen, wo eine Sekundarschule, wo eine 
Gesamtschule und wo eine der bestehenden 
Hauptschulen Sinn macht. Das hat die Verwal-
tung nicht getan bzw. einem entsprechenden An-
trag hat die Mehrheit im Schulausschuss nicht 
zugestimmt.  

Zwar wird nun aus Anlage 12 - Frau Klein hat 
mich freundlicherweise vorher darüber infor-
miert - ersichtlich, dass jetzt auch schriftlich an-
erkannt wird, dass aufgrund der Schulrechtsno-
velle die Einführung von Gemeinschafts- und 
Verbundschulen ausgeschlossen ist, was zu ei-
ner anderen Rahmenplanung führt. Ich finde 
aber keine Antwort auf die Fragen, die sich in 
den Bezirken stellen. Ich möchte nicht nur eine 
Rahmenplanung, sondern drei konkrete Vor-
schläge der Verwaltung, warum man in der 
Heerstraße in Porz eine Gemeinschaftsschule, 
eine Verbundschule, eine Sekundarschule oder 

eine Hauptschule errichtet oder nicht, ergänzt 
durch eine Bewertung, wie die Verwaltung sich 
das vorstellt. Die Politik kann ja dann immer 
noch entscheiden, welche dieser Varianten die 
geeignetste ist. Das fehlt jedoch weiterhin. Die 
Zusatz-Info, die Sie heute gegeben haben, reicht 
dafür nicht aus. 

Ich möchte nun auf den zweiten Teil, die Integ-
rierte Jugendhilfeplanung, eingehen. Auch hier 
muss ich konstatieren, dass es viele offene Fra-
gen gibt. Insbesondere Fragen zu den U3- und 
Ü3-Plätzen sowie zur Tagespflege beantwortet 
der vorliegende Plan nicht. Ich will auch erwäh-
nen, dass sich die Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege bei der Erstellung dieser Pla-
nung nicht genug beteiligt fühlten, dass sie das 
auch schriftlich niedergelegt und durch Enthal-
tung im Jugendhilfeausschuss fokussiert haben. 
Sie haben sogar gesagt: Es handelt sich nach ih-
rem Verständnis bei dem vorgelegten Plan nicht 
um einen Jugendhilfeplan an sich. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe, es war rela-
tiv interessant für Sie, mir zuzuhören. Es gibt na-
türlich Leute, die das alles noch viel besser aus-
drücken können als ich. Ein bekanntes Kölner 
Blatt titelt am 5. Oktober: „Ratlosigkeit nach dem 
Schulkompromiss“. In dem Artikel heißt es - ich 
zitiere -:  

Mehr als die zwei Gemeinschaftsschu-
len, die in diesem Schuljahr gestartet 
sind, wird es in Köln nicht geben. Was 
stattdessen als neues Angebot entste-
hen soll, ist unklar.  

Ich sage: Der vorliegende Beschlussvorschlag 
muss aber eine Antwort darauf geben. Weiter 
heißt es: 

Im vergangenen Schulausschuss war 
es vor allem die CDU, die dafür warb, 
den Schulkompromiss doch nun auch 
auf Kölner Ebene mit Schwung umzu-
setzen. Ihr Vorschlag: An die Stelle der 
nun gestrichenen „Gemeinschaftsschu-
len“ soll die neue Schulform „Sekundar-
schule“ treten. Die Schulverwaltung, ge-
führt von einer SPD-Dezernentin und 
einer SPD-Amtsleiterin, reagierte zu-
rückhaltend. … 

Übersetzt heißt das: Zum nächsten 
Schuljahr wird es wohl entgegen der al-
ten Planungen kein weiteres Angebot 
zum „längeren gemeinsamen Lernen“ 
geben. 

Ich sage: Auch wir möchten eine Antwort, in wel-
cher Weise man das längere gemeinsame Ler-
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nen ohne Gemeinschaftsschule verwirklich kann. 
Ich darf jetzt noch den letzten Absatz zitieren: 

Neu drucken wird die Verwaltung ihren 
dicken „Jugendhilfe- und Schulentwick-
lungsplan“ nicht. Man verstehe ihn als 
„Rahmenplan“ und „Denkhilfe“. Span-
nend wird es erst nach dem Ratsbe-
schluss in der nächsten Woche, weil 
dann konkrete Umsetzungsbeschlüsse 
folgen müssen. Klar ist bislang nur, 
dass allein durch das Ansteigen der 
Kinderzahlen bis zu zehn neue Schulen 
gebaut werden müssen. 

Jetzt kommt es: 

Wo und welche, ist offen. 

All das, meine Damen und Herren, muss ein Ju-
gendhilfe- und Schulentwicklungsplan beantwor-
ten. Da diese Antworten nicht vorliegen, können 
wir ihm nicht nur nicht zustimmen, sondern wir 
lehnen ihn ab. - Danke. 

(Beifall bei der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Es sind 
keine weiteren Wortmeldungen erkennbar. Wir 
kommen dann zur Abstimmung. Wie gesagt, wir 
haben zwei verschiedene Bereiche. 

Zunächst zur Abstimmung über den Antrag der 
FDP. Wer für den Antrag der FDP ist, bitte ich um 
das Handzeichen. - Das sind die FDP, die CDU, 
die Fraktion pro Köln sowie Herr Hoffmann. Wer 
enthält sich? - Keine Enthaltungen. Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über 10.20, 
Integrierte Jugendhilfe- und Schulentwicklungs-
planung. Wer für diese Vorlage ist, bitte ich um 
das Handzeichen. - Das sind die SPD, die Grü-
nen, die Fraktion Die Linke. Wer enthält sich? - 
Herr Zimmermann enthält sich. Damit ist das an-
genommen. Vielen Dank. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 3.1.11: 

3.1.11 Antrag der Fraktion pro Köln betref-
fend „Kostenneutrale Optimierung des 
Winterdienstes - Nein zur geplanten 
Wintersteuer!“ 

 AN/1765/2011 

Herr Wiener. 

Markus Wiener (pro Köln): Sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Es ist schade, dass jetzt so viele 

den Ratssaal verlassen, weil es hier um ein ganz 
interessantes Thema geht. Die Fraktion pro Köln 
hat gefordert, den erfahrungsgemäß nicht ganz 
so guten Kölner Winterdienst so zu optimieren, 
dass keine zusätzlichen Kosten anfallen.  

Es ist auch schade, dass dieser Punkt nicht mit 
der Verwaltungsvorlage unter Punkt 18.10 ge-
meinsam behandelt wird; denn wenn der Tages-
ordnungspunkt 18.10 zu noch späterer Stunde 
aufgerufen wird, werden kaum noch Zuschauer 
auf der Tribüne sitzen. Dabei ist dieser Punkt in-
teressant für alle Kölner Bürger. Der zentrale 
Satz in der Verwaltungsvorlage, die später erör-
tert wird, lautet nämlich: 

Die Finanzierung der Winterdienstkos-
ten ist durch die Einführung einer Win-
terdienstgebühr zu sichern. Die Verwal-
tung wird beauftragt, die entsprechende 
Änderung der Straßenreinigungssat-
zung zum 01.01.2012 dem Rat zur Ent-
scheidung vorzulegen. 

Das heißt konkret: Der optimierungsbedürftige 
Kölner Winterdienst soll angeblich besser wer-
den, aber dafür wird eine neue Gebühr erhoben, 
die die Kölner Steuerzahler, die Kölner Bürger zu 
zahlen haben. Das, meine Damen und Herren, 
und mit Verlaub, auch in Richtung der Verwal-
tung, das ist schon ein Armutszeugnis.  

Ich kann mich noch an die Hauptausschusssit-
zung Anfang des Jahres erinnern, in der dieses 
wirkliche Fiasko im Dezember 2010 behandelt 
wurde, als die Kölner Straßen tagelang nicht be-
fahrbar waren, nur weil es mal etwas mehr ge-
schneit hatte. Wohlgemerkt, das war kein Bliz-
zard und kein Wintersturm, es war nur etwas 
mehr Schneefall. Ich erinnere mich noch, dass 
der geschätzte Kollege von der FDP, Herr Breite, 
und ich in dieser Sitzung aus unseren etwas 
schneereicheren Heimatregionen berichtet ha-
ben, in denen es ganz normal ist, dass jede 
Stadt, egal, ob Kleinstadt oder Großstadt, einen 
funktionierenden Winterdienst hat, der natürlich 
dafür sorgt, dass die Straßen frei bleiben, wenn 
es denn schneit. Dafür ist der Winterdienst 
schließlich da, falls das einige Damen und Her-
ren hier nicht wissen sollten. Dafür wird selbst-
verständlich keine Extragebühr erhoben. Ich fra-
ge mich: Was ist das Nächste: Gibt es bald eine 
Gebühr fürs Laubfegen? Das sind zentrale Punk-
te der kommunalen Daseinsvorsorge. Das muss 
eine Stadtverwaltung einfach leisten. Dafür kann 
man nicht Extragebühren verlangen. Das muss 
sozusagen im Gesamtpaket enthalten sein, wo-
für man ja sowieso schon Steuern und Gebühren 
noch und nöcher bezahlen muss.  
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Ich weiß auch noch, dass in dieser Hauptaus-
schusssitzung Anfang des Jahres von der Ver-
waltung zugesagt wurde, sich zu bemühen, intel-
ligente Konzepte zu erstellen, die nicht zu einer 
finanziellen Mehrbelastung der Bürger führen. 
Das wurde da mehrfach geäußert. Ich habe das 
damals schon nicht glauben können, weil man ja 
die Damen und Herren inzwischen kennenge-
lernt hat. Jetzt ist es genau so gekommen. Das 
Problem soll gelöst werden, indem an der Ge-
bührenschraube gedreht bzw. wieder einmal eine 
neue Gebühr erfunden wird. Das, finde ich, ist 
skandalös. Das ist dieser Stadt nicht würdig.  

Deswegen hat pro Köln hier beantragt, die Ver-
waltung möge ein Konzept erarbeiten, das auf-
zeigt, wie man genügend Räumfahrzeuge und 
ausreichend Personal auch zu diesen Stunden 
bereithalten und bedarfsgerecht einsetzen kann, 
ohne dass Mehrkosten für die Bürger dieser 
Stadt entstehen. Ich denke, das muss möglich 
sein. Das ist eine Aufgabe der Stadtverwaltung, 
die ohne zusätzliche Kosten gewährleistet wer-
den muss.  

Deswegen bitte ich Sie: Stimmen Sie dem Antrag 
der Fraktion pro Köln zu! Versuchen wir einmal 
etwas anderes: Erhöhen wir nicht jede Gebühr 
bzw. erfinden wir nicht neue Gebühren, sondern 
sorgen wir für ganz normale, zuverlässige und 
gute Dienste der Kölner Stadtverwaltung, so wie 
es in jeder anderen Stadt in der Bundesrepublik 
Deutschland auch möglich ist. - Vielen Dank. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Gibt es 
weitere Wortmeldungen dazu? - Das ist nicht der 
Fall. Dann lassen wir abstimmen. Wer ist für den 
Antrag der Fraktion pro Köln? - Die Fraktion pro 
Köln. Wer enthält sich? - Niemand. Damit ist der 
Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungs-
punkt, nämlich 3.1.12: 

3.1.12 Antrag der Fraktion pro Köln betref-
fend „Keine Erhöhung der Abwasser-
gebühren in Köln“ 

 AN/1766/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Herr Ucker-
mann. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Es gibt einen 
feinen Unterschied zwischen Steuern und Ge-
bühren, obwohl man sich manchmal fragt, ob es 

den tatsächlich gibt. Selbstverständlich muss ei-
ne Kommune für die Kosten, die für das Abwas-
ser entstehen, bei den Bürgern Gebühren erhe-
ben; das heißt, die Kosten müssen wieder he-
reinkommen.  

Die Stadt Köln hat diese Aufgabe einem Unter-
nehmen übertragen. Wir haben hier zur Kenntnis 
nehmen müssen, dass jetzt beabsichtigt wird, 
diese Gebühren zu erhöhen. Gleichzeitig führt 
dieses Unternehmen aber Geld an den städti-
schen Haushalt ab, sodass sich für uns nicht er-
schließt, warum die Gebühren angehoben wer-
den sollen. Haben sich die Kosten dafür erhöht, 
und müssen diese Mehrkosten nun auf die Bür-
ger umgelegt werden? Nein, die Kosten haben 
sich nicht erhöht, aber die Stadt Köln selber 
braucht Geld. Deshalb bittet sie jetzt dieses Un-
ternehmen, das Geld aus den Bürgern quasi 
herauszupressen, und zwar durch erhöhte und - 
ich sage in dem Falle - durch überhöhte Gebüh-
ren. Das darf nicht sein.  

Wir wollen da Klarheit haben. Wenn der Bürger 
Abgaben bezahlt, muss das kostendeckend sein. 
Das darf nicht zu einem erhöhten Gewinn führen, 
der dann an den städtischen Haushalt abgeführt 
wird, um das Primärdefizit auszugleichen, was 
die Stadt Köln hat und das weder Herr Roters 
noch Frau Klug angegangen sind. Es kann nicht 
sein, dass der Bürger, der sich dagegen nicht 
wehren kann - das ist ja die Sache: der Bürger 
kann sich kein anderes Unternehmen aussu-
chen -, das bezahlen muss. 

Wir haben heute in der Ratsdebatte gehört, das 
Wohnen in Köln sei so teuer. Sie wissen selbst-
verständlich, dass Abwassergebühren zu den 
Nebenkosten gehören, die mittlerweile als „zwei-
te Miete“ bekannt sind. Es ist ein Anliegen der 
Bürgerbewegung pro Köln, dass die Bürger bitte 
nur das zahlen, was zur Erbringung dieser wich-
tigen Leistung nötig ist, und nicht, dass man auf 
einem Transferweg dieses Geld weitergibt an die 
Verwaltung, damit sie die städtischen Finanzlö-
cher stopfen kann.  

Fatal ist auch - Kollege Wiener hat es eben auch 
gesagt -, dass man quasi neue Steuern erfindet. 
Dort, wo es eine Wintersteuer gibt, wird es bald 
auch eine Herbststeuer geben. Wo endet das 
Ganze? Unsere Forderung - das soll dieser An-
trag auch bewegen - ist, mit mehr Sensibilität die 
Einnahmen und die Ausgaben wieder in Einklang 
zu bringen, statt immer neue Löcher aufzureißen 
und dem Bürger einfach die Rechnung zu schi-
cken in der Erwartung, dass der dafür schon be-
zahlen wird. Das darf nicht sein. - Danke. 

(Beifall bei pro Köln) 
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Oberbürgermeister Jürgen Roters: Sie können 
gleich hier bleiben. Es geht gleich um einen wei-
teren Antrag Ihrer Fraktion. - Gibt es weitere 
Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. Wer ist 
für den Antrag von pro Köln? - Das ist die Frakti-
on pro Köln. Wer enthält sich? - Niemand. Ist ab-
gelehnt.  

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 3.1.13 auf: 

3.1.13 Antrag der Fraktion pro Köln betref-
fend "Bildungsstelle gegen politi-
schen Extremismus" 

  AN/1767/2011 

Jörg Uckermann (pro Köln): Kollege Wiener 
spricht. Ich hatte Ihnen ja eben signalisiert, dass 
ich zur öffentlichen Rathauszeitung sprechen 
werde. Zu diesem Antrag spricht jetzt Herr Wie-
ner. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Okay. - 
Herr Wiener, bitte. 

Markus Wiener (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Die Sitzung 
ist bisher ja relativ harmonisch verlaufen, wenn 
man sie mit Sitzungen der Vergangenheit ver-
gleicht. Ich weiß nicht, ob es jetzt gleich noch so 
harmonisch weitergehen kann.  

Es ist ein sehr ernsthaftes Thema. Es gibt hier in 
Köln, beim NS-Dokumentationszentrum ange-
siedelt, eine sogenannte Bildungsstelle gegen 
Rechtsextremismus. Da meint man ja auf An-
hieb, das ist eine gute Sache, das ist unterstüt-
zenswert. Das sehen wir genauso. Das Problem 
ist nur, dass diese Bildungsstelle schon über 
Monate hinweg parteipolitisch missbraucht wird 
im Kampf gegen die völlig grundgesetzkonforme, 
konservative Bürgerbewegung pro Köln. Dass 
das parteipolitisch instrumentalisiert wird, ist ein 
großer Skandal, finde ich; denn eine NS-
Dokumentationsstelle sollte sich mit der Aufarbei-
tung der NS-Unrechtsherrschaft beschäftigen. 
Dafür ist sie ja auch gegründet worden. 

Um diesen parteipolitischen Missbrauch endlich 
zu beenden, hat pro Köln hat den Antrag gestellt, 
diese städtische Bildungsstelle in eine überpar-
teiliche Bildungsstelle gegen Extremismus jegli-
cher Couleur umzuwandeln. Zur Begründung 
dieses Antrags erscheint es notwendig, einen 
genauen Blick auf den real existierenden Politirr-
sinn in dieser Stadt zu werfen, einer Stadt, in der 
der Fraktionsgeschäftsführer der Grünen Jörg 
Frank via Facebook von Molotowcocktails in den 

70er-Jahren schwärmt, in einer Stadt, in der 
Linksautonome seit rund einem Jahr die ehema-
lige Werkskantine in Kalk besetzt halten, in einer 
Stadt, die eben besagte Bildungsstelle gegen 
Rechtsextremismus am NS-Dokumentations-
zentrum angesiedelt hat, einzig und allein oder 
hauptsächlich in der Absicht, pro Köln als unbe-
queme Opposition hier in der Stadt zu diffamie-
ren, zu diskreditieren und in Bezug zu diesen 
NS-Verbrechern zu setzen. 

Meine Damen und Herren, ich habe es gerade 
beschrieben: Da braucht der Blick gar nicht erst 
nach Berlin zu schweifen, wo Nacht für Nacht 
Autos brennen und Linksterroristen Bahnanlagen 
sprengen. Auch in Köln tut sich ein ähnlicher 
Sumpf auf, gefördert und gestützt von mächtigen 
Seilschaften in manchen Altparteien, die diese 
linke Einsatzreserve im Kampf gegen Rechts an-
scheinend ganz gerne haben, damit man bei be-
stimmten Anlässen Demonstrationen politisch 
missliebiger Gruppierungen auf der Straße be-
hindern kann usw. Deswegen wäre gerade in 
Köln eine Bildungsstelle gegen Linksextremis-
mus sehr, sehr wichtig.  

Wir haben mit einer Anfrage vor kurzem aufge-
deckt, dass es in Köln im vergangenen Jahr 290 
linksextreme Straftaten gegeben hat. Das ist eine 
große Gefahr. Jeder, der gestern die Tagesthe-
men geschaut hat, hat gesehen, was in diesem 
Land los ist, dass die Gefahr besteht, dass eine 
neue RAF entsteht. Nur, warum funktioniert das 
nicht in Köln? Dazu muss man einfach den Blick 
auf die Riege der Kölner Lokalpolitiker richten, 
und dann wundert man sich kaum noch. Denn 
nicht nur für die Linke sitzen militante Demo-
Touristen wie Claus Ludwig oder frühere Unter-
stützer des RAF-Umfeldes - - 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich bitte 
Sie, sich zurückzuhalten mit solchen Wertungen. 

Markus Wiener (pro Köln): Nun, das ist eine 
Wertung. Sie sagen es. Das ist eine Meinungs-
äußerung. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Das ist be-
leidigend. 

Markus Wiener (pro Köln): Nein, nein, nein. - 
Wie gesagt, nicht nur Herr Ludwig sitzt hier für 
die Linksfraktion im Rat, auch Herr Detjen als 
früherer Unterstützer des RAF-Umfeldes sitzt 
hier im Rat und pflegt freundschaftlichste Kontak-
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te zu allen anderen Ratspolitikern. Da gibt es 
keine Ausgrenzung, da gibt es keine Berüh-
rungsängste, obwohl hier mit großem Recht auf 
solche Sachen hingewiesen werden kann. Wir 
sehen also: Die wirklichen Extremisten sind 
längst im politischen Machtzentrum dieser Stadt 
angekommen. 

(Henk van Benthem [CDU]: Sehr vor-
sichtig! Muss man sich beleidigen las-
sen? Das ist unglaublich!) 

- Ich habe gerade gesagt, auf wen ich das be-
ziehe und dass - das ist meine Wertung - hier 
extremistische Kräfte längst angebandelt haben 
und im besten Kontakt stehen. Mit denen wird 
geklüngelt, mit denen wird paktiert. Das ist ein 
demokratiepolitischer Skandal, den wir nicht auf-
hören werden, anzuprangern.  

(Henk van Benthem [CDU]: Das ist un-
glaublich!) 

Das ist unsere Aufgabe als demokratische Bür-
geropposition hier in Köln. Das werden wir auch 
weiterhin anprangern. Das ist ganz klar. 

(Beifall bei pro Köln - Henk van 
Benthem [CDU]: Das ist unglaublich!) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr Wie-
ner, ich erteile Ihnen einen Ordnungsruf für die 
Aussage, dass extremistische Kräfte in der Mitte 
unserer Gesellschaft angekommen seien. Das ist 
eine Beleidigung. 

(Jörg Uckermann [pro Köln]: Natürlich! 
Das stimmt doch!) 

Markus Wiener (pro Köln): Das ist eine War-
nung vor real existierenden Zuständen. Das 
kann auch jeder nachlesen, das kann jeder re-
cherchieren. Wenn eine vom Verfassungsschutz 
beobachtete Partei wie die Linkspartei 

(Zurufe) 

hier mit etablierten Parteien klüngelt, wenn die 
Linkspartei mit SPD und den Grünen klüngelt, 
dann sind sie hier im Zentrum der Macht ange-
kommen. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ihre Rede-
zeit ist abgelaufen. 

Markus Wiener (pro Köln): Ich werde mir hier 
nicht verwehren lassen, auf diese Gefahr hinzu-
weisen. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich möchte 
abschließend zu diesem Thema sagen, dass es 
auch dem Leiter dieser Sitzung schwerfällt, sich 
solche Hetztiraden anhören zu müssen. Es ist 
unerträglich, wie die Vertreter der Fraktion pro 
Köln sich hier aufführen. Das beleidigt das Ni-
veau der Debatte, die wir hier in den letzten 
Stunden geführt haben. 

(Beifall bei der SPD, der CDU, dem 
Bündnis 90/Die Grünen, der FDP und 
der Linken.Köln) 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung. Wer für den 
Antrag der Fraktion pro Köln ist, bitte ich um das 
Handzeichen. - Das ist die Fraktion pro Köln. 
Wer enthält sich? - Niemand. Damit ist der An-
trag abgelehnt. 

Wir kommen zu einem weiteren Antrag der Frak-
tion pro Köln, nämlich Tagesordnungspunkt 
3.1.14: 

3.1.14 Antrag der Fraktion pro Köln betref-
fend „Öffentliche Rathauszeitung für 
Köln“ 

 AN/1768/2011 

Ich appelliere an Sie, ein anderes Niveau an den 
Tag zu legen. 

(Zuruf von pro Köln: Unverschämtheit!) 

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Ich finde es 
schon sehr merkwürdig, in welcher Form Sie hier 
die Sitzung leiten. Sie haben eben meine Frakti-
on beleidigt. Wir sind eine grundgesetztreue Par-
tei. Wenn wir Missstände aufzeigen, dann muss 
das von der Meinungsfreiheit gedeckt sein. Wir 
leben in einer Demokratie. Kollege Wiener hat 
hier eben alles ganz hervorragend analysiert. 
Dafür danke ich ihm. 

Damit das auch möglich ist, soll es in Köln eine 
öffentliche Rathauszeitung geben. Wir sind eben 
für Transparenz. Wir sind dafür, dass die Bürger 
sich informieren können, was hier wirklich pas-
siert. Nur weil jetzt nicht mehr so viele Menschen 
auf der Tribüne sitzen, kann es ja nicht sein, 
dass wir mit Ordnungsrufen und sonstigen Stra-
fen belegt werden. Der Rat muss in der Lage 
sein, mit seinen Fraktionen Öffentlichkeitsarbeit 
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zu betreiben, wie das in anderen Kommunen 
gang und gäbe ist. Die Stadt Trier zum Beispiel 
gibt eine öffentliche Rathauszeitung heraus. Sie 
erscheint als Beilage zu den Tageszeitungen. In 
Köln wäre das auch ganz hilfreich. Dadurch wür-
de das Niveau etwas steigen.  

Des Weiteren haben wir uns noch einmal über 
den Stand zu unserer Initiative zum Internetportal 
informiert. Selbstverständlich muss es dazu 
Ratsbeschlüsse geben. Ihre Aussage, Herr 
Oberbürgermeister, war da nicht ganz zutreffend. 

Von daher muss dieser Rat ein hohes Interesse 
daran haben, mit dem Bürger direkt zu kommu-
nizieren. Laut unserer Recherchen verursacht 
eine Rathauszeitung kaum Kosten, weil sie, wie 
gesagt, als Beilage in der Tagespresse bzw. in 
den kostenlosen Anzeigenblättchen erscheint. 
Dadurch werden diese noch attraktiver für die 
Leute. So haben wir eine Win-win-Situation: Der 
Rat kann die Bürger über wichtige Themen in-
formieren, was die Presse in ihrem Tagesge-
schäft nicht kann, und die Bürger werden für 
Kommunalpolitik interessiert. Das ist ja auch 
wichtig für eine Demokratie. Wenn möglichst vie-
le Menschen daran Anteil nehmen, wird auch die 
Wahlbeteiligung wieder steigen. Über eines 
müssen wir uns doch klar sein: Wenn noch nicht 
einmal 50 Prozent der Menschen zur Wahl ge-
hen, ist das eine schwindende Legitimation. Wir 
müssen alles dafür tun, dass man wieder objek-
tiv informiert wird, weil das zum Beispiel dazu 
führen kann, dass die Wahlbeteiligung wieder 
steigt. - Danke schön. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Da ich kei-
ne weiteren Wortmeldungen sehe, kommen wir 
jetzt zur Abstimmung. Wer ist für den Antrag der 
Fraktion pro Köln? - Das ist die Fraktion pro 
Köln. Gegenstimmen? - Das ist nicht der Fall. 
Damit ist er abgelehnt. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 
3.1.16. 

(Ulrich Breite [FDP]: Herr Oberbürger-
meister, den haben wir ja auf Punkt 21 
gestellt!) 

- Das stimmt. Der Punkt wird nach hinten ver-
schoben. Okay. 

Bevor wir zum nächsten Tagesordnungspunkt 
kommen, darf ich noch auf etwas hinweisen, was 
möglicherweise zur Sitzungsbeschleunigung bei-
trägt: Unser wiedergewählter Beigeordneter 
Streitberger hat mir mitgeteilt, dass er im An-

schluss an unsere Sitzung heute auf seine Wie-
derwahl ein Kölsch und eine Frikadelle ausgeben 
möchte. Sie sollten das nicht aus dem Blick ver-
lieren. 

(Beifall) 

Dann kommen wir zu den Anfragen: 

4 Anfragen gemäß § 4 der Geschäftsord-
nung des Rates und der Bezirksvertre-
tungen 

Zu Tagesordnungspunkt 4.1: 

4.1 Anfrage der Fraktion Die Linke betref-
fend „Gewaltpotenzial von pro Köln“ 

 AN/1655/2011 

 Antwort der Verwaltung vom 10.10.2011 
 4039/2011 

Hat sich erledigt. Danke schön. 

Zu Tagesordnungspunkt 4.2: 

4.2 Anfrage der Fraktion pro Köln betref-
fend „Moscheebaupläne in Köln-
Meschenich“ 

 AN/1769/2011 

 Antwort der Verwaltung vom 13.10.2011 
 4146/2011 

Gibt es dazu Nachfragen? - Keine Nachfragen. 

Zu Tagesordnungspunkt 4.3: 

4.3 Anfrage der CDU-Fraktion betreffend 
„Sachstandsbericht Regionale-Projekt 
‚Butzweilerhof‘“  

 AN/1786/2011 

 Antwort der Verwaltung vom 13.10.2011 
 4113/2011 

Keine Nachfragen. 

Zu Tagesordnungspunkt 4.4: 

4.4 Anfrage der FDP-Fraktion betreffend 
„Haushaltskonsolidierung aus Leistun-
gen des Bildungspakets der Bundesre-
gierung“ 

 AN/1819/2011 

 Antwort der Verwaltung vom 13.10.2011 
 4113/2011 

Gibt es dazu Nachfragen? - Keine Nachfragen. 

Damit sind die Anfragen erledigt. Ich bedanke 
mich bei der Verwaltung für die umfassende Be-
antwortung. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 6: 
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6 Ortsrecht 

6.1 Satzungen 

Zu Tagesordnungspunkt 6.1.1: 

6.1.1 Neufassung der Satzung der Beihilfe-
kasse 

 2236/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer ist 
gegen den Beschlussvorschlag? - Niemand. Wer 
enthält sich? - Damit ist er angenommen. 

Tagesordnungspunkt 6.1.2 ist verschoben.  

Als Nächstes kommen wir zu Tagesordnungs-
punkt 7: 

7 Unterrichtung des Rates über die von 
der Kämmerin/den Fachbeigeordneten 
genehmigten Mehraufwendungen, 
-auszahlungen und -verpflichtungen für 
die Hj. 2010 und 2011 gem. § 83 Abs. 1 
und § 85 Abs. 1 GO NRW i. V. m. der 
Haushaltssatzung 2010/2011 

 3891/2011 

Das wird so zur Kenntnis genommen. 

Wir kommen nun zu Tagesordnungspunkt 8: 

8 Überplanmäßige Aufwendungen 

Zu Tagesordnungspunkt 8.1: 

8.1 Überplanmäßige Aufwendungen im Teil-
plan 0418 - Stadtbibliothek für das 
Haushaltsjahr 2011 

 2152/2011 

Abstimmung, wie Finanzausschuss. Gibt es dazu 
Wortmeldungen? - Das ist nicht der Fall. Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich? - Damit angenom-
men. 

Zu Tagesordnungspunkt 8.2: 

8.2 Überplanmäßige zahlungswirksame 
Aufwendungen im Teilplan 1501 - Wirt-
schaft und Tourismus für das Haus-
haltsjahr 2011 

 2768/2011 

Abstimmung, wie vom Liegenschaftsausschuss 
empfohlen. Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das 
ist nicht der Fall. Dann haben wir abzustimmen. 
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 8.3: 

8.3 Überplanmäßige Aufwendungen im Teil-
plan 0106 - Zentrale Dienstleistungen 
für das Haushaltsjahr 2011 

 3184/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Angenommen  

(Markus Wiener [pro Köln]: Wir stimmen 
dagegen, Herr Oberbürgermeister!)  

gegen die Stimmen der Fraktion pro Köln. 

Zu Tagesordnungspunkt 8.4: 

8.4 Überplanmäßige Aufwendungen im Teil-
plan 0407 - Museum Schnütgen für das 
Haushaltsjahr 2011 

 3512/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Damit angenommen. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 9: 

9 Außerplanmäßige Aufwendungen 

Zu Tagesordnungspunkt 9.1: 

9.1 Teilfinanzplan 1201, Straßen, Wege, 
Plätze 

 hier: Außerplanmäßige Auszahlung für 
die Generalinstandsetzung und Umges-
taltung Leostraße von Venloer Straße 
bis Subbelrather Straße 

 2992/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Damit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 9.2: 

9.2 Teilfinanzplan 1201, Straßen, Wege, 
Plätze 

 hier: Außerplanmäßige Auszahlung Um-
bau Kreuzungsbereich Tel-Aviv-Straße / 
Blaubach 

 1852/2011 

Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ange-
nommen. 

Wir kommen dann zum Tagesordnungspunkt 10: 

10 Allgemeine Vorlagen 

Wie anfangs vereinbart, erörtern wir zuerst den 
Tagesordnungspunkt 10.22: 

10.22 Weiterentwicklung des Bäderkonzep-
tes in Köln 

 hier: Bäderzielplan auf der Basis des 
Ratsbeschlusses vom 29.01.2008 für 
2011 bis 2015 

 2008/2011 
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 Änderungs- bzw. Zusatzantrag der 
Fraktion Die Linke, Ratsmitglied Klaus 
Hoffmann (Freie Wähler Köln) und 
Ratsmitglied Thor-Geir Zimmermann 
(Deine Freunde) 

 AN/1818/2011 

Ich danke den Besuchern auf der Tribüne für ihre 
Geduld. Jetzt ist es endlich so weit. Ihr Thema ist 
dran. 

(Beifall auf der Zuschauertribüne) 

Es beginnt Herr Kron. 

Peter Kron (SPD): Sehr geehrter Herr Oberbür-
germeister! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ja, 
jetzt ist es endlich so weit: Nach langer Diskussi-
on liegt unser Bäderzielplan für die Jahre 2011 
bis 2015 vor. Ich erinnere daran - viele wissen 
das ja noch aus der Diskussion -, dass das nicht 
der erste Plan ist. Wir haben bereits vor vier Jah-
ren, 2007, einen solchen Plan diskutiert. Damals 
wurde der Vorschlag diskutiert, den Neubau der 
Bäder, den wir jetzt vollendet haben, anzugehen, 
aber auch drei Bäder, nämlich Rodenkirchen, 
Nippes und Weiden, zu schließen. Für diese drei 
Schließungen kam damals keine Mehrheit zu-
stande. Es gab aber eine Fraktion - ich schaue in 
Richtung von Herrn Granitzka -, die für die 
Schließung der Bäder in Weiden und Nippes war, 
nicht aber für die Schließung des Bads in Ro-
denkirchen. Es gab also damals keine Mehrheit 
für das Konzept. 

Im Januar 2008 hat der Rat beschlossen, 2011 
ein fortgeschriebenes Konzept vorzulegen. Die 
Vorlage ist jetzt da. Sie ist in vielen Monaten er-
arbeitet worden von der Sportverwaltung, der 
Schulverwaltung, der Bäder GmbH in Zusam-
menarbeit mit dem OKS, dem Ortsverband Köl-
ner Schwimmvereine, und dem Stadtsportbund. 
Diese über 80 Seiten starke Vorlage ist Anfang 
Juni in die Gremien eingebracht worden. Sie 
wurde in den Ausschüssen und den Bezirksver-
tretungen diskutiert.  

In der Zeit zwischen Anfang Juni und Mitte Okto-
ber, unterbrochen durch die Sommerpause, gab 
es eine lange und auch gute Bürgerbeteiligung, 
eine von Verwaltung und Bäder GmbH organi-
sierte Informationsveranstaltungsreihe in den 
drei Stadtbezirken, die von Änderungen bezüg-
lich ihrer Bäder betroffen sein werden, sowie 
darüber hinaus eine Veranstaltung in Nippes, 
veranstaltet und geleitet vom Bezirksbürgermeis-
ter, die auch ich besucht und auf der ich mir an-
gehört habe, wie die Bürger dort diskutieren. Ich 
muss sagen: Es war im Großen und Ganzen ei-

ne überwiegend sachliche Diskussion. Es gab 
Fragen, und es gab Erläuterungen durch die 
Verwaltung.  

Erlauben Sie mir dennoch eine persönliche Be-
merkung: In den letzten zwei, drei Wochen gab 
es in Zusammenhang mit diesem Thema Einzel-
fälle - ich betone: Einzelfälle - von persönlichen 
Beleidigungen und auch Unterstellungen. Das 
war nicht so schön angesichts der Tatsache, 
dass man sich monatelang damit befasst, disku-
tiert, zugehört, abgewogen und dann eine Ent-
scheidung gefasst hat. Nun gut. 

Was sagt uns die Vorlage? Sie beschreibt die 
gesamte Bäderlandschaft unserer Stadt und 
nicht nur, wie man mittlerweile annehmen könn-
te, die Schließung von Schwimmbädern. Die 
Schließung von Bädern, die als ganz schlimme 
Auswirkung für alle Kölnerinnen und Kölner dar-
gestellt wird, ist eben nicht das Kernthema die-
ses Konzeptes. Vielmehr ist es trotz aller finan-
ziellen Probleme, die alle Kommunen haben, ein 
in der Republik beispielloses Attraktivierungs- 
und Neubaukonzept. 

(Beifall bei der SPD und Teilen der 
FDP) 

2009 haben wir den Neubau in Ossendorf ein-
geweiht, am 1. Oktober 2011, also ganz aktuell, 
wurde der Lentpark mit dem Stadionbad eröffnet, 
und Anfang 2012 wird das Zollstockbad gene-
ralmodernisiert wieder in Betrieb gehen. Wir 
werden in der Republik um diese Bäderland-
schaft beneidet, um den Lentpark sogar europa-
weit.  

Nebenbei gesagt: Wir haben seit Gründung der 
Bäder GmbH über 120 Millionen Euro für die 
Attraktivierung und den Neubau von Schwimm-
bädern ausgegeben. Im Ergebnis haben wir 
mehr Wasserflächen, und die Versorgung der 
Vereine und Schulen kann so übernommen wer-
den, wie sie bisher angeboten wurde. Das bestä-
tigt der OKS, das bestätigt der Sportbund, das 
bestätigt die Schulverwaltung.  

Allerdings gibt es auch eine Folge, nämlich die 
vorgeschlagene Schließung der Bäder in Nippes 
und Weiden sowie das Betreiben des Rodenkir-
chenbads als „Teilgruppenbad“ ab Mitte 2014, 
das von Januar 2013 bis Mitte 2014 generalsa-
niert wird. Ich sage es noch einmal: Die Schlie-
ßungen erfolgen mit Zustimmung von Stadt-
sportbund und OKS. Ich habe natürlich Ver-
ständnis für die Kritik von Betroffenen, vor allen 
Dingen von denjenigen, die in der Nähe eines 
Schwimmbads wohnen, dessen Schließung an-
steht. Ich kann verstehen, dass diese Verände-
rungen unweigerlich zu individuellen Problemen 
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führen. Trotzdem wundere ich mich über die In-
tensität der Diskussionen und Argumentationen, 
auch im Sportausschuss. Man könnte meinen, 
wir reden hier über die ersatzlose Schließung 
von Schwimmbädern in unserer Stadt. Das ist 
nicht der Fall. So etwas gibt es durchaus in un-
serer Republik. Beispiele dafür sind Duisburg 
und Essen, wo Schwimmbäder aus dem Bestand 
ersatzlos geschlossen werden. Das ist hier in 
Köln nicht der Fall.  

Klar ist, dass der Zielplan „nur“ bis 2015 gilt. Klar 
ist, dass auch über 2015 hinaus die Bedarfe von 
Schulen, Vereinen und der Schwimmsport 
betreibenden Bevölkerung zu befriedigen sind. 
Legt man die Jugendhilfe- und Schulentwick-
lungsplanung zugrunde, die über 2015 hinaus-
geht, kann man zwar zu gewissen Schlüssen 
kommen; solange es aber keinen spezifischen 
Bäderzielplan über 2015 hinaus gibt, bleibt das 
Kartensatzleserei.  

Natürlich muss man noch einmal darüber reden, 
dass den Bezirken eine Perspektive geboten 
wird - in Nippes, in Weiden und in Rodenkirchen, 
aber nicht nur dort, sondern auch in Kalk, in Mül-
heim und in Chorweiler, im gesamten Stadtge-
biet. Der Bäderzielplan muss fortgeschrieben 
werden. Das jetzige Konzept darf nicht der 
Schlusspunkt sein. Es ist ein Meilenstein, aber 
es muss weitergehen.  

Deshalb zitiere ich gerne den Beschluss, den wir 
im Sportausschuss gefasst haben, dem sich der 
Rat anschließen sollte. Ich zitiere: 

Das Bäderkonzept wird weiter fortge-
schrieben und jährlich dem Sportaus-
schuss vorgelegt. Dabei sind insbeson-
dere demografische Entwicklungen zu 
berücksichtigen und daraus not-wenige 
Konsequenzen zu ziehen (Modernisie-
rung, Abbruch, Neubau von Bädern).  

Fakt ist: Das Rodenkirchenbad wird erhalten. 
Unmittelbar an der Stadtbezirksgrenze von Nip-
pes ist ein Schwimm- und Eisstadion entstanden, 
das europaweit seinesgleichen sucht. Im Bezirk 
Lindenthal gibt es neuerdings das erweiterte 
Kombibad, das übrigens hervorragend mit der 
Linie 1 des ÖPNV zu erreichen ist.  

Über die städtische KölnBäder GmbH sind, wie 
eben erwähnt, Millionenbeträge in dreistelliger 
Größenordnung in den Schwimmstandort Köln 
geflossen. Verfolgt man allerdings die Diskussio-
nen, gewinnt man den Eindruck, morgen würde 
das letzte Bad in Köln geschlossen. 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Herr Ober-
bürgermeister, die Zeit!) 

- Ich komme zum Ende. - Liebe Kolleginnen und 
Kollegen, Herr Oberbürgermeister, lassen Sie 
uns dieses Bäderkonzept vor dem Hintergrund 
einer längerfristigen Entwicklung der Kölner Bä-
derlandschaft als Gesamtpaket vernünftig bewer-
ten. Das ist kein Schlusspunkt, sondern ein Zwi-
schenergebnis. Es geht weiter. Wir wollen einen 
weiteren Zielplan.  

Wir haben eine Gesamtverantwortung für diese 
Stadt. Ich erinnere an die Zahlen, die heute an-
lässlich HPL-Einbringung genannt wurden. Und 
in der Gesamtverantwortung, die wir für diese 
Stadt haben, können wir eine hervorragende 
Versorgung mit Wasserflächen und weit über-
wiegend positive Aspekte konstatieren. - Danke 
schön. 

(Beifall bei der SPD und dem Bündnis 
90/Die Grünen) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Herr Kron. - Als Nächstes spricht Herr 
van Benthem. 

Henk van Benthem (CDU): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zu Beginn eine Legende korrigieren. Es wird hier 
immer wieder behauptet, die CDU sei dafür ge-
wesen, die Bäder in Nippes und Weiden zu 
schließen. Wir haben einen Tag vor den massi-
ven Protesten eine Pressekonferenz abgehalten 
und dort bekanntgegeben, was wir in der Som-
merpause - wir haben nämlich auch da unser 
Hirn eingeschaltet - - 

(Martin Börschel [SPD]: Erst dann!) 

- Ja, ja, Herr Kollege, wir denken auch in der 
Sommerpause. Es wird uns manchmal vorgewor-
fen, warum wir uns da keine Pause gönnen. Wir 
denken auch in dieser Zeit weiter und können 
dann nach der Sommerpause schon ein Ergeb-
nis präsentieren. 

Wir haben eine Pressekonferenz abgehalten. 
Dort haben wir von einem Journalisten ein Rie-
senkompliment erhalten, der gesagt hat: Ich ha-
be überall danach gesucht, wo die CDU gesagt 
hat, die Bäder in Nippes und Weiden werden ge-
schlossen. Ich muss mit Bedauern feststellen, ich 
habe nirgendwo einen solchen Satz gefunden. - 
Also, erzählen Sie hier nicht, dass die CDU dafür 
war, diese Bäder zu schließen. - Das zum Ers-
ten. 

Zum Zweiten. Der OKS und der Stadtsportbund 
sind mit dem Bäderkonzept einverstanden. Ja, 
das ist doch völlig logisch. Damit bekommen die 
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Vereine doch die absolute Sahnetorte angebo-
ten, nämlich ein optimales Schwimmangebot - 
und das ist auch gut so. Wenn ein Sportverband 
wie der Ortsverband Kölner Schwimmvereine, 
der übrigens von Sachkundigen Einwohnern der 
SPD geführt wird - Zufall? ich weiß es nicht -, 
sagt, unsere Vereine sind damit bestens bedacht 
worden, und der Stadtsportbund das ebenfalls so 
sieht, dann werden sie nicht gegen dieses Kon-
zept stimmen.  

Um es noch einmal deutlich zu sagen, meine 
Damen und Herren: Die CDU ist genauso stolz 
darauf, dass die KölnBäder diese Leuchtturmpro-
jekte errichtet haben. Für uns ist allerdings nicht 
nachvollziehbar, dass diese Leuchtturmprojekte, 
die für fast 50 Millionen Euro errichtet worden 
sind, für die Öffentlichkeit nur ganz wenig zu-
gänglich sind. Das wollen die Bürger nicht ver-
stehen, sie können es nicht verstehen, und sie 
werden es nicht verstehen.  

(Beifall bei der CDU) 

Wir haben im Sportausschuss dazu Folien aufge-
legt, Sie haben sie ignoriert. Gerade im Sport-
ausschuss haben wir teilweise sehr komische 
Zungenschläge vonseiten der SPD gehört. Sie 
haben eben persönliche Animositäten angespro-
chen. Ich sage Ihnen: Wer im Glashaus sitzt, 
sollte nicht mit Steinen werfen. Wir haben dort 
ein vernünftiges Konzept vorgelegt und auch ei-
ne Finanzierungsmöglichkeit aufgezeigt. Aber die 
wollten Sie gar nicht hören; ich kann das verste-
hen, sie kam ja von uns.  

Wir sind der Meinung: Wenn eine so fantastische 
Institution wie der Lentpark, auf die wir stolz sein 
können wie auf all unsere Bäder und um die wir 
europaweit beneidet werden, nur zu 50 Prozent 
von der Öffentlichkeit genutzt werden kann, weil 
sie in der übrigen Zeit Schulen und Vereinen zur 
Verfügung steht, dann machen wir hier etwas 
verkehrt. 

(Ralph Sterck [FDP]: Das sind doch 
auch Bürger!) 

- Ja, natürlich sind das Bürger. Herr Sterck, Sie 
haben ja von Schwimmen keine Ahnung. Sie ha-
ben noch nie im Schwimmbad eine Übungsstun-
de geleitet. Die Schulen und die Vereine brau-
chen keinen Luxus, sie brauchen lediglich aus-
reichend Wasserfläche, um gut arbeiten zu kön-
nen. Dafür sind die Bäder in Weiden und Nippes 
exzellent geeignet, auch wenn man da Geld in-
vestieren muss. 

(Beifall bei der CDU und der  
Linken.Köln) 

Sie haben das alles im Ausschuss nicht hören 
wollen, und Sie wollen es heute auch nicht hö-
ren. Wir werden mit Ihrer Mehrheit das Konzept 
heute beschließen. 

Noch ein Satz zum Schluss. Es macht ja über-
haupt keinen Sinn, hier lange zu diskutieren; 
denn Sie werden bei Ihrer Meinung bleiben, das 
wissen wir. Aus diesem Grund werden wir nach-
her dem Zusatzantrag der Partei Die Linke zu-
stimmen. Weil das für uns ja nicht gerade üblich 
ist, möchte ich das hier erklären. Wir haben in 
der Fraktion überlegt, was wir machen. Norma-
lerweise gehören wir als CDU-Fraktion nicht zu 
denjenigen, die einer politischen Gruppierung 
zustimmt, die nach wie vor sagt, dass die DDR 
kein Unrechtsstaat war, die nach wie vor sagt, 
dass die Mauer nicht schlimm war, die nach wie 
vor gute Kontakte zu alten SED-Kadern unter-
hält. Ich gehe hier nicht so weit wie pro Köln, 
aber normalerweise paktieren wir nicht mit der 
Linken. In diesem Fall jedoch erscheint es uns 
angebracht, sich deren Antrag anzuschließen. 
Denn wir wollen hier eines erreichen, nämlich 
das Offenhalten der Bäder, die Sie von Rot, Grün 
und Gelb schließen wollen. Diese Schließungen 
wollen wir nicht. Von daher unterstützen wir aus-
nahmsweise den Antrag der Linken und heben 
dafür die Hand. Ich muss einfach sagen: Scha-
de, dass Sie für die Zunft der öffentlichen 
Schwimmer kein Gehör haben. - Danke schön. 

(Beifall bei der CDU, der Linken.Köln 
und von der Zuschauertribüne) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Herr van Benthem. - Wir kommen zu Frau 
Thelen. 

Elisabeth Thelen (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Oberbürgermeister! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Ich werde mich bemühen, die Debatte 
jetzt wieder auf eine sachlichere Ebene zurück-
zuführen.  

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und bei der SPD - Henk van Benthem 
[CDU]: Wenn ich unsachlich bin, klingt 
das anders!) 

115 Millionen Euro - Peter Kron hat eben eine 
noch höhere Zahl genannt; es war offensichtlich 
mehr - hat die Bäder GmbH seit ihrer Gründung 
vor 13 Jahren in die Attraktivierung der Kölner 
Bäderlandschaft investiert. Die neuen Bäder sind 
Besuchermagnete. Das gilt für das zuletzt fertig-
gestellte Ossendorfbad, für das Höhenbergbad 
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und vor allen Dingen auch für das Flaggschiff Ag-
rippabad. 

Philosophie der Bäderinvestitionen der letzten 
Jahre war: Hallen- und Freibäder werden zukünf-
tig nicht mehr getrennt betrieben. Kombibäder 
bringen Synergien, insbesondere im Personalbe-
reich. Das ist, glaube ich, auch für den Laien 
einsichtig. Die soeben fertiggestellten Bäder 
Lentpark und Stadion-Hallenbad machen das 
deutlich. Freibad- und Hallenbadangebot, bisher 
in räumlicher Nähe, sind an einem Standort zu-
sammengerückt: Das Nippesbad ist in den Lent-
park gerückt, das Weidenbad ist zum Stadion ge-
rückt.  

(Claus Ludwig [Die Linke.Köln] in Rich-
tung Zuschauertribüne: Schön!) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Herr Lud-
wig, bitte. 

(Claus Ludwig [Die Linke.Köln]: Ent-
schuldigung!) 

Elisabeth Thelen (Bündnis 90/Die Grünen): Das 
Angebot wird dadurch attraktiver, vielfältiger und 
flexibler. Das Angebot an Wasserflächen bleibt 
nicht nur erhalten, sondern wird leicht erhöht.  

Die Diskussion über ein Bäderkonzept hat ja 
2008 angefangen. Wir haben die Entscheidung 
damals verschoben, um die Neubauprojekte zu-
nächst abzuschließen und die Versorgung von 
Schulen und Vereinen detailliert zu betrachten.  

Zum Rodenkirchenbad: Der Erhalt des Roden-
kirchenbades wurde bereits 2008 implizit be-
schlossen und wird in der heutigen Vorlage fest-
geschrieben. Damals haben wir auf eine Vergrö-
ßerung des Zollstockbades verzichtet. Eine sol-
che Vergrößerung wäre notwendig gewesen, um 
den gesamten Stadtbezirk Rodenkirchen zu ver-
sorgen.  

Bereits 2008 haben wir als Grüne das Ziel formu-
liert: Die Versorgung der Schulen und Vereine 
mit Wasserflächen muss gesichert werden. Das 
Bäderkonzept, das wir heute beschließen, weist 
genau dies nach. Durch die neu hinzukommen-
den Wasserflächenangebote im Lentpark, Stadi-
on-Hallenbad und Zollstockbad werden die Be-
darfe aller Zielgruppen langfristig gedeckt. Ein 
Mehr an Wasserfläche ginge über diesen Bedarf 
hinaus. Ein Erhalt des Nippesbades und des 
Weidenbades wäre genau das, nämlich eine Er-
weiterung von Wasserflächen. 

Ich will im Zusammenhang mit der Schwimm-
badversorgung der letzten Jahre auf ein ganz 
wichtiges Projekt hinweisen, nämlich das Projekt 
„Sicher schwimmen!“. Eine Untersuchung im 
Jahr 2008 hat ergeben, dass etwa 50 Prozent 
der 8- bis 10-Jährigen nicht sicher schwimmen 
konnten, ein Großteil der Kinder war sogar 
Nichtschwimmer. Der Schwimmunterricht fiel 
damals oft aus, aber nicht weil die Klassen 
3 Kilometer zum nächsten Schwimmbad fahren 
mussten, sondern weil die Lehrerinnen und Leh-
rer mit dem Thema Schwimmunterricht alleinge-
lassen waren und sie zum Teil fachfremd 
Schwimmunterricht geben mussten.  

„Sicher schwimmen!“ heißt: Seit damals gibt es 
das Angebot, dass Lehrerinnen und Lehrern, die 
Schwimmunterricht geben, Assistenten zur Seite 
gestellt werden. Es gibt zusätzlichen Förderun-
terricht für Kinder, die Probleme beim Schwim-
men lernen haben, sowie Zusatzstunden für be-
stimmte Gruppen.  

Seit Beginn des Schuljahres 2008/2009 bezu-
schusst die Stadt das Projekt „Sicher schwim-
men!“ mit jährlich 1,2 bis 1,5 Millionen Euro. „Si-
cher schwimmen!“ ist ein großer Erfolg gewor-
den. Die Quote der Nichtschwimmer hat sich re-
levant verringert. Wir möchten diese Förderung 
langfristig erhalten. Das ist nicht leicht, gerade 
vor dem Hintergrund der Zahlen, die wir heute in 
der Haushaltsplanberatung erfahren haben. 

Ich will noch einmal ausdrücklich betonen: Ge-
zielte Angebote wie „Sicher schwimmen!“ sind 
entscheidend für erfolgreichen Schwimmunter-
richt. Nicht entscheidend sind die Fahrzeiten 
zwischen Schule und Schwimmbad. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen 
und der SPD) 

In Zeiten knapper städtischer Kassen nehmen 
wir die Aufgabe des effektiven Einsatzes städti-
scher Mittel sehr ernst. Wir stimmen mit dem Ziel 
überein, den Zuschussbedarf der KölnBäder 
langfristig unter 20 Millionen Euro jährlich zu hal-
ten. Für die 1,5 Millionen Euro Mehrkosten jähr-
lich für den Weiterbetrieb von Nippes und Wei-
den plus Sanierungskosten sehen wir keine De-
ckung; denn nach unserer Systematik müssen 
diese Kosten über den Sportetat gedeckt wer-
den.  

Zum Argument der mangelhaften Nutzungsmög-
lichkeiten der neuen Bäder durch die Öffentlich-
keit: Vor drei Jahren wurde genau umgekehrt ar-
gumentiert: Mit dem Kampfbegriff „Spaßbad“ 
wurde unterstellt, dass Freizeitschwimmer Verei-
nen und Schulen den Platz streitig machen. Heu-
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te bemängeln die Kritiker das Gegenteil, nämlich 
dass die Öffentlichkeit zu kurz kommt. 

(Karsten Möring [CDU]: Das heißt nur, 
dass die Wasserflächen damals wie 
heute nicht groß genug sind!) 

Wer sich die Schaubilder ansieht, die der Vorlage 
beiliegen, kann erkennen: Die Nutzungsvertei-
lung ist ausgewogen. 

(Henk van Benthem [CDU]: Nein!) 

Abschließend zum Änderungsantrag von Linke 
und anderen: Der Bürgerhaushalt ist für uns ein 
hohes Gut. Sie haben recht: 2008 wurde der Er-
halt der NRW-Bäder häufig gefordert. Aber nach 
Abwägung aller Aspekte entscheidet der Rat 
über die Vorschläge des Bürgerhaushalts. Das 
ist seine Aufgabe. Ein Vorschlag zur Deckung 
der Mehrkosten wurde von den Beteiligten nicht 
gemacht. 

(Jörg Detjen [Die Linke.Köln]: Das muss 
man auch nicht!) 

Zum Änderungsantrag hat Peter Kron eben 
schon einiges gesagt. Ich will noch eines hinzu-
fügen: Den vielen Bürgern, die sich artikuliert 
haben, auch unseren Bezirksvertretern, von de-
nen heute einige hier sind, will ich sagen: Sie 
haben recht, es gibt auch Nachteile wie zum 
Beispiel die Fahrzeiten oder der Wegfall der 
Sprungtürme. Aber bitte nehmen Sie uns ab, 
dass wir sorgfältig abgewägt haben. - Vielen 
Dank. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Frau Thelen. - Wir kommen zu Herrn 
Breite. 

Ulrich Breite (FDP): Herr Oberbürgermeister! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Auch 
die Schwimmdamen aus Nippes, die ich sehe, 
begrüße ich recht herzlich. Schön, dass Sie so 
lange hier ausgeharrt haben. Ich will Ihnen und 
auch den Zuschauern auf der Tribüne gleich 
ganz offen sagen: Das heute zu verabschieden-
de Bäderkonzept trägt auch die Handschrift der 
FDP-Fraktion. Das ist nicht mehr das Bäderkon-
zept, das SPD und Grüne verabschieden woll-
ten. SPD und Grüne wollten das Rodenkirchen-
bad schließen. Die FDP wollte das aus guten 
Gründen nicht; denn das damalige Bäderkonzept 
sah keinen Ersatz für das Bad in Rodenkirchen 
vor. Nach unserer Meinung war ein vergrößertes 

Zollstockbad wegen der langen Fahrtstrecken 
keine Alternative.  

(Zuruf von Karl Jürgen Klipper [CDU]) 

Nun wird das Rodenkirchenbad gemäß des nun 
vorliegenden Bäderkonzepts saniert. Dies ist ein 
Erfolg der Kölner FDP, Karl Klipper; denn wir 
stehen zu diesem Bäderkonzept, meine Damen 
und Herren.  

(Beifall bei der FDP) 

Bei der Verabschiedung ist allerdings auch ein 
Malus dabei: Dieses Bäderkonzept wird nach 
unserer Meinung zu spät verabschiedet. Die fro-
hen Botschaften sind mit der Eröffnung des Os-
sendorfbades, der Hallenbäder am Stadionbad 
und im Lentpark sowie der anstehenden Eröff-
nung des grundsanierten Zollstockbades längst 
überbracht. Die Konsequenz, die sich aus die-
sem Kraftakt zur Erneuerung der Kölner 
Schwimmbäderlandschaft ergibt - es waren In-
vestitionen in Höhe von 150 Millionen Euro zu 
stemmen -, nämlich dass für diese neuen Bäder 
alte Bäder geschlossen werden müssen, werden 
nun bei SPD, Grünen und FDP abgeladen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und beim 
Bündnis 90/Die Grünen) 

Beim Sektkorkenknallen sind alle gern dabei. 
Aber wenn dann die Rechnung präsentiert wird, 
machen sich einige hier in diesem Rat ganz 
schnell einen schlanken Fuß. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und beim 
Bündnis 90/Die Grünen) 

CDU und Linke - was für ein apartes Bündnis - 
suggerieren nun, dass es für die neuen Bäder 
kein „Entweder-oder“, sondern ein „Auch“ gibt. 
Jetzt, nach Fertigstellung der beiden Hallenbäder 
im Lentpark und am Stadionbad, die das Nippes-
bad und das Weidenbad ersetzen, gegen deren 
Schließung zu stimmen, ist ein charmanter Ver-
such. Aber ist er auch redlich? Mindestens der 
CDU war klar - sie war starker Befürworter der 
neuen Hallenbäder im Lentpark und am Stadion-
bad; das wurde hier auch gesagt -, dass das Bä-
derkonzept zwingend die Schließung alter und 
von der Öffentlichkeit - das ist wichtig - nicht 
mehr angenommener Bäder vorsah. 

(Beifall bei der FDP und beim Bündnis 
90/Die Grünen) 

Entweder-oder: Hätte sich die CDU von Anfang 
an gegen die Schließung der beiden alten Bäder 
ausgesprochen um den Preis des Verzichts auf 
die neuen Bäder, ja dann wäre ihr Stimmverhal-
ten jetzt im Rat redlich. 
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(Beifall bei der FDP, der SPD und beim 
Bündnis 90/Die Grünen) 

Bei einem „Auch“ von Anfang an - das heißt, Bau 
der neuen Bäder bei Offenhalten der alten Bä-
der - gäbe es zwar weiterhin die alten Bäder in 
Nippes und in Weiden - das würde einige Zu-
schauer auf der Tribüne sicher freuen -, aber 
keine neuen Bäder, keine Investitionen in die 
Attraktivierung der Bäderlandschaft in Köln; denn 
das hätten die Stadtwerke, ob unter der Führung 
von Helmut Haumann oder von Dr. Dieter Stein-
kamp, als Geldgeber niemals mitgemacht. Und 
das gehört zur Wahrheit dazu, wenn man über 
dieses Bäderkonzept diskutiert. 

(Beifall bei der FDP) 

Das weiß auch die CDU. Darum fällt ihr das Nein 
nach der Eröffnung der neuen Bäder auch so 
leicht. Wer das A schon hat, warum soll er dann 
noch B sagen? Wir wollen die neuen Bäder; 
denn die neuen Bäder verfolgen die sportpoliti-
sche Philosophie der FDP-Fraktion. Wir brau-
chen eine attraktive öffentliche Bäderlandschaft 
in Köln, wo die Kölnerinnen und Kölner, und zwar 
alle, wieder gern schwimmen gehen. Damit und 
nur damit retten wir die benötigten Wasserflä-
chen für den Schulschwimmsport, für den Ver-
einsschwimmsport und auch für den Senioren-
schwimmsport. Alte und unattraktive Schwimm-
bäder, die zwar dem Schul- und dem Vereins-
schwimmsport noch genügen, aber ansonsten 
von kaum jemandem besucht werden, sind dem 
Untergang geweiht. Das ist keine Vermutung, 
das ist die bittere Realität in vielen Kommunen 
Deutschlands. 

In dem Wissen, dass es um die Freibäder noch 
schlechter bestellt ist, müssen wir eine Kombina-
tion von Hallenbad und Freibad organisieren. Bei 
aller Zuneigung für die Standorte Nippes und 
Weiden: Diese Bedingung, nämlich die Kombina-
tion von Hallen- und Freibad, erfüllen beide Bä-
der nicht. Jetzt nach der Eröffnung der neuen 
Bäder, die von den Kölnerinnen und Kölnern su-
per angenommen werden - darüber sollten wir 
uns freuen -, die alten Bäder, die keine Besu-
cherresonanz mehr finden, im Namen des Sports 
dennoch offenzuhalten, schadet dem Schwimm-
sport, weil es sie vom öffentlichen Bedürfnis des 
Schwimmens separiert. Das dürfen wir im Na-
men des Sports nicht zulassen.  

Ich bitte Sie, auch wegen der Investitionen, die 
wir bereits getätigt haben, dem Bäderkonzept 
zuzustimmen. - Danke schön. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und beim 
Bündnis 90/Die Grünen) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke, 
Herr Breite. - Wir kommen zu Herrn Uckermann. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Der Vorteil, 
wenn man später reden kann, ist, dass man vie-
les klarstellen kann. Vieles von dem, was wir hier 
eben gehört haben, war eine Art von Neusprech, 
die einfach unerträglich ist. Das eignet sich, 
wenn man nur über die Presse kommunizieren 
kann, um die Bevölkerung hinters Licht zu füh-
ren. Tatsächlich ist das, was Sie uns hier als Bä-
derkonzept vorlegen, ein Schließungskonzept. 
Daran gibt es nichts zu rütteln. 

Sie haben völlig versäumt, sich ordnungsgemäß 
zu informieren. Wie kann man ein Schwimmbad 
in Nippes schließen, das in der Woche vollkom-
men ausgebucht ist? Eben wurde hier behauptet, 
in dieses Schwimmbad würden keine öffentlichen 
Besucher mehr gehen. Ja, man kann ja als sol-
cher auch nicht dorthin gehen, Herr Breite, weil 
das nämlich ein Gruppenbad ist. Wenn Sie mor-
genfrüh dort schwimmen gehen wollten, kämen 
Sie gar nicht herein, es sei denn, man würde Sie 
für ein Schulkind halten, das mit den anderen 
Kindern schwimmen gehen will. So läuft das 
nämlich in diesem Schwimmbad. Es ist ausge-
lastet, es ist eingeführt, es wird von Vereinen ge-
nutzt. Warum soll das alles nicht mehr gehen? 

Wir haben hier eben von der Kollegin von den 
Grünen gehört, dass 2008 die Entscheidung ver-
tagt wurde. Warum haben Sie denn diese Ent-
scheidung vertagt? - Weil 2009 eine Kommunal-
wahl anstand und Sie Angst vor dem Wähler hat-
ten. 

(Beifall bei pro Köln und von der  
Zuschauertribüne) 

Dabei hatten Sie - als ich im Finanzausschuss 
am Montag nachgefragt habe, habe ich diese 
Antwort bekommen - hinter verschlossenen Tü-
ren im Aufsichtsrat - und die Linkspartei saß mit 
im Aufsichtsrat - längst den Beschluss gefasst, 
dass diese Bäder geschlossen werden. Sie woll-
ten es nur der Bevölkerung nicht sagen. 

(Claus Ludwig [Die Linke.Köln]: Falsch!) 

- Das ist vollkommen richtig, Herr Ludwig. Ich 
habe ja danach gefragt, auch Ihnen liegt die 
Antwort vor. Erst als das Ganze an die Öffent-
lichkeit gekommen ist, hat dieses Gezeter ange-
fangen.  

Ich habe während des gesamten Beratungspro-
zesses immer wieder darum gebeten, als Rats-
mitglied Akteneinsicht in die Aufsichtsratsbe-
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schlüsse zu erhalten. Es kann nicht sein, dass 
Beschlüsse zu einem so wichtigen Bereich wie 
Sport und Bäder einem gewählten Ratsmitglied 
vorenthalten werden.  

Wir haben von Anfang an gesagt, dass ein 
Schwimmbad, das von den Bürgern angenom-
men wird, in dem zehn Stunden am Tag 
Schwimmunterricht stattfindet, in dem Senioren-
sport stattfindet, für das die Menschen ein Hei-
matgefühl entwickelt haben, das sie nutzen, er-
halten werden muss.  

Hinzu kommt: Hier wird von Investitionen ge-
sprochen. Ja, Investitionen in Sonnenbänke und 
in Whirlpools! Das ist ja in Ordnung, das soll ge-
macht werden, aber nicht auf Kosten der Allge-
meinheit, auf Kosten der Schwimmbäder vor Ort. 

(Beifall bei pro Köln) 

Dann haben wir gefragt: Was sind denn das für 
Subventionen? Eine Opernkarte in Köln wird bei-
spielsweise mit 200 Euro bezuschusst. 

(Manfred Waddey [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Was kosten denn Ihre Sondersit-
zungen?) 

- Sie können ja auf Ihr Sitzungsgeld verzichten. 
Dann hätten wir 17 Euro mehr. Wir führen Son-
dersitzungen durch, um diesen Schmu hier auf-
zudecken. 

(Beifall bei pro Köln) 

Sie sind auch unehrlich.  

(Zuruf von Reinhard Houben [FDP]) 

- Reden Sie nicht dazwischen, Herr Houben. Sie 
können sich gleich zu Wort melden. - Ich habe 
als Zuschauer einer Sitzung der Bezirksvertre-
tung Nippes beigewohnt. Ich frage mich: Wo ist 
der Bezirksbürgermeister? Warum redet er hier 
heute nicht? Ich beantrage, dass er hier Rede-
recht erhält und das einmal aus seiner Sicht dar-
stellt. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Das brau-
chen Sie nicht beantragen. Das kann er allein 
machen. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Dann soll er doch 
kommen. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Er braucht 
Ihre Hilfe nicht. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Entschuldigen Sie, 
ich habe die drei Redner von der SPD dort ge-
hört. Sie haben wirklich gut dargelegt - da muss 
ich die SPD vor Ort loben -, dass die Angaben 
der Verwaltung mit der Wirklichkeit wenig zu tun 
haben. Das haben sie auch nachgewiesen. Das 
Papier hier ist das eine, die Wirklichkeit sieht an-
ders aus. Die Grünen haben dort wörtlich vor 
200 Zuschauern gesagt, niemals werde ein Grü-
ner diesem Bäderkonzept zustimmen. Nur, weil 
es jetzt schon 21 Uhr ist und Sie denken, dass 
die Bürger nicht so lange hier ausharren, werden 
Sie das ja nun wohl doch machen.  

Unser Vorschlag ist konstruktiv. Wir sagen: Lasst 
uns das Ganze noch einmal um ein Jahr ver-
schieben. Lasst uns schauen, ob es wirklich so 
ist, wie die Bäder GmbH sagt. Wir lassen uns ja 
gerne von der Wirklichkeit belehren; da machen 
wir mit. Wir erhalten den Status quo. Alles bleibt, 
wie es ist. Wenn es in einem Jahr wirklich so 
sein sollte, dass die Bäder in Nippes und in Wei-
den leer sind, weil die Leute nicht mehr dorthin 
gehen, sondern in die Badezentren, dann, denke 
ich, können wir uns zu einem solchen Entschluss 
durchringen. Aber wir wollen zunächst einmal 
sehen, wie es in Wirklichkeit aussieht. Unser Ap-
pell ist: Lasst den Leuten die Bäder vor Ort! - 
Danke. 

(Beifall bei pro Köln und von der  
Zuschauertribüne) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Als Nächs-
ter kommt Herr Ludwig. 

Claus Ludwig (Die Linke.Köln): Herr Oberbür-
germeister! Meine Damen und Herren! Liebe 
Schwimmfreundinnen und Schwimmfreunde auf 
der Zuschauertribüne! Herr Börschel, Sie haben 
gestern in der WDR Lokalzeit so viele Krokodils-
tränen vergossen, dass sie wenn auch nicht ein 
ganzes Schwimmbad, so doch mindestens ein 
Planschbecken füllen würden. Sie sagten ges-
tern: Der Beschluss des SPD-
Unterbezirksparteitages, das Nippesbad doch 
noch nicht zu schließen, wäre erst 18 Stunden 
vor der Sportausschusssitzung und damit zu 
kurzfristig erfolgt und deshalb habe man diesen 
leider nicht mehr berücksichtigen können. Herr 
Börschel, das ist natürlich Quatsch. Das war die 
Version fürs Fernsehen, wo viele Menschen zu-
schauen. Heute hat Herr Kron die Version für 
den Ratssaal genannt, wo nicht so viele Men-
schen zuschauen. Er hat klar gemacht, dass es 
nicht an Zeit gemangelt hat, all die Bedenken der 
Bürgerinnen und Bürger zu diskutieren, sondern 
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dass Sie inhaltlich hinter diesem Bäderkonzept 
stehen, dass Sie andere Prioritäten bei der Bä-
derentwicklung in Köln setzen wollen, dass Ih-
nen, den Grünen und der FDP offensichtlich 
wohnortnahe Bäder im Veedel, die für Kinder, 
Jugendliche und Senioren zu Fuß gut zu errei-
chen sind, nicht so wichtig sind wie Vorzeigepro-
jekte. Insofern buche ich Ihren Auftritt in der Lo-
kalzeit gestern als Show ab. Die Realität spielt 
sich eher hier ab. 

Herr Kron weist immer darauf hin, es handle sich 
nicht um ein Schließungskonzept. Sie werden in 
einer Pressemitteilung vom vergangenen Freitag 
mit den Worten zitiert, das Bäderangebot in Köln 
werde maßgeblich erweitert. Tatsächlich, Lent-
park und Stadionbad sind eine Erweiterung der 
Bäderlandschaft. Aber diese Erweiterung wird 
von einem eindeutigen Rückschritt begleitet. Die 
Verbesserung für einen Teil der Schwimmerinnen 
und Schwimmer wird begleitet von einer Ver-
schlechterung für andere. Die Wege werden län-
ger; 

(Michael Zimmermann [SPD]: Kommt 
darauf an, wo man wohnt!) 

das ist vor allen Dingen für Kinder, Schulklassen 
und Senioren ein Problem. Der Schwimmunter-
richt könnte von Kürzungen bedroht sein. Es 
entstehen höhere Kosten und Hindernisse für 
den Schwimmbadbesuch. Die Möglichkeiten der 
Ausbildung, zum Beispiel zum Abnehmen des 
Sportabzeichens und für Rettungsschwimmer, 
werden schlechter. Viele Gruppen, allen voran 
die Seniorinnen und Senioren unter den Ge-
sundheitsschwimmern, werden eben nicht eins 
zu eins übernommen. Gewachsene sportliche 
und soziale Strukturen werden damit gefährdet. 
Das Vorzeigeprojekt Lentpark wird von Beginn 
an zu einem Teilgruppenbad, was dessen Attrak-
tivität einschränkt.  

Der gesamte Bäderzielplan ist auf Kante genäht 
und berücksichtigt nicht die von der Verwaltung 
selbst prognostizierte demografische Entwick-
lung und das von der Bäder GmbH selbst prog-
nostizierte steigende Interesse an diversen 
Schwimmmöglichkeiten. Insofern ist der vorlie-
gende Bäderzielplan in Wirklichkeit eine Absage 
an eine auf die Zukunft ausgerichtete Verbesse-
rung der Kölner Bäderlandschaft. Er macht nur 
einen Schritt vor und einen zurück.  

Wenn Sie das heute so beschließen, wird die 
Chance verschenkt, die Interessen aller zu be-
rücksichtigen, sowohl des öffentlichen Schwim-
mens als auch des Schulschwimmens, der Kur-
se, des Seniorensports usw. Sie wollen diese 
Chance verschenken, um 1,5 Millionen Euro im 

Jahr zu sparen. Sie reden von Verlusten. Sie sa-
gen, man müsse sie bei der Bäder GmbH de-
ckeln, und tun dabei so, als wäre es eine Beson-
derheit dieser beider Bäder, Verluste zu machen. 
Das ist doch unredlich. Fakt ist doch - das wis-
sen Sie genau -, dass öffentliche Bäder nicht 
kostendeckend betrieben werden können.  

Tatsächlich wäre der Weiterbetrieb von Nippes 
und Weiden im Rahmen der KölnBäder GmbH 
nicht einmal besonders teuer. Durch die Investi-
tionen in die diversen Neubauten, die ja hier 
stolz verkündet wurden, zahlt die KölnBäder 
GmbH laut ihrem Geschäftsführer, Herrn Schmitt, 
jedes Jahr über 7 Millionen Euro allein an Zinsen 
und für die Tilgung der Kredite. 2007 sollten die 
drei NRW-Bäder geschlossen werden, um die 
Verluste der Bäder GmbH bei 13 Millionen Euro 
zu deckeln. Heute reden wir über 18 Millionen, 
morgen - laut Frau Thelen - über 20 Millionen 
Euro. Darüber regen Sie sich nicht groß auf. 
Aber 1,5 Millionen Euro für den Weiterbetrieb 
von Nippes und Weiden sollen unbezahlbar sein, 
weil das den Haushalt der Stadt Köln oder des 
Stadtwerkekonzerns sprengt. Das ist doch Un-
sinn. 

(Beifall bei der Linken.Köln und von der  
Zuschauertribüne) 

Eigentlich müsste es heißen: Erhalten wir Nippes 
und Weiden! So viel Schwimmbad für so wenig 
Geld bekommen wir so schnell nicht wieder. 
Damit haben wir die Möglichkeit zu einer echten 
Verbesserung, nämlich voranzugehen: erst zu 
schauen, wie sich das verteilt, und dann alle 
Gruppen von Schwimmerinnen und Schwimmern 
zu bedienen. Dann könnte Köln so stolz sein, wie 
Sie sich jetzt schon geben. Dann wäre Köln die 
einzige Stadt in Deutschland, die wirklich voran-
geht: bei der Versorgung mit Schwimmbädern, 
beim Schwimmunterricht für Kinder und Jugend-
liche und bei den Freizeit- und Sportangeboten 
für alle Gruppen der Bevölkerung. 

Herr Börschel, Sie und der Großteil Ihrer Frakti-
on mag hoffen, dass endlich Ruhe im Karton ist, 
wenn heute der Bäderzielplan beschlossen wird. 
Sie mögen hoffen, dass Sie nicht mehr so viel 
Zeit investieren müssen, mit ihren eigenen Par-
teimitgliedern aus Nippes und mit ihrem Bezirks-
bürgermeister darüber zu diskutieren, dass die-
ser Bäderzielplan doch eine tolle Sache ist. Aber 
ich glaube nicht, dass das so sein wird. Eine 
Basta-Haltung heute wird nicht dazu führen, 
dass die Bürgerinnen und Bürger sich damit ab-
finden. Es gibt noch einige Gelegenheiten, sich 
für den Erhalt dieser beiden Bäder und gegen 
den dann drohenden Abriss der Bäder und das 
unsinnige Schaffen von Fakten, bevor man über-
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haupt die demografische Entwicklung zu Ende 
gedacht, zu positionieren. Insofern sagen wir 
ganz klar: Die Bäder in Nippes und Weiden müs-
sen erhalten bleiben. Nur dann können wir tat-
sächlich von einem zukunftsfähigen Bäderkon-
zept reden. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der Linken.Köln und von der 
Zuschauertribüne) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich möchte 
die Besucherinnen und Besucher auf der Tribüne 
bitten - so besagt es auch unsere Geschäftsord-
nung -, von Beifalls- oder Missfallensbekundun-
gen Abstand zu nehmen. Sie waren bislang sehr 
diszipliniert. Ich bin sicher, dass das auch so 
bleiben wird. Vielen Dank! 

Wir kommen nun zu Herrn Zimmermann. 

Thor-Geir Zimmermann (Deine Freunde): Das 
wird ein Tag heute: eine hervorragende Bilanz 
höchstwahrscheinlich für SPD und Grüne, die 
nachher noch ein Naturschutzgebiet plattmachen 
und jetzt zwei Bäder schließen wollen. Ich weiß 
nicht, ob ich Sie für den Mumm, das heute 
durchzuziehen, bewundern oder den mangeln-
den Mumm bedauern soll, dass Sie Ihre Meinung 
geändert haben. 

Vergesst nicht das Soziale! So oder ähnlich wird 
man immer wieder vollkommen zu Recht daran 
erinnert, dass Köln nicht nur der Wirtschaftsför-
derung, der Infrastruktur, der Umwelt, der Kultur 
etc. bedarf, sondern auch wichtige soziale As-
pekte nicht unter den Tisch fallen dürfen. So 
schrieb die SPD in ihr Kommunalwahlprogramm 
2009 unter der Überschrift „Wir stärken den Stel-
lenwert des Sports in unserer Stadt“ - Zitat -: 

Weiterentwicklung des Bäderkonzepts - 
Die Schwimmbäder in Nippes, Weiden 
und Rodenkirchen bleiben auf Betreiben 
der Kölner SPD erhalten. Damit wird 
das Konzept der „kurzen Wege zum 
Sport“ fortgesetzt.  

Nun ersetzen ein Kommunalwahlprogramm und 
selbst ein aktueller Unterbezirksparteitagsbe-
schluss der Kölner SPD mit gleicher Stoßrich-
tung noch keinen Ratsbeschluss. Wirklich be-
dauerlich wird es bei folgendem hehren Ansin-
nen aus dem gleichen Programm: 

Bürgerbeiräte in den betroffenen Stadt-
eilen stellen sicher, dass die Interessen 
der Bürger vor Ort und ihr bürgerschaft-
liches Engagement berücksichtigt wer-
den. 

Nun sind wir Antragsteller der Meinung, dass ge-
nau diese Interessen der Bürger vor Ort eben 
nicht berücksichtigt wurden. Doch Wahlverspre-
chen und Papier sind geduldig, und es wäre mü-
ßig, auf die bäderschließenden Ratsfraktionen 
hier mit Häme einzuhacken. Es mag ja sein, 
dass SPD, Grüne und Kämmerin sich redlich 
bemüht haben, die Bäder in Nippes und Weiden 
zu retten und es aufgrund anderer Prioritäten 
nicht möglich war, die fehlenden 1,5 Millionen 
Euro im Jahr aufzutreiben.  

Was aber nicht geht, ist, sich dem Diskussions-
bedarf der Bevölkerung zu verweigern und der 
enttäuschten Bürgerschaft keine Antworten zu 
geben, vor allem ihr auch keine Perspektiven 
aufzuzeigen. Was geschieht eigentlich mit den 
Bädern in Nippes und in Weiden? Kein offizielles 
Wort dazu. Wird das Nippesbad abgerissen? Ist 
es vielleicht nicht doch möglich, es in Vereinsre-
gie weiterzuführen? Kann man ein Becken in 
Weiden nicht für den Schulsport erhalten und 
weitere Teile des Grundstücks für eine Turnhalle 
nutzen? Die Diskussion ist neben den Aspekten, 
wie man mit Bürgerhaushalts- und Bezirksvertre-
tungsvoten umgeht, noch längst nicht abge-
schlossen.  

Ebenfalls frustrierend ist das vollständige Fehlen 
von kreativen Ansätzen in den Plänen der Ver-
waltung. In der gesamten Bundesrepublik gibt es 
eine Menge guter Beispiele, wie kommunale Bä-
der gerettet oder auch neu genutzt werden konn-
ten. Die Antwort der Kölner Verwaltung und der 
rot-grünen Koalition lautet: Bäder dichtmachen 
und die Schüler im Bus durch die Gegend kar-
ren. Wer sich beschwert, wird auf die tollen neu-
en Bäder in der Lentstraße und am Stadion ver-
wiesen. Dabei sind die Konflikte zwischen den 
verschiedenen Besuchergruppen dort längst 
vorprogrammiert. An eine mögliche Ausweitung 
des Bäderangebots, ganz einfach und relativ 
günstig durch den Weiterbetrieb in Nippes und 
Weiden zu bekommen, denkt keiner. Das ist 
Utopie. Dabei ist es doch genau das, was wir im 
Sinne einer sozialen Stadt brauchen. 

Daher bitte ich Sie: Stimmen Sie unserem Ände-
rungsantrag zu! Respektieren Sie die Ergebnisse 
des Bürgerhaushalts! Das ist bislang noch nicht 
erwähnt worden. Auf Platz eins der Wünsche der 
Bürger stand, dass die Bäder in Nippes und in 
Weiden erhalten bleiben. Das kassiert man jetzt 
nach zwei, drei Jahren oder hat es einfach ver-
gessen. Man spricht mit den Betroffenen nicht, 
man lädt sie nicht ein, man kommt nicht in die 
Diskussion. Egal, es wird zugemacht. Respektie-
ren Sie die Ergebnisse des Bürgerhaushalts und 
die Entscheidungen der Bezirksvertretungen! 
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Lassen Sie uns mit einem längeren Parallelbe-
trieb, wie eigentlich auch einmal beschlossen 
und vorgesehen, Zeit gewinnen, um Erfahrungen 
zu sammeln und bessere Lösungen zu finden. 
Unseres Erachtens ist die beste Lösung der Er-
halt der beiden Bäder. Das heißt: zwei zusätzli-
che Bäder für Köln für Gruppen, Vereinssport 
etc. für relativ kleines Geld - eine immense 
Chance für das soziale Köln. Die Kölner Wasser-
ratten hätten es verdient. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der Linken.Köln und von der 
Zuschauertribüne) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Dann 
kommt Herr Hoffmann. 

Klaus Hoffmann (Freie Wähler): Herr Oberbür-
germeister! Meine Damen und Herren! Mir kam 
eben das Bild von einem Schwimmbad in den 
Sinn: wettkampfgerecht, acht Bahnen. Egal, ob 
Innen- oder Außenbahn: Es geht immer darum, 
eine gute Platzierung zu erreichen.  

Hier ist eigentlich so, dass die Platzierungen 
schon vergeben sind. Das, was heute hier he-
rauskommt, steht bereits fest. Du wirst als Erster, 
du als Zweiter, du als Dritter ankommen und die 
Zeiten werden addiert. Das müssen wir uns vor 
Augen halten. Hier werden keine großen Ent-
scheidungen mehr gefällt; denn die Entschei-
dungen sind im Vorfeld schon getätigt worden. 

(Beifall bei pro Köln) 

Die Freien Wähler waren von Anfang an für den 
Weiterbestand der Bäder in Rodenkirchen, in 
Nippes und in Weiden. Nun ist ein Leuchtturm-
projekt hinzugekommen. Man muss ganz klar 
sagen: Gegen dieses Leuchtturmprojekt waren 
wir damals nicht, obwohl wir der Meinung waren, 
dass wir ein Riesenprojekt wie dieses an der 
Stelle nicht brauchen. Nun haben wir es, und 
darauf bin auch ich stolz. Aber dieses Projekt 
muss jetzt auch öffentlichen Besuchern zur Ver-
fügung stehen. Es kann nicht sein - das will ich 
hier noch einmal hervorheben -, dass es an zwei 
Tagen für öffentliche Besucher geschlossen ist 
und an drei weiteren Tagen die Zahl der Bahnen 
für sie einschränkt.  

(Zurufe) 

Waren Sie schon einmal im Schwimmbad? Ha-
ben Sie schon einmal vormittags während des 
öffentlichen Badebetriebs einer Klasse 
Schwimmunterricht gegeben? - Wunderbar, dann 
wissen Sie ja, wovon ich spreche.  

(Götz Bacher [SPD]: Haben Sie schon 
mal einen Berufstätigen gesehen, der 
morgens schwimmen gehen kann? - 
Gegenrufe) 

Es kann und es darf nicht sein, dass durch die-
ses Leuchtturmprojekt zwei Bäder verschwinden 
sollen, die in dem jeweiligen Stadtteil gebraucht 
werden und die bei der Abfrage zum Bürger-
haushalt auf Rang eins gelandet sind, was nun 
unberücksichtigt bleibt. Nur, weil ein Eventbad 
errichtet worden ist, soll hier jetzt die Schließung 
der beiden Bäder durchgesetzt werden. 

Es kann nicht sein, dass, obwohl sich Bürgerin-
nen und Bürger, Initiativen und Vereine für den 
Erhalt der Bäder einsetzen, die Verwaltung mit 
Zahlenspielereien wie „die angebotenen Wasser-
flächen ist eins zu eins ausgeglichen“ die Schlie-
ßungen vorantreibt. Frau Dr. Klein, ich glaube 
nicht, dass das eins zu eins übereinstimmt. Ha-
ben Sie wirklich in allen Schulen nachgefragt, in 
denen Schüler wie vom Lehrplan gefordert min-
destens ein Jahr schwimmen gehen? Wird der 
Schwimmunterricht wirklich überall durchgeführt? 
Wir haben eben über den Schulentwicklungsplan 
gesprochen. Dieser Punkt gehört dazu. Ich bin 
mir ganz sicher: Ihre Rechnung „eins zu eins“ 
geht allein im Hinblick auf den Schulsport und 
den Schwimmunterricht laut Lehrplan nicht auf. 
Sehen so die Perspektiven für die Zukunft aus? 

Vom Vorredner von der CDU sind schon viele 
Argumente vorgebracht worden, die für den Er-
halt der beiden Bäder sprechen. Ich will hier 
noch einige neue Stichworte hinzufügen.  

Köln wirbt gerne für sich nach außen mit dem 
Slogan „Stadt des Sports“. Dann muss sich Köln 
aber auch als Sportstadt weiterentwickeln, Per-
spektiven aufzeigen und für Nachhaltigkeit sor-
gen. Durch Sport kann man einige Probleme lö-
sen. Ich setze mich auch sehr dafür ein, Frau Dr. 
Klein. Sport hilft zwar nicht immer, aber er ist auf 
jeden Fall ein guter Ansatz, um soziale Probleme 
zu lösen. Dazu braucht es jedoch Sportstätten 
und damit auch Schwimmbäder.  

Es kann doch nicht nur darum gehen, den Be-
stand zu erhalten. Vielmehr muss man nach vorn 
schauen und prüfen, ob und wie etwas optimiert 
werden kann. Dazu gehört zum Beispiel die 
Wassergewöhnung in den Kindergärten. Sie sa-
gen jetzt vielleicht, die Wassergewöhnung könne 
man doch auch im Lentpark machen. Hervorra-
gend! Das stelle ich mir ganz interessant vor. Die 
Außenbahnen sind dann für Kindergartenkinder 
reserviert.  

Stichwort: Verstärkung des Schwimmangebots 
im Offenen Ganztag. Da stehen wir erst am An-
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fang, das müssen wir ausweiten. Wann sollen 
zum Beispiel Kinder mit Migrationshintergrund 
mit dem Schwimmen anfangen? Doch nicht erst 
in der Grund- oder gar in der Sekundarschule. 
Da bekommen wir sie vielleicht überhaupt nicht 
mehr ins Wasser. Das heißt also, früher. Auch 
dafür brauchen wir zusätzliche Wasserflächen. 

(Beifall bei der CDU und von der  
Zuschauertribüne) 

Stichwort: Ausbau der Angebote für Seniorinnen 
und Senioren. Die demografische Entwicklung in 
unserer Stadt wird zusätzliche Wasserflächen er-
forderlich machen. Zwar reichen sie momentan 
aus, aber in Zukunft wird sich der Anteil der älte-
ren Bürger erhöhen. 

Weitere Stichworte sind: spezielle Angebote wie 
zum Beispiel Mitternachtssport in Schwimmbä-
dern, Umsetzen von Standortplänen, Schaffung 
bester Bedingungen für die Ausbildung. Gerade 
Letzteres wird problematisch. Wir greifen immer 
auf die DLRG zurück. Sie muss bei Events jed-
weder Art immer anwesend sein. Aber für die 
Ausbildung ihrer Mitglieder bestehen in den neu-
en Bädern ganz schlechte Voraussetzungen. Es 
kann ja nicht sein, dass ein Berthold Schmitt 
sagt: Ihr müsst hier raus und eure Sprünge ab 
sofort im Stadionbad absolvieren. 

Durch die Bereitstellung zusätzlicher Schwimm-
flächen können Sie einen neuen Leuchtturm 
bauen, der davon kündet, dass es in Köln die 
wenigsten Nichtschwimmer in dieser Republik 
gibt. Das wäre ein Leuchtturm! Das können Sie 
dadurch erreichen, indem Sie dafür sorgen, dass 
die Bäder, die jetzt geschlossen werden sollen, 
weiter offen bleiben. Deswegen appelliere ich an 
Sie: Stärken Sie Ihren Bezirksvertretern den Rü-
cken und stimmen Sie unserem Änderungsan-
trag zu. - Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU, Thor-Geir Zim-
mermann [Deine Freunde] und von der 
Zuschauertribüne) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Meine 
Damen und Herren, unsere Geschäftsordnung 
lässt es zu, dass auch der Bezirksbürgermeister 
das Wort im Rat ergreifen kann.  

(Zuruf: Nach der Debatte!) 

Gibt es denn noch weitere Wortmeldungen? - 
Herr Detjen. 

Jörg Detjen (Die Linke.Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Liebe Freun-

dinnen und Freunde des Kölner Schwimmsports! 
Das vorliegende Bäderkonzept ist erwiesener-
maßen nicht barrierefrei und in all seinen Aus-
wirkungen diskriminierend. Kinder, Jugendliche 
und Senioren werden ausgegrenzt. Zwei Stadt-
teile werden benachteiligt und schlechter behan-
delt. Das Bäderkonzept verstößt gegen die Aus-
bildungsordnung. Die Freischwimmerausbildung 
wird untergraben und der DLRG mit ihren Ret-
tungsschwimmen vor den Kopf gestoßen. 

(Barbara Moritz [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Die Welt ist schlecht! Unglaub-
lich!)  

All das wiegt schwer. Aber diese Argumente ha-
ben Rot-Grün überhaupt nicht beeindruckt. Die 
beiden Betonfraktionen wischen selbstherrlich 
jede Kritik vom Tisch. Sie verstoßen meines Er-
achtens damit auch gegen den Bürgerhaushalt, 
und zwar in eklatanter Weise. Im Bürgerhaushalt 
war der Vorschlag für den Erhalt der Bäder in 
Nippes und Weiden auf einen Spitzenplatz ge-
kommen. Und er wurde auch umgesetzt; denn 
der Rat der Stadt Köln hat 2007 die Fortführung 
der Bäder beschlossen. Die Verwaltung bemerk-
te zu diesen Vorschlägen, sie seien bereits um-
gesetzt. Das hat der Rat so bestätigt.  

Frau Thelen, das ist die Beschlusslage, die wir 
im Moment haben. Der Rat hat bestätigt, dass 
die Bäder nicht geschlossen werden. Wenn Sie, 
meine Damen und Herren von Rot-Grün, ehrlich 
mit dem Bürgerhaushalt umgehen würden, wür-
den Sie jetzt einen Änderungsantrag folgenden 
Inhalt stellen: Die Beschlüsse des Bürgerhaus-
halts 2008 werden nicht umgesetzt. Das wäre 
genau das, was Sie, Frau Thelen, hier gesagt 
haben, nämlich: Der Rat entscheidet. Das tun 
Sie aber nicht. Wenn Sie das nicht tun hier und 
heute, dann gilt weiterhin der Ratsbeschluss, 
dass die Bäder nicht geschlossen werden. Das 
ist die faktische Situation. Sie sind einfach 
schlicht und ergreifend zu feige, ganz klar zu sa-
gen: Die Bestimmungen des Bürgerhaushalts 
werden wir aushebeln. Das ist doch der Vorgang.  

Sie, Herr Roters, haben heute in Ihrer Haushalts-
rede davon gesprochen, in Sachen Bürgerhaus-
halt und Partizipation fair mit den Bürgerinnen 
und Bürgern umgehen zu wollen. Dazu muss ich 
Ihnen sagen: Der Umgang mit dem Bürgerhaus-
halt in Sachen Schwimmbäder ist nicht fair. Das 
können wir uns nicht gefallen lassen. 

(Beifall bei der Linken.Köln) 

Liebe Kollegin Thelen, die Verteilung der Bäder 
ist nicht gerecht. Nippes wird dann kein Bad 
mehr haben. Dazu wird bestimmt der Bezirks-
bürgermeister noch etwas sagen. Aber die Ge-
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schichte wird Sie irgendwann einholen, meine 
Damen und Herren. Vor dem Ersten Weltkrieg 
sollte in Nippes ein Bad gebaut werden, es ist 
nicht gebaut worden. Vor dem Zweiten Weltkrieg 
sollte in Nippes ein Bad gebaut werden, es ist 
wieder nicht gebaut worden. Das erste Bad in 
Nippes ist 1962 gebaut worden. Und genau die-
ses Bad wollen Sie heute plattmachen. 

Ich kann nur eines sagen: Wir werden bei dieser 
Frage nicht lockerlassen. Wir wollen ein Bäder-
konzept, in dem alle Stadtbezirke ein Bad haben. 

(Beifall bei der Linken.Köln, der CDU 
und von der Zuschauertribüne - Barbara 
Moritz [Bündnis 90/Die Grünen]: Ich 
kann den gar nicht mehr ernst nehmen!) 

Ja, meine Damen und Herren von Rot-Grün, alle 
Stadtbezirke. Wahrscheinlich wissen Sie gar 
nicht, dass es auch Stadtbezirke gibt, die zwei 
Bäder haben. Ich sage hier: Jeder Stadtbezirk 
soll wenigstens ein Bad haben. Deswegen wer-
den wir bei dieser Sache nicht lockerlassen.  

Der nächste Bürgerhaushalt beginnt am Montag. 
Da gibt es das Kapitel „Jugend“. Ich bin mir si-
cher, dass es Leute geben wird, die den Erhalt 
dieser Schwimmbäder wieder einstellen. Im De-
zember werden wir das Ergebnis erfahren. Ich 
bin echt gespannt, ob Sie dann im Januar die 
Bäder abreißen. - Danke schön. 

(Beifall bei der Linken.Köln und von der 
Zuschauertribüne) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Abschlie-
ßend dazu noch einmal Herr Uckermann. 

Jörg Uckermann (pro Köln): Herr Oberbürger-
meister! Meine Damen und Herren! Ich will hier 
jetzt den Antrag der Bürgerbewegung pro Köln 
einbringen, dass der Status quo der Bäder ein 
Jahr lang erhalten bleibt und dann geschaut 
wird, ob sich das so entwickelt hat wie von der 
Bäder GmbH prognostiziert. Dann können wir 
hier im Rat erneut darüber entscheiden. - Danke. 

(Beifall bei pro Köln) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Frau 
Dr. Klein, bitte. 

Beigeordnete Dr. Agnes Klein: Ich will noch ei-
nen kurzen Hinweis zum Bürgerhaushalt geben, 
der ja hier mehrmals erwähnt wurde. Der Bür-

gerhaushalt ist im Juni 2008 beschlossen wor-
den. Der Bäderbeschluss seinerzeit bezog sich 
auf den Januar 2008. Also erkennbar hat der 
damalige Bürgerhaushalt sich auf den damaligen 
Ratsbeschluss bezogen. Wir haben das auch 
noch einmal juristisch klären lassen. Ich denke, 
der Vorwurf, der hier erhoben wird, ist eher for-
maler Art. Er ist so nicht zutreffend. Ein Bürger-
haushalt entfaltet keine Dauerwirkung für die 
nächsten Jahre oder Jahrzehnte. 

(Zurufe) 

Ich argumentiere formal. Es ist so, dass der Bür-
gerhaushalt natürlich vom Rat jederzeit anders 
beschlossen werden kann. Er ist nicht für die 
nächsten Jahre und Jahrzehnte festgeschrieben. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Bevor ich 
Herrn Bezirksbürgermeister Schößler das Wort 
gebe, noch eine Frage von Herrn van Benthem 
an Frau Dr. Klein. 

Henk van Benthem (CDU): Herr Bezirksbür-
germeister, ich bedaure, dass Sie noch kurz war-
ten müssen. - Frau Dr. Klein, nur eine Frage, um 
sicherzugehen, dass ich mit meinem Migrations-
hintergrund Sie auch richtig verstanden habe: 
Sie haben vorhin gesagt, das ist nicht das end-
gültige Ergebnis. Heißt das, wir schließen jetzt 
die Bäder, um zu schauen, ob wir in drei Jahren 
neue bauen müssen? Oder wie habe ich das zu 
verstehen? 

Beigeordnete Dr. Agnes Klein: Ich glaube, da 
haben Sie mich falsch verstanden. 

Henk van Benthem (CDU): Aber so kam es 
herüber. 

Beigeordnete Dr. Agnes Klein: Ich habe auf die 
formale Beschlussfassung seinerzeit hier im Rat 
in Verbindung mit dem damaligen Bürgerhaus-
halt 2008 abgestellt. Was Sie da hineininterpre-
tieren, habe ich so nicht gesagt. 

Henk van Benthem (CDU): Ich habe das nicht 
hineininterpretiert, sondern ich habe das so ver-
standen. Aber gut. - Danke. 



 

 

 

 

 
  

  28. Sitzung vom 13. Oktober 2011 Seite 90 (von den Rednern noch nicht gelesene Fassung)

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Jetzt 
kommen wir endgültig zu Herrn Bezirksbürger-
meister Schößler. 

Bezirksbürgermeister Bernd Schößler (Nip-
pes): Dessen Uhr schon läuft. - Ich finde es ja 
sehr nett, dass wir zu später Stunde hier wirklich 
noch sehr ausführlich über das Thema sprechen. 
Gleichwohl weiß ich, dass die Würfel gefallen 
sind. 

Ich habe die Erfahrung gemacht, dass die vorge-
tragenen Argumente, die aus Sicht der Bezirks-
vertretung und der Bürger großes Gewicht haben 
und teilweise auch hier vorgetragen worden sind, 
einfach keine Auswirkungen gehabt haben.  

(Beifall bei der CDU, pro Köln und der 
Linken.Köln) 

Wenn wir sagen, wir wollen eine verlässliche Po-
litik machen, dann muss sich meiner Meinung 
nach der Bürger zunächst einmal darauf verlas-
sen können, dass der Rat das tut, was er selber 
beschlossen hat. 

(Beifall bei der CDU, pro Köln und der 
Linken.Köln) 

Das ist genau der Punkt, den ich aus vielen Ge-
sprächen mit den Bürgern mitgenommen habe.  

Es ist auch nicht so, dass wir in Nippes die neu 
errichteten Bäder nicht zu schätzen wissen. Es 
ist auch nicht die Frage, ob es 50 Meter hinter 
der Inneren Kanalstraße ein neues Schwimmbad 
gibt. Die tatsächliche Frage ist: Zum damaligen 
Zeitpunkt gab es die Vorlage zur Integriertem 
Jugendhilfe- und Schulentwicklungsplanung 
noch nicht. Die darin enthaltenen Zahlen waren 
damals nicht bekannt. Sie sind aber heute be-
kannt.  

Insofern ist die Aussage der Bezirksvertretung 
Nippes: Selbst wenn wir es heute im Bereich 
Schulsport und im Bereich Vereinssport eins zu 
eins schaffen, bleiben Fragezeichen, weil die 
zugrundeliegenden Zahlen aus dem Jahr 2009 
und nicht aus 2010 stammen. Es sind immerhin 
68 000 Vereinssportler, die nach Aussagen der 
KölnBäder GmbH in Nippes schwimmen. Ein Teil 
wird nach Chorweiler, ein Teil in den Lentpark 
ausweichen müssen. Im Jahr 2009 gab es dar-
über hinaus 26 Schwimmkurse pro Woche, die 
nichtöffentliche, das heißt private, Anbieter oder 
die KölnBäder selber durchgeführt haben. Es ist 
ganz klar, dass diese 26 Schwimmkurse im 
Lentpark nicht mehr angeboten werden können. 
Das betrifft eine private Schwimmschule, eine 
Tauchschule und die Wassergewöhnungskurse. 

All das ist nicht transferierbar. Und wir wissen, 
dass in spätestens drei bis vier Jahren die Schü-
lerzahlen steigen werden; diese Schüler sind 
gleichzeitig auch Vereinsmitglieder. Deshalb sa-
gen wir an dieser Stelle: Eine Bedarfsdeckung ist 
dann nicht mehr gegeben. Alle anderen Argu-
mente, wie zum Beispiel die Ausbildung von 
DLRG-Mitgliedern, sind hier bereits genannt 
worden. 

Wir befinden - das heißt, Sie befinden, ich ja 
nicht - heute über ein Gebäude, das im Jahr 
1962 gebaut worden ist. Dazu will ich Ihnen sa-
gen: Es gibt noch ein anderes Gebäude, das 
1962 eingeweiht worden ist. Es ist gar nicht so 
weit weg von hier. Es liegt nicht in Nippes, son-
dern sehr zentral in der Innenstadt. Es ist, wie 
man sagt, auch ein brackes Gebäude. Allerdings 
wird es demnächst mit viel Geld saniert. Es han-
delt sich um das neue Schauspielhaus. Das ers-
te Stück, das dort gegeben wurde, war „Die 
Räuber“ von Schiller. 

(Beifall bei der Linken.Köln) 

Ich habe manchmal das Gefühl, dass dem Sport 
heute auch von Räubern das Geld genommen 
wird. In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
einmal auf die Wirtschaftlichkeit des Bades hin-
weisen. Im Jahr 2009 gab es fünf Bäder, die 72 
Prozent der Umsatzerlöse der KölnBäder gene-
riert haben. Eines davon war das Nippesbad. 
Und das soll jetzt geschlossen werden. Man 
könnte es ja konservieren, indem man dort Salz 
für den Winterdienst lagern würde. Eine wunder-
bare Idee, aber Quatsch.  

Es geht einfach darum, dass wir über das Jahr 
2015 hinaus denken müssen. Hier ist richtiger-
weise gesagt worden, es wäre deutlich preiswer-
ter, an dieser Stelle zu investieren und das Bad 
zu erhalten, um den Bedarf, den Schwimmsport 
und Schulsport haben, wirklich decken zu kön-
nen.  

Was passiert denn, wenn das Zollstockbad sa-
niert wird? Es wird anderthalb bis zwei Jahre au-
ßer Betrieb sein. Das Genovevabad ist fast ein 
Jahr lang saniert worden. Was passiert denn, 
wenn wir jetzt Spitz auf Knopf gerechnet haben 
und es in einem Bad möglicherweise Probleme 
gibt? Dann fällt dort alles aus. Die Stadt Köln hat 
aber alle Leistungen an die KölnBäder GmbH 
bezahlt. Das muss man auch wissen. 

Insofern deckt sich die Bitte der Bezirksvertre-
tung, die ich hier weiterzureichen habe, teilweise 
mit dem vorher Gesagten, nämlich: Bitte, tut das, 
was im Ratsbeschluss vom 29. Januar 2008 
steht, nämlich: umsetzen. Beschließt heute nicht 
die Verwaltungsvorlage, sondern den Parallelbe-
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trieb, wie er im Beschluss von 2008 steht. Dieser 
soll zunächst weiter gelten. Dann schauen wir 
weiter. - Vielen Dank zu später Stunde. 

(Beifall bei der CDU, pro Köln, der Lin-
ken.Köln und von der Zuschauertribüne) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Herr Bezirksbürgermeister.  

Da keine weiteren Wortmeldungen vorliegen, 
kommen wir zur Abstimmung. 

Zunächst stimmen wir über den Änderungsan-
trag der Fraktion Die Linke, von Herrn Hoffmann 
und Herrn Zimmermann ab. Wer ist für diesen 
Antrag? - Das sind Herr Hoffmann, Herr Zim-
mermann, die CDU und die Linke. Wer enthält 
sich? - Enthaltung aufseiten der Fraktion pro 
Köln. Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktion pro Köln: ein Jahr Of-
fenhaltung. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um 
das Handzeichen. - Das ist die Fraktion pro Köln. 
Wer enthält sich? - Keine Enthaltungen. Damit ist 
er abgelehnt. 

Somit kommen wir zur Entscheidung über die 
Verwaltungsvorlage. Abstimmung, wie Sportaus-
schuss. Wer für diese Vorlage ist, bitte ich um 
das Handzeichen. - Das ist die Fraktion der SPD, 
das ist die Fraktion der Grünen, und das ist die 
Fraktion der FDP. Wer enthält sich? - Keine Ent-
haltungen. Damit ist die Vorlage angenommen. 

Wir kommen zum nächsten Tagesordnungs-
punkt, nämlich 10.1: 

10.1 Teilfinanzplan 1202, Brücken, Tunnel, 
Stadtbahn, ÖPNV 

 hier: Planungsbeschluss sowie außer-
planmäßige Auszahlung für den Einbau 
von zwei Aufzügen in die Stadtbahnhal-
testelle Vingst 

 2004/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer ist 
dagegen? - Wer enthält sich? - Damit ist 10.1 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.2: 

10.2 Jahresabschluss 2010 der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung Abfallwirt-
schaftsbetrieb der Stadt Köln 

 2051/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Damit angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10.4: 

10.4 Renovierungsprogramm Museen und 
Kulturbauten 

 2398/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Bei 
Enthaltung von pro Köln angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10.5: 

10.5 Teilergebnisplan 1202 - Brücken, Tun-
nel, Stadtbahn, ÖPNV 

 hier: Severinsbrücke, Strombrücke 
 Prüfingenieurleistungen für die Nach-

rechnung des Überbaus und die Pla-
nung von Verstärkungsmaßnahmen 

 2637/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Damit einstimmig. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10.7: 

10.7 Verkehrsverbund Rhein-Sieg: Auswei-
tung des JobTicket-Modells 

 2994/2011 

Hier handelt es sich um eine Anregung der Be-
zirksvertretung Lindenthal. Gibt es dazu Wort-
meldungen? - Das ist nicht der Fall. Wer ist da-
gegen? - Das ist die Fraktion der FDP. Wer ent-
hält sich? - Keine Enthaltungen. Damit ist das so 
angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10.9: 

10.9 Leitfaden für Mandatsträger 
 hier: Überarbeiteter Entwurf des Ältes-

tenrates 
 2714/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Da-
mit einstimmig angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.10: 

10.10 Beitritt der Stadt Köln zur Einkaufsge-
meinschaft kommunaler Verwaltungen 
e. G. (EKV eG) 

 3115/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ein-
stimmig angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.11: 

10.11 Sanierung des Uferbereiches am Fried-
rich-Ebert-Ufer in Köln-Porz 
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 hier: Durchführung des 2. Bauab-
schnitts - Stützmauer am Friedrich-
Ebert-Ufer - 

 3491/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Nein, alle sehen 
es positiv. Dann frage ich: Wer ist dagegen? - 
Wer enthält sich? - Damit angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10.12: 

10.12 Wirtschaftsplan des Gürzenich-
Orchesters Köln, Wj. 2011/2012 

 3646/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Pro Köln enthält sich. Ansonsten 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.13: 

10.13 Feststellung des Jahresabschlusses 
zum 31.12.2010 und des Lageberichtes 
für das Wirtschaftsjahr 01.01.2010 - 
31.12.2010 des Wallraf-Richartz-
Museums & Fondation Corboud der 
Stadt Köln 

 3648/2011 

Gibt es Wortmeldungen? - Nicht. Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich? - Einstimmig ange-
nommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.14: 

10.14 MÜLHEIM 2020 
 Integriertes Handlungskonzept für 

Köln-Mülheim, -Buchforst und 
-Buchheim 

 hier: Kostenerhöhungen  
 3134/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das sehe ich 
nicht. Dann kommen wir jetzt zur Abstimmung. 
Wer gegen diese Vorlage ist, bitte ich um das 
Handzeichen. - Das sind die CDU und die Frak-
tion pro Köln. Wer enthält sich? - Keine Enthal-
tungen. Damit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.15: 

10.15 Programm MÜLHEIM 2020 
 Umsetzung der Projekte auf Grundlage 

der bewilligten Ausgaben vom Verbot 
des vorzeitigen Maßnahmebeginns 
gemäß Nr. 1.3.1 VVG zu § 44 LHO vom 
21.12.2009 

 3148/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer gegen diese Vorlage 
ist, bitte ich um das Handzeichen. - Das sind 
wiederum die CDU und die Fraktion pro Köln. 

Wer enthält sich? - Keine Enthaltungen. Damit so 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.16: 

10.16 Umgestaltung des Ebertplatzes 
 hier: Planungsbeschluss für die An-

passung der vorhandenen Ingenieur-
bauwerke als vorbereitende Maßnah-
men für die Umgestaltung des Ebert-
platzes auf Grundlage des städtebauli-
chen Masterplans 

 4602/2010 

 Änderungs- bzw. Zusatzantrag der 
SPD-Fraktion, der CDU-Fraktion, der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der FDP-Fraktion 

 AN/1848/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Herr Sterck, bit-
te. 

Ralph Sterck (FDP): Ich möchte es kurz ma-
chen. Vielleicht schaffe ich es sogar, einen über 
die Fraktionsgrenzen hinweggehenden Vortrag 
zu halten, sodass die anderen Fraktionen gar 
nichts mehr sagen müssen.  

Es ist ja nicht allzu häufig so, dass sich alle vier 
Fraktionen auf einen gemeinsamen Änderungs-
antrag einigen können. Dass das in der Frage 
der Umgestaltung des Ebertplatzes gelungen ist, 
ist wirklich ein sehr gutes Signal, das der Rat an 
die Verwaltung sendet. 

Es geht darum, den Ebertplatz aufzuwerten. Im 
Masterplan ist der Ebertplatz eines der vordring-
lichsten Projekte. Es gab unterschiedliche Auf-
fassungen dazu, ob dort eine Quartiersgarage 
möglich ist oder nicht. Ich muss sagen: Die Ver-
waltung hat das einmal – wir hatten dieses Wort 
heute schon – „totgeprüft“. Natürlich gibt es dort 
Probleme durch Abwasserkanäle, die quer unter 
dem Platz verlaufen. Die FDP hatte jedoch einen 
Vorschlag gemacht, wie es im Rahmen der jetzi-
gen Fußgängerunterführung doch gehen kann, 
und ist mit diesem Vorschlag an die Kolleginnen 
und Kollegen der anderen Fraktionen herange-
treten. Ich bin SPD, CDU und Grünen sehr 
dankbar, dass wir das hinbekommen haben. 

Die Version, die Sie ausgedruckt haben, zeigt 
das jetzt leider nicht, aber es gab auch eine Ver-
sion des Antrags, in der farblich gekennzeichnet 
war, was von den einzelnen Fraktionen einge-
bracht worden ist. Rot gekennzeichnet war die 
Forderung der SPD, die Kosten an den mögli-
chen Investor weiterzugeben und nicht den städ-
tischen Haushalt damit zu belasten. Grün mar-
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kiert war die Forderung der Grünen, eine Mög-
lichkeit zu schaffen - darauf hatte Frau Moritz 
wert gelegt -, dass man vom Ebertplatz aus auf 
den möglichen Mittelboulevard des Hansarings 
gehen kann, ohne dass wir zusätzliche zeitliche 
Verzögerungen haben. Auch die CDU hatte Vor-
schläge formuliert und schon in die Bezirksver-
tretung eingebracht, die jetzt wortgleich in die 
Vorlage der Verwaltung übernommen worden 
sind.  

Von daher war es eine tolle Teamarbeit. Ich bin 
sehr stolz darauf, dass wir das über die Som-
merpause hinbekommen haben. Ich danke allen 
Kolleginnen und Kollegen, die daran mitgewirkt 
haben und freue mich auf ein breites Votum des 
Rates. 

(Beifall bei der FDP) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Herr Sterck. - Ich sehe zu diesem Thema 
keine weiteren Wortmeldungen.  

Dann kommen wir zur Abstimmung über den Än-
derungsantrag der vier Fraktionen. Wer für die-
sen Änderungsantrag ist, bitte ich um das Hand-
zeichen. - Das sind die FDP, die CDU, die Frakti-
on Bündnis 90/Die Grünen, die SPD, Herr Hoff-
mann, die Fraktion pro Köln und die Linke. Dann 
ist das einstimmig.  

(Beifall von Ralph Sterck [FDP]) 

Herr Sterck, Ihr Appell hat sich offensichtlich 
ausgezahlt. 

Nun zur Abstimmung über die Vorlage in der ge-
änderten Form. Wer gegen die Vorlage in der 
geänderten Form ist, bitte ich um das Handzei-
chen. - Niemand. Enthaltungen? - Keine. Damit 
ist sie einstimmig angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.18: 

10.18 Europäische Charta der Gleichstellung 
von Frauen und Männern auf lokaler 
Ebene 

 3852/2011 

Der dazu vorliegende Beschlussvorschlag be-
steht aus zwei Teilen. 

Zunächst stimmen wir über Punkt 1 ab. Gibt es 
Gegenstimmen gegen Punkt 1? - Das ist nicht 
der Fall. Enthaltungen? - Bei der Fraktion pro 
Köln. Ansonsten ist er angenommen. 

Dann kommen wir zur Abstimmung über Be-
schlusspunkt 2. Wir wählen die Vertreter für die 
vorgeschlagene Lenkungsgruppe. Mir liegt ein 

gemeinsamer Wahlvorschlag der Fraktionen 
SPD, CDU, Grüne und FDP vor.  

Folgende Personen sind als Mitglieder der Len-
kungsgruppe vorgeschlagen worden: Frau Möl-
ler, Frau Dr. Herbers-Rauhut, Frau Spizig, Frau 
Gebauer sowie als deren Vertreter Herr 
Dr. Walter Schulz, Herr Jung, Herr Welpmann 
und Herr Görzel. 

Ich sehe, es gibt keine weiteren Vorschläge. 
Dann können wir abstimmen. Gibt es Gegen-
stimmen gegen diesen Vorschlag? - Gegen-
stimmen bei der Fraktion pro Köln. Gibt es Ent-
haltungen? - Das ist nicht der Fall. Dann gratulie-
re ich den Genannten zur Wahl in die Lenkungs-
gruppe. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.19: 

10.19 Städtebauliche Neuordnung des Dom-
umfeldes im Bereich Dionysoshof / 
Baptisterium  

 hier: Stellenbedarf beim Amt für Brü-
cken und Stadtbahnbau 

 2673/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Dann lassen wir abstimmen. Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich? - Damit ist es einstim-
mig angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.21: 

10.21 Planungsaufnahme zur Errichtung ei-
nes Erweiterungsbaus am Apostel-
gymnasium, Biggestr. 2, 50931 Köln 

 1983/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Keine. Dann 
stimmen wir ab. Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.23: 

10.23 Konzept zur Gewaltprävention 
 2239/2011 

Ich sehe wiederum keine Wortmeldungen. Dann 
können wir abstimmen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Einstimmig angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.24: 

10.24 Nachrang von Köln-Pass-Leistungen 
gegenüber Leistungen aus dem Bil-
dungspaket 

 2560/2011 

Keine Wortmeldungen. Wer ist dagegen? - Wer 
enthält sich? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.25: 

10.25 Fortführung des Rucksack-Programms 
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 2900/2011 

Dazu gab es Nachfragen, die sich nun aber erle-
digt haben. Damit kann es weitergehen. Aber wir 
müssen noch darüber abstimmen. Wer ist dage-
gen? - Gegen die Stimmen der Fraktion pro Köln. 
Wer enthält sich? - Keine Enthaltungen. Damit 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.26: 

10.26 Einrichtung eines Bildungsgangs an 
der Werner-von-Siemens-Schule, Eitor-
fer Str. 18, 50679 Köln (BK 19) zum 
01.08.2012 

 3242/2011 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.27: 

10.27 Einrichtung des Bildungsgangs Fach-
oberschule Klasse 13 (FOS 13 Technik) 
in Kooperation des Berufskollegs Kar-
täuserwall (BK 16) und dem Berufskol-
leg Ulrepforte (BK 11) zum 01.08.2012 

 3253/2011 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.28: 

10.28 Intensivierung der Schulsozialarbeit 
aus Mitteln des „Bildungspaketes“ der 
Bundesregierung 

 3812/2011 

Für diese Vorlage hat die Bezirksvertretung Nip-
pes eine Anregung an den Rat beschlossen, die 
wir als Anlage 5 umgedruckt haben. 

(Karl Jürgen Klipper [CDU]: Dazu gibt 
es eine Tischvorlage!) 

- Richtig. - Frau Dr. Klein wird das in zwei, drei 
Sätzen noch einmal erläutern. - Bitte, Frau Dr. 
Klein. 

Beigeordnete Dr. Agnes Klein: Die BV Nippes 
hat vorgeschlagen, eine weitere Schule, die Ih-
nen bekannt ist, mit Schulsozialarbeit zu bestü-
cken. Wir können Ihnen nicht empfehlen, diesem 
Vorschlag zu folgen; denn, bei aller Wertschät-
zung für diese Schule, sie erfüllt die Kriterien, die 
wir dafür aufgestellt haben, nicht.  

Ein Kriterium ist das Sozialranking. Da liegt die 
Schule in einem relativ positiven Bereich. Das 
heißt, sie hat nicht die Schwierigkeiten, die ande-
re Schulen haben, denen wir Schulsozialarbeit 

zuerkennen. Ein zweites Kriterium ist die Durch-
führung des gemeinsamen Unterrichts. Diesen 
bietet die Schule nicht an. Ein drittes Kriterium ist 
die Einrichtung von sogenannten Seitenein-
steigerklassen, in denen Schülerinnen und Schü-
ler beschult werden, die aus anderen Kulturkrei-
sen nach Köln kommen und zunächst einmal 
schulisch unterstützt und gefördert werden.  

Diese drei Kriterien hatten wir für die Vergabe 
des knappen Guts Schulsozialarbeit formuliert. 
Zwar kommen wir mit den 87 zusätzlichen Stel-
len jetzt einen Riesenschritt voran, trotzdem wird 
natürlich nicht jede Schule eine Stelle erhalten 
können. Deswegen mussten wir die genannten 
Auswahlkriterien entwickeln. Und diese Schule 
erfüllt diese Kriterien leider nicht. Deshalb emp-
fehlen wir, dem Vorschlag der BV nicht zu folgen. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Frau Dr. Klein. - Herr Helling. 

Ossi Helling (Bündnis 90/Die Grünen): Ich habe 
eine Frage an die Verwaltung. Wir haben im In-
tegrationsrat einen ergänzenden Beschluss zu 
dieser Vorlage gefasst. Er ist nun weder umge-
druckt noch hier zur Kenntnis gegeben worden. 
Ich würde gerne zum einen wissen, wie der Be-
schluss, kurz zusammengefasst, lautete und 
zum anderen, wie damit weiter verfahren wird. 

Beigeordnete Dr. Agnes Klein: Meine Damen 
und Herren! Herr Helling, dieser Beschluss hat 
die zuständigen Fachausschüsse leider nicht 
mehr erreichen können. Aber in seiner Zielrich-
tung unterstützen wir als Verwaltung diesen Be-
schluss vollständig. Er zielt nämlich darauf ab, 
dass man bei der Stellenbesetzung auch die in-
terkulturelle Kompetenz berücksichtigen möge. 
Das wollen wir gerne tun. Das heißt, im Kern 
würden wir zwei Dinge auf den Weg bringen: 
Zum einen werden wir nach dem Ratsbeschluss 
die betreffenden Schulen, die Schulsozialarbeit 
bekommen, darüber informieren und sie zum 
anderen darauf hinweisen, beim Besetzungsver-
fahren gemeinsam mit den Trägern, wenn es 
denn Träger sind, darauf zu achten, dass inter-
kulturelle Kompetenz bei der Einstellung ein Kri-
terium ist. Bei unseren Stellen - ein Drittel sind ja 
städtische Stellen - werden wir Gleiches tun. 

Wir werden die Anregung des Integrationsrates 
nachträglich als Mitteilung in die Fachausschüs-
se geben und die Stellungnahme der Verwaltung, 
die ich eben hier vorgetragen habe, hinzufügen. 
Dann sind alle informiert über das Anliegen des 
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Integrationsrates und es wird ihm auch entspro-
chen. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Ich sehe, 
dass Ihrem Anliegen entsprochen wird. Das wird 
hier auch zu Protokoll genommen. 

Ich lasse zunächst abstimmen über die Anre-
gung der Bezirksvertretung Nippes. Wer ist da-
für? - Wer enthält sich? - Sie ist damit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Vorlage. 
Wer gegen diese Vorlage ist, bitte ich um das 
Handzeichen. - Wer enthält sich? - Sie ist ein-
stimmig angenommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10.29: 

10.29 Bürgschaftsrahmen der Stadt Köln zur 
Besicherung der Darlehen zur Finan-
zierung des Projekte „Neubau Ossen-
dorfbad“, „Neubau Lentstr.“, „Moder-
nisierung Zollstockbad“ und „Moder-
nisierung Stadionbad“ 

 3665/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Da-
mit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.30: 

10.30 Konzept und Förderrichtlinie zur Akti-
vierung privater Initiative in Geschäfts-
zentren 

 3712/2011 

Ich sehe keine Wortmeldungen dazu. Dann kön-
nen wir abstimmen. Wer ist dagegen? - Die Frak-
tion pro Köln ist dagegen. Wer enthält sich? - 
Keine Enthaltungen. Damit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 10.32: 

10.32 Elternbeiträge für Kinder in Kinderta-
geseinrichtungen im Jahr vor der Ein-
schulung 

 Änderung der Satzung zum 01.08.2011 
 3690/2011 

 Änderungs- bzw. Zusatzantrag der 
SPD-Fraktion und der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen  

 AN/1851/2011 

Im Jugendhilfeausschuss hatte die FDP-Fraktion 
einen Änderungsantrag dazu vorgelegt, der dort 
und im Finanzausschuss direkt in die Ratssit-
zung verwiesen wurde. Der Antrag selbst ist in 
Anlage 6 abgedruckt.  

Des Weiteren gibt es einen Änderungsantrag der 
SPD-Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, der als Tischvorlage vorliegt. 

Zunächst Herr Dr. Heinen, bitte. 

(Sylvia Laufenberg [FDP]: Ich bin  
eigentlich zuerst dran!) 

- Gut. Dann zuerst Sie, Frau Laufenberg. Bitte 
schön. 

Sylvia Laufenberg (FDP): Sehr geehrter Herr 
Oberbürgermeister! Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich bin etwas verärgert, wie mit 
dieser Vorlage in den letzten Wochen umgegan-
gen worden ist. Das liegt vor allem an der im 
Landtag angestoßenen Diskussion. Herr Bör-
schel, Sie haben dort beschlossen, in NRW 
rückwirkend zum 1. August das letzte Kitajahr 
beitragsfrei zu stellen.  

(Martin Börschel [SPD]: Gegen Ihre 
Stimmen!) 

- Gegen die Stimmen der FDP-Fraktion, voll-
kommen richtig. - Auch ich hätte, wenn ich im 
Landtag sitzen würde, dagegen gestimmt, und 
zwar aus folgendem Grund: Der Haushalt von 
Nordrhein-Westfalen weist noch ganz andere 
Dimensionen aus, als wir heute vom Kölner 
Haushalt vernehmen mussten, obwohl auch un-
sere Probleme erheblich sind. 

(Martin Börschel [SPD]: Aber ausgeben 
wollen Sie das Geld!) 

- Das ist meine Aufgabe als Kommunalpolitikerin, 
Herr Börschel. 

(Lachen und Beifall bei der SPD) 

Ich muss ganz ehrlich überlegen, was ich mit 
den von Ihnen beschlossenen Landesmitteln 
mache, die ich erhalte. 

(Beifall bei Ulrich Breite [FDP]) 

Meine Aufgabe ist, zu entscheiden, was für mei-
ne Kommune das beste ist. Wenn die Mittel flie-
ßen, habe ich mir das schon sehr wohl überlegt. 

Ich habe mir gerade zu Ihnen, Herr Börschel, 
ganz viele Gedanken gemacht. 

(Zurufe: Oh!) 

Sie waren ja derjenige, der in dieser Frage me-
dial vorgeprescht ist. Ich erinnere an einen Arti-
kel aus dem Kölner Stadt-Anzeiger vom 15. Au-
gust - ich zitiere -: 

Die SPD-Fraktion im Stadtrat will jetzt 
die zusätzlichen Gelder, die vom Land 
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zur Finanzierung an die Stadt Köln flie-
ßen werden, dazu nutzen, um die Bei-
träge für das vorletzte 

- Hört! Hört! - 

Kindergartenjahr zu halbieren und die 
Eltern damit weiter zu entlasten. Ein 
entsprechender Antrag soll in der ersten 
Ratssitzung nach der Sommerpause 
von der SPD eingebracht werden. 

- Also heute. - Weiter heißt es: 

„Wir hoffen, dass wir dafür eine Mehr-
heit finden.“ 

Herr Börschel, ich habe mir viele Gedanken über 
Ihren Vorstoß gemacht, auch weil ich der Mei-
nung bin, dass die Qualität unserer Kindertages-
stätten verbesserungswürdig ist und sie perso-
nell weiter aufgestockt werden müssen. Deshalb 
freue ich mich, dass vonseiten des Landes eine 
diesbezügliche Initiative vorbereitet wird. 

Noch während meines Abwägungsprozesses 
durfte ich dann in einem weiteren Artikel zum 
selben Thema im Stadt-Anzeiger vom 
15. September lesen - ich zitiere Sie, Herr Bör-
schel -: 

„Mindestens acht Monate des vorletzten 
Kindergartenjahres, wenn möglich das 
ganze Jahr soll beitragsfrei gestellt wer-
den“, sagte Börschel. Dies sei mit der 
Stadtspitze in Köln vereinbart, die sich 
dabei auf den Koalitionsvertrag beruft.  

(Martin Börschel [SPD]: Sie könnten ja 
meine Pressesprecherin werden!) 

- Gerne, Herr Börschel. Vielleicht kann ich Ihnen 
eines Tages auch noch etwas beibringen. 

(Heiterkeit bei der FDP) 

Die Beschlussvorlage der Verwaltung, die aller-
dings nur eine Beitragsfreiheit für das letzte Kin-
dergartenjahr vorsieht, kam sehr kurzfristig in 
den Jugendhilfeausschuss als Tischvorlage. 
Auch darüber war ich sehr pikiert; das hat mir 
nicht gefallen. Ich konnte nachvollziehen, dass 
die Fraktion der Grünen daraufhin Vertagung be-
antragte und eine Sondersitzung einberufen woll-
te. Dem habe ich gerne zugestimmt; denn ich 
halte es nach wie vor für wichtig, über dieses 
Thema zu sprechen.  

Freitagnachmittag habe ich mich gefragt, wann 
denn nun der Antrag der SPD kommt, der ja an-
gekündigt gewesen ist. Aber er kam nicht. Dar-
aufhin habe ich mich entschieden, die von Herrn 
Börschel in der Presse verlautbarte Variante 
einmal durchzurechnen. Ich gebe zu, ich habe 

sie etwas abgeändert. Statt acht Monaten haben 
wir von der FDP-Fraktion den Vorschlag der 
Verwaltungsvorlage durchgerechnet. Wir sind auf 
5,4 Monate gekommen und haben das Ergebnis 
auf sechs Monate aufgerundet. Dementspre-
chend sieht der Änderungsantrag der FDP 18 
Monate Beitragsfreiheit vor.  

In der besagten Sondersitzung war die Koalition 
von Rot-Grün allerdings nicht in der Lage, zu 
entscheiden. Das fand ich sehr schade, weil die 
Mitglieder des Jugendhilfeausschusses extra um 
8 Uhr morgens dort angetanzt sind mit dem Wil-
len, eine Entscheidung zu treffen. Trotzdem habe 
ich auch dann noch gedacht: Na gut, dann sollen 
sie es noch einmal beraten, wenn dann wirklich 
für die Eltern und ihre Kinder das beste Ergebnis 
herauskommt.  

Ich habe mich sehr gewundert, dass bis vor 
roundabout drei Stunden immer noch kein Ände-
rungsantrag von Rot-Grün vorlag. Anscheinend 
war es schwierig, sich zu einigen. Deswegen bin 
ich natürlich hocherfreut, dass Sie hier jetzt doch 
noch eine Einigung gefunden haben, auch wenn 
sie sehr schwammig formuliert ist. Aber wir von 
der FDP-Fraktion können sie mittragen. Ich hof-
fe, dass, wenn die Landeszuschüsse weiterhin 
fließen, das zweite beitragsfreie Kindergartenjahr 
so schnell wie möglich hier in Köln zustande 
kommt. Ich bin gespannt, wer Recht behält: Sie, 
Herr Börschel, mit acht Monaten oder wir mit 
sechs Monaten oder die Verwaltung mit noch 
mehr Monaten. Schauen wir mal.  

In Punkt 2 Ihres Änderungsantrages heißt es: 

Dem Rat ist eine entsprechende rück-
wirkende Satzungsanpassung zum 
01.08.2011 vorzulegen. 

Ich hoffe, dass das in der nächsten Ratssitzung 
erfolgen wird, damit die Eltern Planungssicher-
heit haben. Ich hoffe, dass sich Rot-Grün in die-
ser wichtigen Entscheidung langfristig schneller 
einig wird und wir keine weiteren Sondersitzun-
gen benötigen. - Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Frau Laufenberg. - Jetzt kommt Herr Dr. 
Heinen. 

Dr. Ralf Heinen (SPD): Liebe Frau Laufenberg, 
ich habe gerne Ihrem jugendlich-kecken und 
langen Vortrag zugehört. Herr Streitberger muss-
te wahrscheinlich inzwischen die Bouletten wie-
der warmstellen. 
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(Heiterkeit) 

Zunächst will ich Ihnen sagen: Willkommen im 
Boot der gemeinsamen kommunalen Interessen! 

Zum Thema: Die Vorlage selbst wird das umset-
zen, was der Landtag mit dem Ersten KiBiz-
Änderungsgesetz beschlossen hat bzw. was er 
noch beschließen wird. Dabei geht es um zwei 
große Pakete, die sich beide im zweistelligen 
Millionenbereich bewegen: zum einen die Quali-
tätsoffensive in den Kindertageseinrichtungen 
und zum anderen die Elternbeitragsbefreiung im 
letzten Kindergartenjahr, sprich: dem Jahr vor 
der Einschulung. Damit wird NRW zu einem Vor-
reiter.  

Wie Sie wissen, ist das ein enormer Kraftakt, mit 
dem wir deutlich machen, welche Prioritäten wir 
in diesem Bereich setzen. Es wäre schön, wenn 
diese Prioritäten auch von kommunaler Ebene 
breit unterstützt werden. Bildung muss - das wis-
sen Sie wahrscheinlich alle; wir haben ja im Land 
schon den ersten Schritt dazu getan - beitrags-
frei sein. Das ist in der Schule so, dafür haben 
wir durch Abschaffung der Studiengebühren ge-
sorgt, und das darf auch vor der Kita nicht halt-
machen. Die Bildungskette beginnt nämlich bei 
den Kleinsten. Deshalb ist es unser festes Ziel, 
die Kostenfreiheit im Kitabereich Schritt für 
Schritt umzusetzen. 

Dazu dient der Änderungsantrag zu dieser Vor-
lage, der in Punkt 2 diesen wichtigen Punkt auf-
greift. Wir erwarten - das hat Frau Laufenberg 
richtig festgestellt -, dass vom Land noch weitere 
Zuwendungen beschlossen werden, von denen 
wir dann auch in Köln profitieren werden. Diese 
stehen jedoch noch nicht fest, die Verhandlun-
gen laufen noch. Deswegen empfehle ich, Ihren 
Antrag erst einmal auf Eis zu legen bzw. ihn in 
die nächste Beratung zu schieben. Wenn wir 
nämlich Ihren Antrag, wie von Ihnen gewünscht, 
heute beschließen würden, würden wir uns fest-
legen. Wenn das Land dann doch keine weiteren 
Mittel ausschüttet, würden wir allein dastehen. 
Das wollen wir nicht. Das Land hat zwar zugesi-
chert, da unterstützend zu arbeiten; aber wir wol-
len so lange abwarten, bis garantiert ist, dass die 
Mittel fließen werden. Sie hatten ja angedeutet, 
dass Sie damit einverstanden sind. 

Unser Änderungsantrag sieht in Punkt 2 des 
Weiteren ganz klar vor, die Beitragsfreiheit im Ki-
tabereich auf das vorletzte Kindergartenjahr vor 
der Einschulung auszudehnen. Das ist, wie man 
jeweiligen Wahlprogrammen entnehmen kann, 
eines der erklärten Ziele sämtlicher Spitzenpoliti-
ker auf Landes- und auf kommunaler Ebene und 
eine konsequente Fortführung dessen, was wir 

hier auf kommunaler Ebene mit zusätzlichen 
Landesmitteln bewegen können. Deswegen plä-
diere ich sehr dafür, in breiter Mehrheit diesen 
Punkt zu beschließen. 

In Punkt 1 unseres Änderungsantrages attestie-
ren wir, dass das Gebührenmodell sehr kompli-
ziert zu übertragen ist. Wie Sie wissen, gibt es 
seit letztem Jahr eine Geschwisterbefreiung so-
wie eine hälftige Befreiung. Jetzt wurde ein neu-
es System beschlossen, das wir umsetzen müs-
sen. Wir wollen die Geschwisterregelung beibe-
halten, aber auch sichergehen, dass es nicht zu 
sozialen Unwuchten innerhalb der einzelnen 
Einkommensstufen kommt. Deshalb noch einmal 
der klare Auftrag an die Verwaltung, bei diesem 
komplizierten System sicherzustellen, dass die 
sogenannte soziale Beitragsgerechtigkeit ge-
währleistet bleibt. Wir gehen davon aus, dass 
das möglich ist. Daran haben wir keinen Zweifel.  

Wichtig ist, dass wir auf kommunaler Ebene dies 
gemeinsam beschließen. Wir würden uns des-
halb freuen, wenn Sie unserem Änderungsantrag 
zustimmen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Danke 
schön, Herr Heinen. - Herr Dr. Schlieben, bitte. 

Dr. Helge Schlieben (CDU): Herr Oberbürger-
meister Roters! Liebe Damen und Herren! Ich 
kann es kurz und vom Platz aus machen. Es ist 
ja schon viel zur Genese dargelegt worden. Das 
trifft in der Summe zu. Ich will hier nur noch ein-
mal Folgendes betonen - das ist uns wichtig -: 
Wir beschließen hier heute die Beitragsfreiheit im 
letzten Kindergartenjahr vor der Einschulung, 
nicht mehr und nicht weniger. Es wurden hier 
eben auch noch weitergehende Beitragsbefrei-
ungen thematisiert, über die wir im Jugendhilfe-
ausschuss lang und breit diskutiert haben. Diese 
werden aber heute nicht beschlossen.  

Punkt 1 des rot-grünen Änderungsantrages for-
dert im Vergleich zur Verwaltungsvorlage - so 
verstehe ich das - eine Sicherstellung der Bei-
tragsgerechtigkeit, weil es in ganz speziellen 
Kombinationen zu bestimmten sozialen Verwer-
fungen kommen könnte. Die wollen wir natürlich 
nicht. Es ist also gut, dass das von Grün-Rot an 
dieser Stelle erkannt wurde. Das ist der eigentli-
che Punkt.  

Punkt 2 des Änderungsantrages - das hat Ralf 
Heinen hier angesprochen - ist ein Prüfauftrag. 
Es soll geprüft werden, was man mit den zusätz-
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lichen Mitteln, wenn wir denn tatsächlich diese 9 
oder 13 Millionen Euro vom Land erhalten, 
macht. Eine Möglichkeit wäre, die Beitragsfrei-
heit dann auch auf das vorletzte Kindergarten-
jahr auszuweiten. Es gibt auch noch andere Mo-
delle, zum Beispiel diese Mittel in die U3-
Betreuung zu stecken. Aber hier prüft man erst 
einmal, wie es aussieht, wenn man sie für die 
Beitragsbefreiung im vorletzten Kindergartenjahr 
verwenden würde. Diese Prüfung unterstützen 
wir. Dafür haben auch wir durchaus Sympathie. 
Ich will nur betonen: Diese Entscheidung wird 
nicht heute gefällt,  

(Martin Börschel [SPD]: Wenn das Geld 
da ist!) 

sondern diese Entscheidung wird vielleicht Ende 
des Jahres oder Anfang nächsten Jahres gefällt, 
wenn das Geld da ist und die Verwaltung uns 
das Ergebnis ihrer Prüfung mitteilt. Dann können 
der Rat und der Fachausschuss natürlich immer 
noch eine andere Idee favorisieren. Ich finde 
diese Prüfung sinnvoll. Wir werden uns dann zu 
gegebener Zeit entscheiden, was wir mit dem 
Geld machen, das wir noch zusätzlich erhalten. 
Also: Wir stimmen dem Antrag zu. 

Oberbürgermeister Jürgen Roters: Frau Jahn, 
bitte. 

Kirsten Jahn (Bündnis 90/Die Grünen): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Lieber Herr 
Oberbürgermeister! Auch ich möchte mich zu 
dieser späten Stunde kurz halten, obwohl es hier 
um sehr, sehr viel geht.  

Zum einen geht es um die Elternbeitragsbefrei-
ung im letzten Kindergartenjahr, die schon von 
vielen hier gewürdigt worden ist. Wir alle finden 
das sehr schön. Die Beitragsbefreiung gilt rück-
wirkend zum 1. August; das heißt, zu viel gezahl-
te Beiträge werden den Eltern zurückerstattet. 

Zum anderen geht es aber auch darum, dass 
Kindertagesstätten jetzt endlich als Bildungsein-
richtung gewürdigt werden. Bisher war ja immer 
nur in Sonntagsreden davon die Rede, dass 
auch Kindergärten Bildungseinrichtungen sind. 
Jetzt aber werden diesen Worten auch Taten fol-
gen, nicht nur indem das dritte Kindergartenjahr 
beitragsfreigestellt wird, sondern auch - und das 
ist mir als Grüne besonders wichtig - indem die 
Qualität der Betreuung in den Kindertagesstät-
ten, vor allem für die unter 3-Jährigen, wesent-
lich verbessert wird. 

Wir werden in Köln knapp 11 Millionen Euro da-
für bekommen, dass wir mehr Stellen für die 
Betreuung der unter 3-Jährigen schaffen. Gerade 
die unter 3-Jährigen brauchen mehr Fürsorge, 
mehr Zeit und mehr Aufmerksamkeit. All dies 
kann ihnen aber nur dann gegeben werden, 
wenn sehr gut ausgebildetes Personal in ausrei-
chender Zahl zur Verfügung steht. Diese Quali-
tätsverbesserung steht parallel zu den finanziel-
len Beitragsentlastungen für die Eltern. Wir ent-
lasten die Eltern zum einen durch die Beitrags-
befreiung im dritten Kindergartenjahr und zum 
anderen durch Beibehaltung der Geschwister-
kindregelung, die hier schon eine lange Tradition 
hat. 

Ralf Heinen hatte eben das komplizierte Verfah-
ren der Geschwisterkindregelung angesprochen 
und darauf hingewiesen, dass, wenn für das - in 
Anführungszeichen - billigere ältere Kind die El-
ternbeitragsbefreiung gilt, dann für das - in An-
führungszeichen - teurere U-3-Kind bezahlt wer-
den müsste. Ich will jetzt um 22 Uhr nicht diese 
extrem komplizierte Debatte ausweiten. Aber uns 
ist wichtig, dass, egal, welche Konstruktion je-
weils vorliegt, sie auf jeden Fall sozial gerecht 
sein muss. Es kann nicht sein, dass es dadurch 
zu irgendwelchen Schieflagen kommt. Eine sozi-
al gerechte Beitragsstaffelung für die Eltern muss 
auf jeden Fall garantiert bleiben. 

Es wurde hier bereits erwähnt, dass die Bil-
dungskette bei den Kleinsten anfängt. Das sind 
die unter 3-Jährigen. Bei deren Betreuung sehen 
wir die größten Probleme. Da müssen wir noch 
dicke Bretter bohren. Wir müssen prüfen, an 
welcher Stelle es zu Ungereimtheiten und Unge-
rechtigkeiten kommt. Darüber können wir nicht 
hier und heute debattieren oder beschließen. 
Aber wir müssen das für die Zukunft im Blick be-
halten. 

Nach dem langem Hin und Her - das haben viele 
mitbekommen - haben wir uns heute auf diesen 
Änderungsantrag geeinigt. Es ist auf jeden Fall 
besser, zu einem späteren Zeitpunkt einen richti-
gen Beschluss zu fassen als übereilt einen fal-
schen oder nicht ganz richtigen. Dafür stehe ich; 
das finde ich gut.  

Eine Sondersitzung dazu abzuhalten, brachte 
vielleicht einige Unannehmlichkeiten mit sich. 
Aber sie war wichtig, um den Eltern eine verläss-
liche Garantie zur Kinderbetreuung zu geben. - 
Danke. 

(Beifall beim Bündnis 90/Die Grünen) 
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Oberbürgermeister Jürgen Roters: Vielen 
Dank, Frau Jahn. - Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. Dann können wir zur Abstim-
mung kommen. 

Wir stimmen zuerst über den Änderungsantrag 
der FDP ab. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich 
um das Handzeichen. - Das ist die Fraktion der 
FDP. Wer enthält sich? - Keine Enthaltungen. 
Damit abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag von SPD und Grünen. Wer gegen 
diesen Antrag ist, bitte ich um das Handzei-
chen. - Wer enthält sich? - Damit einstimmig an-
genommen. 

Wir müssen noch die Vorlage in der jetzt geän-
derten Fassung beschließen. Wer gegen diese 
Vorlage in der geänderten Fassung ist, bitte ich 
um das Handzeichen. - Wer enthält sich? - Damit 
einstimmig angenommen. 

(Beifall) 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 10.33: 

10.33 Ausbau der Qualität im Offenen Ganz-
tag im Bereich kultureller Bildung - Mit-
telfreigabe 2011 

 4127/2011 

Dieser Punkt wurde zugesetzt, um eine DE zu 
vermeiden. Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das 
ist nicht der Fall. Dann können wir abstimmen. 
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit so 
einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 12: 

12 Bauleitpläne - Anregungen / Satzungen 

Zu Tagesordnungspunkt 12.1: 

12.1 Beschluss über Stellungnahmen, Ände-
rung sowie Satzungsbeschluss betref-
fend den Bebauungsplan-Entwurf 
5946/02 

 Arbeitstitel: Öffentlich zugängliche 
Golfanlage Widdersdorf in Köln-
Widdersdorf und -Bocklemünd/Menge-
nich 

 2219/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Das ist nicht der 
Fall. Wer ist dagegen? - Dagegen sind die Frak-
tionen Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke, pro 
Köln sowie Herr Zimmermann. Wer enthält 
sich? - Keine Enthaltungen. Damit ist das so an-
genommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 12.3: 

12.3 Beschluss über die Änderung sowie 
Satzungsbeschluss betreffend den Be-
bauungsplan-Entwurf (vorhabenbezo-
gener Bebauungsplan) 61544/02 

 Arbeitstitel: Thujaweg in Köln-
Volkhoven/Weiler 

 3126/2011 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Damit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 12.4: 

12.4 Satzungsbeschluss betreffend den Be-
bauungsplan 65454/05 

 Arbeitstitel: Genter Straße in Köln-
Neustadt/ Nord 

 3559/2011 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Kei-
ne. Enthaltungen? - Keine. Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 12.5: 

12.5 Beschluss über die Aufstellung eines 
Bebauungsplans 

 Arbeitstitel: Godorfer Hafen in Köln-
Godorf 

 0295/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Keine Wortmel-
dungen. Wer ist dagegen? - Dagegen sind die 
die FDP, pro Köln, Bündnis 90/Die Grünen, die 
Linke und Herr Zimmermann. Wer enthält sich? - 
Keine Enthaltungen. Damit so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf: 

13 Bauleitpläne - Aufhebung von Bebau-
ungs- / Durchführungs- / Fluchtlinien-
plänen 

Zu Tagesordnungspunkt 13.1: 

13.1 Aufhebung des Bebauungsplans Nr. 
70389/02 (1204) 

 - Satzungsbeschluss - 
 Arbeitstitel: Eygelshovener Straße in 

Köln-Rodenkirchen 
 2901/2011 

Das ist eine direkte Ratsvorlage. Gibt es dazu 
Wortmeldungen? - Ich sehe, das ist nicht der 
Fall. Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - An-
genommen. 

Jetzt kommen wir zu Tagesordnungspunkt 14: 

14 Erlass von Veränderungssperren 

Zu Tagesordnungspunkt 14.1: 
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14.1 Satzung über eine Veränderungssperre 
für einen Teilbereich der Ortslage in 
Köln-Ehrenfeld 

 Arbeitstitel: Ehrenfeldgürtel/nordöstlich 
Venloer Straße in Köln-Ehrenfeld 

 2309/2011 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Ge-
genstimmen bei der FDP. Ansonsten angenom-
men. 

Zu Tagesordnungspunkt 14.2: 

14.2 Satzung über eine Veränderungssperre 
für einen Teilbereich der Ortslage in 
Köln-Esch/Auweiler 

 Arbeitstitel: Griesberger Straße in Köln-
Esch/ Auweiler 

 2932/2011 

Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Dann so 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 14.3: 

14.3 Satzung über eine Veränderungssperre 
für einen Teilbereich der Ortslage in 
Köln-Bickendorf 

 Arbeitstitel: Gewerbegebiet Wilhelm-
Mauser-Straße/Vogelsanger Straße in 
Köln-Bickendorf, 3. Änderung 

 2962/2011 

Wer ist dagegen? - Gegen die Stimmen der FDP. 
Wer enthält sich? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 14.4: 

14.4 Satzung über eine Verlängerung der 
Veränderungssperre für einen Teilbe-
reich der Ortslage in Köln-Altstadt/Süd 

 Arbeitstitel: Ulrichgasse in Köln-
Altstadt/Süd 

 2024/2011 

Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Damit 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 14.5: 

14.5 Satzung über eine Veränderungssperre 
für einen Teilbereich der Ortslage in 
Köln-Altstadt/ Nord 

 Arbeitstitel: Brandenburger Straße, Er-
weiterungsfläche in Köln-Altstadt/Nord 

 1937/2011 

Wer ist dagegen? - Gegen die Stimmen der FDP. 
Enthaltungen? - Keine Enthaltungen. So ange-
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 16: 

16 KAG-Satzungen - Erschließungsbei-
tragssatzungen 

Zu Tagesordnungspunkt 16.1: 

16.1 218. Satzung über die Festlegungen 
gemäß § 8 der Satzung der Stadt Köln 
vom 28. Februar 2005 über die Erhe-
bung von Beiträgen nach § 8 Abs. 1 
Satz 2 KAG NRW für straßenbauliche 
Maßnahmen 

 1928/2011 

Wortmeldungen? - Keine. Gegenstimmen? - Ge-
gen die Stimmen der Fraktion pro Köln. Enthal-
tungen? - Keine. Angenommen. 

Jetzt kommen wir zu Tagesordnungspunkt 17: 

17 Wahlen 

Zu Tagesordnungspunkt 17.2: 

17.2 Antrag der CDU-Fraktion betreffend 
„Neuwahl eines sachkundigen Einwoh-
ners für den Ausschuss Anregungen 
und Beschwerden“ 

 AN/1737/2011 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Wer ist dage-
gen? - Wer enthält sich? - Angenommen. 

Jetzt folgen eine ganze Reihe von Abstimmun-
gen, die mit der Wahl von Herrn Dr. Unna ver-
bunden sind. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.3: 

17.3 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

 hier: Mitglied für den Integrationsrat 
 AN/1776/2011 

Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ange-
nommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.4: 

17.4 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

 hier: Kuratorium, Stiftung Dr. Dorma-
gen-Guffanti 

 AN/1778/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.5: 

17.5 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

 hier: Deputation der Guilleaume-Stiftung 
St. Antoniusheim 

 AN/1779/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 
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Zu Tagesordnungspunkt 17.6: 

17.6 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

 hier: Mitglied für den Ausschuss Sozia-
les und Senioren 

 AN/1780/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.7: 

17.7 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

 hier: Mitglied für den Ausschuss Schule 
und Weiterbildung 

 AN/1781/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.8: 

17.8 Antrag der SPD-Fraktion 
 hier: Wahl einer Vertreterin in den Beirat 

der JVA Köln 
 AN/1783/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.9: 

17.9 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

 hier: Mitglied für den Aufsichtsrat SBK 
Sozialbetriebe Köln gGmbH 

 AN/1813/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.10: 

17.10 Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen 

 hier: Jugendhilfeausschuss, Benen-
nung eines Sachkundigen Einwohners 

 AN/1814/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.11: 

17.11 Antrag der FDP-Fraktion 
 hier: Benennung eines Sachkundigen 

Einwohners im Ausschuss für Allge-
meine Verwaltung und Rechtsfragen, 
Vergabe und Internationales 

 AN/1841/2011 

Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Angenom-
men. 

Zu Tagesordnungspunkt 17.12: 

17.12 Antrag der FDP-Fraktion 

 hier: Benennung eines Sachkundigen 
Einwohners im Ausschuss für Schule 
und Weiterbildung 

 AN/1842/2011 

Wer ist dagegen? - Enthaltungen? - Angenom-
men. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 18: 

18 Genehmigung von Dringlichkeitsent-
scheidungen gemäß § 60 Abs. 1 Satz 3 
der Gemeindeordnung des Landes 
Nordrhein-Westfalen 

Zu Tagesordnungspunkt 18.1: 

18.1 Bedarfsfeststellungsbeschluss Marken-
prozess für Köln 

 2642/2011/1 

Gibt es dazu Wortmeldungen? - Wer ist gegen 
die Dringlichkeitsentscheidung in der Fassung 
des Hauptausschusses? - Dagegen sind die 
Fraktion pro Köln und die Fraktion Die Linke. 
Wer enthält sich? - Damit angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.2: 

18.2 Regionale 2010 - RegioGrün / Portal Gut 
Leidenhausen 

 hier: Baubeschluss und Freigabe von 
investiven Zahlungsermächtigungen 

 2876/2011 

Gibt es Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Damit 
angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.3: 

18.3 Kulturelle Bildung im Ganztag - Mittel-
freigabe 2011 

 2977/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.4: 

18.4 Renovierungsprogramm Museen und 
Kulturbauten - Ausführung dringender 
Renovierungsmaßnahmen 

 2981/2011 

Dagegen? - Gegenstimmen bei der Fraktion pro 
Köln. Enthaltungen? - Keine. Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.5: 

18.5 Beschluss über die Aufstellung eines 
Bebauungsplans 

 Arbeitstitel: Max-Wallraf-Straße in Köln-
Braunsfeld 

 3131/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 
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Zu Tagesordnungspunkt 18.7: 

18.7 Überplanmäßige Aufwendungen im Teil-
plan 1201 - Straßen, Wege, Plätze für 
das Haushaltsjahr 2011 

 3218/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.8: 

18.8 Einrichtung des „Kompetenzzentrums 
Frau und Beruf“ und Umsetzung der 
„Initiative zur Fachkräftesicherung in 
NRW" 

 3423/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.9: 

18.9 Abschluss eines Sponsoringvertrages 
mit der RheinEnergie AG Köln zur Un-
terstützung der Sonderausstellung 
„Glanz und Größe des Mittelalters, Köl-
ner Meisterwerke aus den großen 
Sammlungen der Welt“ des Museums 
Schnütgen 

 3514/2011 

Dagegen? - Enthaltungen? - Angenommen. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.10: 

18.10 Optimierung des Winterdienstes in 
Köln 

 2865/2011 

(Jörg Detjen [Die Linke.Köln]: Wie AVR!) 

Abstimmung, wie AVR. Dieser Punkt ist als Ge-
nehmigung einer Dringlichkeitsentscheidung auf-
geführt. Das ist richtig. Tatsächlich hat bei dieser 
Vorlage aber der Hauptausschuss keine Dring-
lichkeitsentscheidung getroffen, sondern die Ent-
scheidung in der Sache für den ersten Absatz 
der Vorlage an den AVR überwiesen. Dieser hat 
dazu in der Sitzung am 19. September einstim-
mig einen inhaltlichen Beschluss gefasst, der der 
Vorlage als Anlage 5 beigefügt ist. Ich bitte nun 
den Rat, diesen Beschluss des AVR noch einmal 
zu bestätigen. 

Wer ist dagegen? - Das ist die Fraktion pro Köln. 
Wer enthält sich? - Damit haben wir abgestimmt 
und den Prüfauftrag entsprechend genehmigt. 

Zu Tagesordnungspunkt 18.11: 

18.11 2. Satzung zur Änderung der Satzung 
über die Erhebung von Gebühren und 
Kostenersatz für die Leistungen der 
Berufsfeuerwehr und der Freiwilligen 
Feuerwehr der Stadt Köln (Feuer-

wehrsatzung) in der Fassung vom 
12.03.2008 

 3515/2011 

Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Ange-
nommen. 

Damit ist der öffentliche Teil der Ratssitzung be-
endet. 

(Schluss: 22.16 Uhr) 


